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PROKLA-Redaktion 
Editorial 
Die Macht des Wissens 


Zwischen der berühmten rationalistischen Formel Descartes’ »Cogito ergo sum« und 
dem weniger berühmten, dafür aber praktisch um so wichtigeren und seinerzeit nicht 
wenig bejubelten Hohnspruch des Ralph Waldo Emerson » Viel Wissen bereitet Kopf- 
weh« liegen zwei Jahrhunderte und verschiedene Welten. Angesichts der Nachtmare, 
die uns die rationalistische Vernunft beschert, mit der sich die moderne Zivilisation 
— dem Imperativ Francis Bacons gehorchend — der Natur bemächtigt hat, fordert Gün- 
ther Anders Descartes noch einmal fast zwei Jahrhunderte später auf, sein »Haupt zu 
verhüllen«, wenn »Selbst-sein« nur noch im Zurückbleiben — hinter dem Fortschritt 
des Wissens, der Naturbeherrschung nämlich — möglich ist. Identität in und durch ra- 
tionalistische Naturbeherrschung, oder Selbst-sein in Selbstbescheidung? Oder viel- 
leicht beides. Das Land, in dem Emersons Wort breite Zustimmung finden konnte, ist 
auch heute nicht um Antworten auf die Frage verlegen: Man weiß, wie Raketen zum 
Mars geschickt werden können und deshalb tut man es. Doch man geht des Sonntags 
auch in die Kirche und schwört aufden lieben Gott im Himmel. Man weiß um die Gift- 
stoffe, die einem Menschen »auf humane Weise« ein Ende bereiten, und deshalb nutzt 
man die Gaskammer. Man weiß um die ökologischen Folgen der automobilen Gesell- 
schaft, um die Folgen des Eintrags von Kohlenstoffen in die Erdatmosphäre. Doch 
man sorgt sich um die japanische Autokonkurrenz und ist stolz darauf, ganze Städte 
inklusive Motels und drive-in fast-food stations zu »no-smoking areas« deklariert zu 
haben. Nichtraucher ertragen den blauen Smogdunst über den Städten besser. Wissen 
und Wissenschaft lösen also allenfalls einzelne, rationalistisch isolierte Probleme. Es 
sind Problemchen angesichts der wissenschaftlich vorbereiteten technischen Reich- 
weite menschlichen Handelns und der dadurch produzierten Gefährdungslagen der 
menschlichen Existenz; das Wissen darum bereitet Kopfweh. Nicht-Wissen kann 
entlastend sein. 

Doch so weit istes mit dem Wissen um die Gesellschaft, um die Natur ja gar nicht her. 
Millionen von Wissenschaftlern sind in der wissenschaftlich-technischen Zivilisation 
Tag und Nacht damit beschäftigt, immer neues Wissen zu produzieren, ihre Produkte 
zu distribuieren und die Produkte anderer zu konsumieren. Das positivistische Wis- 
senschaftsideal treibt sie dazu, entweder mit inkrementalem Wissenszuwachs das 
Wissen um unsere Natur und Gesellschaft und daher die Prognostizierbarkeit von Er- 
eignissen (die Analyse ist die nachträgliche Prognose) immer weiter zu vervollstän- 
digen oder unsere wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse zu falsifizieren, durch 
neue zu ersetzen und andere Interpretationsmuster, Theorien, vorzulegen. Nach den 
Regeln des Wissenschaftsprozesses wird also Einzelwissen vervollständigt, erweitert 


und vertieft. Aber das Wissen um den Zusammenhang kann dabei durchaus auf der 
Strecke bleiben. 

Ein Chemiker führte in einem Begutachtungsverfahren (anläßlich der Genehmigung 
einer Müllverbrennungsanlage) einmal aus: Stellen Sie sich vor, Sie gehen in einen 
großen dunklen Raum mit schwarzen Wänden und haben eine kleine Taschenlampe, 
die nur, da Reflexionen wegen der Schwärze des Raums nicht auftreten, Punkte an 
Wänden und Decken erhellt. Jedesmal wenn sie irgendwo hinleuchten, sehen Sie For- 
meln, manchmal bereits bekannte, aber auch viele neue. Aber es ist Ihnen nicht mög- 
lich, das gesamte Formelwerk zu erkennen. Jedesmal, wenn Sie glauben, mehr Wis- 
sen um chemische Zusammenhänge erworben zu haben, wissen Sie, wie wenig Sie 
wissen. Ihr Nichtwissen wächstmitihrem Wissen. - Dieser Chemiker hatte jedenfalls 
noch einen Begriff davon, daß sein fundiertes Einzelwissen Insel in einem Meer des 
Nicht-Wissens, des Nicht-Kennens ist, daß also iechnische Lösungen auf der Grund- 
lage des Einzelwissens ein Problem nicht lösen können, dessen Komplexität viel- 
leicht erahnt, aber nicht bekannt ist. Vielleicht erzeugen sogar technische (in diesem 
Fall umwelttechnische) Lösungen neue, schwerwiegendere Probleme. Vielleicht ist 
die Wissenschaft (einschließlich der Institutionen, in denen Wissenschaft arbeitstei- 
lig betrieben wird) selbst ein Teil des zu lösenden Problems, ohne davon zu wissen. 
Darauf geht Egon Becker in seinem Beitrag zu unserem Thema ausführlich ein. 
Die Dürftigkeit unseres Wissens akkumuliert sich in Bibliotheken, die den Anschein 
des gesammelten und gesicherten Wissens bieten und den Bibliotheksbesucher in 
Ehrfurcht vor der Ehrwürdigkeit der vielen Bände halten. Elias Canetti läßt in seinem 
Roman »Die Blendung« den derangierten Prof. Kien die Bibliothek, von deren Nut- 
zung er durch privates Mißgeschick ausgeschlossen worden ist, symbolisch in seiner 
Aktentasche mitschleppen, ein hoffnungsloses und lächerliches Unterfangen, denn 
das Bibliothekswissen paßt in keinen einzelnen Kopf und in keine Aktentasche. In 
Umberto Ecos Roman »Der Name der Rose« wacht der greise und blinde Jorge über 
den Zugang zum Wissen -und zur Heiterkeit, die in den Schriften der Bibliothek ihren 
Ort haben. Wissen wird monopolisiert und »fröhliche Wissenschaft«, die den Geist 
anregt und die Fantasie entfesselt, wird unter der Herrschaft des Griesgrams in trau- 
rige Repetierarbeit verwandelt. 

Eine moderne Maßnahme zweifelsohne. Ein Mitglied der tschechoslowakischen 
Akademieder Wissenschaft rühmte einst, vorderWende von 1989, das große Trotzki- 
Archiv in Prag. Jeder habe Zugang, natürlich mit Ausnahme derjenigen, die kein rein 
wissenschaftliches Interesse an Trotzkis Schriften nachweisen können. In Prag durfte 
also noch nicht einmal im großen schwarzen Raum die Taschenlampe ohne Geneh- 
migung angemacht werden. Politische Interessiertheit bei wissenschaftlicher Arbeit 
ist strengstens untersagt. Der Index, mit dem der Papst jahrhundertelang die Verbrei- 
tung und Produktion von Wissen steuerte, lebt; die »Giftschränke«, in denen - in 
Schulen zumeist - Jugendliche gefährdendes (zumeist Sexual-) Wissen weggeschlos- 
sen wird, gibt es immer noch. Die Monopolisierung des Wissens durch Zugangsbar- 
rieren hateine lange Geschichte und der Kampf dagegen auch. Eristein Kernbestand- 
teil der Ziele einer jeden Demokratiebewegung, überall auf der Welt. 
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Die Gewißheit der alten Arbeiterbewegung, daß Wissen Macht sei, hat seit Jahrzehn- 
ten Qualifizierungsoffensiven beflügelt. Wenn mit dem Wissen aber zugleich Unwis- 
sen produziert wird, ist Ohnmacht die Kehrseite der Medaille. Wissen wird in den öko- 
nomischen Produktions- und gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß inkorporiert 
und dieser dadurch effizienter gemacht. Aber Machterwächst dem einzelnen oder der 
Arbeiterbewegung daraus nicht, wenn doch nur das Rädchen im technokratischen 
System qualifiziert wird. Mit dem Wissen bilden sich keine geschichtlichen Subjekte 
mehr, wenn die Technik das Subjekt der Geschichte ist. Oder hat gegenüber diesem 
humanistischen Pessimismus Bertolt Brecht Recht: Wie könnte einer, der seine Lage 
erkennt, aufzuhalten sein? In Bibliotheken verstaubtes Wissen, in die Technostruktur 
eingeschriebenes Wissen gegen lebendiges Wissen, heitere Wissenschaft und kriti- 
sche Interdisziplinarität... 

In der Studentenbewegung der späten 60er und frühen 70er Jahre war es selbstver- 
ständlich, zwischen emanzipatorischem und technokratischem Wissen zu unterschei- 
den. Der rationalistischen Verkommenheit in der Form von Technokratie und Büro- 
kratie wurde die Emphase von Aufklärung und Kritik entgegengehalten; ein Wissen, 
das gar nicht beanspruchen wollte, alle Kausalbeziehungen an der schwarzen Wand 
im schwarzen Raum zu kennen, und dennoch ein Ziel hatte: Emanzipation der Men- 
schen aus allen gesellschaftlichen Zwängen, aus denen der Kapitalverwertung und 
des Patriarchats, aus den autoritären Verhältnissen und muffigen Konventionen. Die- 
se Zwänge zu durchschauen, in kritischer Wissenschaft theoretisch zu bearbeiten, ist 
das Ziel, und wird das Ziel ernstgenommen, muß es praktisch realisiert werden. Aber 
wer soll dies schaffen, wenn die Theorie erst die Massen ergreifen muß, um zur mate- 
riellen, zurpraktischen Gewalt zu werden? Was passiert mit dem Wissen, mit dem auf- 
klärerischen Anspruch und mit dem Programm der Kritik, wenn das »kalte Bad« der 
Praxis lähmend wirkt? Das Schicksal der »Rekonstruktion der Kritik der politischen 
Ökonomie« jener Jahre legt Zeugnis ab: nachdem die Zähne ausgebissen sind, wird 
nur noch am weichen Stoff herumgelümmelt oder mit harten Prothesen (den harten 
Methoden, die jede Wissenschaftsdisziplin ihr eigen nennt) der Stoff wissenschafts- 
geeignet nach den Regeln der Kunst prozessiert. Die Vereinigung von Theorie und 
Praxis, das ist das Ideal einer Gesellschaft, in der Wissenschaft und Politik nicht ge- 
trennt, nicht funktionell ausdifferenziert sind. In kapitalistischen Gesellschaften frei- 
lich wird die Wissenschaft zu einem Bereich der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, zu 
einem »Subsystem«. Der Wahrheitstest von Theorie, von Wissenschaft erfolgt nicht 
durch die Praxis, sondern durch die innerwissenschaftlich kommunizierten Regeln 
der Relationierung von Theorie und Realität durch den (die) Wissenschaftlerinnen. 
Die »scientific community« entwickelt ihre eigenen Gesetze, ihre Mitglieder den 
Wissenschaftlerhabitus, und dazu gehört es, nicht emanzipatorische Theorie und ge- 
sellschaftsverändernde Praxis zu vereinigen, sondern durch wissenschaftliche Bera- 
tung für die Verbesserung im einzelnen Sorge zu tragen. Wir sind wieder am Anfang: 
Nicht auf das Ganze zielt der Prozeß von Wissensproduktion, sondern auf Einzelhei- 
ten, die noch nicht einmal summiert das Ganze ergeben, da sich das Puzzle immer neu 
zusammensetzt. 
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Eine Gesellschaft bringt das Wissen hervor, das sie in historischer Raum-Zeit be- 
nötigt. Teile des Wissens existieren, sie sind gesichert, zum Teil muß es arbeitsteilig 
ım Forschungsprozeß produziert werden und dann verteilt es sich osmotisch dahin, 
wo es benötigt wird. Nicht jeder kann, nicht jeder muß alles wissen. Aber wie ist der 
Selektionsprozeß von Wissen organisiert? Wenn Wissen Macht ist, kann umgekehrt 
auch Macht die Produktion und Verteilung von Wissen lenken. Der Zugang zu Biblio- 
theken (oder Datenbänken), den Speicherhäusern des menschlichen Wissens, wird 
monopolisiert. Die Regelung des Zugangs zu den Qualifizierungsanstalten resultiert 
in Bevorteilungen und Benachteiligungen. Die Verteilung von Geld für Forschung ist 
ein potenter Filtermechanismus der Wissensproduktion. Da die Ressourcen immer 
knapp sind und da Überlebensfähigkeit wissenschaftlicher Institutionen und die Re- 
putation der Wissenschaftler von der »Einwerbung von Drittmitteln« abhängen, reis- 
sen sich die harmlosen Mitglieder der scientific community wie die Hyänen um die 
von Forschungsförderungseinrichtungen hingeworfenen Brocken. Im survival forthe 
fittest obsiegt in der Regel der mainstream einer wissenschaftlichen Vereinigung, das 
internationale Zitatenkartell, der flying circle der paper givers internationaler wissen- 
schaftlicher Konferenzen, die selbsternannte »Schule« mit ihren Meistern und Schü- 
lern. Die osmotische Verteilung kann abgenabelt werden, ganze Branchen einer Ge- 
sellschaft können dann verdorren, Gesellschaften in Stagnation übergehen, so nicht 
nur geschehen in der DDR. In der BRD liegen die Verhältnisse ganz ähnlich. 

Die Erhaltung des Wissens setzt bereits die permanente Reproduktion voraus. Wissen 
kann in Bibliotheken und Computern gespeichert werden, aber damit es »lebendiges 
Wissen« ist und bleibt, muß es permanent angeeignet werden. Menschen vergessen, 
wenn sie ihr Wissen nicht gebrauchen und wenn sie es nicht permanent erneuern, aus- 
tauschen und dabei erweitern. Lernen ist die Kehrseite des Vergessens und umge- 
kehrt; das Alte kann nicht bewahrt werden, wenn nicht Neues hinzugefügt wird-und 
wieder umgekehrt. Gesellschaften, die falsche Filter der Wissensproduktion und 
-verteilung, intergenerativ ebenso wie intragenerativ, setzen, Können scheitern, auch 
wenn sie der Rationalität verpflichtet sind und für Bildung und Forschung und Wis- 
senschaft massenhaft Ressourcen bereitstellen. 

Daß sich Gesellschaften auf dem Weltmarkt vergleichen, und daß dabei die Produk- 
tivkraft der Arbeit entscheidendes Kriterium ist, zeigt die Geschichte der Weltmarkt- 
konkurrenz. Jedes wissenschaftliche Gutachten ökonomischer Beratungsgremien 
legt heute davon Zeugnis ab. Wissenschaft und Technik und Qualifikation sind un- 
bestritten die wichtigsten Ingredienzen in der Mischung materieller Faktoren und so- 
zialer Organisation, deren ökonomisches Resultat in der simplen Relation von Wert- 
schöpfung und Arbeitseinsatz zusammengefaßt wird. Effizienz und deren Steigerung 
ist die Zivilvorgabe und diese bemißt sich an den Regeln instrumenteller Rationalität, 
die auch der Logik okzidental-rationaler Wissenschaft unterliegt. Eine identische Lo- 
gik zweier eigentlich höchst unterschiedlicher Systeme, deren Medien — mit Luh- 
mann - einmal das Geld, das andere Mal die Wahrheit sind. Aber bereits Marx hat ın 
seiner Kritik Hegels die Logik als das »Geld des Geistes« (R. Wolfgang Müller ver- 
weist auch auf den Roman »Geld und Geist, oder die Versöhnung« von Jeremias Gott- 
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heif) identifiziert. Aus der Strukturanalogie zwischen den Rationalprinzipien von 
Wirtschaft und Wissenschaft folgt aber, daß erstens mit Geld auch Geisterworben und 
zweitens doch Geist bzw. Wissen nach und nach akkumuliert werden kann, um in 
Geld umgesetzt zu werden. Und weiter: Mit Geld können Einzelteile von Wissen um 
eine Sache oder um einen Prozeß, um einen funktionalen bzw. kausalen Zusammen- 
hang erworben werden, um dann mit dem »Geld des Geistes« vervollständigt zu wer- 
den. Zum Beispiel werden Wissensteile (Patente) gekauft und dann weiterentwickelt: 
geklontes Wissen, manchmal auf der Grundlage von geklautem Wissen. Auf dem 
Weltmarkt keine unbekannte Erscheinung mehr. Wichtiger aber dürfte sein, daß Wis- 
sen wie Geld in Teile zerlegt und wieder aufeinandergehäuft werden können. Das ist 
die Bedingung für die zu Beginn erwähnte Zerfällung eines kritisch-interdisziplinä- 
ren Wissens um den »Totalitätszusammenhang« in Spezialwissen um Teilbereiche 
von Gesellschaft oder Natur. 
Als Teilsystem in arbeitsteiliger Gesellschaft sind Wissenschaft und Bildung in erster 
Linie staatlich organisiert, jedenfalls in den meisten Ländern der Erde Wissenschaft 
und Bildung gehören, wie Althusser und nach ihm eine ganze Generation von »Euro- 
kommunisten« unterstrichen, zu den ideologischen Staatsapparaten. Offenbar hat die 
Zugehörigkeit dazu sozialisierende Wirkung, die dann fruchtbar wird, wenn die im 
Bildungssystem Qualifizierten und die im Wissenschaftssystem Arbeitenden für die 
»repressiven Staatsapparate« eingesetzt werden. Die Kinder von Ravensburg wußten 
davon 1811 anläßlich einer Preisverleihung ein Lied zu singen, das Enzensberger in 
seinem »Lob des Analphabetentums« zitiert: 

»Daß wir uns der Tugend weih’n, 

Und so mancher Kenntnis freu’n, 

Danken wir der Schul’ allein; 

Laßt uns ewig dankbar sein. 

Heil dem König, Heil dem Staat, 

Wo man gute Schulen hat!« 
Hier geraten Wissen und Macht tatsächlich zusammen und nur selten aneinander. 
Wissenschaftlich angeleitete Politik, wissenschaftlich begründete Regeln bürokra- 
tischer Administration sind um vieles effizienter als Politik und Bürokratie, die auf 
Wissenschaft verzichten. Nicht daß sie dann ohne Wissen wären, aber das wissen- 
schaftlich gesicherte Wissen ist nicht nur quantitativ umfänglicher sondern auch 
qualitativ besser: es kann nicht-absichtgeleitete Nebenwirkungen absichtgeleiteten 
Handelns kalkulieren und es wird den legitimatorischen Bedürfnissen, die jedes po- 
litische Handeln provoziert, Rechnung tragen: die Legitimation liegt bereits im Ver- 
fahren wissenschaftlicher Herangehensweise. Frei von Interessen werden Optionen 
freigelegt, die die Rahmenbedingungen, die »Sachzwänge« lassen. Wissenschaft ist 
neutral, Rationalität und Wahrheit sind ihre Medien und Standards, eine Rationalität 
und Wahrheit, der auch alle anderen nicht-wissenschaftlichen Mitglieder der Gesell- 
schaft verpflichtet sind. Wissenschaft hat und sie vermittelt Autorität. 
Natürlich kan sie dies nur so lange, wie sie sich nicht auf die eine oder andere Weise 
desavouiert: durch analytische Fehler, durch explikatives (theoretisches) Unvermö- 
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gen, durch moralischen Bankrott. Zumeist kommt alles zusammen: Die Analysen 
stimmen nichtmit den tatsächlichen Ereignissen überein, die Theorien erklären nichts 
mehr oder setzen auf falsche Fährten und die Wissenschaftler geben sich für die frag- 
würdigsten Geschäfte her. Dies hat kaum etwas mit den Bedingungen und Regeln wis- 
senschaftlichen Arbeitens zu tun, sehr viel aber damit, daß Wissenschaft und Wissen- 
schaftler von der Gesellschaft, in der sie leben, beeinflußt sind, jaKorrumpiert werden 
können. Der Ausbruch aus einem wissenschaftlichen Paradigma, oder auch nur der 
Rückzug aus einer »Scientific community«, Kann dann häufig nichts weniger sein, als 
der Übergang zur Kritik an der jeweiligen Gesellschaft. Wissensrevolutionen ohne 
praktische und theoretische Kritik an der Gesellschaft gibt es nicht. 


Hermann Pfütze 
Zur soziologischen Produktion des Nichtwissens” 
— von der Gesellschaftstheorie zum Katastrophenwissen — 


Zusammenfessung: Zum Glück leidet auch die Soziologie an dem Bewußtsein, 
schwächer zu sein als ihr Gegenstand. Die Unerforschlichkeit der Gesellschaft, ihre 
weder plan- noch steuerbaren Wege und Umwege der Vergesellschaftung, zwingen 
die Soziologie zu stetiger Selbstreflexion. Jemehr Wissen indes über die Gefahren und 
Zerstörungen der globalen Risikogesellschaft produziert wird, desto schwieriger 
wird nicht nur eine Theorie davon, sondern um so größer auch der Wunsch, wissens- 
mäßig stärker zu sein als der Gegenstand — sozusagen für alle Fälle alles im Daten- 
speicher zu haben. Je mehr Wissen die Soziologie produziert, desto weniger weiß sie 
freilich die Rettung: Wie die Gesellschaft sich nicht zerstört, ist nicht zu sagen. D.h., 
die Gesellschaft selbst ist theoretisch und nicht nur Gegenstand von Theorien. Das für 
die Soziologie konstitutive Verhältnis zwischen Wissensproduktion und der Fähigkeit, 
Gewißheiten fahren zu lassen, wird im folgenden ein wenig erörtert. 


1. 

Der »Paradigmenwechsel« in den soziologischen Modernisierungstheorien z.B. von 
derklassentheoretisch fundierten Kapitalismuskritik der 60er Jahre zur gefahrentheo- 
retisch fundierten Handlungstheorie der 80er ist, wissenssoziologisch gesehen, nicht 
nur ein Umsatteln vom Gedenken dessen, was passiert ist, auf den Gedanken an das, 
was nicht passieren darf. Sondern er ist auch ein Stück weit Verlust der Kritik zugun- 
sten der Affirmation. Nicht der Kapitalismus hat abgewirtschaftet, sondern die Hoff- 
nung, ihn zu widerlegen. Mithin ist es weniger nötig zu erklären, warum der Kapi- 
talismus weltweit erfolgreich ist, als vielmehr zu wissen, womit man rechnen muß. 
Die Rede von »Gefahrenlagen« statt von Klassenlagen Kann freilich nicht davon ab- 
sehen, daß das Leben der ärmeren Klassen nach wie vor größeren Gefahren ausgesetzt 
ist, weil ihr Gefährdungswissen geringer ist und die Möglichkeiten, ungefährlicher zu 
leben, für sie zu teuer sind. 

Auch die Soziologie leidet an der »Gebrechlichkeit der sogenannten Humanwissen- 
schaften«, die Roland Barthes so erklärt: 


»... es sind Wissenschaften vom Nichtvorhersehbaren (daher die Enttäuschungen und das taxonomische 
Unbehagen der Ökonomie) — wodurch die Vorstellung von Wissenschaft unmittelbar beeinträchtigt wird; 
selbst die Wissenschaft von den Begierden, die Psychoanalyse, wird unweigerlich eines Tages sterben, ... 
denn die Begierde ist stärker als ihre Interpretation«. (Barthes 1980, S. 43) 

Das heißt nicht, daß es eines Tages keine Wissenschaft mehr geben werde, die sich 
mitden Begierden -oder mit dem Kapitalismus—beschäftigt; esmuß nurnicht immer 


* Überarbeitete Fassung eines Vortrags auf dem Soziologentag in Zürich 1988 
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die Psychoanalyse — oder die Ökonomie -- sein. Wer weiß, ob die sog. Humanwissen- 
schaften nicht wieder abgelöst werden von einer neuen, inhumanen Trias der Kör- 
per-, Glaubens- und Gesetzeswissenschaften? Das darf zwar nicht passieren, aber 
man kann es nicht wissen. Der Impuls, dies zu verhindern, artikuliert sich vielleicht 
in sog. Handlungstheorien, aber denen mangelt es aus diesem teleologischen Grund 
an Theorie (vgl. Schnädelbach 1989, S. 20 f.). 

Die Gebrechlichkeit der Soziologie liegt an den prinzipiell nicht vorhesehbaren, we- 
der plan- noch steuerbaren Wegen und Umwegen der Vergesellschaftung. Die Gesell- 
schaft in der DDR z.B. löst sich gegenwärtig nicht auf, sondern sie »weiß< noch nicht, 
wie sie sich neu vergesellschaftet, während sie es doch tut. Diese Unerforschlichkeit 
der Gesellschaft zwingt die Soziologie zu stetiger Selbstreflexion. Je mehr Wissen 
und Wissenserwerbstechnik die Sozialwissenschaften produzieren, desto schwieri- 
ger wird ollenbar die Theoriebildung. Der Wunsch z.B. Luhmanns, mit möglichst we- 
nig Empirie auszukommen, ist nicht nur verständlich, sondern auch theoriefreund- 
lich. Zwar gibt es Gesetzmäßigkeiten, auf die Theorie sich stützen kann, wie z.B. die 
kapitalistische Mehrwertproduktion oder die sozialen und psychischen Anpassungs- 
und Abwehrmechanismen. Aber sie funktionieren eben nicht, wie die Newtonsche 
Mechanik, immer gleich, sondern von Fall zu Fall und von Tag zu Tag verschieden. 
Das Kapital modernisiert zur Zeit seine Akkumulationsweisen drastisch und global; 
und die Gefühle im Umgang mit ökologischen Gefahren und mitnichtkapitalistischen 
Gesellschaftsversuchen waren vor zwanzig Jahren anders zusammengesetzt als 
heute. 

Auch die Soziologie lebt mithin von dem Bewußtsein, schwächer zu sein als ihr Ge- 
genstand. Sie kann auch gar nicht stärker sein — das wäre der schreckliche Fall voll- 
endeter Reduktion von Komplexität, der systematischen Auflösung des Sozialen in 
Letztelemente, software bits. 

. Nun neigen alle Wissenschaften dazu, das ist ihr Trieb, bis zum Kern oder auf den 
Grund ihrer Gegenstände erkennend vorzustoßen. In den Sprach- und Sozialwissen- 
schaften ist das zwar nicht so gefährlich wie in der Atomphysik und Biochemie; die 
Suche riach vermeintlichen Elementarteilchen führt aber auch hier zu Endstationen. 
Nicht nur in der Atom- und Zellkernforschung rührt die Erkenntnis des Ursprungs der 
Materie und des Lebens zugleich an ihr Ende. Auch z.B. in der Semiotik und Infor- 
matik ist Sprachlosigkeit das Ergebnis der Elementarisierung und Digitalisierung der 
Sprache. Und in der Soziologie führt z.B. Luhmanns Versuch, Handeln und Denken 
in kleinstmögliche Letztelemente zu zerlegen, damit in jedem Augenblick die Wahl 
auch eines anderen Anschlusses möglich sei, zur zwangsneurotischen Denkfigur des 
»stehenden Pfeils« (Fachinelli 1981): Jederzeit alles anhalten, zerlegen, rückgängig 
und ungeschehen machen zu können. Das Paradox des Zeno, daß der Pfeilnichtfliege, 
sondern in jedem Augenblick an einem fixen Punkt »stehe<, formuliert die Grundangst 
aller Wissenschaft, nämlich unterzugehen im Meer der Ungewißheiten ihrer Gegen- 
stände. Darum muß der Pfeil stehen. Sein Flug wird umdefiniert in eine unendliche 
Serie von Gewißheitstests. (Vgl. Luhmann 1984, S. 117; und Pfütze, 1987) 

In allem Unheil, das ihre Gegenstände anrichten, istes das Glück der Humanwissen- 
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schaften, daß sie schwächer sind: daß z.B. die Begierden stärker sind als die Psycho- 
analyse, daß der Verwertungstrieb des Kapitals als bloße Mehrwertrate sich nicht fas- 
sen läßt, daß soziales Leben nicht in seinen empirischen Daten aufgeht. Je mehr die 
Soziologie Wissen sammelt und produziert über die selbstzerstörerische Dynamik 
moderner Industriegesellschaften, je genauer die sog. Risikogesellschaft absehbar 
wird, desto weniger weiß sie die Rettung. Wie Gesellschaft sich nicht zerstört, istnicht 
vorhersehbar. Gerade die Zerstörungsprognosen zeichnen sich dadurch aus, daß sie 
so wahrscheinlich sind wie ihr Gegenteil. 

Die Gebrechlichkeit der Soziologie, ihre Beeinträchtigung durch die unberechenbare 
Stärke der Gesellschaft, ist freilich auch Antrieb ihrer »Paradigmenwechsek. 

Das Verhältnis zwischen dem Tempo der Paradigmenwechsel und Umfang und Qua- 
lität der Wissensproduktion folgt dabei einer sog. logistischen Kurve. D.J. de Solla 
Prices Untersuchungen des Wissenswachstums in den Naturwissenschaften während 
des 19. und 20. Jahrhunderts verdeutlichen, mutatis mutandis, auch das gegenwärti- 
ge Problem der Soziologie: soviel wie nie zuvor zu wissen über Gesellschaften, ohne 
ihnen theoretisch gewachsen zu sein. Sehr verkürzt gesagt, sieht der steile Teil der 
logistischen Kurve etwa so aus: In Zeiten exponentiellen Wachstums, etwa während 
eines Paradigmenwechsels, der von der ganzen Zunft mit Emphase und viel Produk- 
tion von Literatur und Forschungsmaterial mitgemacht wird, sind die Halbwertzeiten 
und Verfallsdaten des größten Teils dieses Wissens relativ kurz gemessen daran, wie 
häufig in welcher Zeit diese Literatur zitiert, diese Ergebnisse weiterverwendet wer- 
den. Die Kurve flacht daraufhin ab, sie nähert sich ihrer Sättigungsgrenze. — D.h. die- 
se Daten und Theorieversuche, z.B. heute über Katastrophenwissen und Handeln, 
haben zwar etwas gebracht, aber sie sind nicht generativ. Auch mit gesteigertem 
Forschungsaufwand und gegenseitigem Zitieren ist nicht viel Neues mehr über die 
Gesellschaft zu erfahren. Das Wissenswachstum erreicht die »Grenzgröße einer alt 
gewordenen Wissenschaft«, die Kurve flacht nach einer Weile hektischen Oszilierens 
ab (Solla Price 1974, S. 34 £.). 

Freilich gibt es theoretische Grundlagen und Begriffe auch in der Soziologie, die die 
Hektik dieses Wissensbetriebs unbeschadet überdauern und langfristig die Refle- 
xionskurve markieren, die die Wissenschaft zu ihrem Gegenstand einhält. 

Die logistische Kurve ist die des Risikowissens all’ dessen, was mit zünftigem Werk- 
zeug zu fassen ist; die Reflexionskurve markiert dagegen das Wissensrisiko, also das, 
was nie ganz zu fassen ist. Und das ist die Reflexion, ja der Denkzwang, den die 
Gesellschaft auf die Soziologie ausübt und nicht umgekehrt. 


2. 

Seit Tönnies (1887) ist »Gesellschaft« der theoretische Grundbegriff der Soziologie, 
und es liegt nahe zu fragen, wie er heute verhandelt wird. Tönnies begreift, um ein 
populäres Mißverständnis auszuräumen, Gesellschaft nicht als Pendant oder Resultat 
der Gemeinschaft, sondern er spricht von Gesellschaft stets um der Gesellschaft wil- 
len und von Gemeinschaft um der Gemeinschaft willen. Das ist zu betonen z. B. ge- 


Zur soziologischen Produktion des Nichtwissens 11 


gen Max Webers Frage, wann ein Handeln individuell sei und wann sozial, diejanach 
wie vor anfällig ist gegen jenes antigesellschaftliche Ressentiment, daß soziales Han- 
dein die Gemeinschaft fördere gegen den gesellschaftlichen Individualismus. Tön- 
nies’ Gesellschaftsbegriff ist auch zu betonen z.B. gegen Mannheims Versuch einer 
Genealogie sozialer »Verhaltungsweisen« vom Finden übers Erfinden zum Planen — 
als ob>Gesellschaft«ein Zustand sei ineinerprinzipiellnicht-gesellschaftlich verstan- 
denen Menschheitsgeschichte. 

Tönnies dagegen geht der synthetischen Kraft der sozialen Fakten nach, die nicht a 
priori >positiv< sind, sondern selbst schon reflexiv, also als soziale Fakten immer auch 
Negationen ihrer empirischen Phänomenologie. Gerade weil das Ganze, wie er sagt, 
die Teile belebt, sind sie nicht in ıhm aufgehoben. »Denn Gesellschaft ist nichts als 
die abstrakte Vernunft — insofern dieselbe zu wollen und wirken gedacht wird.« 
(Tönnies 1979, S. 39) 

Das heißt z.B.: Gesellschaft istnicht der einzelne Warentausch, auch nicht die Summe 
aller Geschäfte, sondern ist der Gedanke, der Begriff des Tauschs, der in ihm steckt 
— gleichviel, ob die Tauschenden ihn denken oder nicht. Insofern ist dieser reine 
Grundbegriff eine subjektfreie Denkfigur, die ohne Subjekte »sein< kann, während 
umgekehrt die Subjekte immer in solche Denkfiguren verstrickt sind, ob sie »wollen 
und wirken« oder nicht. Mit Adornos Worten: Vom Objekt kann Subjekt weggedacht 
werden, aber umgekehrt nicht einmal als Idee. (Adorno 1982, S. 184) 

Theorie der Gesellschaft ist sozusagen ein genitivus possesivus und kein genitivus 
objektivus. Die Gesellschaft selbst ist theoretisch und nicht nur Gegenstand einer 
Theorie. Realabstraktionen wie die Gesellschaft, die Arbeit, das Geld, die Zeit oder 
die Energie haben durch und durch theoretischen Charakter, den ihre jeweiligen Wirk- 
lichkeiten nicht abstreifen können. Ein Geldschein ist nichts ohne den Begriff Geld. 
Tönnies’ »oberster wissenschaftlicher Begriff« der Gesellschaft als abstrakter Ver- 
nunft, »welcher nicht mehr den Namen von etwas Wirklichem enthält, ist gleich dem 
Gelde... (wie z.B.) der Begriff Atom oder der Begriff Energie«. (ebda) 

Angesichts der thermodynamischen Großexperimente, mit denen weltweit die Ge- 
sellschaft dabei ist, sich selbst zu zerstören, ist die Analogie aktuell: So, wie es in der 
Thermodynamik nichts gibt, das nicht dem Begriff der Energie gehorcht, obwohl 
diese selbst nicht wirklich ist, sondern nur ihre Formen und Zustände (Wärme, Kraft, 
Geschwindigkeit), so gibt es auch überall, wo Menschen leben, nichts, das nicht ei- 
nem Begriff von Gesellschaft gehorcht, auch wenn viele Menschen davon nichts wis- 
sen wollen. 

Je mehr soziologisches Wissen produziert wird, um so schwieriger istes offenbar, die- 
ses Wissen noch >auf den Begriff zu bringen«. Die gesellschaftlich erzeugten Zustände 
in der Welt üben einen Denkzwang aus, dem die soziologische Theoriebildung offen- 
bar nicht mehr gewachsen ist. 

Vielleicht liegt das daran, daß soziologische Theorie es heute zweifach schwerer hat 
als früher, da — bis Ende der 60er Jahre — der Streit über das, was passiert ist, sie be- 
flügelte, während heute die Einigkeit darüber, was nicht passieren darf, sie lähmt. Die 
erste Erschwernis ist ein Begriffsverlust: In dem Maß z.B., in dem die entfremdete 
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Arbeit und die Fabrik nicht mehr der zentrale Ort gesellschaftlicher Produktivität und 
politischer Kämpfe um die sog. Lebensqualität sind, erscheinen Begriffe wie Klasse, 
Arbeit, Entfremdung auch theoretisch als antiquiert. Klasseninteressen gegen Ökolo- 
gie und Friedensbewegung zu vertreten, ist heute schon fast unmoralisch; und wer an 
Entfremdung leidet, oder Entfremdung gar für unabdingbar und lebenswichtig hält, 
der gilt in einer Kultur, die an jeder Ecke mit Selbsterfahrung, Selbstverwirklichung 
und Selbsthilfe winkt, als hoffnungsloser Fall. 

Gravierender ist die zweite Erschwernis: das gesicherte Wissen über die Gefahren und 
Zerstörungspotentiale. Der gegenwärtigen Zerstörungsproduktion können nichtmehr, 
wie noch zu Marx’ und Tönnies’ Zeiten, »zivilisatorische Seiten des Kapitals« abge- 
wonnen werden für eine »höhere Neubildung der gesellschaftlichen Verhältnisse« 
durch ihre Zerstörung hindurch (vgl. Marx, Das Kapital Bd. II, 48. Kapitel). Heute 
modernisiert sich der Kapitalismus selbst mit wissenschaftlichen Mitteln, er hat sich 
seine eigene Kritik einverleibt. 

M.a.W.: Nicht mehr darauf hoffen zu können, daß jedes Schlimme sein Gutes habe 
(der Kapitalismus seine Selbstüberwindung bzw. seinen Zusammenbruch enthalte), 
ist heute weniger schlimm als die Erkenntnis, daß das Gute selber schlimm ist, näm- 
lich sozialistische Systeme nur noch kapitalistisch saniert werden können. 

Der Paradigmenwechsel von der kritischen Theorie des Kapitalismus und der Ent- 
fremdung zur Gefahrentheorie der Risikogesellschaft und zur Verteidigung der Le- 
benswelten gegen die Systeme scheint mithin auch theoretisch kein zu hoher Preis zu 
sein eingedenk der Erfahrung (es ist Theorie-Erfahrung), daß Gesellschaftstheorie im 
Banne der Zerstörung diesen nicht bricht, sondern stärkt. 


3. 

Die gegenwärtigen Gesellschaftstheorien halten zwar in gewisser Weise an der auf- 
klärerischen Tradition der, wie Habermas sie nennt, »älteren Kritischen Theorie« fest, 
aber sie wollen von einem Gesellschaftsbegriff nichts mehr wissen, der die negative 
Synthese wäre aus siegreichem Kapitalismus und mißglückter Befreiung. — Negative 
Synthese als kritische Theorie des siegreichen Kapitalismus im Bewußtsein stets miß- 
ratener Befreiung heißt freilich weder nur trotziges Festhalten an Befreiung wider alle 
Erfahrung des Scheiterns noch einfach Trennung zwischen der Welt der Systeme und 
den kleinen Freiheiten der Lebenswelten. Negative Synthese wäre vielmehr der Ver- 
such herauszufinden, warum Befreiung als Mittel immer im Sieg-Ziel verschwindet 
und die Augenblicke der unvermittelten, zwecklosen Freiheit nicht von Dauer sind. 
Die Befreiung vom Faschismus wurde z.B. in der DDR vor allem als Etappensieg auf 
dem Weg zum Sozialismus verbucht. Damit wurde Freiheit ein »Problem ... im Lichte 
des wissenschaftlichen Sozialismus« (das Thema der legendären Konferenz in der 
Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin vom 8.-10. März 1956) und nicht 
umgekehrt der Sozialismus im Lichte der Freiheit problematisiert. 

Die Vertilgung der Freiheit durch ihre Sieg-Ziele erzeugt positive Synthesen, wie z.B. 
den Antisemitismus. Die Juden haben von der bürgerlich-kapitalistischen Freiheit, 
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die im 18. Jhdt. die Gettos schliff, wirklich profitiert. Sie verkörperten in den Augen 
der Subalternen Reichtum und Freiheit, sie waren plötzlich schuld an Armut und Un- 
freiheit der Anderen. Positive Synthese ist auch das Schicksal, zu denen geschlagen 
zu werden, zu denen man eigentlich nicht gehören möchte - sowohl »die da unten« als 
auch »die da oben«. >In« oder >out« zu sein, ist in jedem Fall eine Abfindung damit, Sie- 
ger oder Verlierer zu sein. 

Angesichts des Alptraums unzerstörbarer Gefahrenherde und Sicherheitszentren 
(vgl. Seitter 1983, S. 46), mit denen die stärksten und modernsten Gesellschaften so- 
zusagen ihre Befreiung von allen bisherigen historischen Gefahren und Zerstörungen 
zum Abschlußbringen, istes verständlich, daß die soziologische Theorie dorthin wan- 
dert, wo sie wenigstens noch Teilbegriffe von Gesellschaft, von sich selbst wollender 
abstrakter Vernunft, erörtern kann. Also in Sphären, die noch nicht vollständig besetzt 
sind von abrufbarem Wissen. Unter dem Aspekt gesellschaftlichen Wissens wird im 
folgenden die gefahren- und modernisierungstheoretische Umorientierung der So- 
ziologie angedeutet, mit Hilfe einiger Argumente aus den bekannten Theorie-Unter- 
nehmen Ulrich Becks, Jürgen Habermas’ und Alain Touraines. Denn diese drei zeich- 
nen sich vor anderen Soziologen dadurch aus, daß sie an einem Gesellschaftsbegriff 
festhalten, auch wenn sie mit ihm die Soziologie verlassen müssen. Bei Habermas ist 
der Gesellschaftsbegriff in die politische Publizistik gewandert und lebt wieder aufin 
seinen großen politischen Essays. Bei Beck ist er weniger in der Risiko-Diagnostik 
als im moralischen Diskurs zu finden, und Touraine, der Klassentheorie kritisch ver- 
bunden, versucht Gesellschaft als das Interesse sozialer Akteure zu begreifen, freilich 
weit entfernt vom Gleichgewicht modischer Handlungstheorien. 

Bei Ulrich Beck heißt es: 

»In Gefährdungslagen sind also - anders als in Klassenlagen — Lebenslagen und Wissensproduktion direkt 
ineinander verschoben und verschränkt. Daraus folgt: Die ... Theorie der Risikogeselischft ist in ihrem 
Kern Wissenssoziologie, eben ... Soziologie aller Wissensbeimengungen, Wissensamalgame und Wis- 
sensakteure in ihrem konfliktvollen Ineinander und Gegeneinander ... und ihren Unmöglichkeiten, das 
Wissen, das sie beanspruchen, zu wissen.« (Beck 1986, S. 72) 

»...Die moderne Gesellschaft hat kein Steuerungszentrum« (S. 368) und »wo alles verfügbar geworden 
ist, ist das Zeitalter der Ausrede vorbei.« (S. 372) 

Nicht das Bewußtsein, aber das Wissen bestimmt das Sein, und auf die Klassenlage 
kann sich auch niemand mehr hinausreden. 

Auch Touraine definiert Modernisierung als »die wachsende Fähigkeit der Gesell- 
schaft, auf sich selbst einzuwirken« (Touraine 1982, S. 288 und 1986, S. 18), womit, 
ganz im Gegensatz zur Systemtheorie, eine »Dissoziation von Akteur und sozialer 
Situation«, z.B. seiner Klassenlage, einhergehe und eine »Demontage des Gesell- 
schaftsbegriffs« bisheriger Klassen- und Struktursoziologie erforderlich werde. Um 
des »sozialen Denkens« willen müsse zwischen »Erforschung des Akteurs und Er- 
forschung der Gesellschaft« getrennt werden, denn »das Interesse des Individuums 
und das Interesse der Gesellschaft« fallen rirgends mehr zusammen (1986, S. 33 f.). 
Das ist freilich ein anderer Diskurs als bei Beck, der die individuellen und die Klas- 
seninteressen mit den Überlebensinteressen in der globalen Risikogesellschaft zu- 
sammenfallen sieht. »>Raus aus der Klasse und hinein ins gemeinsame Boot« ist nicht 
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Touraines Parole. Er diagnostiziert vielmehr verschärfte Konflikte zwischen Klassen- 
lage und Wissen. 


»Information und Kommunikation erscheinen so gesehen nicht als technisch komplementäre, sondern als 
sozial entgegengesetzte Begriffe. Wer von der Informationsgesellschaft spricht, spricht vor allem von der 
Konzentration und Macht der Informationsmittel, der -produktion und -verbreitung. Der Begriff der Kom- 
munikation hingegen stellt die Versuche der sozialen Akteure, Mitteilungen auszutauschen und zu ... 
verändem, in den Vordergrund. Die Welt der Kommunikation ist dezentralisiert, vielfältig und veränder- 
lich, die der Information hingegen standardisiert und auf die Steigerung des Nachrichtenflusses und der 
Übermittlungsgeschwindigkeit ausgerichtet.« Ihre Akteure seien »die neuen sozialen Bewegungen ... in 
Opposition gegen die Informationsgesellschaft.« (Touraine 1986, S. 25) 


Und das sind bei Touraine keine technikfeindlichen, alternativen Fluchthorden und 
auch keine besonders betroffenen Risikogruppen, sondern eher moderne, mobile und 
qualifizierte Bescheidwisser und Durchblicker, deren »Soziologie des Handelns ... 
mit der Soziologie der Gesellschaft in der Krise gebrochen hat« (S. 35). Deren Han- 
deln ist auch eher ein Nicht-Handeln. In Touraines Soziologie steht nicht »ein durch 
seine soziale Rolle definierter Akteur wie der Arbeiter oder der Staatsbürger« (S. 36) 
im Mittelpunkt, sondernein politisches Subjekt, das zuherkömmlichen Organisationen, 
Gemeinsamkeiten und Werten auf Distanz geht und »sichtbarer wird in dem, was es 
unterläßt als in dem, was es tut...«. (S. 35). 

Der Witz dieser Soziologie des Handelns ist, daß sie nicht die Konflikte unterschied- 
licher Kräfte um die Verwirklichung einer gemeinsamen Sache erörtert, wie z.B. die 
Kämpfe zwischen Arbeiterbewegung und Kapital um den Fortschritt der Industriege- 
sellschaft. Vielmehr versucht sie, aus der »kulturellen Gemeinschaft« z.B. der Atom- 
technokraten und der AKW-Gesgner, sozusagen aus der Wissensnotgemeinschaft der 
Betreiber und der Gegner, einen permanent strittigen, in sich unvereinbaren Begriff 
der postindustriellen Gesellschaft zu reflektieren. Beide partizipieren an der »großen 
Mutation« zur programmierten Wissensgesellschaft, aber die einen setzen auf den 
Ausbau der technologischen Spitzenindustrien und auf Globalsteuerung, die anderen 
auf das wissenssoziologische »Bündnis von Modernisierung und demokratischem 
Protest« (vgl. Touraine 1982, S. 287 £.). In der Tat scheinen die »wissenschaftlichen 
Erkenntnispraktiken« (Beck, S. 284) so unvereinbar, daß die »neuen Konflikte«, von 
denen Touraine und Habermas sprechen (Touraine 1982, S.310; Habermas 1981, Bd. 
2,$.581), zum Glück nicht einfach entschieden werden können, sondern der post- 
industriellen Gesellschaft ihre Dynamik und der Soziologie ihre sub- oder nebentheo- 
retische Permanenz verleihen. 

»Kultureller Wandel« wird nur durch soziale, politische Aktion auch zu sozialem 
Wandel. 


»Eine Subkultur z.B. kann fortgesetzt neue Ideen erzeugen, und dennoch keine signifikanten Veränderun- 
gen in der sozialen Struktur bewirken. ... das Glied, das Kultur und soziale Struktur verbindet, ist die 
politische Aktion.« (Sebald 1938, S. 120) 


Ulrich Beck bemerkt ironisch, daß selbst fundierte und massenhafte Kritik an den 
»risikointensiven Großtechnologien«, z.B. die Hearings in Wackersdorf, wie »ein 
Nachruf« wirke. »Man kann zum Fortschritt zwar nein sagen, aber das ändert nichts 
an seinem Vollzug ... jenseits von Zustimmung und Ablehnung« (Beck, S. 329). Der 
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kulturelle Dissens der Protestierenden und die risikokritische Wissenspraxis, die z.B. 
die sog. Nebenfolgen zur Hauptsache der Konflikte machen, erlauben es jedoch, die- 
sen Satz auch umzudrehen: Ja zum Fortschritt in Theorie und Wissenschaft, damit 
man nichterst aus Schaden klug wird. Beimanchen Sachen istbekanntlich jeder Fehl- 
versuch einer zuviel. 

Freilich wächst mit jedem Wissenszuwachs auch das Unvorhersehbare und die Ver- 
wirklichung jeden Wissens vertilgt weitaus mehr Mittel — nicht nur Geld — als im 
Zweck schließlich erscheinen. 


4. 

Die »wissenschaftlichen Erkenntnispraktiken«, über die es in der Gesellschaft Streit 
gibt, haben zunächst ein gemeinsames Prinzip: Das Denkbare ist auch machbar; je- 
denfalls wird darüber nachgedacht, ob es auch zu machen ist. Der Streit beginnt mit 
der Frage, ob auch alles gemacht werden darf-und wird soziologisch, wenn es darauf 
keine eindeutige Antwort mehr gibt, sondern Begründungskonflikte ausgetragen 
werden z.B. zwischen ökonomischen und moralischen Interessen. Diese wiederum 
ändern sich manchmal rasch. Drei Beispiele: 

1. Um Erfolge bei Organverpflanzungen und Strahlenkrebstherapien erzielen zu kön- 
nen, müssen massenhaft Organe und Krebsfälle geliefert bzw. produziert werden. 
Beides, die unvermeidlichen Übel des Zulieferbetriebs (Unfallopfer, Leben im Atom- 
zeitalter) und die Erfolge sind heute in gewissen Grenzen akzeptiert. Bei Transplan- 
tationen ist bislang noch der Kopf tabu, und beim Strahlenkrebs die nächste große 
Atommeiler-Katastrophe in Greifswald, Biblis oder Gravelines. 

In manchen Elendszentren der südlichen Erdhälfte ist das Kapital aber nicht mehr an 
der Arbeitskraft und der Gesundheit der Menschen interessiert, sondern an ihren 
Letztelementen, d.h. an ihrem Blutplasma und ihren Organen. Nicht mehr Soldaten 
und industrielle Reservearmeen sind gefragt, sondern Ersatzteilpopulationen. Auch 
auf diese Weise modernisiert sich der Kapitalismus wissenschaftlich, betreibt syste- 
mische Selbsterhaltung um den Preis humaner Orientierung. — Die Frage ist nur, wann 
dies zum Paradigmenwechsel auch in der Soziologie wird, z.B. als Wertewandel in 
den neotropischen Klimaflucht-Gesellschaften des 21. Jhdts. Der sog. Diskurs der 
Lebenswelten und Lebensstile hat sein Thema zu Zeit noch gar nicht gefunden. 

2. Die meisten sind heute dafür, daß — koste es was es wolle — an Medikamenten und 
Therapien geforscht wird, die das Immunsystem von AIDS-Kranken wieder regene- 
rieren. Der gesellschaftliche Fortschritt auf die Lustseuchen-Dämonologien früherer 
Epochen ist, daß auf diesem Gebiet Strafjustiz und Kirchen weitgehend ausgespielt 
haben; jetzt muß Wissenschaft her. Der gesellschaftliche Streit beginnt wahrschein- 
lich dann, wenn die Immunologie Genmanipulationen vorschlägt. Jede »Lösung« des 
Problems wäre freilich auch hier positve Synthese: nämlich die gesellschaftliche und 
individuelle Versöhnung des Unglücks mit seiner Bewältigung. Ein Gesellschaftsbe- 
griff wäre erst noch zu denken, der die negative Synthese wäre zwischen kapitali- 
stisch-wissenschaftlichem Siegeszug und wiederum mißglückter sexueller Befrei- 
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ung. Negativ und d.h. theoretisch angemessen wäre es nämlich, die Bewältigungs- 
praktiken selbst als Unglück zu begreifen. Wer AIDS hat, mit Ersatzteilen leben muß 
oder Verstrahlung ausgesetzt war, zieht seine Lebenskraft, inklusive der Hoffnung auf 
Heilung, aus dem Unglück, das ihm widerfahren ist, aber nicht aus den stets prekären 
Heilerfolgen. Man kann nicht ein Übel mit einem anderen Übel bekämpfen, sondern 
das erste hält das zweite aus. 

3. Von den »positiven Seiten« der neuen Technologien haben die Wortführer der Stu- 
dentenproteste 1968 wahre Wunder erwartet. Mit Automation und Mikrochips werde 
die Arbeitszeit auf ein Minimum reduziert; die Computertechnologie mache die 
Bürokratie und die Justiz überflüssig. »Intelligente Industriezweige« in den richtigen 
Händen: »Wenn es die Computer nicht gäbe, müßten sie förmlich erfunden werden 
für die Räteverfassung« (Kursbuch 14, 1968, S. 168). Die Gegner der atomaren Auf- 
rüstung forderten die friedliche Nutzung der Kernenergie. Und das, was seit Solidar- 
nosc und Gorbatschow im ehemaligen Ostblock passiert und Mitte der 60er Jahre von 
Analytikern im State Department und MIT schon recht genau prognostiziert wurde, 
wurde 1968 im >Kursbuch« noch ganz klar zur »Zukunft der Konterrevolution« ge- 
zählt (vgl. Kursbuch 14, S. 20 f.). Irrtümer über Irrtümer — aber davon lebt Theorie. 
Daß die jetzt abgetretenen ML-Greisenregimes die Welt nicht mehr verstehen, liegt 
auch am Theorieverlust des sog. wissenschaftlichen Sozialismus. 

Soziologische Wissensproduktion müßte mithin reflektieren, daß mit jeder Zielver- 
wirklichung eine Entwirklichung der Mittel einhergeht, daß deren »Wirklichkeitsvor- 
sprung« in dem Maß schwindet, wie sie ihrem Soll-Zustand zugeführt werden (vgl. 
Seitter 1985, S. 141). Der sog. »real existierende Sozialismus« der DDR wurde immer 
unwirklicher, je mehr davon existierte. Je mehr Sicherheit produziert wird mit Waf- 
fensystemen und Sicherheitsgesetzen, desto unsicherer das Ganze; je mehr Verrecht- 
lichung des sozialen Lebens zum abstrakten Schutz der Grundrechte und Freiheiten, 
desto weniger können die Bürger sie genießen (vgl. Habermas 1981 Bd. 2, S. 540 f.). 
Und je mehr Bürokratie und Justiz mit elektronischer Datenverarbeitung ausgestattet 
werden, um so dringender sind unabhängige Richter und lebendige, unberechenbare 
Zeugen nötig. 


5. 

Soziologische Theorie, die den Namen verdient, sollte sich an einem »negentropi- 
schen« Gesellschaftsbegriff orientieren. D.h.: Der »Wirklichkeitsvorsprung« der ge- 
fährlichen, strittigen, ungerechten und aufregenden Zustände vor einem »Sollzu- 
stand« ubiquitären Datenwissens und technischer wie gesetzlicher Totsicherheiten ist 
zu vergrößern. Das wäre Gesellschaftstheorie, die weder kapituliert vor den selbstpro- 
duzierten Datenbergen und Zwangsvorstellungen des Wissenmüssens, noch auf post- 
moderne Science Fiction sich kapriziert. 

Auch Habermas umkurvt, was den Ort der Theoriebildung »kommunikativen Han- 
delns« angeht, dieses paradoxe gefahrentheoretische Axiom: Die Verhinderung von 
Katastrophen hängt ab vom Katastrophenwissen, dessen Voraussetzung viele Kata- 
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strophen sind. M.a.W.: Weil viel kaputt geht, geht immer mehr nicht kaputt, wie z.B. 
im Autoverkehr. 1970-72 war Autofahren in der Bundesrepublik am gefährlichsten. 
Seither nimmt die Verkehrsdichte zu und die Menge der Unfälle mit Personenschä- 
den ab (vgl. FR, 24.2.90). 

Das Problem ist nur, daß der Autoverkehr heute zu einer unzerstörbaren Gefahren- 
quelle neuer Qualität geworden ist. 

Die »Zerstörungsprozesse, die den Weg der kapitalistischen Modernisierung gesäumt 
haben« (Habermas 1985, S. 189), machen gegenwärtig diesen qualitativen Sprung: 
heute werden zunehmend »nicht-regenerierbare Bestände« der Lebenswelt den »sy- 
stemischen Imperativen« der Rationalisierung, Programmierbarkeit und Sicherheit 
geopfert. (Vgl. Habermas 1981 Bd. 2, S. 550) 

Ähnlich wie Touraine formuliert Habermas den Unterschied zwischen Information 
und Kommunikation als soziale Konfliktlinie: 

»Die Frontlinie zwischen Lebenswelt und System bekommt damit eine ganz neue Aktualität. Heute drin- 
gen die über die Medien Geld und Macht vermittelten Imperative von Wirtschaft und Verwaltung in Berei- 
che ein, die irgendwie kaputt gehen, wenn man sie vom verständigungsorientierten Handeln abkoppelt 
und auf solche mediengesteuerten Interaktionen umstellt.« (Habermas 1985, S. 189) 

Diese Zerstörung der Lebenswelt durchs System hat wissenstheoretisch gesehen zwar 
den Vorteil, Wissen produziert zu haben, aber das derart Gewußte ist jetztleblos. Zwar 
ist der Mensch mehr als die Summe seiner Daten, aber die zählen als Information. 
Gegen diese Wegrationalisierung des Lebens mobilisiert die Lebenswelt jedoch ihre 
eigene »kommunikative Rationalität« als selbstreflexive Fähigkeit, bisherige Gewiß- 
heiten fahren zu lassen. 

»Die Lebenswelt ist das merkwürdige Ding, das vor unseren Augen zerfällt und verschwindet, sobald wir 
sie stückweise vor uns bringen wollen. Die Lebenswelt funktioniert als Ressource für das, was in ex- 
plizite Außerungen eingeht; aber in dem Augenblick, wo dieses Hintergrundwissen ... zu einem explizi- 
ten Wissen und damit kritisierbar wird, verliert es gerade den Gewißheitscharakter...«. (Habermas 1985, 
S. 186) 

Kommunikative, moderne Lebenswelt mithin, die in der Lage ist, reflexiv sich selbst 
zu thematisieren, fälltnicht dem System zum Opfer, sondern öffnet sich dem »erwei- 
terten Horizont« des Ungewissen (ebda). Nur dieses Herausfallen aus sich selbst 
bewahrt sie davor, lebensphilosophisch oder postmodern hocken zu bleiben in den 
Lücken des Systems. Und das ist nicht, analog etwa zu Luhmanns System-Umwelt- 
Differenz-Theorie, eine Theorie zweier komplementärer oder divergenter Welten, 
sondern Theorie als Reflexionsform.des Verhältnisses der denkenden, handelnden und 
leidenschaftlichen Subjekte zur Welt, zur Gesellschaft, zur menschlichen Natur (vgl. 
Habermas 1985, S. 185). 

Habermas’ Theorie vernünftiger Kommunikation, Touraine’s Theorie der sozialen 
Akteure und auch Becks »Risikogesellschaft« sind, wie gesagt, gerade dort Theorien 
der Gesellschaft, wo sie aus dem Ganzen in Teile wandern, die genau durch diese 
Theoriebeatmung nicht mehr im Ganzen aufgehoben sind. Habermas’ politische Pu- 
blizistik z.B. im sog. Historikerstreit und seine wache Kritik konservativer Grund- 
rechte-Beschädigungen konfrontieren unsere real existierende Demokratie mit ihrem 
eigenen Anspruch. Touraines Analyse z.B. der französischen Antinuklear-Proteste 
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verunsichert nicht nur den französischen Sicherheits-Konsens, sondern auch den 
selbstgefälligen linken Habitus des Dagegenseins. Und Becks moralisch-diagnosti- 
scher Diskurs wird immer dort theoretisch, wo er umschwenkt von der wissensbela- 
denen Kritik der »Gefährdungslagen« zur »gefährlichen«, weil theoretischen folgen- 
reichen Kritik liebgewordener Gewißheiten z.B. über die moderne Kleinfamilie oder 
monokausale Gefahrenbeweise. 

An diesen Orten enthalten die soziologischen Unternehmen Spuren, Schwundspuren 
gewissermaßen, dessen, was einst die Kritische Theorie auszeichnete: nämlich die 
bestimmte Negation des Gesellschaftsbetriebs bei gleichzeitiger Sympathie mit dem 
sozialen Leben, das ihn aufrechterhält. In dieser Sympathie, nicht im empirischen 
Wissen über den Betrieb, steckt die Hoffnung auf soziale Konkretion des Ungewis- 
sen und Unwissbaren, nämlich der Selbstrettung der Gesellschaft. 

Habermas versucht freilich, die Kategorie des »verständigungsorientierten Han- 
delns« mit Hilfe der Marxschen Realabstraktion der Kategorie > Arbeit<, der »Arbeit 
überhaupt«, zum obersten theoretischen Begriff zu machen, der auch noch den ver- 
ständigungsfeindlichsten Problemen und Konflikten innewohnt. 

Erkennende und kommunizierende Vernunft in ihrer handelnden, denkenden, reden- 
den und leidenden Beziehungsform ist, so hofft Habermas, heute die Form der Theo- 
rie, die »der ratio essendi«-ihrer Gegenstände gewachsen ist (Habermas 1981, Bd. 2, 
5.590). — Schwächer als diese, aber mit bezwingender und erzwungener Reflexions- 
kraft. Diesen Denkzwang übt das Ganze aus, dem es egal ist, ob es mit dem Hegel- 
schen Totalitätsbegriff traktiert wird oder ob System- und Handlungstheorie mit ge- 
trennten Bestecken sich an ihm zu schaffen machen. 

Die Systemtheorie leugnet diesen Denkzwang; sie setzt auf die Entlastungseffekte der 
Rationalisierung. Die Informatik des Systems nimmt den Leuten in der Lebenswelt 
nicht nur die Entscheidungen ab, so daß sie gedankenlos kommunizieren können. 
Sondern sie löst auch die, wie die Juristen sagen, »natürliche Handlungseinheit« aus 
Intention-Mittel-Zweck-Kosten auf zugunsten scheinrealer empirischer Handlungs- 
schnipsel bzw. »Letztelemente«, die je für sich »anschlußfähig« sein sollen. Deshalb 
braucht Luhmann auch keinen Handlungsbegriff, sondern eine Schere, ein System- 
Umwelt-Differenzier-Werkzeug. 

Beck, Touraine und Habermas dagegen betonen, daß die Rationalisierungsgewinne 
des Systems »die kommunikative Infrastruktur der Lebenswelt« überlasten (Haber- 
mas 1981, Bd. 2, S. 554). Das Leben wird durch Automatisierung und Rationalisie- 
rung, durch jederzeit abrufbares Wissen, nicht leichter, sondern reflektierte Bezie- 
hungsformen in der Lebenswelt und mit dem System werden immer schwieriger. 


6. 

Hier beginnt das Dilemma der Theorie. 

In der gegenwärtigen »Gefahrenlage« einer denkbaren »Selbstauslöschung der Mensch- 
heit« verlangt z.B. Johannes Berger von der Soziologie die »systematische Erfor- 
schung« all dessen, was heute Modernisierung heißt. Um beispielsweise über das zu- 
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künftige »Verhältnis von Arbeit und Leben« etwas sagen zu können, »bedürfte es al- 
lererst eines gesicherten Wissens darüber, worin denn der Grundvorgang der Moder- 
nisierung besteht«. (Berger 1986, S. 7 f.) 

Systematisch erforscht werden kann freilich nur das, was passiert ist und das, was in 
der Machtder Forscher steht: was sietun und lassen, ihre eigenen sozialen Abenteuer; 
wie z.B. Touraines und seiner Mitarbeiter Beteiligung an der französischen Antiatom- 
Bewegung. Nun sind die Prozesse der Modernisierung solcher Forschung immer um 
einige Schritte voraus — und da, wo Soziologen oder andere Leute qua Beteiligung in 
die Modernisierung direkt verstrickt sind, ist ihr Wissen darüber notwendig unsicher 
und sind Aussagen über zukünftige Verhältnisse ungewiß. 

Was man sagen kann, ist nur, daß der »Grundvorgang der Modernisierung« in der Dy- 
namik des wissenschaftlichen Kapitalismus besteht, alles in der Welt durchzukapita- 
lisieren und die Zukunft schon mitzuvertilgen, bevor sie eine Chance hat. Mithin 
bedürfte es »allererst« störender Eingriffe in die Sicherheit, mit der der Kapitalismus 
nicht nur Kapital und Politik, sondern auch die Wissenschaften benutzt, um sich auf 
Kosten aller Lebens- und Arbeitsverhältnisse zu modernisieren. 

Zu den »nicht regenerierbaren« Beständen des sozialen Lebens gehören jedoch nicht 
nur die sog. Umwelt und die kommunikative Kultur, sondern auch die humane 
Orientierung der Wissensproduktion und Gefahrenforschung. 

Und die geht offenbar verloren in den Allmachtsphantasien der neuen geopolitischen 
Gefahrenforschung und Wissenspolitik: 

»Das Ozon in der Atmosphäre (habe) ... schneller abgenommen als Modelirechnungen vorausgesagt ha- 
ben. Deshalb müsse die Forschung insbesondere auf der Nordhalbkugel verstärkt werden, sagt Riesen- 
huber ... in Bonn. Während die Daten des Ozon-Abbaus auf der Südhalbkugel ausreichend bekannt seien, 
wisse man für die Gebiete nördlich des Aquators nur, daß dort das Ozon »in den letzten zehn Jahren um 
rund drei Prozent abgenommen hat«. Pflanzen würden möglicherweise mehr noch als Menschen unter 
der verstärkten Ultraviolettstrahlung leiden, sagte der Minister. Das könne zu einem Rückgang der Ernte- 
erträge führen... Die notwendigen Forschungsdaten für die nördliche Halbkugel sollen vom Forschungs- 


schiff »Polarstern«, Klima-Ballons, einem 15 km hoch fliegenden Flugzeug und Satelliten geliefert wer- 
den.« (aus FR vom 19.7.1988, S. 4) 


Hier wird, mit Horkheimers Wort, versucht, das Schlechte (Ozonloch) durch das Gute 
(Wissenschaft) zu definieren statt abzuschaffen. »Notwendige Forschungsdaten« 
wären dagegen solche, die z.B. einer kompromißlosen Produktions- und Emissions- 
verbotspolitik abgewonnen würden; und zwar mit dem Wissensrisiko, das auch ein 
politisches und ökonomisches Risiko ist, vorher nicht sagen zukönnen, ob solche Ver- 
bote auch den gewünschten Effekt haben. Die Forschungsdaten, die auf den Expedi- 
tionen des Bundesministeriums gewonnen werden, sind dagegen gewiß solche, die 
jede industriell unerwünschte Wissenspolitik verzögern und die bereits bekannten ir- 
reversiblen Schäden etablieren. Die Forschungspolitik des derzeitigen Ministers be- 
günstigt also nicht kritisches Nichtwissen aus Versuchen, die Gefahrenproduktion 
einzuschränken, sondern sicheren Gefahrenzuwachs durch Wissensproduktion. 

Und das ist wissentliche Produktion des Nichtwissens. Das nämlich, was man wissen 
müßte, ob z.B. durch eine ökologische Umorientierung der Industrie, der Forschung, 
der Konsumgewohnheiten die globalen Gefahren wirklich gebremst würden, das 
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wird durch die »systemischen Imperative< der Gefahrenforschung und -produktion 
selbst verhindert. 

Zwischen humaner Orientierung, zu der auch ein Leitwert, ein Begriff intakter At- 
mosphäre gehört, und den Vergiftungs- und Strahlengrenzwerten, die als tolerabel 
verordnet werden, herrscht nicht mehr die nötige Diskrepanz. Die verschwindet 
bereits in dem Maß, wie die Grenzwerte die Leitwerte verdrängen, wie »Akzeptanz« 
und »Resistenz< sprachlich und sozial sich einbürgern anstelle von Konflikt und Wi- 
derstand, von Empfindlichkeit und Konsenskriterien. Die derzeit begünstigte Wis- 
sensproduktion über die großen Gefahren ist so gefährlich wie theorielos und so ka- 
pitalintensiv wie zukunftstilgend. Es herrscht, mit einem Wort, Information ohne 
Kommunikation. Gefragt im Blick auf zukünftige Verhältnisse ist also nicht »gesi- 
chertes Wissen« darüber, wann das Loch im Himmel so groß ist, daß wir das Tages- 
licht besser meiden, sondern nötig ist der materielle und theoretische Konflikt zwi- 
schen denen, die die Zukunft so belasten und besetzen, daß es in ihr keine Fragen, 
nur noch Antworten gibt, und denen, die lieber die Probleme vererben als die Lö- 
‚sungen. 

Dabei braucht die hier erwähnte Soziologie ihr Licht nicht unter den Scheffel zu 
stellen: Touraine, Habermas, Beck, auch Bergers theoretisches Engagement für die 
Grünen, liefern dem Gesellschaftsbetrieb nicht einfach Wissen, sondern versuchen, 
° ihm theoretisch standzuhalten unter antitheoretischen Bedingungen. 

Es wäre gefährlich und antitheoretisch, besonders für gefahrentheoretisch fundierte 
Humanwissenschften, die sog. Grenzwerte und »zulässigen< Höchstbelastungen als 
dauerhafte Leitwerte hinzunehmen, oder den Tieren und Pflanzen vorzuwerfen, mit 
der Resistenzfähigkeit der Menschen nicht mithalten zu können. Solch fatale Gewöh- 
nungsprozesse machen, wenn sie nicht aufpaßt, auch vor der Soziologie nicht halt. 
Gerade das, was unmerklich akzeptiert wird und wogegen soziales Denken und Emp- 
findenresistent werden, bereitet den Boden für inhumanen Wertewandel und für »Mo- 
dernisierungsschäden kompensierende< Paradigmenwechsel. Die Wahl der Schlüs- 
selbegriffe und der Wissenswünsche steuert bekanntlich »die Analyse selbst und ihre 
Resultate in bestimmter Richtung« (Adorno 1986, S. 670). Alle wesentlichen Daten 
produzieren zu können über die Entwicklung des Ozonlochs — oder über die Moder- 
nisierungsdynamik der reichen Industriegesellschaften, ist zwar ein verständlicher 
Wissenswunsch. Die Wissenschaft wäre dann endlich einmal stärker als ihr Gegen- 
stand, sie hätte alles im Griff. Dieser Wunsch, sozusagen noch zu Lebzeiten möglichst 
viel Zukunft zu erleben, ist freilich fatal. Er ist das Eingeständnis, den Tod wissen zu 
wollen. 
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Engelbert Schramm 
Die Verwissenschaftlichung der Oppositionsbewegungen 


Zusammenfassung: Zunehmend sind die Oppositionsbewegungen von natur- bzw. 
ingenieurwissenschaftlichem Wissen abhängig geworden. Dieser Vorgang wird am 
Beispiel der Ökologiebewegung der siebziger und achtziger Jahre genauer nachge- 
zeichnet: Zunächst standen Alltagswissen und wissenschaftliches Wissen von »Ge- 
genexperten« ergänzend nebeneinander und trugen zum politischen Erfolg der Initia- 
tiven bei. Dieses »Lernen in Bürgerinitiativen«, einer der sozial-emanzipatorischen 
Züge der ökologischen Oppositonsbewegungen, wurde mit einer Reduktion der poli- 
tischen Auseinandersetzungen auf einen ExperteniGegenexperten-Streit aufgege- 
ben, aufgrund einer Verwissenschaftlichung der ökologischen Bewegung wurden die 
Konflikte für die offizielle Politik kalkulierbar und ausnutzbar. Dieser Prozeß läßt 
sich modifiziert auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere auf be- 
trieblicher Ebene beobachten. Quasi-universelle Bedingungen der Verwissenschaft- 
lichung werden diskutiert und Defizite des bisherigen Umgangs mit Wissenschaft 
identifiziert: Insbesondere fehlt bisher eine Wissenspolitik, die von einer Gleichbe- 
rechtigung verschiedener Wissensformen ausgeht. 


Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl machte Mütter, Väter und Normalver- 
braucherinnen hilflos: Zwar formierte sich aus diesen Kreisen, angestoßen durch 
Nachrichtenunterdrückung, widersprüchlichste Ratschläge der Administration und 
Zuweisung der staatlichen Verantwortung an die Frauen rasch eine Oppositionsbe- 
wegung (vgl. z.B. Schultz 1987). Diese Opposition konnte jedoch zunächst nicht al- 
leine politisch-öffentlich handeln; es zeigte sich, daß sie weitgehend von naturwissen- 
schaftlichem Wissen abhängig war. 

Nicht deshalb, weil die radioaktive Verseuchung von Milchprodukten, Spinat usw. 
weder sichtbar noch anders mit den menschlichen Sinnen wahrnehmbar, sondern nur 
mit Meßinstrumenien aus den analytischen Laboratorien aufspürbar waren, mußten 
anfangs wissenschaftliche und technische Experten einbezogen werden. Zunächst 
war die Abhängigkeit der Opposition vom Wissen der Wissenschaftler in anderen 
Fragen wesentlich deutlicher: Wie sollten sich die Verbraucher im Alltag verhalten 
(welche Nahrungsmittel waren vermutlich weitgehend unbelastet und konnten auch 
für die Kleinkindernährung verwendet werden). Die Organisation von Informations- 
abenden war zunächst dringlicher als politische Einschätzungen und Aktionen. Doch 
auch beim öffentlich-politischen Handeln waren die kritisch gewordenen Bürgerin- 
nen und Bürger auf den wissenschaftlichen Sachverstand angewiesen. Denn wer 
Konnte schon aus eigener Kenntnis die freche Behauptung der Bundesregierung und 
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ihrer Expertenkommission überprüfen, daß sich die Geschehnisse im durchge- 
schmolzenen Atomreaktor Marke Ost mit Westtechnologie einfach nicht wiederho- 
len könnten. 

In eiligen Telefonrundrufen wurden Experten gesucht, die den Wissensbedarf der 
neuen Oppositionsbewegung stillen sollten. Nicht immer hatten dabei die Verbrau- 
cherinnen eine glückliche Hand — beispielsweise, wenn Kinderärzte stolz darüber 
berichteten, wieviele Zentner Milchpulver sie gehamstert und für die eigene Familie 
eingekellert hatten. Zum Teil kam es dann zu öffentlichen Konfrontationen zwischen 
den eingeladenen, allesamt-aber Tschernobyl-kritischen Experten, die sich kaum 
mehr von den - erstmals üblichen — Konfrontationen von Experten und Gegenexper- 
ten in Fernsehsendungen unterschieden und das Publikum mit Unmut alleine ließen. 


Die Genese eines kritischen Gegenexpertentums 


Aufgrund dieser Erfahrungen ist es erstmals einer breiten Öffentlichkeit aufgefallen: 
Angesichts von »neuartigen Problemlagen«! müssen die Oppositionsbewegungen zu- 
nehmend auf naturwissenschaftliches Wissen zurückgreifen. Sie sind z.T. von den 
Experten abhängig geworden. 

Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht erst nach Tschernobyl entstanden. Bereits Mitte 
der siebziger Jahre waren die Initiativen im umweltpolitischen Bereich auf eine Zu- 
sammenarbeit mit kritischen Wissenschaftlern angewiesen: Die Kritik, die beispiels- 
weise die Bauern im Kaiserstuhl an dem geplanten Atomkraftwerk Whyl hatten, wäre 
alleine nicht gerichtsfest gewesen; diese Kritik, so begründet sie auch war, reichte 
auch nicht aus, um einen bundesweiten Massenprotest gegen das AKW-Programm 
der Bundesregierung zu begründen. Daher war es notwendig, auf die Unterstützung 
von kritischen Naturwissenschaftlern und Technikern zurückzugreifen. Mit deren 
Hilfe konnten die naturwissenschaftlich-technischen Auswirkungen der Großprojek- 
te und ihre Planungsvoraussetzungen auf einer fachlich-immanenten Ebene erfolg- 
reich kritisiert werden. Mit ihrer Hilfe Konnte es auch gelingen, Informationen rasch 
aus einer Region in die nächste zu transportieren (dies spielte etwa beim Aufbau eines 
lokalen Widerstands an allen jenen Orten, die von Betreiberseite für eine Wiederauf- 
bereitungsanlage ins Gespräch gebracht wurden, eine wichtige Rolle). 

Das Bündnis von Wissenschaftlern und Bürgerinitiativ-Bewegung war erfolgreich. 
Angesichts der erzielten Terraingewinne wurde im Pragmatismus der umweltpoliti- 
schen Tagesarbeit diese Koalition mit ihren Voraussetzungen kaum in Frage gestellt. 
Es fie] zunächst kaum auf, daß die wissenschaftlichen Unterstützer der Ökologiebe- 
wegung mit den kognitiven Waffen der anderen Seite kämpften (und daß sie damit 
kämpfen mußten). Allerdings machte es geradezu ihren Erfolg aus, daß die verbün- 
deten Experten das verwissenschaftlichte Wissen nicht grundsätzlich in Frage stell- 
ten, sondern von den gleichen wissensmäßigen Voraussetzungen ausgingen wie die 
offiziellen Experten auch; der Unterschied zu den Experten der AKW-Mafia bestand 
und besteht im wesentlichen darin, daß die Gegenexperten einerseits die Planungs- 
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daten wesentlich skeptischer interpretierten und andererseits Alternativszenarien ent- 
wickelten. 

»Kritische Naturwissenschaftler stehen in Opposition zur herrschenden Linie ihrer Disziplin, aber sie sind 
nicht ganz »ausgestiegen« aus ihrer Disziplin, sie werfen ihr gelerntes Wissen und Instrumentarium nicht 
über Bord. Von ihnen zu verlangen, daß sie »konsequent« sein müßten und ganz aussteigen sollten, würde 


bedeuten, daß innerhalb einer Mehrfachstrategie die Chance verspielt würde, die herrschenden Technolo- 
gien auch mit den eigenen Waffen zu schlagen.« (O. Ullrich 1980 in der taz) 


Tatsächlich gelangte — wenigstens zunächst-— in diese pragmatischen Kritiken und vor 
allem in die Alternativentwürfe eine soziale Phantasie, die wenig mit dem Wissen aus 
den akademisch-industriellen Elfenbeintürmen zu tun hat, sondern sich aus ganz 
anderen Wissensformen speist. Denn in den ersten Jahren der ökologischen Opposi- 
tionsbewegung handelten die Gegenexperten nicht autonom, sondern in enger Ab- 
stimmung mit den anderen Akteuren. Einer der sozial-emanzipativen Züge der Op- 
positionsbewegung war das »Lernen in Bürgerinitiativen«, ein Voneinander-Lernen. 
»Eine Bürgerinitiative ist jaeine Bewegung, in der Leute aus allen möglichen Schichten zusammen kämp- 
fen, da gibtes einfache Leute aus dem Volk, aber auch Gebildete, Studenten, Professoren usw. Und um den 


unterschiedlichen Wissensstand auszugleichen und allgemein anzuheben, dafür ist die Volkshochschule 
notwendig.«? | 


Die hier angesprochene BI-Volkshochschule im Whyler Wald galt lange als Para- 
digma bei dem Ziel, gegenseitig voneinander zu lernen. Die Argumente der Bäuerin 
zählten dort (und in Gorleben oder an der Startbahn West) genausoviel wie die des 
Apothekers und die des kritischen Atomphysikers; der Imker hielt dort mit gleicher 
Berechtigung Vorträge wie der Mediziner. 

Damit konnten aberin derökologischen Oppositonsbewegung vor 1980 verschiedene 
Wissenstypen relativ gleichberechtigt nebeneinander bestehen: Der Winzer konnte 
beispielsweise mit seinem in langer Erfahrung erworbenen Produktionswissen über 
das Verhalten von Nebeln in seinen Weinbergen wissenschaftliches Wissen (die Prog- 
nosen des Thermodynamikers über die Auswirkungen der Schwaden aus den geplan- 
ten Kühltürmen) noch präzisieren. 

Seit dem Ende der siebziger Jahre organisierten sich aber die kritischen Wissenschaft- 
ler und Techniker nicht mehr in erster Linie in den Bürgerinitiativen, sondern zunch- 
mend in neuartigen Forschungsinstituten (wie dem Öko-Institut); sie sollten denen, 
die aufgrund ihres Engagements für die ökologische Oppositionsbewegung kaum 
Chancen für eine Karriere in Industrie oder Hochschule hatten, eine dauerhafte Tätig- 
keit als Gegenexperte ermöglichen. Diese Einrichtungen, die sich bald darauf in der 
Arbeitsgemeinschaft der ökologischen Forschungsinstitute zusammenschlossen, 
sollten auch einen besseren Rückhalt für die Erforschung von umweltpolitischen Al- 
ternativen bieten. 

Diese Umorientierung der Gegenexperten sollte sich auszahlen, als von seiten des 
Staates zugestanden wurde, daß unabhängig von den wissenschaftlichen Ansichten 
der Betreiber eine »Parallelforschung« in bestimmten, gesellschaftlich umstrittenen 
Bereichen (z.B. Sicherheit des »Schnellen Brüters<, Energieszenarien) sinnvoll war. 
In den frühen achtziger Jahren maß daher auch die offizielle Politik der Rolle dieser 
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Gegenexperten zunehmend mehr Gewicht bei. Die AGÖF-Institute wurden schließ- 
lich auch von den offiziellen Experten anerkannt.? 


Verwissenschaftlichung der ökologischen Opposition 


Die AGÖF-Wissenschaftler entwickelten in dieser Phase — alleine, ohne die ökologi- 
sche Oppositionsbewegung - Kriterien, um ihre Forschung zu definieren (Bossel/ 
Dürrschmidt 1981). Diejenigen, die in der Folge der Studentenbewegung Wissen- 
schaftskritik betrieben, wurden skeptisch: Für Wissenschaftler, die sich auf den wie- 
derkehrenden und gleichberechtigten Austausch mit Alltagsexperten einlassen, müß- 
te sich die Frage, welchen Kriterien ihre Forschung genügen muß, nicht so abstrakt 
stellen, weil »sie sozial eingebunden sind in einem Prozeß, in dem sie mit anderen 
verantwortlich bleiben. Die Selbstbindung in abstrakte Kriterien bleibt allerdings für 
die Wissenschaftler eine Notwendigkeit, die möglicherweise unabhängig von sozia- 
len Basisbewegungen versuchen, sich den verschiedenen staatlichen Institutionen als 
alternative Experten anzudienen.« (Kuhnen 1982) Das kritische Gegenexpertentum 
konnte sich so also von jener Bewegung abnabeln, die es bis dahin getragen hatte. 
Die von den Gegenexperten vorgelegten Kriterien stellten das verwissenschaftlichte 
Wissen und die in Naturwissenschaft und Technik vorherrschende Rationalität nicht 
in Frage. Nur eine kleine Minderheit, fast ausnahmslos sozialistische Wissenschafts- 
kritiker, thematisierte auch diese politische Dimension von Wissenschaft.* Ihnen wur- 
de daraufhin von Seiten. der Gegenexperten der Vorwurf des »Anti-Wissenschaftlers« 
oder »Anstatt-Wissenschaftlers« bzw. des Irrationalismus nicht erspart. 

Die — selbst dem akademischen Betrieb entstammenden — Wissenschaftskritiker be- 
fürchteten hingegen, daß das Spiel um die immer bessere wissenschaftliche Inter- 
pretation von Gutachten, der immer schnelleren Folge von Gutachten und Gegen- 
gutachten, dazu führen werde, daß die Bürgerinitiativen mundtot gemacht und ihrer 
politischen Aufgabe beraubt würden. Damit aber könnte die Vorherrschaft des wis- 
senschaftlichen Wissens dahin führen, daß die Konflikte um die technischen Groß- 
projekte ihrer sozialen Dimension beraubt würden. »Wenn es der Kontrahenz von 
etablierter und kritischer Wissenschaft erst einmal gelungen ist, soziale Konflikte 
politisch zu entkernen, um ihre Lösung dann im Expertenghetto unter sich auszuma- 
chen, dann ist das demokratische Moment der ökologischen Bewegung verspielt. 
Denn Demokratie heißt in diesem Fall, auch ohne (kritische) Wissenschaft das Recht 
zur Mitentscheidung zu haben und sich zu nehmen.« (Brämer 1982, S. 49 f.) 
Bemerkenswert war und ist, daß sich an dieser Debatte die Bürgerinitiativen, indenen 
doch auch das andere Wissen vorhanden war, nicht beteiligten: »Sei es, daß die Spra- 
che, in der die Diskussion ablief, für viele schwer zu verfolgen war, oder seies die Ein- 
schätzung, daß sie auf die Wissenschaft eh keinen Einfluß hätten, auf jeden Fall ka- 
men von dieser Seite auch keine Forderungen an die kritischen Naturwissenschaftler, 
denen sie sich hätten stellen müssen.« (Tietze 1980, S. 59 £.) 

Offenbar wurde in den Basisinitiativen diese Loslösung der Gegenexperten von der 
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Oppositionsbewegung nicht bemerkt oder für nichtrelevant eingeschätzt. Allerdings 
war zunächst auch unklar, wieso im wissenschaftlichen Denken der Gegenexperten 
eine Gefahr stecken sollte; es gab sich doch längst nicht so abstrakt und gegen die eige- 
nen Bedürfnisse gerichtet wie das wissenschaftliche Wissen der Gegenseite. Die Ver- 
wissenschaftlichung der umweltpolitischen Einwände verschaffte zudem bis Mitte 
der achtziger Jahre den Argumenten der Opposition neues Ansehen: Statt egoistisch 
für kleinliche Partialinteressen (»keine Autobahn bei Y«) traten die Gegenexperten 
für eine ökologische Gesamtrationalitätein undkonnten wissenschaftlich begründen, 
wieso diese notwendig wird. 

Die Attraktivität der wissenschaftlichen Argumente sollte aber verhängnisvolle Fol- 
gen, auch innerhalb der Initiativen, haben. Einige BI-Mitglieder, die zunächst wissen- 
schaftliche Laien waren, orientierten sich nämlich plötzlich in ihrem eigenen Vor- 
gehen an den wissenschaftlichen Experten; sie eigneten sich die Wissenschaft (im 
Selbststudium oder an der Universität) an, um selbst auch statt (oderneben) Argumen- 
ten, die sich aus dem eigenen Erfahrungswissen begründeten, Argumente verwenden 
zu können, die auf dem wissenschaftlichem Wissen beruhen. 

Die Reduktion der politischen Auseinandersetzung auf den Kampf mit Gutachten und 
Gegengutachten wurde — leider — nicht in Frage gestellt; statt dessen spezialisierten 
sich vielmehr Teile der Basis nach dem Vorbild der wissenschaftlichen Unterstützer. 
Um wissenschaftlich mit dem Gegner mithalten zu können, entwickelten sie sich 
ebenfalls zu Gegenexperten. Damit verschob sich — ohne daß dies zuvor in eine poli- 
tische Strategie eingebunden worden und innerhalb der Blabgestimmt war— das Aus- 
einandersetzungsfeld. 


Grenzen einer Verwissenschaftlichung der Politik 


Damit aber begann -ohne besondere strategische Absichten -in den Initiativen selbst 
ein Verwissenschaftlichungsprozeß; sein Nachteil: jene Kritikpunkte und Besonder- 
heiten, die zuvor mit dem Laienwissen herausgearbeitet wurden, werden von den 
neuen Experten in den Initiativen weitgehend an den Rand gedrängt; das nicht-wis- 
senschaftliche Wissen wurde entwertet. An die Stelle der eigenen Bedürfnisse und Er- 
fahrungen traten nun in den Basisinitiativen zunehmend alternative Gesamtstrate- 
gien, die aufeiner wissenschaftlich-technischen Grundlage erarbeitet worden waren. 
Mit dem wissenschaftlich-technischen Denken übernahmen diese Bl-eigenen Wis- 
senschaftler auch das »technische Apriori« der Naturwissenschaften; sie mußten auf 
»etablierte Politik, planende Bürokratien und ein Inventar technischer Lösungen set- 
zen.« — In diesem Vorgang der Verwissenschaftlichung aber wird die ökologische 
Politik zunehmend ihres Krisenbewußtseins und damit ihrer utopischen Gehalte be- 
raubt; sie reduziert sich auf das (mit dieser Wissenschaft und ihrer Rationalität) Mach- 
bare, auf technische Lösungen anstelle von sozialen Umgestaltungen. 


»Ökologische Politik wird in diesem Prozeß sukzessive technisiert und verrechtlicht. Für die Gefühle, 
Ängste und Hoffnungen der protestierenden Menschen bleibt dabei wenig Platz.« (Becker 1987,S. 19f.) 
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Ein Teil von Initiativen löste sich nach dieser Selbst-Verwissenschaftlichung sogar 
auf oder delegierte die Arbeit an die Bl-eigenen Wissenschaftler; die kollektiven 
Zusammenkünfte schienen ja auch nicht mehr notwendig: 
— Die neuen Spezialisten wurden durch die gemeinsamen Diskussionen (auch über 
die einzuschlagenden Strategien) nur in der Effizienz ihrer Arbeit behindert. 
— Schließlich hatte man das Terrain der wissenschaftlichen Auseinandersetzung an 
Stelle einer sozialen Auseinandersetzung akzeptiert. 
Diese erschreckende Entwicklung war nicht zwangsläufig. Eine Gleichberechtigung 
von wissenschaftlicher Sicht und der Perspektive des Altagswissens hätte Möglich- 
keiten für eine radikale Verschärfung der Konflikte beinhaltet. Eine neue Problem- 
sicht hätte sich so entwickeln können, die in ganz anderer Weise politisch wirksam 
gewesen wäre als der wissenschaftliche Streit von Experten und Gegenexperten; 
diese Chance konnte aber nicht genutzt werden. Für die Individuen erwies es sich 
als schwierig, beim Durchlaufen der natur- bzw. ingenieurwissenschaftlichen Initia- 
tionsriten, die Anerkennung für das Alltagswissen (trotz seiner politisch explosiven 
Wirkung in den Konflikten um neue Technologien und ökologische Eingriffe) zu be- 
halten. Auch die Initiativen waren auf diesen Konflikt zwischen den beiden Wissens- 
typen in keiner Weise vorbereitet; es gelang ihnen nicht, die gefährliche Verengung 
der politischen Konflikte auf wissenschaftliche Auseinandersetzungen zwischen Ex- 
perten und Gegenexperten aufzuhalten. 
Sobald die Initiativen sich aber auf wenige neue Experten hin ausdünnen und ıhr 
Agieren aus einem nicht allein wissenschaftlich bestimmten Krisenbewußtsein auf- 
geben, wird ihr Vorgehen für die offizielle Politik vorhersagbar und damit weitgehend 
ungefährlich. Im wesentlichen reagieren die neuen Experten auf Vorstöße der anderen 
Seite mit Gegengutachten; wo sie eigene Vorschläge machen, bleiben diese im Rah- 
men bereits von Gegenexperten begründeter Strategien. An die Stelle von Authenzität 
vermittelnden Aktionen (z.B. Platzbesetzung) tritt das Schreiben von Expertisen und 
Pressemitteilungen. 
Ähnliches läßt sich für Natur- und Umweltschutzverbände feststellen: Wenn dort heu- 
te zunehmend Chemiker, Biologen, Ingenieure oder Physiker — auch solche, die mit 
der Verbandspolitik bisher nichts zu tun hatten - aufgrund ihrer Fachkompetenz ein- 
gestellt werden, um umweltpolitische Kampagnen voranzutreiben, so ist häufig das 
Gegenteil des erwünschten Ziels die Folge. Denn die Mehrzahl dieser Experten ver- 
wissenschaftlichen diese Kampagnen; politisch aber bedeutet dies, daß die Kampag- 
nen der Verbände sich zunehmend an fachwissenschaftlichen Zielen orientieren; in 
politischer Hinsicht verkümmern diese Kampagnen dann aber weitgehend. Sie kön- 
nen in der Gesellschaft kaum noch eine offensiv-politische Wirkung entfalten und 
werden von den Zuständigen — ganz entgegen deren Absichten — nur mehr oder we- 
niger gut verwaltet. Denn ihre nächsten politischen Schritte werden für die Gegenseite 
tendenziell vorhersagbar, weil die Experten in den Natur- und Umweltschutzverbän- 
den ganz ähnlich agieren wie die Wissenschaftler in den Betrieben und Behörden. Die 
andere Seite kann daher — wie in einem Schachspiel — kalkuliert gegensteuern; die 
Kampagne verliert an Schlagkraft und an politischer Wichtigkeit. 
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Wie wichtig unter solchem Kalkül die Verwissenschaftlichung der Politik ist, wird 
daran deutlich, daß beispielsweise die Chemieindustrie mittlerweile die wissen- 
schaftliche Rationalität zum Prüfstein dafür macht, wer mit ihr in den Dialog treten 
darf und wer davon ausgeschlossen werden soll. 

Die Verwissenschaftlichung von Politik ist zudem eine Voraussetzung für eine ge- 
fährliche Form der Symbolisierung von Politik, die sich in der offiziellen Umweltpo- 
litik mit Tschernobyl durchgesetzt zu haben scheint: Die Umweltpolitiker ersetzen ein 
Handeln zur Schadensbegrenzung durch symbolische Akte; diese Inszenierungen 
sind so angelegt, daß die Politik bei allem Nichtstun ihr eigenes Handeln suggerieren 
Kann, indem sie die Wissenschaftler agieren läßt. Tatsächlich bekommen Meßdaten 
in der offiziellen Umweltpolitik einen immer höheren Stellenwert; mit Hilfe der Da- 
tenerzeugung und einer »wissenschaftsinternen« Auseinandersetzung über deren im- 
manente Interpretation gelingt es, mehr Aufmerksamkeit auf mögliche Ursachen, als 
auf die bestmögliche Abhilfe von bestimmten Krisenerscheinungen zu legen (Becker 
1987). Die Ursachendiskussion ums Waldsterben oder um die Algenblüte in der Nord- 
see hat das belegt; sie zeigt auch, daß die Verwissenschaftlichung in Politikbereichen, 
die mit »Natur< und »Technik<« zu tun haben, nicht unbedingt bereits eine Garantie für 
adäquate Krisenlösungen ist. 


Exkurs: Verwissenschaftlichung als quasi-universeller Vorgang 


Auch im Bereich der Produktion setzt sich das wissenschaftlich-technische Wissen 
durch: Das Wissen der Produzenten wird immer mehr zu einem vernachlässigbaren 
Faktor. Lange vergessen sind die Zeiten des Frühkapitalismus, wo Fabrikanten wie 
Zeiss oder Halkse noch in einem gemeinsamen Erfahrungsaustausch mit den Arbei- 
tern die Maschinen entwarfen und bauten. Längst sind Ingenieure anstelle der mitden 
Arbeitern Kooperierenden Fabrikanten getreten, die die technischen Entwicklungen 
ohne Kognitive Beteiligung der Facharbeiter durchführen. 

Diese Ingenieure sind an Fachhochschulen und Technischen Hochschulen ausge- 
bildet und verfügen damit selbst kaum noch über empirisch gewonnenes Erfahrungs- 
wissen, sondern zunehmend über ein verwissenschaftlichtes Wissen, in dessen phy- 
sikalisierte Formalismen die gewonnenen technischen Erfahrungen nur noch als 
Zahlenwerte, bei den Formeln zu berücksichtigende »Konstanten«, eingehen. Wenn 
der Konstruktionsprozeß weitgehend verwissenschaftlicht werden konnte, bedeutet 
dies auch, daß hierbei das Erfahrungswissen der Maschinenarbeiter nicht notwendig 
ist. Beim Entwerfen und Bauen der Maschinen gerieten die Arbeiter damitindie Rolle 
bloß ausführender Organe. Diese Vorgänge vollendeten den Siegeszug einer Verwis- 
senschaftlichung der Technologie: 

Die Verwissenschaftlichung der Produktionstechnologie ist jedoch noch nicht gleich- 
bedeutend mit einer umfassenden Verwissenschaftlichung der Produktion; dazu darf 
das Wissen der Produzenten keine produktionsunabhängige Rolle mehr spielen dür- 
fen (Radkau 1989, Roth/Kanzow 1969). Dies gelingtnur zum Teil, bei den Versuchen, 
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es z.B. in der Massenproduktion oder der Automation überflüssig zumachen, da auch 
bei dieser Form der Produktionsprozesse wiederum neues Arbeiterwissen über die- 
se Produktion entsteht. Dieses Produzentenwissen aber kann als Erfahrungswissen 
nur im unmittelbaren Arbeitsprozeß erworben werden; es ist situationsbezogen und 
erfaßt komplexe Sachverhalte, soweit sie für den Arbeitsprozeß von Bedeutung sind. 
Aufgrund dieser kognitiven Struktur hat dieses Wissen der Produzenten einen völlig 
anderen Charakter als das wissenschaftlich-technische Wissen; es sperrte sich — trotz 
aller Versuche des Taylorismus und anderer arbeitswissenschaftlicher Ansätze — weit- 
gehend einer Überführung in wissenschaftlich-technisches Wissen (Hoffmann 1979). 
Auch nach der Einführung computergestützter Maschinen bleibt ein Produzentenwis- 
sen notwendig (Böhle/Rose 1990). Erst mit den heutigen, großen Prozeßrechnern ge- 
lingtes, produktionsrelevante Teile dieses Arbeiterwissen zu simulieren und dieses so 
zu verwissenschaftlichen: Beispielsweise wird es heute mit zahlreichen Temperatur- 
fühlern und komplizierten Modellen, die in Sekundenschnelle durchgerechnet wer- 
den, auf automatisierten Stahlstraßen möglich, aus den Temperaturen von glühenden 
Stahlstücken in ähnlicher Weise auf deren Walzbarkeit zu schließen, wie dies Arbeiter 
an der Farbe der Stücke erkennen (sie sondern problematische Stücke aus, damit diese 
nicht aufgrund von Materialeigenschaften die Walzmaschinen zerstören). 

Eine kognitive Entmachtung der Produzenten läßt sich auch außerhalb des Bereichs 
der industriellen Arbeit - in besonderer Deutlichkeit in der Landwirtschaft — beob- 
achten. Dort führt der durch Agrarberatung und EG-Politik erzwungene Einsatz ver- 
wissenschaftlichter Technologien (z.B. Tiefpflügen oder Herbizide) dazu, daß das 
traditionellen Erfahrungswissen seinen Wert weitgehend verliert; an die Stelle des 
Produzentenwissens muß nun jenes Wissen treten, das auf den Versuchsgütern der 
agrarchemischen Industrie und der landwirtschaftlichen Hochschulen gewonnen 
wird. 

Diese Prozesse einer kognitiven Entmachtung der Produzenten bringen für die Fa- 
brikeigner und für die Ingenieure Vorteile: Wernicht mehr vom Wissen der Produzen- 
ten abhängig ist, Kann, z.B. in Arbeitskämpfen, die erfahrenen Arbeiter durch uner- 
fahrene Kräfte ersetzen. Wer die Produzenten ihres Wissens beraubt hat, kann die 
Überlegenheit des wissenschaftlich-technischen Wissens behaupten -und damit ins- 
besondere die Aufrechterhaltung einer betrieblichen bzw. gesellschaftlichen Hier- 
archie rechtfertigen (Levy-Leblond 1975, Hoffmann 1981). Gesellschaftlich hat die 
Verwissenschaftlichung der technischen Entwicklung allerdings auch erhebliche 
Nachteile — beispieisweise jenen, daß das Wissen der Anwender aus dem Konstruk- 
tions- und Gestaltungsprozeß ausgeschlossen wird.° 

Die Verwissenschaftlichung beschränkt sich keineswegs nur auf den Produktionsbe- 
reich; ähnliche Erscheinungen lassen sich auch für andere Bereiche der Gesellschaft 
aufzeigen. So wird etwa im Reproduktionsbereich immer weiter Erfahrungswissen 
durch verwissenschaftliches Wissen abgelöst: Dies gilt für den Geburtsvorgang (wo 
die kundigen Frauen (Hebammen) durch akademisch ausgebildete Männer und ihr 
wissenschaftlich-gynäkologisches Wissen entmachtet worden sind) ebenso wie ten- 
denziell auch für die modernen Haushalte, in denen die Küchenmöbel nach taylori- 
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stischen Gesichtspunkten entworfen worden sind und Maschinen zum Einsatz kom- 
men, die nicht von den Anwendern (immer noch zumeist Frauen), sondern von fast 
ausschließlich männlichen Ingenieuren in Entwicklungsbüros erdacht worden sind 
(vgl. Wechselwirkung 17, 1983, sowie Orland/Schlag 1987). 

Die Wissenschaft selbst ist also zu einem entscheidenden Faktor bei der gesellschaft- 
lichen Entwicklung geworden. Wissenschaft ist gegen Ende des 20. Jahrhunderts zu 
so etwas wie einer »unmittelbaren Produktivkraft« geworden; sie dient nicht mehr 
nur, wie seit dem 19. Jahrhundert, zur Verbesserung der Produktion im Gestaltungs- 
prozeß, »sondern sie eilt dieser voraus und bestimmt sie. Die innovative Kraft der 
Wissenschaft ist zu einem Generator der Veränderung der Produktivkräfte und auch 
der Lebensverhältnisse geworden.« Damit aber »entwirft die wissenschaftlich-tech- 
nische Entwicklung die Möglichkeiten gesellschaftlicher Veränderung.« Angesichts 
dieser weitgehenden Konstitution der Gesellschaft durch die Wissenschaft bestimmte 
der Darmstädter Philosoph Gernot Böhme die Wichtigkeit der Wissenschaft neu: 


»Die wissenschatlich-technische Entwicklung ist gegenwärtig diejenige Variable, über die man verfügen 
muß, wenn man über die Chancen gesellschaftlicher Entwicklung mitbestimmen will. ... Wir müssen also 
davon ausgehen, daß von der Wissenschaft abhängt, welche Lebensmöglichkeiten unsere Generation hat, 
daß sie die zentrale Quelle für Innovationen, daß sie das wichtigste Artikulations- und Problemlösungspo- 
tential darstellt.« 


Von einer Beeinflussung der gesellschaftlichen Konstitution durch die Wissenschaft 
hat sich aber die Gesellschaft weitgehend ausgeschlossen: »Die Gesellschaft selbst 
ist nicht wissenschaftlich geworden«; vielmehr sind »wesentliche gesellschaftliche 
Funktionen mehr und mehr an wissenschaftliche Stäbe delegiert« worden (Böhme 
1983). 

Denn - in einem gefährlichen Irrglauben an eine vermeintliche »Autonomie« der 
Forschung - hat die Gesellschaft die Kontrolle über die Weiterentwicklung der Wis- 
senschaft fest in die Hände der Wissenschaftler selbst gelegt; die Parlamente und 
die Regierungen überlassen sogar die Wissenschaftspolitik weitgehend dem »private 
government« der Lobbyisten von Wissenschaft und Industrie. Dies gilt nicht nur für 
die Forschungsförderung, sondern ebenso für die Festlegung von technisch-wissen- 
schaftlichen Entwicklungsdaten, z.B. den toxikologisch und ökologisch bedeutsa- 
men Grenzwerten (vgl. Kluge/Schramm 1988, 1989). Auf diese Weise aber braucht 
sich die Gesellschaft das, was sie für ihr wichtigstes Instrument zur Formulierung und 
Lösung von Problemen hält und was zumindest eine ihre wesentlichsten Produktiv- 
kräfte ist, nur äußerst unzureichend anzueignen. 

Dieses Defizit aber hat schwerwiegende Konsequenzen: Denn auch aus diesen Grün- 
den kann der wissenschaftliche Wissenstyp gesellschaftlich weder kontrolliert noch 
in Frage gestellt werden; vielmehr kann das wissenschaftlich-technische Wissen eine 
kaum mehr kritisierbare Vorherrschaft über traditionelle Wissenstypen’ gewinnen. 
Neue Herrschaftsformen korrelieren zunehmend mit der gesellschaftlichen Anerken- 
nung des verwissenschaftlichen Wissens: Tendenziell entscheidet nicht mehr der Be- 
sitz, sondern die Teilhabe am wissenschaftlichen Wissen über die gesellschaftliche 
Stellung von Individuen. Eine regelrechte Wissens-Gesellschaft entsteht so, eine Ge- 


Die Verwissenschaftlichung der Oppositionsbewegungen 31 


sellschaft, in der nur noch verwissenschaftliches Wissen zählt (Böhme/Stehr 1986, 
Hammond 1986). 

Diese hierarchische Vorherrschaft des verwissenschaftlichen Wissens vor Erfahrungs- 
wissen führt zu einer weitgehenden Schräglage, in der die wissenschaftlich-techni- 
schen Experten die Definitionsmacht gegenüber den Experten des Erfahrungswissens 
gewinnen: Zunehmend gilt es nämlich als erforderlich, daß bereits die Formulierung 
der von gesellschaftlichen Instanzen (vor allem der Wissenschaft) zu lösenden Pro- 
bleme mit Konzepten wissenschaftlich-technischen Wissens geschehen muß. Dies 
aber bedeutet eine gesellschaftliche Entmündigung jener breiten Gruppen sog. Be- 
troffener‘, die nicht selbst über diesen Typus des verwissenschaftlichten Wissens ver- 
fügen. 


Tendenzen einer Verwissenschaftlichung der Arbeiterbewegung 


Der Trend zur Universalisierung der Verwissenschaftlichung scheint sich zu bestäti- 
gen: Denn nicht alleine in der ökologischen Bewegung scheint sich ein wissenschaft- 
lich-technisches Wissen durchzusetzen; auch in anderen Oppositionsbewegungen 
der »Wissensgesellschaft« der Nordhemisphäre? ist dies tendenziell zu beobachten. 
Beispielsweise kann sich die Arbeiterbewegung -— aufgrund ihrer bereits im Exkurs 
skizzierten kognitiven Entmachtung — weitgehend nur noch mit Hilfe von wissen- 
schaftlich-technischen Experten auf der betrieblichen Ebene gegen eine Umgestal- 
tung der Produktion wehren bzw. eine Verbesserung von Arbeitsbedingungen ein- 
klagen.'? 

Eine Einbeziehung von Experten wird aber um so notwendiger, seitdem die zur Dis- 
position stehende Produktionstechnik immer komplexer geworden ist. Nach länge- 
rem Zögern zu Beginn der achtziger Jahre hat mittlerweile die IG Metall wissen- 
schaftliche Experten eingestellt, die als Gewerkschaftssekretäre die Kollegen in den 
Betrieben beraten sollen. Sofern solche Technologieberater selbst zuvor in den Be- 
trieben an den Kämpfen um die Einführung von vergleichbaren neuen Technolo- 
gien (PAISY usw.) beteiligt waren, kann dies sinnvoll sein.'! Denn dann kann es hier 
tatsächlich dazu kommen, daß Produzentenwissen, soziale Erfahrungen um dessen 
Erhaltung und wissenschaftlich-technisches Wissen gleichberechtigt nebeneinander 
stehen können. Wenn Technologieberater aber nicht diesen Erfahrungshintergrund 
haben, ist die Gefahr gegeben, daß mit ihrer Hilfe wiederum an der Spirale der Ver- 
wissenschaftlichung des Kampfes gedreht wird, weil eher wissenschaftliche Wi- 
derstandsformen gewählt werden und die wissenschaftlich-technischen Argumente 
eher im Vordergrund stehen: Eine neuartige Synthese aus sozialem und wissenschaft- 
lich-technischem Wissen, aus der sich neue Aktionsformen ergeben können, wird 
dann nicht versucht werden; die Tätigkeit des Experten wird dann kaum über den Ver- 
such der Vermittlung von wissenschaftlich-technischen. (Gegen-)Argumenten hin- 
ausgehen. 

Die wenigen von den Gewerkschaften eingestellten Gegenexperten reichen jedoch 
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nicht aus, um eine umfassende Beratung in den Betrieben durchzuführen (insbeson- 
dere wenn Fragen der Arbeitsmedizin einbezogen werden). Zunächst konzentriert 
auf das Umfeld der Chemieindustrie wird daher — z. T. in Verbindung mit den Ge- 
sundheitsläden — derzeit versucht, unabhängige arbeitsmedizinische Beratungsstel- 
len aufzubauen. Ein im letzten Jahr neugegründeter Informationsdienst (» Arbeit & 
Ökologie-Briefe«) bietet für Betriebsräte usw. einen besonderen Service an - Com- 
puterrecherchen und Auswertungen zu toxikologischen usw. Fragen. Beginnt hier — 
ähnlich wie vor mehr als zehn Jahren im ökologischen Bereich — die Loslösung der 
Gegenexperten von der Basis? Die Ebene der bisher von Kapital, Berufsgenossen- 
schaften und dem Mainstream der Gewerkschaften nur unzureichend thematisierten' 
Berufskrankheiten läßt sich zwar durch bessere Auswertung und Neukombination 
von wissenschaftlichem Wissen offensiv thematisieren. Es stellt sich jedoch die Fra- 
ge, wieweit diese Auseinandersetzung nicht wiederum nur auf einem wissenschaft- 
lichen Schlachtfeld geführt wird und eher dem sozialen Aufstieg der neuen Experten 
dient als einer Stärkung der Basisinitiativen. 

Stattzu weit auf das Terrain des Gegners zu gehen und sich in der Immanenz von z.B. 
Risikoabschätzungen oder toxikologischen Stoffbewertungen zu verlieren, istes not- 
wendig, grundlegende Einwände gegen diese Wissenschaftszweige zu machen (und 
nicht nur- so wichtig dies auch ist - die kritischen Modernisierer in diesen Bereichen 
zu unterstützen). 


Wissenschaftliches Wissen ist undemokratisch 


Bebels Devise »Wissen ist Macht« konnte in der Arbeiterbewegung, bezogen auf wis- 
senschaftliches Wissen, nur unzureichend umgesetzt werden: Es gelang der histori- 
schen Arbeiterbewegung nur soweit, wie die Naturwissenschaften gesellschaftliche 
Leitbilder mitbeeinflußten (z.B. Darwinismus), sich dieses Wissen anzueignen; nur 
insofern entstanden hier eigenständige Beiträge - z.B. eines Weltbildes, das auf bio- 
logischem Wissen und den eigenen sozialen Erfahrungen beruhte. In jenen Bereichen, 
wo Naturwissenschaft und Technik aber die soziale Realität — im Bereich der Pro- 
duktion ebenso wie im Bereich gesellschaftlicher Reproduktion — zu überformen 
begannen, scheiterten die Arbeiter bei Bemühungen, in gleicher Weise ein Amalgam 
aus wissenschaftlich-technischen Wissen und ihrem Erfahrungswissen entstehen zu 
lassen. 

Hätten alle gesellschaftlichen Gruppen und Fraktionen einen direkten und einfachen 
Zugang zu dem »harten« Bereich der Natur- und Technikwissenschaften, so hätte die- 
ser »blinde Fleck< in der Wahrnehmung nicht entstehen können. Die beobachtbare 
hierarchische Vorherrschaft von wissenschaftlich-technischen Experten über betrof- 
fene Wissende könnte sich nicht ausbilden bzw. erhalten, wenn alle Gruppen und 
Fraktionen sich das naturwissenschaftlich-ingenieuriale Wissen ohne Schwierigkei- 
ten aneignen könnten. Wäre es wünschenswert und möglich, wirklich allen in gleicher 
Weise das wissenschaftliche Wissen zugänglich zu machen, würden nämlich die De- 


Die Verwissenschaftlichung der Oppositionsbewegungen 33 


finitionsmacht des wissenschaftlichen Wissens und die Vorherrschaft der Experten 
keine Probleme auf Dauer darstellen. 

Die Erörterung der Frage, ob eine derartige breite Aneignung des wissenschaftlich- 
technischen Wissens gesellschaftlich wünschenswert ist, kann zunächst ausgeklam- 
mert werden.!? Praktisch zeigt sich bisher nämlich, wie beschränkt bei allen Versu- 
chen von Wissenstransfer (z.B. Koedukation) die Möglichkeiten sind, einen ungefähr 
gleichberechtigten Zugang zu diesem Wissen der männlich strukturierten Akademi- 
kerwelt zu finden. Aneignungsversuche wurden bisher sowohl im Bereich der Frau- 
en- als auch im Bereich der Arbeiterbildung unternommen. Die Ergebnisse sind nicht 
gerade ermutigend; denn es wird deutlich, daß sowohl Frauen als auch Arbeiter(kin- 
der) wesentlich andere Zugänge zu den kognitiven und emotionalen Strukturen der 
Wissenschaft haben als die männlichen Wissenschaftler und Techniker. So lange bei- 
spielsweise verwissenschaftliches Wissen in möglichst abstrakten Formen vermittelt 
wird (und nicht in sozialen Zusammenhängen), haben sie größere Schwierigkeiten als 
die herrschenden Experten, sich in deren »heiler Welt der Wissenschaft« zurechtzu- 
finden (Brämer/Nolte 1983, Naumann 1980, Sklorz-Weiner 1989). Für diese empi- 
risch abgesicherte Tatsache werden sinnvolle Erklärungen angeboten, die insbeson- 
dere auf den Herrschaftscharakter des wissenschaftlich-technischen Wissens und der 
ihm zugrundeliegenden Form von Rationalitäthinweisen. Das wissenschaftlich-tech- 
nische Wissen läßt sich heute nur um den Preis einer Angleichung an den Sozialcha- 
rakter der wissenschaftlichen Experten erwerben; dabei muß nicht nur das bisherige 
Wissen aufgegeben werden, sondern es müssen sozialpsychologische Grundzüge der 
eigenen Gruppe (z.B. soziale Verantwortung) modifiziert und z. T. aufgegeben wer- 
den (Brämer/Hoffmann 1982, Osietzki 1989, Scheich 1987). 


Gleichberechtigung von Wissenschaft und anderen Wissenstypen 


Um der Tendenz einer Verwissenschaftlichung der Oppositionsbewegungen wirksam 
und dauerhaft entgegenzusteuern, reicht es nicht aus, Teillösungen zu erkämpfen. So 
wertvoll beispielsweise das Selbstverständnis des wissenschaftlichen Gegenexperten 
sein kann, wenn er bewußt die Rolle eines Wissenschaftspädagogen wahrnimmt, der 
bloß als ein Vermittler wissenschaftliches Wissen in die Umgangssprache übersetzt, 
garantiert auch dies noch nicht, daß die Oppositionsbewegungen ihr Wissen aktiv mit 
dem wissenschaftlichen Wissen verbinden. Insbesondere aus den Erfahrungen der 
Ökologiebewegung läßt sich hier lernen: Unbewußte Verengungen der politischen 
Konflikte auf wissenschaftliche Streitfragen zwischen Experten und Gegenexper- 
ten (und damit der Ausschluß anderer Wissensformen) müssen zukünftig vermieden 
werden. 

Insoweit ist es notwendig, eine offene Diskussion darüber zu führen, wieweit Natur- 
wissenschaften und Technik tatsächlich ihrem Anspruch gerecht werden können und 
neuartige Problemlagen« lösen könne. Wenn Wissenschaft und Technik nicht die 
zentralen Problemlösungsinstanzen sind’? muß nicht nur das dann völlig ungerecht- 
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fertigte Ansehen des wissenschaftlich-technischen Denkens in Frage gestellt werden. 
Es ist unbedingt erforderlich, neuartige Lösungswege zu erproben, bei deren Erarbei- 
tung die verschiedenen Wissenstypen gleichberechtigt sein müssen. 

Daher muß beispielsweise systematisch geklärt werden, wo wissenschaftliches Wis- 
sen seine Grenzen findet. In diesem Zusammenhang wäre es auch notwendig, die 
wissenschaftskritische Diskussion der siebziger Jahre noch einmal aufzunehmen 
und weiterzutreiben.'* Dies wird nicht einfach sein, da dafür einerseits die Grenzen 
zwischen Wissenschaft, Politik, Öffentlichkeit und andererseits jene zwischen Ge- 
sellschaftswissenschaften, Naturwissenschaften und Erfahrungswissen systematisch 
durchbrochen werden müssen. Für derartige Projekte müssen also Formen gefunden 
werden, die es u.a. erlauben, daß Alltagsexperten hierohne Schwellenangst (und ohne 
Furcht voreiner Aufgabe eigener Wissensformen haben zu müssen) ihr außer-wissen- 
schaftliches Wissen einbringen können. 

Auch auf diese Weise läßt sich aber die Hegemonie des wissenschaftlichen Wissens 
nur dann in Frage stellen, wenn die bisher wenig geklärte Rolle von Laienwissen (z.B. 
Produzentenwissen oder naturkundliches Erfahrungswissen) für Oppositionsbewe- 
gungen wiederin den Blick der Oppositionsbewegungen selbst geraten. Die bisherige 
Diskussion — ausschließlich auf der Ebene von wissenssoziologischen o.ä. Beschrei- 
bungen-kann dies wohl nichtleisten. Beispielsweise müßten die Gewerkschaften die 
Beschäftigten nicht als tarifpolitisch Abhängige wahrnehmen, sondern als Menschen 
mit einem Produzentenwissen, das es zu erhalten gilt und aus dem heraus neue Ziele 
für eine politische Intervention entwickelt werden können. Dieser Vorgang hat in den 
letzten Jahren begonnen - so ist beispielsweise in Hessen die ötv-Diskussion um die 
Zukunft des Öffentlichen Dienstes nicht als abstrakte Programmdiskussion begonnen 
worden, sondern als Versuch, die Beschäftigten zu motivieren, aufgrund ihres eigenen 
Produzentenwissens (z.B. im Umweltbereich) die Debatte voranzutreiben. '’ 

Die Vorherrschaft des wissenschaftlichen Wissens ist nicht zwangsläufig, auch wenn 
dies bisher nur so scheinen mag; sie wird sich jedoch grundsätzlich nur dann auf- 
heben lassen, wenn politisch eines radikal in Frage gestellt wird: die vermeintliche 
Autonomie der Wissenschaft. Wissenschaft muß endlich als das, was sie ist, als ein 
gesellschaftliches Projekt (und damit als gesellschaftlich veränderbar) begriffen wer- 
den. Daß Parlamentarier heute einfach den von Wissenschaftsmanagern in einer po- 
litischen Grauzone diktierten Vorstellungen einer finanziellen Förderung bestimmter 
Wissenschaftsbereiche zustimmen, ist das Zerrbild einer demokratischen Wissen- 
schafts- und Forschungspolitik. In den Parlamenten sollte eine bewußte Wissens- 
politik begonnen werden; neben der Entwicklung von wissenschaftlichem Wissen 
könnte dann auch die gleichberechtigte Förderung von außerwissenschaftlichem 
Wissen stehen, letzlich die Ausbildung einer >multikulturellen< Wissensgesellschaft. 
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Anmerkungen 
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Diese Problemlagen lassen sich nicht alleine auf gesellschaftliche Konfliktanteile reduzieren; immer 
ist an ihnen auch »Natur« oder »Technik« beteiligt. Naturwissenschaftlicher oder technischer Sachver- 
stand scheint daher angebracht. 

Ein Bauer, nach Gladitz (1976, S. 113 £.). 

Nur, weil sich die Gegenexperten von den Bürgerinitiativen relativ unabhängig machten, erreichten 
das Öko-Institut (und einige weitere Einrichtungen aus dem AGÖF-Kreis), sich in der Wissenschaft 
und in der Politik einen Ruf als unabhängige Einrichtung zu schaffen. Alleine deshalb galten sie in 
der Wissenschaft als — weil nicht festgelegt-parteiisch — als (eingeschränkt) reputationsfähig. 

Das radikale Programm einer Kritik der Wissenschaft, das die Studentenbewegung - insbesondere in 
den frühen siebziger Jahren — aus Kritikansätzen der Kritischen Theorie (z.B. Marcuse, Sohn-Rethel) 
und des Marxismus (z.B. Bernal, Lukacs) entwickelt hatte, legte u.a. Augenmerk auf alle politischen 
Dimensionen von Wissenschaft - anders als die AGÖF-Wissenschaftler auch auf die Rechtfertigungs- 
funktion von Wissenschaft im Hinblick auf die Verfestigung industrieller Herrschaft und die mit der 
Vorhertschft wissenschaftlichen Wissens verbundenen sozialen Privilegien für die Wissenschaftler. 
Diese Kritik bezog also auch das wissenschaftliche Wissen und seine Rolle mit ein. Zu einer Zeit, in 
der die Alltagsökologie entdeckt wurde und das ökologische Handeln im Privatbereich plötzlich als 
umweltpolitisch erschien, galt sie vielen als akademisch: Auf der Suche nach positiven Interventions- 
möglichkeiten wurde die Wissenschaftskritik als negativistisch (und fundamentalistisch) denunziert, 
da die von ihr gesetzten Zweifel handlungsunfähig machen konnten. 

Die Konfrontation zwischen den beiden Lagern fand öffentlich vor allem auf Tagungen der Evan- 
gelischen Akademie Loccum 1980 und 1982 statt, sowie in einer Artikelfolge in der tageszeitung 
1980. 

Vgl. Grupp, kritisch hierzu: Brämer 1983. 

Bestenfalls wird es soweit in den Forschungs- und Entwicklungsprozeß integriert, wie es verwissen- 
schaftlicht worden ist, also im allgemeinen nur soweit, wie dies den außenstehenden Wissenschaftlern 
als produktionsrelevant erschien. 

Neben Erfahrungswissen vor allem Typen hermetischen Wissen, die hier nicht diskutiert werden. 
Selbst das Wort »Betroffene«, das seit Ende der siebziger Jahre häufig verwendet wurde, um diese 
Kreise wieder positiv zu bezeichnen, spiegelt diese kognitive Entmündigung wider, da sie nicht positiv 
als nicht-wissenschaftliche Experten bezeichnet wurden, sondern als Kreise, die von einer Entwick- 
lung berührt, aber quasi sprachlos sind. Zudem sind die Wissenschaftler, die andere als Betroffene ho- 
fieren, anscheinend selbst nicht betroffen. 

In Ländern der sog. Dritten Welt wird zwar ebenfalls eine Hegemonie des wissenschaftlich-techni- 
schen Wissens angestrebt; die Prozesse dort sind allerdings weit komplexer, als daß sie sich mit der 
Beschreibung der in diesem Exkurs behaupteten Tendenz decken würden. 

In einigen Gewerkschaften bis heute begünstigt und verstärkt durch einen immer noch trade-unioni- 
stischen Standpunkt, der die technischen Gestaltung der Produktions- usw.-Technologie konsequent 
aus der eigenen politischen Auseinandersetzung ausschließt. Hinzu kommt, daß weite Teile der Arbei- 
terbewegung bis in die letzte Zeit etwa die Arbeitswissenschaften als Hilfe im Kampf um die »Huma- 
nisierung der Arbeitswelt« begrüßt haben. 

Die innerbetriebliche und innergewerkschaftliche Diskussion um die Einführung von Personalinfor- 
mationssystemen hat beispielsweise dazu geführt, daß ein Teil der kritischen Laien aus dem compu- 
terüberwachten Produktionsprozeß »ausstieg«, studierte und nun als EDV-kritische Fachleute außer- 
halb der Betriebe arbeitet. 

Meine Schlußbetrachtungen laufen darauf hinaus, daß hierzu eine politische Gleichberechtigung der 
verschiedenen Wissenstypen notwendig wäre: Wissenschaftliches Wissen wäre ebenso wie das au- 
Berwissenschaftliche Wissen von Produzenten und Konsumenten zu fördern. 

Tendenziell lassen sich mit ihren Mitteln die Probleme zwar im fraglichen Bereich aufheben, ohne sie 
jedoch grundsätzlich zu lösen; stattdessen verlagern sie die Probleme nur in neue Bereiche. Vgl. For- 
schungsgruppe Soziale Ökologie (1988). 

Ansätze der (neo-)marxistischen oder jener der euiriäfischen Wissenschaftskritik müßten nicht nur 
weiter konkretisiert, sondern zudem verknüpft werden. 
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15 Vgl. die Dokumentation Anstösse I und Anstösse 2; erhältlich bei der ötv-Bezirksverwaltung, 
W.-Leuschner-Str. 69-77, 6000 Frankfurt a.M. 1 
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Egon Becker 
Transformationskern und kulturelle Hülle: 
Wissenschaft und Universität in der ökologischen Krise 


Zusammenfassung: Wissenschaft ist in zweifacher Weise in ökologische und soziale 
Krisen verstrickt: Auf der einen Seite sind es wissenschaftliche und technologische 
Innovationen, die direkt für die Zerstörung natürlicher Umwelten und sozialer Mi- 
lieus verantwortlich sind, auf der anderen Seite werden wissenschaftlich-technische 
»Modernisierungen« nach wie vor als der entscheidende Ausweg aus dem sozial-öko- 
logischen Krisenzusammenhang der industriekapitalistischen Moderne und des zer- 
fallenden Realsozialismus angesehen - ohne daß die Wissenschaften in ihrer derzei- 
tigen Verfassung solchem Erwartungsdruck gewachsen wären. 

Wissenschaft ist also zentrale Krisenursache und gilt gleichwohl als umfassende 
»Problemlösung«. Die Frage nach den Voraussetzungen, Möglichkeiten und Gren- 
zen einer sozial-ökologischen (Um)-Orientierung des Wissenschaftssystems und sei- 
ner einzelnen Disziplinen gewinnt vor diesem Hintergrund doppelte Brisanz und 
Dringlichkeit. Bisher aber wird sie nur in den unzureichenden gesellschaftstheoreti- 
schen und wissenschaftssoziologischen Konzepten eines funktionalistischen »com- 
mon sense« gestellt und bearbeitet. 

Die »ökologische Krise« als Brennpunkt wissenschaftlicher und wissenschaftskri- 
tischer Diskurse reicht weit über das hinaus, was gewöhnlich als »Umweltkrise« 
thematisiert wird. Sie kann als eine Krise der Verwissenschaftlichung der gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse beschrieben werden, sie ist eine Krise der Organi- 
sationsform des gesellschaftlich relevanten Wissens als disziplinär spezialisierte Ex- 
perten-Wissenschaft. 


Blickveränderungen 


Die Geschichte der Wissenschaften und Hochschulen ist auch eine Geschichte ihrer 
Krisen. Ohne Krisen keine Erneuerung und kein Erkenntnisfortschritt. Fremd- und 
Selbstbeschreibungen mit einer dramatisierenden Krisenrhetorik sind nicht beson- 
ders originell, und trotzdem kann auf sie wohl nicht verzichtet werden, denn das Bild 
einer Krise enthält sowohl die Möglichkeit einer Katastrophe als auch die einer Er- 
neuerung. Ambivalent ist auch das Verhältnis der Wissenschaft zu sozialen und öko- 
logischen Krisen, die durch wissenschaftliche Aktivitäten sowohl verschärft als auch 
entschärft werden können. Zudem spielt Wissenschaft eine aktive Rolle in gesell- 
schaftlichen Prozessen der Problemverdrängung und Problemverlagerung — aber 
auch der Selbstalarmierung und Krisenwahrnehmung. Ins Blickfeld der Wissenschaf- 
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ten sind in den vergangenen Jahren ökologische Krisenerscheinungen auf höchst 
unterschiedliche Weise geraten: 

* Klimakatastrophe, Ozonloch, saurer Regen, Verschmutzung von Luft, Wasser und 
Boden lassen sich als wissenschaftliche Untersuchungsgegenstände wie andere auch 
behandeln. Sie fallen aspekthaft in den Zuständigkeitsbereich einzelner Disziplinen 
und werden als außerhalb des Wissenschaftssystems liegende objektive Sachverhalte 
zum Thema gemacht. Wissenschaftler Können entsprechende Fragestellungen und 
Forschungsansätze entwickeln, »Umweltforschung« betreiben und durch Präsenta- 
tion ihrer Ergebnisse und Vermutungen in den ökologischen Krisendiskurs eingrei- 
fen. Eine grundlegende Veränderung des Selbstverständnisses, der Fächerstruktur 
und der Arbeitsformen ist dazu nichtnötig, bestenfalls eine Veränderung der Ressour- 
cenverteilung. 

* Betrachtet man dagegen Wissenschaft und Hochschule als aktive Elemente eines 
übergreifenden ökologischen Krisenzusammenhanges, dann müssen die Krisener- 
scheinungen auch im Wissenschaftssystem selbst aufgespürt werden. Beim Blick nach 
draußen werden wissenschaftlich-technisch geprägte Naturverhältnisse erkannt, die 
tiefgreifend gestört sind. Die Wissenschaft beginnt in der Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse sich selbst mit großer Tiefenschärfe wahrzunehmen; sie stößt dabei 
auf eine Interferenz von ganz unterschiedlichen Krisenphänomenen, die mit dem her- 
kömmlichen Selbstverständnis und in der etablierten Fächerstruktur unverständlich 
bleiben. 

Wie Wissenschaft und Hochschule in der ökologischen Krise betrachtet werden, das 
prägt entscheidend das politische Selbstverständnis der Wissenschaftler, macht Wis- 
senschaft erst zum Politikum. Immer dann, wenn eine für soziale und politische Fra- 
gen sensible Studentenschaft und einzelne Wissenschaftlergruppen Krisen als Chan- 
ceeiner Erneuerung begriffen, Konnten von den Hochschulen aufklärerische Impulse, 
soziale Bewegungen und kräftige Modernisierungsschübe ausgehen. Doch die Uni- 
versitäten als ein sozialer Ort, an dem die Gesellschaft sich selbst begreift, Entwick- 
lungstendenzen sorgfältig registriert und kritisiert, alternative Entwicklungspfade 
und Zukunftsvorstellungen entwirft — diese Universität scheint noch nicht einmal 
mehr als Utopie zu bestehen. 

Während der studentischen Streiks an zahlreichen bundesdeutschen Hochschulen im 
Wintersemester 1988/89 ist die intellektuelle Randständigkeit der Universitäten im- 
mer wieder zum Thema geworden; mit Forderungen nach »kritischer Interdisziplina- 
rität« und durch das Aufnehmen von Themen und Problemen aus den neuen sozialen 
Bewegungen versuchte man, intellektuelle Aktivitäten neu zu zentrieren, was aber 
zugleich eine Veränderung des theoretischen Blicks erforderte: 


»Denn sowohl in radikalen Ansätzen von Universität als Ausgangspunkt revolutionärer Umgestaltung als 
auch in »sanften< Strategien gesellschaftlicher Transformation durch Einübung und Durchsetzung neuer 
Rationalitätsstandards wurde das Verhältnis von Universität und Gesellschaft immer in einer spezifischen 
Innen/Außen-Logik gedacht. Hochschule bedeutete dabei weitgehend einen imaginären homogenen Ort 
der Ausarbeitung avantgardistischer Theorie, die dann in einem gesellschaftlichen Außen nur noch »prak- 
tisch< oder »umgesetzt< zu werden hatte.« (Hammer, Meister, Stieß 1989) 


Ein theoretischer Blick, der soziale und ökologische Probleme in einem Innen/Aus- 
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sen-Schema behandelt, vermag die Krise der Wissenschaft nur verzerrt wahrzuneh- 
men..Im Streik begann eine Veränderung dieses Blicks und eine Neubestimmung der 
»Gesellschaftlichkeit< von Wissenschaft nach zwei Seiten, »als »Angemessenheit< an 
gesellschaftliche Problem- und Krisenphänomene, welche zugleich durch die wissen- 
schaftliche Herstellung von Tatsachen und Deutungen mitproduziert werden.« Der 
veränderte Blick richtet sich auf die »Mechanismen der Produktion von Tatsachen 
und die Herstellung von sozialmächtigen Deutungsmustern«, wodurch Wissenschaft 
und Hochschule als Momente eines Krisenzusammenhanges gesehen werden kön- 
nen, als Teil des Problems und nicht von vornherein als Produzent gesellschaftlicher 
Problemlösungen (Hammer, Meister, Stieß 1989). 

Wo ernsthaft über die ökologische Krise nachgedacht wurde, mußte die zeitdiagno- 
stische Sonde noch tiefer angesetzt werden. Klaus Heinrich etwa sprach in einer Re- 
de vor Studenten davon, daß derzeit das Krisenbewußtsein in Katastrophenfaszina- 
tion umschlägt, zugleich »alle nur erdenklichen öffentlichen Zurschaustellungen in 
Ereignisse und Ereignisketten« verwandelt werden; Katastrophenfaszination und Er- 
eignis-Philosophie seien die Kehrseite einer ökonomisierten, technisierten und büro- 
kratisierten Wissenschaft. Die Universitäten könnten dann nicht mehr der Ort einer 
geistigen Präsenz sein: eine flächendeckende politische Macht und Kontrolle bedürfe 
nicht länger einer lokalisierbaren symbolischen Repräsentation. »Der Ort der geisti- 
gen Präsenz ist heute die analphabetische Massenpresse ...« Die vornehmste Aufgabe 
von Wissenschaft und Universität, der Gesellschaft ein Bewußtsein ihrer selbst zu 
verschaffen, sei heute dem allgemeinen Symbolsterben, der institutionellen Geistlo- 
sigkeit der Universität zum Opfer gefallen (Heinrich 1989). 

Im Lichte einer solchen skeptischen Diagnose erscheinen Konzepte einer »ökologi- 
schen Orientierung des Wissenschaftssystems« oder die studentische Forderung nach 
»kritischer Interdisziplinarität« merkwürdig blaß und konturlos. Schärfere Konturen 
treten erst hervor, wenn die »Überlebensfrage der Gattung« die Perspektiveeiner Um- 
orientierung zu prägen beginnt. Klaus Heinrich hat plausibel gemacht, wie dadurch 
der Wissenschaftsbegriff geschärft und zugleich ausgeweitet wird, »weil der einzige 
Singular der jetztnoch gilt, der der Gattung als ganzer ist.« Daß von den studentischen 
Streikaktivitäten so wenig Impulse und Erneuerungsvorstellungen ausgingen, daß 
schon ein Jahr später von dem »großen Aufbruch« nur noch Anekdoten übriggeblie- 
ben sind - vielleicht hängt das auch damit zusammen, daß die ökologischen Krisen- 
phänomene so überwältigend und offensichtlich sind, daß von ihnen kein Anstoß für 
ein radikales theoretisches Umdenken auszugehen scheint. 

Andieser Grenze der gegenwärtigen Wissenschafts- und Hochschuldiskussion setzen 
die folgenden Überlegungen zu einer Wissenschafts- und Hochschulpolitik in sozial- 
ökologischer Perspektive an — mit dem Ziel, sie in Richtung einer radıkalökologi- 
schen Sichtweise zu verschieben, die auf eine politische Realisierung drängt, ohne 
zwischen den Mühlsteinen von reiner Symbolpolitik einerseits und technischen Mo- 
dernisierungsanforderungen andererseits zerrieben zu werden. Eine radikale ökolo- 
gische Sichtweise ist nicht fundamentalistisch, sondern reflexiv. Klaus Heinrich hat 
zu Recht betont, daß »Wissenschaften, anders als die Institution Universität ... auf 


40 Egon Becker 


Reflexion nicht verzichten« können. Wo also noch ernsthaft Wissenschaft sich voll- 
zieht, kann Reflexion nicht ausgesperrt werden. In der ökologischen Krisensituation 
bedeutet das aber, sich auf die Frage nach den Überlebensmöglichkeiten der Gattung 
zu konzentrieren. 


Wissenschaft und Hochschule in der »Risikogesellschaft« 


Trotz vielfältiger Forderungen — gerade von »links< — nach Autonomie von Wissen- 
schaft und Hochschulen kann deren Heteronomie kaum noch bezweifelt werden. Zu 
offensichtlich und zu vielfältig sind die Abhängigkeitsbeziehungen und zu deutlich ist 
zu sehen, daß Wissenschaft und Hochschulen auf Veränderungen außerhalb ihres Or- 
ganisations- und Einflußbereiches reagieren und selbst solche Veränderungen auslö- 
sen oder beeinflussen können. Es geht längstens nicht mehr um das Ob, sondern nur 
noch um das Wie der Abhängigkeit. In der sozialwissenschaftlichen Wissenschafts- 
forschung werden solche Fragen seit Jahren untersucht!, wobei die verschiedenen 
theoretischen Konzepte und gesellschaftstheoretischen Vorstellungen des funktiona- 
listischen common sense die Antworten vorzeichnen.? 

Ich werde dagegen zu zeigen versuchen, daß die gegenwärtigen Veränderungen im 
Verhältnis von Wissenschaft und Gesellschaft auf einen historischen »Strukturbruch« 
verweisen, der weder mitdem funktionalistischen Modell einer fortschreitenden Aus- 
differenzierung sich autonomisierender Teilsysteme zu erfassen ist, noch in das mar- 
xistische Konzept einer ökonomisch geprägten »Kernstruktur« von Klassengesell- 
schaften paßt, dem aber auch nicht die kommunikationstheoretische Schematik von 
System und Lebenswelt aufzudrücken ist. 

Sowohl in empirischen Beschreibungen als auch in gesellschaftstheoretischen Inter- 
pretationen finden sich zwei Grundmuster der Entwicklung moderner industriekapi- 
talistischer Gesellschaften: Einerseits eine Tendenz zu immer stärkerer Ausdifferen- 
zierung und Autonomisierung funktionaler Subsysteme mit eigenen Steuerungsme- 
dien, die auf vielfältige Weise miteinander in Austauschbeziehungen stehen: »Moder- 
nisierung als Funktionsdifferenzierung« erscheint als säkulare Tendenz, in der sich 
traditionelle gesellschaftliche Strukturen und Vergesellschaftungsformen auflösen. 
In soziologischen Differenzierungstheorien und besonders im neueren Systemfunk- 
tionalismus hat diese Tendenz ihren theoretischen Ausdruck gefunden.’ Andererseits 
finden sich allenthalben Indikatoren für eine Tendenz, daß Wissenschaft, Technik, 
Ökonomie und Politik sich wechselweise zur Voraussetzung und zur Folge haben, die 
Einzelkomplexe sich durchdringen und verschmelzen: Wissenschaft wird politisiert, 
ökonomisiert, technisiert, industrialisiert und bürokratisiert; Politik und Ökonomie 
verwissenschaftlicht. In einem »scientific-industrial-bureaucraticcomplex« (Narr 
1988) setzt sich ein technisch-konstruktives Weltverständnis durch, das längst auch 
die Grundlagen solcher Wissenschaften erfaßt hat, aus denen heraus sich »Spitzen- 
technologien« entwickeln. In der Theorie der »Risikogesellschaft« (Beck 1986) wird 
versucht, diese Tendenz genauer zu beschreiben. Es spricht vieles dafür, daß beide 
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Tendenzen in der Wirklichkeit koexistieren; also Grenzziehungen und Entgrenzun- 
gen, Differenzierungen und Entdifferenzierungen, Entmischungen und Durchmi- 
schungen zwei Seiten eines Prozesses sind, eines Prozesses, in dem sich die Gesell- 
schaft technisch modernisiert und zugleich ihre Naturverhältnisse krisenhaft werden. 


Transformationskern und kulturelle Hülle 


Betrachten wir zunächst den »scientific-industrial-bureaucratic complex« etwas ge- 
nauer, dann können wir vielfältige Formen von Technikfolgenabschätzungen, politi- 
scher Bewertungen wissenschaftlicher Entwicklungen, forschungspolitischer Steue- 
rungsversuche, ökonomischer Forcierung wissenschaftlich-technischer Innovationen 
im high-tech-Sektor beobachten. Das läßt sich als Einwirkung dieses verschmelzenden 
Komplexes auf sich mit seinen ihm eigentümlichen Mitteln begreifen: eine technisierte, 
politisierte, bürokratisierte, industrialisierte Form von Reflexivität bildet sich heraus. In 
diesem Komplex verläuftein immerrascherer Austausch von Problemdefinitionen, Pro- 
blemlösungen und kognitiven Mustern. Die Wechselwirkungen verstärken sich, die spe- 
zifischen Regeln und Verfahrenslogiken von Wissenschaft, Technik und Politik werden 
homogenisiert. In diesem Komplex liegen die Zentren gesellschaftlicher Entwicklungs- 
dynamik, die aktiven Kerne weltweiter Strukturveränderungen. 

Man kann von einem »Transformationskern« sprechen, der sich durch Strukturbrü- 
che hindurch dynamisiert und stabilisiert. Politik, verstanden als geregelte Selbstein- 
wirkung der Gesellschaft auf sich selbst, wird so Zug um Zug ersetzt durch eine 
Selbsteinwirkung jenes Transformationskernes auf sich selbst. Die traditionelle Poli- 
tik der Parteien, Verbände, Parlamente und Regierungen ist dann entweder aktives 
Moment innerhalb des Komplexes oder sie verwandelt sich in reine Symbolpolitik, 
laute Begleitmusik und kompensatorische Tröstung. Damit erscheint aber auch die 
traditionelle Idee des Politischen als antiquiert. 

Es zeichnet sich folgendes Bild ab. Ein sich verselbständigender und unter Selbst- 
einwirkung fortentwickelnder Komplex schmilzt scheinbar selbständige Bereiche 
von Wissenschaft, Technik, Ökonomie, Politik, ... ein und bildet einen Kern gesell- 
schaftlicher Dynamik heraus. Dieser Kern strukturiert eine um ihn liegende Hülle aus 
Nicht-Eingeschmolzenem: symbolische Politik, ästhetische, kulturelle und wissen- 
schaftliche Praktiken und Symbolisierungen. Was noch nicht einschmelzbar ist, stirbt 
entweder ab oder es wird ausgeschieden, auf- und abgespalten und neukombiniert zu 
einer kompensatorischen Kultur. Naturzerstörungen, Produktion von Großrisiken, 
globale Gefährungslagen und gewaltige Destruktionspotentiale sind Manifestationen 
des unter Selbsteinwirkung expandierenden Transformationskernes. Ethische Dis- 
kurse, ästhetische Symbolisierungen und Sinnstiftungsversuche werden zu Momen- 
ten jenes kulturellen »Entsorgungs- und Verdrängungsapparates« (Nitsch 1989), der 
die Zukunft der Geistes- und Sozialwissenschaften zu prägen droht. 

Die Herausbildung eines entdifferenzierten Transformskerns, welcher die materielle 
Reproduktion der Gesellschaft dominiert, und einer ausdifferenzierten kulturellen 
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Hülle kommunikativer Systeme läßt sich weder systemtheoretisch noch mit einer 
Theorie des kommunikativen Handelns angemessen thematisieren; der »Transfor- 
mationskern« läßt sich nicht als Überlappungsbereich ausdifferenzierter Funktions- 
systeme rekonstruieren; das Modell eines (materiellen) Kernes und einer (symboli- 
schen) Hülle ist aber auch nicht auf die Schematik von »System« und »Lebenswelt« 
abbildbar. Noch ganz bildhaft wird mit diesem Modell eine sich herausbildende 
Struktur dargestellt, ein »Strukturbruch« im Modemisierungsprozeß. Die Probleme 
einer politischen Theorie von Wissenschaft und Hochschule unter sozial-ökologi- 
scher Perspektive bekommen hier eine neue Gestalt. 

In der historisch-materialistischen Theorietradition wurde versucht, Wissenschaft 
und Hochschule als Momente eines gesellschaftlichen Krisen- und Reproduktionszu- 
sammenhangs zu begreifen. Krisenkonzept und Reproduktionstheorie folgten aus der 
Kritik derpolitischen Ökonomie und wurden werttheoretisch begründet - eine Theo- 
retisierung, die sich inzwischen als Engführung erwiesen hat (vgl. Altvater 1989). Mit 
dem Kern-Hülle-Modell läßt sich sowohl das Krisenkonzept als auch die Reproduk- 
tionstheorie erweitern und zugleich um die gesellschaftlichen Naturverhältnisse zen- 
trieren. Das bedeutet eine weitreichende theoretische Operation, bei der auch eine 
neue Begrifflichkeit entwickelt werden muß. Hier kann es nur um eher plausibilisie- 
rende Beschreibungen gehen, nicht um die Ausführung dieses Programms. 

a) Von der »Einheit« von Wissenschaft und Universität bei der Theoriebildung aus- 
zugehen, einer Einheit, die sich ausdifferenziert, führt zu politisch illusionären oder 
resignativen Vorstellungen: weder das Ideal einer akademischen Lebensform noch 
das der im »Medium Wahrheit« operierenden Wissenschaft vermögen die Einheit der 
Wissenschaften zu begründen.* Selbst die Einheit einer bürokratisierten und verrecht- 
lichten Institution, eines durch Reputationsmechanismen abgesicherten Privilegien- 
zusammenhangs, wird mit der Herausbildung eines neuen »Transformationskerns« 
aufgelöst: Einzelne Teile der Universität werden auf ganz unterschiedliche Weise in 
den krisenhaften und widersprüchlichen Prozeß gesellschaftlicher Reproduktion und 
Evolution eingebunden. Darüber repräsentieren sich gesellschaftliche Probleme und 
Krisen gebrochen und uneinheitlich in der universitären Wissenschaft, die Universität 
wird zur Multiversität. i 

In dieser Multiversität existieren zahlreiche Mechanismen partieller Vereinheitli- 
chung: soziale- über die staatliche Privilegierung einer Akademikerschicht; norma- 
tive- über konsensuelle Vorstellungen einer akademischen Lebensform; funkticnale- 
über eine gemeinsame Zweckorientierung an der Reproduktion und Erneuerung des 
gesellschaftlichen Wissens auf höchstem Niveau. Es kommt zu Teileinheiten inner- 
halb der Universität, aber nicht mehr zu deren Einheit. 

Die Entwicklung der Universität im gesellschaftlichen Transformationsprozeß kann 
weder als Ausdifferenzierung einer Funktion noch als Autonomisierung eines Funk- 
tionssystems beschrieben werden. Ausdifferenzierung von Disziplinen, die Abgren- 
zung von Fächern durch besondere kognitive Strukturen und unverwechselbare Fach- 
kulturen ist lediglich eine Phase im Entwicklungsprozeß.’ Inzwischen gerät auch das 
gesamte System der Disziplinen durch den »scientific-industrial-bureaucraticcom- 
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plex« unter Veränderungsdruck: Teile werden in den Transformationskern eingebun- 
den, andere Teile in die kulturelle Hülle; die Grenze verläuft quer durch die Diszipli- 
nen und verschiebt sich ständig. Die einheitliche Rechtsform der Universität beginnt 
sich aufzulösen: Ganze Forschungsgebiete werden ausgelagert, außeruniversitäre 
Forschungsinstitute durch besondere Rechtsformen mit den Universitäten verbunden 
(»An-Institute«), Kooperations- und Verbund-Institute mit der Wirtschaft, Transfer- 
Stellen etc. in vielfältigen Formen werden gegründet. Es kommt zu immer stärkeren 
organisatorischen Differenzierungen, die längst nicht mehr als Ausdifferenzierung 
von Disziplinen zu beschreiben sind. Ähnlich wie vor ihrer historischen Ausdifferen- 
zierung aus dem Erziehungsbereich stehen die Universitäten heute unter Nützlich- 
keitsdruck. Er richtet sich zwar auch auf die disziplinäre Forschung, die unter diesem 
Druck in die Dynamik des Transformationskernes gerät; aber die Wissenschaft im 
Transformationskern ist eine problembezogene und interdisziplinäre Projektwissen- 
schaft, die sich im universitären System der Disziplinen nur begrenzt realisieren läßt. 
Eine solche Wissenschaft ist aber nicht einfach an fachgebundener »Wahrheit« inter- 
essiert, sondern folgt außerwissenschaftlichen Kriterien. 

Außerwissenschaftliche, disziplinübergreifende Erfolgs- und Gütekriterien von For- 
schung gehören in der Industrie in weiten Teilen der technischen Innovationsfor- 
schung längst zur alltäglichen Praxis. Wirtschaftlichkeit, politische Opportunität, 
rechtliche Zuverlässigkeit, ... können als Normbindung dieser Wissenschaftspraxis 
verstanden werden. Hier kommt es auch zu einem problembezogenen Zusammenfü- 
gen unterschiedlicher (disziplinärer) Wissensbestandteile, ziel- und produktorientier- 
tem Arbeiten ....Ökonomischer Nutzen, technische Zweckmäßigkeit, Problembezug, 
politische Opportunität, ... gehen als Normen in den Forschungsprozeß ein. Die Gren- 
zen von Wissenschaft zu Politik, Recht und Ökonomie verschwimmen. 

Im Transformationskern der Gesellschaft werden Konzepte, Begriffe und Resultate 
aus einer Disziplin oder einer Fachkultur rasch in andere übertragen und rückübertra- 
gen. In diesem Transferprozeß entstehen ständig neue Forschungsgebiete und neue 
Techniken, und es konstituieren sich eigentümliche »Hybrid-Objekte«: Computer- 
Viren, simuliertes Gedächtnis, künstliche Intelligenz, gentechnische Konstruktio- 
nen. Die Informatik wird biologisiert, die Biologie informatisiert. Um Forschungen 
in Bio-Kybernetik, Molekularbiologie, Hirn- und Neurophysiologie, Gentechnolo- 
gie, Informatik und Mikroelektronik bilden sich dynamische Zentren der wissen- 
schaftlich-technischen Modernisierung. Hier gehen wissenschaftliche Erkenntnisse 
direkt in technische Anwendungen und in ökonomische Verwertungen über. Hier bil- 
den sich neue gesellschaftliche Naturverhältnisse aus und auch ein neues hegemonia- 
les Wissenschaftskonzept: Durch kognitive Umorientierungen, Konzepttransfer, Be- 
griffstransplantation und Methodenoktroi hat längst eine neue Vereinheitlichung der 
Wissenschaft begonnen, die in der allgemeinen Systemtheorie sowohl theoretisch re- 
flektiert als auch vorangetrieben wird. So entsteht im scientific-industrial-bureaucra- 
ticcomplex und bei der dort operierenden hegemonialen Wissenschaft eine neue Ein- 
heitsidee. Eine sozial-ökologisch orientierte Wissenschaft als anti-hegemoniale muß 
demgegenüber zugleich alternative Einheitsentwürfe ermöglichen. Läßt sie sich je- 
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doch durch die berechtigte Kritik am Szientismus und Technizismus dazu verleiten, 
dualistische oder pluralistische Vorstellungen zu verabsolutieren, verstärkt sie die 
Durchsetzungschancen des hegemonialen Einheitskonzepts: Sie kann leicht in die 
kulturelle Hülle abgedrängt werden. 

b) Damit stellt sich aber auch das Autonomieproblem der Wissenschaft in einer neuen 
Form. Autonom entwickeln sich nicht die Disziplinen, sondern der scientific-industrial- 
bureaucratic-complex. Das wirklich herausfordernde Problem scheint mir nicht die 
Funktionalisierung der Wissenschaft für Industrie-Interessen zu sein, also. die Ökonomi- 
sierung der Anwendung wissenschaftlichen Wissens. Diese Form der Funktionalisierung 
istnichtneu: an den Technischen Hochschulen, in den Industrielabors, in den direkt auf 
ausdifferenzierte gesellschaftliche Bereiche bezogenen Disziplinen (Recht, Ökonomie) 
ist das schon immer so. Agrar- und Ingenieurwissenschaften, Medizin und Pädagogik 
sind in diesem Sinne ebenfalls schon immer durch ihre Praxisbezüge geprägt. Herausfor- 
dernd scheintmir vielmehr die Technisierung und Ökonomisierung der Grundlagen mo- 
derner »Innovationswissenschaften« (wie Molekularbiologie oder Informatik) und die 
damit festgelegten selektiven Praxisbezüge. Die im Transformationskern moderner in- 
dustriekapitalistischer Gesellschaften operierende hegemoniale Wissenschaft läßt sich 
nur begrenzt administrativ und funktional »umsteuern«. Gleichwohl werden aber hier 
die gesellschaftlichen Naturverhältnisse geprägt, und hier fällt auch die Entscheidung, 
ob die in der Krise liegende Erneuerungschance genutzt werden kann oder ob die Krise 
in Katastrophen umschlägt. Deshalb muß eine ökologisch orientierte Wissenschafts- 
und Technikpolitik hier eingreifen, wenn sie nicht periphere Symbolpolitik bleiben will. 
Es muß ihr dabei gelingen, die im Kern des scientific-industrial-bureaucratic-complex 
arbeitenden Menschen zu erreichen und dort ökologisch orientierte Handlungsnormen 
einzuführen, sonst wird sie scheitern. 

c) Beiderin den Transformationskern der Gesellschaft eingebundenen Wissenschaft 
läßt sich keine Grenze zwischen Grundlagenforschung und angewandter Forschung 
mehr ziehen; naturwissenschaftliche Forschung gehthierdirektin technische Anwen- 
dung und in wirtschaftliche Nutzung über, was sich am Beispiel der Gentechnologie 
oder der Informatik mühelos zeigen läßt. Es ist trotzdem falsch, von Wissenschaftund 
Technik als einer Einheit zu sprechen, es ist eine Einheit in der Differenz. Deren Ver- 
hältnis läßt sich in vielen Fällen als Übergang vom Experiment zur Maschinerie be- 
schreiben: eine »Maschinerie« aus Apparaten, technischen Netzwerken und Steue- 
rungsmedien, in denen ein kontinuierlicher und möglichst störungsfreier Fluß von 
Stoff, Energie und Information zu garantieren ist. Als Prototyp dieser modernen Ma- 
schinerie kann die chemische Industrie gelten. Dieser systemförmige Typus industri- 
eller Produktion erzeugt aus seiner Konstruktionsform und spezifischen Prozeßlogik 
heraus jene neuartigen Gefährdungslagen, welche dem zeitdiagnostischen Konzept 
einer »Risikogesellschaft« seine empirische Triftigkeit verleihen. 

Die hegemoniale Wissenschaft ist an diese industrielle Struktur gebunden; sie zeich- 
net spezifische Anwendungen vor und grenzt andere aus. Wenn im Kontext einer sol- 
chen Wissenschaft sozial-ökologische Krisenerscheinungen und tiefgreifende kultu- 
relle Konflikte bearbeitet werden, dann sind die Problemlösungen technisch präfor- 
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miert und mögliche gesellschaftliche Lösungen bleiben unterbestimmt: Über eine 
Kette kognitiver Umformungen werden so aus der ökologischen Krise eine Serie von 
Umweltproblemen und daraus wieder umwelttechnische Aufgaben. 

Die institutionellen Strukturen, in denen das Verhältnis von Wissenschaft, Technik, 
Ökonomie, Recht und Politik reguliert wird, sind bei uns hochgradig antiquiert. Ver- 
suche, über Enquetekommissionen, Institute für Technikfolgenforschung, neue Hy- 
bridgemeinschaften von Industriellen und Wissenschaftlern in der Form moderner 
Wissenschaftsakademien, Forschungsbeiräten etc. dieses Verhältnis zu regulieren, 
bleiben entweder wirkungslos oder verstärken den Transformationskern. Es ist of- 
fensichtlich viel schwieriger, eine für diese Aufgaben angemessene »soziale Infra- 
struktur« zu planen und zu gestalten, als Laborgebäude zu errichten, Großprojekte zu 
finanzieren und Bürokratien auszubauen. Der Gründungsboom neuer Institute, Aka- 
demien und Kommissionen kann als Indiz dieser Schwierigkeiten gelten. Wir erle- 
ben derzeit in der DDR, wie eine institutionelle Struktur zerbricht, in der eine nicht- 
kapitalistische Regulation unter dem Primat der Politik versucht worden war—Politik 
dabei verstanden als Einheit von Staat und Staatspartei und Regulation als Komman- 
do-Steuerung. Und wir können am japanischen Beispiel studieren, wie institutionelle 
Transformationen nach den Regeln einer expansiven kapitalistischen Ökonomie 
durchgreifen (Botskor 1988). 

Unser Hochschulsystem ist gegen seine Einbindung in den scientific-industrial-bu- 
reaucratic-complex nach japanischem Muster noch recht resistent; auch die Versuche, 
in Baden-Württemberg die Universitäten im Spannungsfeld von high-tech und high- 
culture neu zu strukturieren, sind demgegenüber noch relativ harmlos. Es wird aber 
hierzulande immer deutlicher, wie vom hegemonialen Transformationskern aus die 
institutionellen Strukturen der Wissenschaft unter Veränderungsdruck geraten und 
sich auch verändern. Im Kern der Transformation dominieren ökonomische Interes- 
sen; Wissenschaft, Technik und Politik werden in ökonomische Kalküle eingebun- 
den. Es setzt sich nur zögernd die Einsicht durch, daß sich die Krise der gesellschaftli- 
chen Naturverhältnisse kaum ausregulieren läßt;die entstehenden neuen Strukturen 
sind umgekehrt selbst so stark ökonomisch determiniert, daß sie eher Krisenverschär- 
fend wirken. Eine »ökologische Modernisierung«, bei der das Institutionengefüge 
sich nicht grundlegend verändert, wird im doppelten Gestrüpp antiquierter und rein 
technisch modernisierter institutioneller Beziehungen stecken bleiben. 

Auch die Universitäten und Forschungseinrichtungen gehören zu diesem Gestrüpp. 
Es wird zunehmend schwieriger, die Eigenfunktion von Wissenschaft noch institutio- 
nell abzusichern. Wenn sich die Grenzen des »Wissenschaftssystems« auflösen, zer- 
fallen auch die theoretischen Möglichkeiten, noch von »System« und von »Funktion« 
zu sprechen. Im Transformationskern löst sich die Eigenfunktion in einem Netzwerk 
von Leistungsbeziehungen auf, in der kulturellen Hülle wird sie auf Kommunikative 
Aspekte zurückgeschnitten. Damit entfallen im Kern die Anwendungsbedingungen 
der funktionalistischen Systemtheorie — und in der Hülle wird sie zur professionellen 
Ideologie. 
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Theoriepolitik gegen die Versprachlichung des Sozialen 


Mit dem Modell vom »Transformationskern« und von einer kompensatorischen »kul- 

turellen Hülle« lassen sich zwar zahlreiche Entwicklungen recht plausibel beschrei- 

ben, es ist aber weder im sozial-wissenschaftlichen Diskurs über Hochschulproble- 
menoch im Alltagsbewußtsein der Hochschulangehörigen verankert. Theoretisch ist 
esnurals Kritik am Systemfunktionalismus und an der Theorie des kommunikativen 

Handelns begründbar. Insofern argumentiere ich hier hypothetisch. Doch hat die mit 

dem Modell verbundene gesellschaftstheoretische Hypothese genügend empirischen 

Gehalt und vielleicht auch Überzeugungskraft, um daraus politische Konsequenzen 

ziehen zu können. 

a) Mit Blick auf die Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse erscheint die Wis- 

senschaft insgesamt als krisenhaft. Wissenschaft und Technik prägen das dominan- 

te Naturverhältnis und werden darüber partiell in den Kern gesellschaftlicher Trans- 
formation eingebunden. Das dominante Verhältnis zu verändern bedeutet, in die 

Kernstruktur einzugreifen. Im politischen Diskurs lassen sich zwei Pole ausmachen, 

welche die Argumente ordnen: 

— Ameinen Pol argumentiert man, das »Projekt der Moderne« und die mit ihm ver- 
bundenen wissenschaftlichen und technischen Verfahren der Weltbeherrschung 
sollten fortgeführt werden. Der scientific-industrial-bureaucratic-complex wäre 
also nach den in ihn eingelassenen Regeln und Rationalitäten zu transformieren, 
allerdings sollen mit der Naturbeherrschung zugleich deren Folgen bearbeitet wer- 
den. Das bedeutet - etwa im Sinne von U. Beck - eine fortschreitende »reflexive 
Verwissenschaftlichung«. 

— Am anderen Pol wird eine » Versöhnung von Mensch und Natur« als Ausweg aus 
der Überlebenskrise propagiert und auf Konvivialität (I. Illich), »small-is-beauti- 
ful« (E. Schumacher), also auf lokal und regional begrenzte, sich selbstorganisie- 
rende Lebens- und Produktionseinheiten gesetzt. Das setztradikale Bewußtseins- 
und Verhaltensänderungen, anti-industrialistische Grundorientierungen und eine 
»reflexe Moralisierung« voraus. 

Am einen Pol sollen die destruktiven Folgen von Technik und Wissenschaft mittels 

Wissenschaft und Technik beherrscht werden; am gegenüberliegenden Pol werden 

die Modelle der Zukunft in der Vergangenheit gesucht, mit Möglichkeiten des Über- 

lebens experimentiert, die einmal bestanden und vielleicht an einzelnen Orten noch 
bestehen mögen. Einriskantes Großexperimentam einen Pol; eine ideale Lebensform 
am anderen. Im Spannungsfeld zwischen diesen Polen bewegt sich der ökologische 

Krisendiskurs; hier Konzentrieren sich alternative Basismetaphern, eine alternative 

Semantik ganzer Weltbilder: einerseits die technisch beherrschbare bio-kyberneti- 

sche Weltmaschine; andererseits der lebendige Organismus, das sich selbsterzeugen- 

de und sich selbstorganisierende Leben. Beide Metaphern werden in den modernen 

Naturwissenschaften ausgearbeitet und derzeit im Transformationskern zu einer 

Figur synthetisiert: das autopoietische System.’ 

b) Die Fortentwicklung der hegemonialen Wissenschaft im Transformationskern der 
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Gesellschaft ist ohne eine spezifische Form immanenter Kritik nicht möglich: diese 
wird aber zugleich technizistisch, ökonomistisch oder politizistisch restringiert, an 
die Fachkulturen der ausdifferenzierten Funktionssysteme in der Form eines Exper- 
ten-Gegenexpertenstreits rückgebunden. Die politische Frage lautet: Kann eine im- 
manente Kritik in eine anti-hegemoniale übergehen? Ulrich Beck ist in diesem Punkt 
optimistisch. »Es gilt ... der List der Einsicht, daß die Atom-, Chemieindustrie usw. 
selbst ihr mächtigster und ausdauerndster Gegenspieler ist, zum Durchbruch zu ver- 
helfen« (Beck 1988, S. 25). Offen bleibt dabei zunächst, ob diese Einsicht von außen, 
von den in der kulturellen Hülle ablaufenden Krisendiskursen, oder im Kern selbst 
sich ausbreiten soll. Beck setzt seine Hoffnung auf die immanente Kritik: 

»Insofern kommt dem Ermöglichen von Kritik in den Zentren der industriell-technischen Entwicklung 
eine Schlüsselbedeutung zu: Nur wo Atomphysik gegen Atomphysik, Medizin gegen Medizin, Informa- 
tionstechnologie gegen Informationstechnologie, Humangenetik gegen Humangenetik steht, kann nach 


außen hin sichtbar werden, welche Zukunft mit welchen Gefährdungen im Reagenzglas ist. Kritik und 
Widerstand in den technischen Berufen dienen dem Überleben aller.« (Beck 1988, S. 208) 


Genauer als in Beck’s These müßte untersucht werden, wie Prozesse im Kern mit de- 
nen in der Hülle interferieren, Resonanzen anregen und Umorientierungen bewirken. 
Das setzt aber voraus, daß der »Strukturbruch« gesehen wird: Im Prozeß der »refle- 
xiven Verwissenschaftlichung« kommt es einerseits zu einer immer eindeutigeren 
Ausdifferenzierung funktionaler Subsysteme mit autopoietischer Kommunikation — 
also zu selbstreferentiell geschlossenen Strukturen; andererseits fallen die Grenzen 
zwischen Wissenschaft, Technik, Politik und Wirtschaft im scientific-industrial-bu- 
reaucratic-complex. In den Transformationskern der Gesellschaft werden einzelne 
Elemente der Wissenschaften eingeschmolzen; reflexiv sind die Prozesse im Kern, 
nicht etwa in den Einzeldisziplinen eines »Funktionssystems Wissenschaft«. Im 
»Kern« entstehen auch neue Weltbilder, wirkungsmächtige Entwürfe gesellschaftli- 
cher Transformationen, die dann in der »Hülle« aufgenommen, verarbeitet, systema- 
tisiert und in Diskurse überführt werden. Dieser Transferprozeß läuft größtenteils an 
den Universitäten vorbei, durchzieht die Medien und wird in den neuen Akademien 
und Diskurs-Foren Konzentriert. Wenn dann neuerdings kritische Intellektuelle die 
»Kulturgesellschaft« ausrufen, die »Industriegesellschaft« ins Museum verbannen 
und in einer abgestumpften Öffentlichkeit mit »kategorialem Gebrüll« (Hack 1988) 
sich Aufmerksamkeit durch neue Kreationen zu verschaffen versuchen, dann verorten 
sie damit zugleich sich und die kritische Gesellschaftstheorie in der kulturellen Hülle: 
Ob »Wissensgesellschaft«, »Informationsgesellschaft«, »Kommunikationsgesell- 
schaft« oder »Post-Industrialismus« — die Intellektuellen erklären ihren Stammplatz 
zum Zentrum der Gesellschaft und können dann den Kern der Transformationen nur 
noch kulturalistisch verzerrt wahrnehmen. Sie spielen damit einer realpolitisch 
durchaus recht erfolgreichen neo-konservativen Strategie in die Hände: Dort wird ei- 
ne auf Modernisierung der kapitalistischen Ökonomie durch neue Technologien und 
eine am Ausbau internationaler Wettbewerbsvorteile orientierte Politik betrieben, an- 
dererseits mittels kompensatorischer Kultur und Bildung Schadensbegrenzung als 
Sinnersatz angeboten. 
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c) Wissenschaft soll neue Erkenntnisse hervorbringen, und der Neuigkeitswert einer 
Erkenntnis steigert die Reputation des Forschers. Damit bekommt die Neuigkeit 
selbst einen Wert, wird zum kulturellen Kapital in den Händen der Wissenschaftler, 
das sie in hierarchische Positionen und soziale Privilegien ummünzen können. Die als 
Gruppenuniversität demokratisierten Wissenschaftsinstitutionen bieten dafür aber 
nur begrenzte Möglichkeiten. In letzter Zeit wird immer wieder versucht, durch neue 
exklusive Institutionen (z.B. Akademie der Wissenschaft, Wissenschaftskolleg) und 
durch besondere öffentliche Ehrungen (z.B. Leibnizpreis der DFG, Heisenberg-Sti- 
pendien für Nachwuchswissenschaftler) die Reputationspyramide der Wissenschaft- 
ler auch öffentlich sichtbar zu symbolisieren. Damit werden einerseits starke Anrei- 
ze geschaffen, andererseits aber auch viele akademische Eitelkeiten in Reputation 
urndefiniert. Die strukturelle Orientierung des Wissenschaftsprozesses am Neuen 
schlägt teilweise bereits in Neuigkeitswahn um. Es ist längst zum Problem geworden, 
das einmal erzeugte Wissen noch zugänglich zu halten; wissenschaftliche Neuigkei- 
ten verstärken die medial gesteuerte Informationsflut und die einmal vorhandenen Er- 
kenntnisse müssen vor dem Verschleiß bewahrt werden. Nur noch selten setzt sich die 
Einsicht durch, daß Erkenntnisfortschritte auch durch Erinnerungsarbeit zu erzielen 
sind. 

Es wäre unsinnig, den in Papers, Aufsätzen, Forschungsberichten, Dissertationen, 
Monographien, Habilitationsschriften, ... sich materialisierenden Wissenschaftler- 
fleiß als quantitativen Ausdruck für die qualitative Steigerung des gesellschaftlichen 
Wissens durch individuelle und organisierte Anstrengungen zu sehen. »Die meisten 
akademischen Abhandlungen entspringen heute nicht mehr dem gesunden Wunsch 
nach Ruhm, sondern dem kärglichen Streben, mit dem erworbenen Titel im Lebens- 
lauf zu glänzen.« (Shenefelt 1989) Was der New Yorker Philosophieprofessor Micha- 
el Shenefelt aus leidvoller Erfahrung berichtet, wird in ganzen Serien von Polemiken 
gegen die Universität detailliert belegt: Vor Jahren schon, als die Hochschul- und 
Wissenschaftskritik sich noch einer marxistischen Terminologie bediente, hat man 
die Universität als Ort systematischer Kapitalvergeudung analysiert. Hinter solcher 
Polemik steht zumeist eine Vorstellung von »Wissenschaft als Produktivkraft«: Das 
eingesetzte Kapital verwerte sich nicht, steigere nicht die Produktivkräfte. In der of- 
fiziellen bildungsökonomischen Diskussion drückte sich die Skepsis gegenüber der 
universitären Forschung in einem Begriffswechsel aus: Ausgaben für Hochschule 
und Forschung, die zunächst als Investitionen behandelt wurden, bekamen in den 
siebziger Jahren das Begriffsetikett »Kosten«. Mit der Herausbildung des scientific- 
industrial-bureaucratic-complex und der Konzentration von Forschungsmitteln im 
high-tech-Bereich kames dann zu einer bemerkenswerten Aufspaltung: Einerseits die 
innovative Spitzenforschung, in die zu investieren ist; andererseits »Wissenschaft als 
Kultur«, für die Kosten entstehen. In dieser Neuaufteilung der wissenschaftlichen 
Welt nach ökonomischen Kategorien ging der Gedanke verloren, daß durch die Pro- 
duktion von »Nutzlosem«, durch eine systematische Vergeudung von Kapital, strikt 
utilitaristische Vereinnahmungen vielleicht eingedämmt, kreative Freiräume erhal- 
ten und die kritische Funktion von Wissenschaft abgesichert werden. »Freiheit der 
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Wissenschaft« als individuelle Wissenschaftlerfreiheit kann nach der ökonomischen 
Grenzziehung zwischen »Investitionen« und »Kosten« nur noch im gleichen Atem- 
zug mit der »Freiheit der Kunst« genannt werden, kulturelle Symbolisierungen also, 
welche sich die Gesellschaft etwas kosten läßt. 

Mit der Einbindung von Teilen der Universitäten und von Teilen der Grundlagenfor- 
schung in den scientific-industrial-bureaucratic-complex verstärkt sich zugleich die 
Sinnkrise der Universitäten. Sıe zeigt sich darin, wie Husserl schon 1932 konstatierte, 
daß »in unserer Lebensnot diese Wissenschaft uns nichts zu sagen hat«. Zug um Zug 
in das Projekt der Naturbeherrschung eingebunden, ist Wissenschaft für die Ausge- 
staltung und Erneuerung sinnstiftender Beziehungen zwischen den Geschlechtern, 
zwischen gesellschaftlichen Gruppen und zur Natur nur noch bedingt tauglich. Im 
Siegeszug der Naturwissenschaften und der mit ihr verbundenen technischen Ent- 
wicklung veränderten sich auch die Kulturwissenschaften: Sie gerieten immer mehr 
in eine zweifache Verteidigungsstellung: »Ihnen droht einerseits die Deklassierung 
durch gesellschaftliche und technologische Prozesse, die in schwer zugänglichen 
naturwissenschaftlichen Erklärungsmodellen und Wissensvermittlungen organisiert 
sind; und diese Modelle bilden sich ebenso rasch wie geräuschlos, ohne noch dem 
Einspruch der philosophischen Vernunft und ihren alten Forschungsidealen ausge- 
setzt zu sein, in komplexen technologischen Systemen und in kompakten wirtschaft- 
lichen, sozialen, politischen Tatsachen ab. Ihnen droht andererseits die geistige 
Selbstentmündigung, da sie zunehmend das Themengelände räumen, auf dem heute 
die Konflikte schwelen und die wirkungsvollen ideologischen Täuschungen insze- 
niert werden. Ich erinnere nur an die Neuen Medien, die Verheerung der Natur, an die 
Debatte über Wachstum und Fortschritt, an die Umwälzung der überlieferten Kultur- 
techniken, beispielsweise des Leseverhaltens.« Günther Busch (1990), ehemals Lek- 
tor der edition suhrkamp und heute Wissenschaftslektor des Fischer-Verlages kennt 
die kulturwissenschaftliche Produktion so gut wie kaum ein anderer. Er diagnostiziert 
sehr genau, wie die Kultur-, Geistes- und Sozialwissenschaften durch äußeren Druck 
getrieben und durch innere Schwierigkeiten geschoben, den Strukturbruch zwischen 
Transformationskern und kultureller Hülle vertiefen. »Wem zu derlei Herausforde- 
rungen nichts Aufrührerischeres einfällt, als sie nachzubuchstabieren, der ist bereits 
zum Komplizen der Maschinerien der Gleichgültigkeit geworden, die zu geißeln er 
vorgibt.« (Busch 1990) 

Die Krise der Kulturwissenschaften ist komplementär zu der der Naturwissenschaf- 
ten: Indem Maße, wie sich das Wissen zur Naturbeherrschung als defizitär gegenüber 
den Folgen dieser Beherrschung erweist, werden auch die Defizite der Kulturwissen- 
schaften deutlicher sichtbar. So reflektiert sich dann eine pauschale Kritik an Natur- 
wissenschaft und Technik in einer Selbstkritik der Kulturwissenschaften, deren spe- 
zifische Funktion undeutlich geworden ist: soll sie Sinnstiftung betreiben (L. Späth), 
kompensatorische Aufgaben gegenüber der sich durchsetzenden technischen Moder- 
nisierung übernehmen (O. Marquardt), soll sie die unversalistischen Ansprüche der 
hegemonialen Naturwissenschaften relativieren (College de France)? Auf jeden Fall 
wird das Verhältnis zwischen den großen Wissenschaftskulturen zum Thema des 
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kulturwissenschaftlichen Krisendiskurses—-und das völlig zu Recht: Liegt doch in der 
Trennung dieser Kulturen ein entscheidendes Hindernis für eine ökologische Orien- 
tierung der Wissenschaften. 

Die These von den »Zwei Kulturen«, wie sie von dem englischen Naturwissenschaft- 
lerundLiteraten C.P. Snow schon in den fünfziger Jahren provokant vorgetragen wur- 
de, müßte heute neu formuliert werden. Sie verstellt den Blick auf den Strukturbruch, 
besonders dann, wenn sie mittels funktionalistischer Argumente über eine Ausdiffe- 
renzierung selbstreferentieller Systeme (Luhmann) oder verschiedener Wertsphären 
(Habermas) aufgerüstet wird. Wenn es richtig ist, daß im Kern gesellschaftlicher 
Transformationen durch Selbsteinwirkung zugleich Wissenschaft, Technik, Ökono- 
mie und Politik verschmelzen, dann ist jede Gesellschaftstheorie, die von einer zu- 
nehmenden Ausdifferenzierung und Autonomisierung einzelner Bestandteile dieses 
Komplexes ausgeht, entweder antiquiert oder blind gegenüber der gesellschaftlichen 
Entwicklungsdynamik. Nun findet eine solche Ausdifferenzierung tatsächlich statt, 
allerdings vorwiegend in der kulturellen Hülle. Der Schein von Autonomie oder der 
Eigensinn von Geltungsansprüchen in Wissenschaft, Recht, Ökonomie, Politik, ... 
lenkt den Blick ab. Sozialwissenschaftler und Philosophen, welche diesen Schein 
zum Wesen erklären, betreiben einerseits professionelle Illusionsbildung in der Ge- 
stalt von Theorie, andererseits errichten sie kognitive Barrieren gegen eine wissen- 
schaftliche Thematisierung der Krise gesellschaftlicher Naturverhältnisse, gegen 
eine angemessene Sicht.der stofflich-materiellen Grundlagen symbolischer Verge- 
sellschaftung - und damit aber auch gegen eine sozial-ökologisch orientierte Politik. 
Im Mainstream der Sozialwissenschaften werden kaum noch ernsthafte Einsprüche 
gegen das Theorem der zunehmenden Ausdifferenzierung und gegen die Sicht der Ge- 
sellschaft als reinem Kommunikationszusammenhang formuliert. Nun gelten die So- 
zial- und Kulturwissenschaften - und insbesondere die Philosophie — als der soziale 
Ort, an dem die moderne Gesellschaft sich selbst thematisiert, sich selbst begreift, im 
wissenschaftlichen Wissen gesellschaftliches Selbst-Bewußtsein ausbildet. Die do- 
minierenden Theoretisierungen der modernen industriekapitalistischen Gesellschaf- 
ten sind aber aufgrund ihrer Selbst-Lokalisierung jenseits der Naturwissenschaften 
nur noch begrenzt Selbst-Thematisierungen von Gesellschaft. Durch ihre kategoria- 
le Bindung an eine Sozialontologie, in der Gesellschaft als reiner Sinn- und Kommu- 
nikationszusammenhang erscheint, bleibt ihnen nur, sich als Teil der Kultur zu re- 
konstruieren. Kulturwissenschaft—-das wäre dann die Wissenschaft im Kulturbetrieb, 
in ihrem Diskurs wird Gesellschaft zur Kulturgesellschaft verzertt. 

Nun steht die funktionalistische Systemtheorie durch die bewußte Übernahme von 
Konzepten aus den avancierten Naturwissenschaften und deren Kommunikations- 
theoretische Umformulierung in einem anderen Verhältnis zum Kern gesellschaftli- 
cher Transformation als etwa die Theorie des kommunikativen Handelns, die solche 
Übernahmen bewußt abwehrt. Beide Großtheorien entwickeln aberihre Grundbegrif- 
fe über Explikationen von Sinn/Sprache/Kommunikation/Information. Die kommu- 
nikationstheoretisch reformulierte »Kritische Theorie« liefert politische Fehlorien- 
tierungen, wenn sie die Dynamik im Transformationskern nichtmehr wahrnimmt, die 
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materiell-stofflichen Naturverhältnisse ignoriert. Als sich kulturalistisch-kommuni- 
kativ reorientierende Sozialtheorie wird sie zum Moment der »Hüllendynamik«, folgt 
den Diskursaufspaltungen durch den Strukturbruch. Selbst von der Krise der Wissen- 
schaft geprägt, liefert sie eine Form der Krisenthematisierung, aus der kaum eingrei- 
fende politische Strategien zu entwickeln sind. Die Bindung der kritischen Intelligenz 
an solchen Theoriekonstruktionen bedeutet zugleich eine partielle Depolitisierung, 
dadurch daß Politik einseitig im Medium von Öffentlichkeit, demokratischen Insti- 
tutionen etc. lokalisiert wird, die politische Verfassung des Kernes aber nichtmehr er- 
reicht wird. 

Wir sollten aber nicht übersehen, daß die soziologische Ontologie einer Gesellschaft 
als Sinn- und Kommunikationszusammenhang ein fundamentum in re besitzt: Tele- 
kommunikation, Informatisierung, neue Verkehrssysteme habendie »Raum-Zeit« der 
modernen Gesellschaften verändert. Anwesenheit ist nur noch bedingt nötig, wenn 
soziale Interaktionen ablaufen; Geld ermöglicht es, über das Verkehrssystem in kür- 
zesten Zeiten an fast jedem Ort der Welt anwesend zu sein. »Sprechen und hören ist 
uns als technische Offenbarung ohne die Anwesenheit des anderen selbstverständlich 
geworden.« (Schönherr 1989, S. 66) In der Raum-Zeit der »Kommunikationsgesell- 
schaft« bewegen sich Waren, Geld, Informationen und Ideen; sie konstituieren eine 
eigene Sphäre von Wirklichkeit mit materialisierter Information, informatisierter 
Materie und dematerialisierter Gesellschaftlichkeit. In dieser Raum-Zeit bewegen 
sich Menschen wie Waren, Geld und Information. »Wie ökologisch wir auch gesinnt 
sein mögen, wir verstehen Freiheit in Dimensionen der Fortbewegung.« ($. 67) 
Selbsteinwirkung eines Komplexes auf sich selbst, Selbstreferentialität also, und da- 
durch autonome Setzung der eigenen Reproduktions- und Steigerungsbedingungen 
— das war das zentrale Thema der Marx’schen Kapitalanalyse: DasKAPITALalssich 
selbst verwertender Wert, der sich durch Steigerung reproduziert. Marx entwickelte 
seine Begrifflichkeit, mit der er die Paradoxien der Selbstbezüglichkeiten der Kapi- 
talbewegung zu entschlüsseln versuchte, am Modell des Hegelschen GEISTES. Ob 
an diesem Modell auch noch eine Begrifflichkeit abzulesen ist, mit der die Krise der 
gesellschaftlichen Naturverhältnisse einerseits, der Strukturbruch zwischen materiel- 
lem Transformationskern und kultureller Hülle und die Veränderung der Raum-Zeit 
in der »Kommunikationsgesellschaft« andererseits, zu entschlüsseln sind, das ist 
noch nicht endgültig mit nein beantwortet. In der modernen Philosophie, und in ihrem 
Gefolge der modernen Gesellschaftstheorie, sind längst Sprache und Text zur Basis- 
metaphorik aufgestiegen. Die nicht-sprachliche Wirklichkeit, die Materialität des 
Gesellschaftlichen und die gesellschaftlichen Naturverhältnisse nach dem Muster 
von Sprache zu begreifen, bedeutet eine Metaphorisierung der Grundlagen von Wis- 
senschaft. Sie lenkt den wissenschaftlichen Blick von der Naturbasis des Gesell- 
schaftlichen ab. In einer historischen Situation, in der diese Naturbasis so stark ge- 
fährdet ist, daß die Überlebensbedingungen der Menschheit bedroht sind, wird eine 
solche kognitive Orientierung selbst zum Gefährdungsmoment: Sie verstellt die an- 
gemessene Wahrnehmung der Gefahr. 
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Anmerkungen 


1 Vgl. dazu neuerdings Oehler (1989) für die Hochschulentwicklung in der Bundesrepublik und Schrei- 
terer (1989) für die staatliche Studienreform. 

2  Jener common sense umfaßt theoretisch und politisch höchst heterogene Strömungen, denen gemein- 
sam ist, daß sie gesellschaftliche Teilbereiche als Systeme und deren Beziehungen zum Gesamtpro- 
zeß gesellschaftlicher Reproduktion durch Funktionsschemata erfassen. (Vgl. dazu zusammenfas- 
send für die theoretische Hochschulsoziologie Becker 1983). Explizit systemtheoretisch behandelt 
Luhmann (1986) die Möglichkeiten des Wissenschaftssystems, ökologische Gefährdungen wahrzu- 
nehmen und zu bearbeiten. 

3 Die theoretische Zentralfigur ist dafür bei uns immer noch Luhmann. Für den Bereich der theoretisch 
argumentierenden Hochschulsoziologie hat Stichweh (1988) die Luhmannschen Argumente empi- 
risch konkretisiert und mit viel historischem Material angereichert. 

4 Ich beziehe mich hier auf Begründungsversuche von Habermas (1987) und von Klüver (1988). 

5 Die Gegenthese findet sich bei Stichweh (1988), für den Entdifferenzierungen immer einen Übergang 
zu einer. neuen Ausdifferenzierung bilden. 

6 Welche theoretischen Schwierigkeiten auftreten, wenn man die Universität als >System« analysieren 
will, kann man bei Klüver (1983) studieren. 

7 Vgl. dazu die im Anschluß an die chilenischen Biologen Maturana und Varela bei uns.unter dem Titel 
eines »radikalen Konstruktivismus« laufenden Theoretisierungen. (Schmidt 1987). 

8 Im Auftrag des Staatspräsidenten Mitterrand hat das College de France im Frühjahr 1985 der fran- 
zösischen Öffentlichkeit seine » Vorschläge für das Bildungswesen der Zukunft« vorgelegt, in denen 
das Verhältnis von Natur- und Kulturwissenschaften als gegenseitige Relativierung bestimmt ist (vgl. 
dazu Becker 1987). In der Bundesrepublik wurden diese Vorschläge bisher wenig diskutiert, obwohl 
sie im Zuge der Europäisierung des Bildungswesens große Bedeutung bekommen dürften (vgl. Mül- 
ler-Rolli 1987). 
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Dirk Axmacher 
Bildung, Herrschaft und Widerstand 


Grundzüge einer »Paratheorie des Widerstands« gegen Weiterbildung 


Zusammenfassung: Die neuzeitliche Bildungstheorie hat auch dort, wo sie sich aus- 
drücklich auf die Seite der arbeitenden Klassen geschlagen hat, der Vorstellung nie 
etwas abgewinnen können, daß gegen die Herrschaft der Bildung Widerstand mög- 
lich und legitim sein könne. Dieser Beitrag geht den Gründen dafür nach und 
unternimmt den Versuch, die Umrisse einer historisch-materialistischen Theorie des 
»Widerstands gegen Bildung« zu skizzieren - in kritischer Auseinandersetzung mit 
Marx und Max Weber. Er beruht auf Überlegungen, die der Verfasser ausführlich in 

. seinem Buch »Widerstand gegen Bildung. Zur Rekonstruktion einer verdrängten Welt 
des Wissens« (Weinheim 1990) dargestellt hat. 


Einleitung 


Wer sich nicht bildet, ist dumm, bleibt dumm, wird dumm. Er ist dumm, weil er auf 
andere Mittel der Welterkenntnis setzen muß als die, die die Vernunft und ihr auf- 
geklärter Gebrauch bietet. Er bleibt dumm weiler die Möglichkeit ausschlägt, sich aus 
seiner »selbst verschuldeten Unmündigkeit« herauszuarbeiten. Selbstverschuldet, so 
hatte Kant bekanntlich in seiner einflußreichen Begriffsdefinition ausgeführt, sei 
diese Unmündigkeit, wenn die Ursachen derselben nicht am Mangel des Verstandes, 
sondern der Entschließung und des Mutes liegen, sich seiner ohne Leitung eines an- 
deren zu bedienen« (Kant 1985 [1784]). Und schließlich wird dumm, wer in Kauf 
nimmt, daß sich zwischen ihm selbst und demjenigen, der die Bildungsmittel für sich 
ergreift, ein wachsender Abstand auftut. Es spricht also alles gegen die Vermutung, 
man könne für einen Widerstand gegen Bildung vernünftige Argumente ins Feld füh- 
ren. Setzen wir uns nicht sogleich einem performativen Widerspruch aus (Ebeling 
1986, 148, 154) oder machen wir nicht eine sich »selbstwiderlegende« Annahme 
(Putnam 1982, 23), wenn wir in einem gebildeten Diskurs für Widerstand gegen Bil- 
dung plädieren? Es müßte im folgenden gezeigt werden, daß zwischen der Argu- 
mentation, man werde für sich selbst die Regeln der Argumentation nicht anerkennen, 
und der Aussage, Widerstand gegen Bildung könne ein Ausdruck von Vernunft und 
Wissen sein, ein logischer Bruch besteht. Um diesem Ziel näher zu kommen, müßte 
geklärt werden, was wir unter Bildung, Wissen und Widerstand verstehen. 

Dabei sind die Mittel, die eine Definition dieser Begriffe bereitstellt, begrenzt. Es 
Kann ja nicht darum gehen, angesichts der bestehenden Welt der Bildungsexpansion 
und Wissensexplosion eine Gegenwelt aus dem Hut zu zaubern, in der nun nicht mehr 
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Bildung und Lernen, sondern Widerstand dagegen angezeigt ist. Die Hürde, die sich 
einem sinnvollen Diskurs über Widerstand gegen Bildung in den Weg stellt, liegt 
höher. So müßte zu allererst erklärt werden, warum in den Wissenschaften, die sich 
aus den verschiedensten Perspektiven mit Bildung befassen, eine Vorstellung vom 
Widerstand entweder völlig getilgt ist oder in Theoriefiguren verborgen fortlebt, die 
zum Widerstand hin erst noch geöffnet werden müssen. 


Was fehlt: eine »Paratheorie des Widerstands« 


Um das an einem Kontrastbeispiel deutlich zu machen: In der Theologie, aber auch 
in der Theorie der Psychoanalyse ist explizit eine jeweilige »Paratheorie des Wider- 
stands« (Blumenberg 1975, 762 ff.) enthalten. In der Theologie, insofern sie den gött- 
lichen Heilsplan zwischen den Polen von Sünde, Gnade und Vergebung aufbaut: Der 
Mensch handelt beständig Gottes Wille zuwider, und sein Zuwiderhandeln ist im Sün- 
denfall und der Kreatürlichkeit theoriesprachlich genauso gesichert wie das Gegen- 
stück: Erlösung und Gnadenversprechen. Oder die Psychoanalyse: Der Widerstand 
des Patienten gegen die anamnetische Rekonstruktion der neurotischen Biographie 
gehört zum Prozeß selbst wie die schließlich (im günstigsten Fall) gelingende Ich- 
Konstruktion. Wie die Psychoanalyse ihr eigenes Mißlingen, den Widerstand, auf den 
sie stößt, noch in ihrer eigenen Sprache erklären kann, so die christliche Theologie die 
Existenz und das Wirken des widerständigen Adam. 


a. pädagogisch 


Wie hält es nun die Pädagogik mit dem Widerstand, auf den Bildungsangebote bei 
ihren Adressaten immer — auch — stoßen und gestoßen sind? — Diese Frage läßt sich 
auf verschiedenen Ebenen untersuchen: In der pädagogischen Klassik selbst, also in 
Texten, die das »Projekt Bildung« entwerfen und sich dabei ausdrücklich oder »still- 
schweigend« zu den Bedingungen gesellschaftlicher, individueller oder bildungs- 
(prozeß)immanenter Art äußern, die ihrem Gelingen zugrundegelegt werden. Das 
Negativbild derartiger Bedingungen gelingender Bildung müßte dann auch die ver- 
schiedenen Widerstandslinien zum Vorschein bringen, hinter denen sich Menschen 
angesichts von Bildungsangeboten verschanzen. Da es hier wie im folgenden haupt- 
sächlich um die Weiterbildung Erwachsener geht: Washält eigentlich Erwachsene bei 
immens gestiegener Verwissenschaftlichung und Reflexivität der Praxis (Weingart 
1975) und einem auf hohem Niveau institutionalisierten Dauerappell zur Teilnahme 
an Angeboten der Erwachsenenbildung über Jahr und Tag davon ab, von diesen An- 
geboten Gebrauch zu machen, von denen sie erstens wissen, die für sie zweitens — 
räumlich, zeitlich, finanziell — immer besser erreichbar sind, deren Legitimität sie 
drittens nicht ernsthaft in Frage stellen? Immerhin handelt es sich hier auch nach den 
jüngsten Erhebungen des »Berichtssystems Weiterbildungsverhalten« um ca. zwei 
Drittel aller Erwachsenen zwischen 19 und 65, also um eine verbreitete Einstellung, 
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die allerdings für die Theorie der Erwachsenenbildung bisher kaum Konsequenzen 
gehabt hat (vgl. BMBW 1988; Pöggeler 1981; Schrader 1986; Ebner 1980; Tietgens 
1970, 1978; Ebert 1984/85; Fallenstein 1984). 

Wenn wir in der Theorie der Erwachsenenbildung von einer »Paratheorie des Wi- 
derstands« gegen Bildung und Bildungsangebote sprechen wollen, dann liegt sie in 
verkehrter Form wohl am ehesten vor in Konzeptualisierungen der Motive von Teil- 
nahme und Nichtteilnahme, Aufnahme und Abbruch von Bildungsprozessen - aller- 
dings aus der vorentschiedenen Perspektive eines normativen Bildungsbegriffs, der 
auf das Interesse der Adressaten an Bildungsangeboten eine theoretische Prämie 
aussetzt und auf das Desinteresse, den Widerstand nur ex negativo, als Defizit Bezug 
nimmt. In Teilnahme- oder Motivationsstudien erfahren wir also, in einer Kurzformel, 
etwas über Noch-Nicht-Teilnehmer und über Motivationsdefizite — nicht aber über 
bildungsdistanzierte Lebensformen und die Motive zum Widerstand gegen Bildung. 
Die (erwachsen)pädagogische Theorie verteilt Licht und Schatten nach ihrem Kon- 
struktionsprinzip; in ihrem innersten ist sie Bildungstheorie; zur Nicht-Bildung hin 
hat sie ihre schwarzen Seiten — »schwarze Pädagogik« — entwickelt. 


b. polit-ökonomisch 


Die zweite Ebene nimmt das Problem des Widerstands gegen Bildung nicht auf der 
Ebene kanonischer Schriften oder empirisch gehaltvoller pädagogischer Theorien 
auf, sondern auf der phänomenologischen, soziologischen, historischen oder ethno- 
logischen Ebene gesellschaftlich institutionalisierter Bildungsprozesse. Hier inter- 
essiert nicht mehr die Frage, ob derartige Prozesse sich pädagogisch als Bildung, 
Erziehung oder Dressur rekonstruieren lassen, ob also »Bildung« im theoretisch- 
emphatischen Sinn überhaupt stattfindet, sondern das anders gelagerte Problem, wie 
sich Adressaten gegenüber Bildung verhalten, und welcher soziale Sinn diesem 
Verhalten (= Handeln) zugrundeliegt. »Widerstand gegen Bildung« ist dann also nicht 
mehr die Reaktion von Adressaten auf eine Verfehlung der (pädagogisch-theoretisch 
wie auch immer alsNorm gesetzten) idealen, pädagogischen Dimension im Bildungs- 
prozeß, sondern eine Handlungsfigur, die Menschen angesichts der Aufforderung 
einnehmen, ihr Handeln in der Welt (Beruf, Öffentlichkeit, Familie, Psyche) auf 
»Wissen« zu begründen und sich dieses in gesellschaftlichen Bildungsprozessen an- 
zueignen. 

Auch in einzelwissenschaftlicher Perspektive ist es nun kein Zufall, daß eine mo- 
dernisierungstheoretische Historiographie, eine auf Modernisierung, Individualisie- 
rung und Mobilität eingestellte Bildungssoziologie oder eine politische Ökonomie, 
deren theoretische Konfigurationen sichtbar den Stempel der Dialektik von Produk- 
tivkräften und Produktionsverhältnissen tragen, theoretische »Anschlußstellen« für 
das Widerstandsthema kaum entwickelt haben bzw. dezidiert geschlossen halten. Ich 
will diesen Sachverhalt am Fall der Marx ’schen Kritik der politischen Ökonomie ver- 
deutlichen — an den klassischen Passagen über den Luddismus im »Kapital«. 

In Fortsetzung der im Hohen Lied der revolutionären Bourgeoisie, im Kommunisti- 
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schen Manifest von Marx und Engels angeschlagenen Töne äußerte sich Marx später 
im »Kapital« zu den Arbeiteraufständen, die 1811/12 in den Baumwolldistrikten 
Yorkshires gegen etliche dort ansässige Fabriken geführt worden waren, »Es bedarf 
Zeit und Erfahrung«, führte er dazu aus, »bevor der Arbeiter die Maschinerie von 
ihrer kapitalistischen Anwendung unterscheiden und daher seine Angriffe vom ma- 
teriellen Produktionsmittel selbst auf dessen gesellschaftliche Exploitationsform 
übertragen lernt« (Marx 1970, 452). Von den Gebildeten seiner Zeit, die dazu neig- 
ten, in Hungeraufständen ein monströses kollektives Magenknurren (vgl. Thompson 
1980) und in Maschinenattacken das Wüten von »Goten und Vandaler« zu schen 
(vgl. Pearson 1977, 1979), unterschied Marx die Bereitschaft, die Ursache gewalt- 
samer Übergriffe auf Maschinen und Fabriken mit der rationalen Erklärung der aus- 
gebeuteten Lage des Proletariats anzuerkennen. Blindheit, die allerdings durch ei- 
nen historischen Lernprozeß zu heilen sei, sah er lediglich in der Verschiebung der 
Aggressionsziele am Werk. Da die Überlegenheit der industriellen (Baumwoll)Ma- 
schinerie über die herkömmliche Handarbeit für Marx außer Frage stand, konzen- 
trierte sich für ihn das Problem des Maschinensturms auf die Frage des historisch 
»richtigen« Gegners. Die industrielle Technologie verkörperte den höchsten Ent- 
wicklungsstand eines naturwissenschaftlich-physikalisch-mechanischen Wissens, 
das dem empirisch gewonnenen handwerklichen Wissen und seinen instrumentellen 
Technikvergegenständlichungen weit überlegen war. Zugleich drückte sich in ihr ein 
evolutionär höherstufiges, für Marx zweifellos historisch auch legitimeres und für 
die Partei des Fortschritts normativ verbindliches Wissen aus. Ein Widerstand mußte 
sich daher gegen die gesellschaftlichen Ausbeutungsverhältnisse richten, innerhalb 
derer es fungierte, er durfte nicht dieses Wissen und seine Vergegenständlichungs- 
formen selbst zum Ziel haben. Die Marxsche Lösung der Maschinensturm-Frage, 
dieser Verwandten ersten Grades des Widerstands gegen Bildung, führte also zu 
einer —- im Rahmen seiner Geschichtskonzeption nicht ganz überraschenden — dua- 
listischen Strategie: Aneignung und Weiterentwicklung des jeweils höchsten Stan- 
des des gesellschaftlichen Wissens; Widerstand gegen die Ausbeutungsverhältnisse, 
innerhalb derer es fungiert. Durch seine belehrende Einstellung zum Luddismus 
‚ überspielt Marx die Chance, von den streikenden und rebellischen Arbeitern mehr 
über ihre Motive zu erfahren, als ihre bürgerlichen Antipoden hatten begreifen wol- 
len und können. 
Zwar teilte er deren Schlußfolgerungen nicht, wohl aber ihr auf technischen Fort- 
schritt, Wissensakkumulation und industrielle Wissensverwendung ausgerichtetes 
evolutionäres Geschichtsverständnis. Und hier lagen tatsächlich Welten zwischen 
den Baumwollarbeitern einerseits und ihren kritischen und bürgerlichen Kritikern 
andererseits: 


»The case against the factory, however, was not merely an assertion of inertia. Much more important, its 
proponents had strong economic and social reasons for wishing to stem the tide of the factory system... 
The weavers all believed strongly in the social and moral values of domestic work. The system emphasized 
the patriarchal roles of work organizer and receiver and dispenser of the collective eamings of the family. 
The family wage emphasized the coherence of family life and was supposed to strengthen family ties... The 
factory threatened all of that« (Randall 1986, 11). 
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Hätte Marx Konzediert, daß die »Verwechslung«, die er den luddistischen Aufständi- 
schen unterstellte, keine war, sondern sich ihr Handeln an wohlbegründeten, im 
örtlichen und Familienleben eingespielten Normen eines »guten Lebens« orientierte, 
hätte sich ihm auch das Wissen im Widerstand oder der Widerstand als bewußte 
Handlung erschlossen (vgl. Vester/Geiling 1985, u.a. 498 ff.). 


c. historisch 


Geht man von der engen historischen Fassung ab, die der Widerstand gegen Bildung 
bzw. hier: gegen technisch inkorporiertes Wissen im Luddismus-Fall erhält, und ver- 
allgemeinert man die Frage hin auf den Umgang der Arbeiterbewegung mit Bildung 
und Wissen(schaft), stellt sich ein ganz ähnliches Ergebnis ein: Die Arbeiterbewe- 
gung hat sich als die größte geschichtliche Bildungsbewegung aller Zeiten begriffen. 
Zwar hat es in der deutschen Tradition vielfache Versuche gegeben, die Bildung der 
Arbeiterklasse auf ein von der herrschenden bürgerlichen Kultur unabhängiges Fun- _ 
dament zu stellen. Aber die Warnung, die Clara Zetkin auf dem Mannheimer Parteitag 
der SPD 1906 ausgesprochen hatte: »Im Hinblick auf seine geschichtliche Mission 
kann... das Proletariat die bürgerliche Geisteskultur nicht einfach übernehmen, es 
muß sie vielmehr seiner eigenen Weltanschauung gemäß umwerten« (Zetkin 1906, 
136), blieb doch angesichts der hegemonialen Wucht der bürgerlichen Bildungstra- 
dition in Deutschland, aber auch angesichts der Probleme, wie denn die geforderte 
»Umwertung« bürgerlicher Bildung vorzustellen sei, ohne große Resonanz. Für die 
Lösung dieses Problems nämlich, eine Art »soziale De-Komposition« des Wissens, 
um einen »stock of knowledge« als geronnes Produkt einer Serie kognitiver Transfor- 
mations- und Chiffrierungsprozesse zu dechiffrieren, fehlten auch in der Arbeiterbe- 
wegung alle Voraussetzungen (vgl. Wexler 1981). So gelangte Walter Benjamin 1937 
aus der Rückschau zu einer desillusionierenden Bilanz von einem Jahrhundert prole- 
tarischer Einstellung zur Bildung: 

»Sie meinte, das gleiche Wissen, das die Herrschaft der Bourgeoisie über das Proletariat befestigte, werde 
das Proletariat befähigen, von dieser Herrschaft sich zu befreien. In Wirklichkeit war ein Wissen, das ohne 


Zugang zur Praxis war und das das Proletariat als Klasse über seine Lage nichts lehren konnte, un- 
gefährlich für dessen Unterdrücker...« (Benjamin 1937, 352) 


Und dies galt, worauf Benjamin im näheren hinwies, nicht nur für eine nicht oder nur 
unzureichend im Zetkinschen Sinn »umgewertete« Kulturgeschichte, sondern auch 
für eine »verunglückte Rezeption der Technik« (353), deren mythologische Beimen- 
gungen unter dem obwaltenden Wissenschaftspositivismus verdunkelt blieben: Der 
»Blick auf die Technik fiel aus der »Gartenlaube«« — auch in der Arbeiterbewegung. 
Die Vorstellung, auch die Technik und die Technikentwicklung seien Schauplätze von 
Klassenkämpfen, war nicht nur nicht ausgebildet, sondern wurde ausdrücklich in die 
unreifen Flegeljahre der Arbeiterbewegung zurückverlagert, aus denen diese sich als 
Kulturbewegung herausgearbeitet habe (vgl. Wulf 1987). Noch einmal wollte man 
sich nicht von Marx ermahnen lassen, zwischen der Maschinerie und ihrer kapitali- 
stischen Anwendung zu unterscheiden! 
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War die deutsche Arbeiterbewegung des 19. und 20. Jahrhunderts, aber nicht nur sie, 
Opfer eines irreführenden Marxschen Fingerzeigs? Man würde den Einfluß, den zu- 
mal die Kritik der politischen Ökonomie auf die Arbeiter- und Arbeiterbewegungs- 
kultur ausgeübt hatte, bei weitem überschätzen, wenn man sich mit diesem Tradi- 
tionsstrang zufriedengäbe. Seit den letzten Ausläufern der Naturphilosophie in der 
Goethe-Zeit (vgl. Böhme 1980, Böhme 1988; Meyer-Abich 1988; Schmied-Ko- 
warzik 1986) und den ästhetischen Stilisierungen des romantischen Naturdiskurses 
(Sieferle 1984) war zumal im Deutschland des Neukantianismus der Platz eines 
alternativen Paradigmas der Naturerkenntnis und Naturwissenschaft verwaist. So 
treffsicher das gesellschaftliche Wissen, das die ökonomischen, politischen und 
rechtlichen Dimensionen des Klassenkonflikts reflektierte, von der Arbeiterbewe- 
gung in Ideologieverdacht gezogen wurde, so sakrosankt war das naturwissenschaft- 
lich-technische. Man konnte diese beiden Sphären auseinanderhalten, indem man 
entweder »Wirklichkeiten« unterschiedlichen Grades behauptete, unter denen die 
Wirklichkeit der Ökonomie und Technik die ausgezeichnete erste, die der Philoso- 
phie und gesellschaftlichen Ideen dagegen »die gänzlich gegenstandslose und un- 
wirkliche reine Ideologie (der »reine Blödsinn«)« war (Korsch 1966, 122), oder in- 
dem man für das erstrebte sozialistische Gemeinwesen die Losung ausgab, die 
»Kenntnis natürlicher Dinge«, von Naturwissenschaften und Naturgeschichte zu La- 
sten der religiösen Bibelerziehung auszuweiten und auf eine polytechnische Grund- 
lage umzustellen (vgl. Bebel 1977, 491). Daher bezog sich die Liebknechtsche Ver- 
sicherung: »Die Sozialdemokratie ist im eminentesten Sinne des Wortes die Partei 
der Bildung« auch nicht auf eine radikale Kritik des bürgerlichen Bildungsprinzips 
und -wissens, sondern auf die Tilgung ihrer bürgerlich-weltanschaulichen Beimen- 
gung bei gleichzeitiger Verallgemeinerung des Zugangs zu ihm: »Der Schlüssel des 
Tempels (echter Bildung, DA) muß erobert, die Mauer niedergerissen werden« 
(Liebknecht 1872). 

Es ist vielleicht nützlich, an dieser Stelle an die Beweislast zu erinnern, die die vor- 
stehenden Abschnitte zu tragen hatten. Weder ging es um eine theoretische Rekon- 
struktion, die den Ort organisierter Bildungsprozesse in der Marx’schen Konzeption 
zu lokalisieren hatte, noch um eine historische Rekonstruktion des Bildungsverhal- 
tens der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Arbeiter im ausgehenden 19. 
und beginnenden 20. Jahrhunderts, zudem beschränkt auf Deutschland. In Frage 
stand vielmehr, warum auf dem Boden der Marx’schen Theorie und der deutschen 
Verhältnisse eine Konzeption von »Widerstand gegen Bildung« nicht wachsen konn- 
te - und zwar im Gegensatz zu den englischen Bedingungen, wo der Dissent sozial- 
strukturell besser verwurzelt war und die bürgerliche Hegemonie nicht einen derart 
penetrant vergeistigten Charakter angenommen hatte (vgl. Johnson 1988), wo die 
Forderung nach Selbsterziehung und nach einem »really usefulknowledge« die prag- 
matische Folie bildeten, vor der sich — zumindest eine Zeitlang — die Konturen eines 
Widerstands gegen die angesonnene bürgerliche Bildung abzeichneten: 


»Who produces the knowledges and for what reasons was the central issue for the nineteenth-century radi- 
cals? Theiranswer was very clear: inthe end itis the people’s knowledge that changesthe world. This means 
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that self-education, or knowledge as self-production, is the only knowledge that really matters. Others may 
be resources here, but in the end you cannot be taught, you can only learn« (Johnson 1988, 29; Hervor- 
hebung vom Verf.). 

Fazit dieser Überlegungen: Das deutsche Staatskirchen- und in seinem Gefolge das 
deutsche Staatsschulsystem in Verbindung mit dem Fortschrittsoptimismus des Indu- 
striesystems und seiner Kritiker ließen weder einen gebildeten noch einen populären 
Diskurs über die Grenzen der Bildung und mögliche Formen des Widerstands gegen 
sie zu. 


Widerstand gegen Bildung: Umrisse 


Bisher hat eher ex negativo deutlich werden können, was mit den an verschiedenen 
Stellen eingerückten Hinweisen auf »Widerstand gegen Bildung« gemeint war. »The 
concept of resistance is relatively new in educational (and social, and political, and 
ethnographical, DA) theory« (Giroux 1983a; 282); daher können wir uns nicht auf 
eine mehr oder weniger allgemein geteilte Konzeption stützen. Ein erster Differen- 
zierungsschritt ist gewiß unproblematisch, aber auch notwendig: Widerstand gegen 
Bildung ist abzuheben gegen Widerstand, der sich gegen Institutionen (Schule als An- 
stalt und als besonderes Gewaltverhältnis) und das Rollengefüge (Lehrer als Inhaber 
von Anstaltsgewalt) richtet. Die Geschichte der Bildung läßt sich ohne größere histo- 
rische Umstellungen als ein Prozeß der Zivilisierung (Elias), im näheren der Unter- 
drückung und Dressur (Foucault; Rutschky 1977) rekonstruieren oder skandalisieren. 
Der schlecht ausgebildete und bezahlte prügelnde preußische Volksschullehrer hat 
vermutlich die Einstellung von Generationen von Unterschichtfamilien zum System 
staatlich organisierter Zwangsbildung stärker geprägt als die Erziehungs- und Bil- 
dungsprogramme, die in wie auch immer obrigkeitsstaatlich überlagerter Form eine 
Volksaufklärung bezweckten. Zweitens kann von einem Widerstand gegen Bildung 
erst die Rede sein, wenn die allgemeine Benutzung von Bildungseinrichtungen zur 
Norm geworden ist und nicht auf Hindernisse sonstiger Art stößt: wer das Schulgeld 
nicht aufbringen, die räumliche Entfernung nicht überbrücken oder die für die Bil- 
dung erforderliche freie Zeit der Arbeit zum Lebensunterhalt nicht abringen kann, 
leistet nicht Widerstand, sondern wird — meist nach Kriterien der sozialen Lage — aus- 
geschlossen. Drittens schließlich muß ein Widerstand gegen Bildung, um als soziales 
Handlungsmuster gegen eine vorübergehende Unlust, einen aufwallenden Welt- 
schmerz und Sonstige Grillen, die sich auf die Seele von jungen und erwachsenen Be- 
nutzern einer Bildungseinrichtung legen, abgrenzbar sein, d.h. eine zeitlich und sozial 
halbwegs stabile Struktur aufweisen. Es muß dies nicht ein dreißig Jahre dauernder 
Streik von Arbeitereltern gegen eine Schule bzw. einen aufgezwungenen Lehrer sein 
(Edwards 1974), und natürlich kann sich über Lernprozesse oder erzwungene Anpas- 
sungen an geschicktere Schachzüge der Gegenseite, der »Bildungspartei«, wie wir 
vorläufig die Gegenspieler nennen wollen, die für Bildung einstehen, diese Struktur 
wandeln. Wir ziehen aus diesem Problem aber nicht die Konsequenzen, die die Pro- 
testforschung dort, wo sie sich quantitativer Methoden bedient, offensichtlich gezo- 
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gen hat: nämlich Widerstand strikt zu operationalisieren durch eine Mindestdauer, 
eine Mindestteilnehmerzahl, ein Mindestniveau der Ereignishaftigkeit des Handelns 
usw. (vgl. Volkmann 1977, Volkmann/Bergmann 1984; Husung 1983; kritisch Lüdtke 
1984; Axmacher 1987). Aber für die verstehende Erschließung des Einzelfalls von 
Widerstand gegen Bildung ist der Nachweis seiner sozialstrukturell-überindividuel- 
len Konstitution schon von besonderer Bedeutung. 

Eine vierte, weitere Bestimmung von Bildungswiderstand soll hier ausdrücklich nicht 
gemacht werden: Widerstand läßt sich nicht auf offene Formen des Angehens gegen 
Bildung und Bildungsangebote einschränken, wie eine knappe Überlegung zu den 
Nutzungsbedingungen von Bildungseinrichtungen zeigt. Welche Handlungsmög- 
lichkeiten stehen Eltern oder auch Jugendlichen zur Verfügung, um ihren Dissens mit 
der Schule und ihrem Wissen auszudrücken? Auf dem Hintergrund einer allgemein- 
verbindlichen Schulpflicht offensichtlich nur aktive Formen des — begründungs- 
pflichtigen — Fernbleibens, des demonstrativen Schwänzens, oder der gegenkulturel- 
len Inszenierung einer alternativen, mit den eigenen Präferenzen besser verträglichen 
Schulkultur, eines »hidden curriculum« u.a.m. In jedem dieser Fälle obliegt dem 
Widerstand handlungsstrukturell eine »Bringschuld« - in wie feinen Nuancierungen 
sich diese auch ausdrücken mag. Aber die Schule ist Bestandteil einer »active so- 
ciety«, in der nur eine Währung zählt: das Aktivhandeln. Der über eine staatliche 
Schulpflicht erzwungene Teilnahmemodus erlegt dem Widerstand gegen schulför- 
mig organisierte Bildung diese Handlungsart quasi als Geburtszeichen auf. 
Jenseits der Schulpflicht beginnt zwar nicht das »Reich der Freiheit«, aber doch der 
»freiwillig« zu nutzenden Bildungseinrichtungen. Über den häufig fiktiven, über so- 
ziale Zwänge aller Art gebrochenen Charakter dieser Freiwilligkeit braucht hier wei- 
ter kein Wort verloren zu werden. Worauf es in diesem Zusammenhang ankommt, ist 
die Handlungsart, in der sich ein Widerstand gegen Bildungsangebote im fakultativen 
Sektor ausdrückt: Unterlassungshandeln. Während sich der Hauptschüler gegen die 
ihm angetragene Bildung zur Wehr setzt, indem er stört, seine eigenen Aktivitäten ge- 
gen die schulischen setzt, mit Gleichgesinnten Koalitionen bildet und das schulische 
Ritual subkulturell zu unterlaufen versucht (vgl. Willis 1979, 1981 a,b), ist die typi- 
sche Form des Widerstandshandelns des Erwachsenen angesichts von Kursangebo- 
ten die Nicht-Teilnahme oder.nach aufgenommener Kursteilnahme der Kursabbruch, 
das Nicht-Wiederkommen, der Rückzug. Wie leicht ersichtlich ist, liegt der Unter- 
schied zwischen der Nicht-(mehr)-Teilnahme des früheren Kursbesuchers und der 
Nicht-Teilnahme dessen, der eine Teilnahme nie in Erwägung gezogen hatte, nicht in 
der konkreten Art der Unterlassungshandlung (beide trinken abends zwischen 20 und 
22 Uhr ein Bier), sondern in dem Sinn dieser Handlung: Fortführung einer eingeregel- 
ten Routine hier, Bruch mit einer normativ verankerten Erwartungsstruktur dort. All- 
gemeiner läßt sich sagen, daß ein Nicht-Handeln nur dort und insofern in ein Unter- 
lassungshandeln übergeht, wo zumindest im Ansatz institutionalisierte und legitime 
Erwartungsstrukturen verletzt werden (vgl. Geser 1986a, b). Der Nicht-Teilnehmer 
(z.B. an einem Kurs der Erwachsenenbildung) leistet Widerstand nur dann, wenn er 
sich einem organisierten Bildungsangebot mit der normativ unterlegten Aufforde- 
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rung zur Teilnahme konfrontiert sieht, räumliche, zeitliche und finanzielle Hinder- 
nisse einer Teilnahme nicht im Weg stehen, und eine Teilnahme dennoch nicht zustan- 
de kommt oder nach Zustandekommen stillschweigend abgebrochen wird. In der 
Soziologie der Bildungsteilnahme ist nun die Chance, Nicht-Teilnahme als bewußte 
Handlung und damit als Widerstand gegen Bildung zu begreifen, durch eine Theorie- 
figuration abgeschnitten worden, die dem Erwachsenen grundsätzlich einen Bil- 
dungstrieb, ein metaphysisches Bildungsinteresse bzw. ein Interesse an Aufklärung 
unterstellt und Nicht-Teilnahme als Effekt ungünstiger Umweltbedingungen deutet, 
angefangen bei der mangelnden Information über die Unvereinbarkeit von Familien- 
und Teilnehmerrolle bis in das breitgefächerte Spektrum lernungünstiger Arbeitsbe- 
dingungen (vgl. Ebner 1980; Fallenstein 1982; Nuissl/Sutter 1979; Labont& 1973; 
Schrader 1986; Baethge u.a. 1989). Nicht ob diese »sozialen Faktoren der Bildungs- 
bereitschaft Erwachsener« (Schulenberg u.a. 1978) relevante vor-unterrichtliche Se- 
lektionsprozesse auslösen Könnten, steht hier in Frage: Sie können und tun dies zwei- 
fellos tagtäglich mit deutlichen sozial-diskriminierenden Konsequenzen, treffen also 
nicht Jedermann und -frau gleichermaßen. Problematisch ist vielmehr das unvermit- 
telte Nebeneinander von unterstellter subjektiver Bildungsbereitschaft undempirisch 
nachgewiesenen objektiven Bildungsbarrieren, ohne die Wechselwirkungen zu be- 
rücksichtigen, also das »Subjekt« als mit Wissen und Bewußtein ausgestattetes Hand- 
lungssubjekt zu konzipieren, das sich die Bedingungen seiner Umwelt aktiv aneignet 
und sich in diesem Prozeß die Perspektive auf sinnhaftes soziales Handeln offenhält. 
»Die Nichtbeachtung dieses Wechselwirkungsprozesses führt dazu, daß das Subjekt als vermittelnde 
Instanz aus dem Blick gerät und objektive Bedingungen aufgrund scheinbarer Evidenz in einen Wir- 
kungszusammenhang mit der Teilnahme bzw. Nicht-Teilnahme gebracht werden... Eine Analyse der 
Bedingungen von Weiterbildungsbereitschaft, die weder den subjektiven Vermittlungsprozeß, noch das 
Subjektive als idealistische Kategorie einführt, ist darauf verwiesen, subjektive Strukturen an objektive 
zurückzubinden und ihr Wechselwirkungsverhältnis als Bedingungsrahmen der Weiterbildungsbereit- 
schaft zu begreifen« (Ebner 1980, 156 £.; vgl. Axmacher 1989; Kade 1989). 

Daß also »Widerstand gegen Bildung« sich für Erwachsene in einem Nicht-Handeln 
(vom Typ: Unterlassen) ausdrückt, hat nichts mit deren Unlust zu tun, sich gegenüber 
einem externen Beobachter wortreich zu erklären; auch nichts mit einer überborden- 
den theoretischen Phantasie, die in ein lebensweltlich vielleicht plausibles Desinter- 
esse von Erwachsenen einen »Widerstand« hineinprojiziert. Vielmehr legt die Struk- 
tur der Benutzung dieses Bildungsbereichs eine solche stumme » Abstimmung mit 
den Füßen« viel eher nahe als eine offensive Konfrontation nach dem Muster eines 
Schulstreiks oder eines konflikthaften Kampfs um ein anderes Wissen. Bereits eine 
knappe Abwendung genügt, ein kommentarloses Fernbleiben auf seiten der — vir- 
tuellen — Teilnehmer. In dem Maße, wie die Weiterbildung nach »außen«, in ihrer 
sozialen Beziehung zu den das Erwachsenenleben kontrollierenden Institutionen 
(Arbeitsmarkt, Betrieb, Bildungszertifikate u.a.), und nach »innen«, in ihrer pädago- 
gischen Beziehung zu den erwachsenen Teilnehmern, schulische bzw. quasi-schuli- 
sche Strukturen herausbildet, ist zu erwarten, daß auch der Widerstand der Teilneh- 
mer aus seiner Reserve heraustreten und offene Formen des Aktivhandelns, des 
Bestreitens, Kontrollierens und Koalierens annehmen muß. 
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Rationalität und Wissen im Widerstand 


Bisher stand die Frage im Vordergrund, ob und in welcher Hinsicht die Nicht-Teil- 
nahme von Erwachsenen an Angeboten der Weiterbildung als »Widerstand gegen 
Bildung« aufzufassen sein könnte, und dies vor dem Hintergrund der weiteren Fra- 
gestellung, aufgrund welcher theoriestruktureller Vorgaben dieses Phänomen aus 
dem Spektrum der Theoriebildung ausgesteuert werden konnte. Es handelt sich also 
im näheren um das Problem, ob wir es beim »Widerstand gegen Bildung« miteinem 
wirklichen Phänomen, nicht einem wissenschaftlichen Kunstprodukt zu tun haben. 
Im folgenden soll die Frage umgestellt werden: Vielleicht ist ja nicht mehr zu be- 
streiten, daß Widerstand gegen Bildung real ist. Aber ist er nicht doch unendlich 
dumm? Gerät nicht angesichts einer enormen Steigerung des Wissensumschlags und 
reich sprudelnder Wissensquellen in Wissenschaft und Berufsarbeit der Selbstver- 
schluß gegen Bildung zu einer Insel der Unbelehrbarkeit, zu einer Idiotie des common 
sense, zu einer wissenschaftlichen Rehabilitation einer atavistischen Einstellung, die 
der durchschnittlich gebildete Zeitgenosse für sich selbst entrüstet ablehnen würde? 
Die entscheidende Frage scheint dabei zu sein, ob sich der Widerstand gegen Bildung 
im Rahmen einer Geschichte erzählen läßt, die nicht selbstwidersprüchlich ist, in der 
also die rekonstruktive theoretische Vernunft aufeine andere, ihr wahlverwandte Ver- 
nunft stößt, die sich dem mit der Bildungsgeschichte institutionalisierten Dauerappell 
zur Bildung und Wissensaneignung entzieht bzw. entzogen hat. Die okzidentale Ver- 
nunft entwirft, als erste ihrer Handlungen, ihre Geschichte selbst als vernünftig: sie 
konstruiert eine Erzählung, d.h. sie grenzt Ereignisse und Haltungen aus, die sie nicht 
zu ihrer Genealogie zählen wird. Das Ausgegrenzte ist im vernünftigen Diskurs nur 
noch durch eine Art »schwarzes Loch« präsent: Der Wahnsinn als Gegenstand der 
Psychiatrie (Foucault 1973), der Aberglaube als Objekt der Aufklärung undreligiösen 
Rationalisierung, die Faulheit als naturhafter Untergrund der Erziehungslehre, als 
»Natur«, die es zur »Kultur« umzubilden gilt. Aber wie die Anatomie des Menschen 
der Schlüssel zur Anatomie des Affen ist, so ist, in einer Art Ebenenverschiebung, die 
Krise derheutigen Vernunft mit ihren riesigen Destruktionspotentialen (ökonomisch, 
militärisch, ökologisch u.a.) der Schlüssel zur — vermeintlichen — Erfolgsgeschichte 
der Vernunft und der Vernunfterziehung. Die Marxsche Werttheorie war nur möglich 
auf dem Hintergrund einer historisch vollendeten Realabstraktion der Arbeit; diese 
bot. die Voraussetzung zurtheoretischen Rekonstruktion unterschiedlicher Formen hi- 
storisch spezifischer Arbeit als Stufen in einem evolutionären (dialektischen) Prozeß. 
Über Bildung und den Widerstand gegen sie läßt sich nur auf einem historischen Hin- 
tergrund urteilen, wo erstens das Projekt der Massenbildung flächendeckend und 
biographisch umfassend, von der Primärerziehung bis zum lebenslangen Lernen ver- 
wirklicht worden ist und zweitens das Prinzip der Bildung, die Entbindung der 
Vernunft, ihre naturhaften Ressourcen aufgezehrt hat und sich selbstreflexiv auf die 
Bedingungen ihrer Verwirklichung und bilanzierend auf die Resultate ihres Wirkens 
beziehen kann. Also: Gibt es Gründe für die Annahme, daß zu den Mächten, die-in 
der Max Weberschen Perspektive - sich im Prozeß der Rationalisierung der moder- 
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nen Welt von Hilfsmitteln der Menschen in Säulen jenes ehernen Gehäuses verwan- 
delt haben, das die Menschen nun zu seinen Gefangenen macht, auch die Bildung 
gehört? Und zwar ungeachtet all der pädagogischen Theorien, die mit Bildung gestern 
wie heute die Entfaltung der Autonomie des Subjekts und seine wachsende Verfügung 
über sich selbst und seine Umwelt verbinden? 

Im folgenden soll der Umgang mit Bildung als individuelle Stellungnahme zur Bil- 
dung aufgefaßt werden: Teilnahme als positive, Nicht-Teilnahme (im oben erörterten 
Sinn) als negative Stellungnahme. Damit wird das Bildungsproblem handlungstheo- 
retisch umformuliert. »Stellungnahme« verweist auf die Motive, die jemand mit Bil- 
dung verbindet; Motive sind historisch-gesellschaftlich entstanden und als solche 
theoretisch rekonstruierbar. Bei jeder theoretischen Rekonstruktion ist zwangsläufig 
die Trennung des einzelnen von seinem gesellschaftlichen Lebenszusammenhang der 
erste Schritt: Ich kann nur zu etwas Stellung nehmen, das sich zuvor mir gegenüber 
emanzipiertund objektivierthat (so auch die Rekonstruktion derreligiösen »Stellung- 
nahme« bei Weber - vgl. Weber 1988, 241, 253). 

Indem die Trennung zwischen Subjekt und Bildung zum Ausgangspunkt der Analyse 
gemacht wird, kann gezeigt werden, daß sich die Mächte der Bildung gegenüber dem 
Subjekt als aparte gesellschaftliche Strukturen vergegenständlichen (als »Bildungs- 
anforderungen«), die dem einzelnen als objektive soziale Gesetzmäßigkeiten gegen- 
übertreten. Die Beweislast, die bisher auf den schwachen Schultern desjenigen ruh- 
te, der sich den Bildungsangeboten entzog (aktiv oder passiv), Kann jetzt auf zwei 
Seiten verteilt werden: Bildungswiderstand ist jetzt prinzipiell denkbar als unver- 
nünftige Stellungnahme zu einer vernünftigen, rationalen objektiven Struktur, oder 
— anderes Extrem - als rationale Stellungnahme zu einer objektiv irrationalen Welt, 
die den einzelnen in ihr »ehernes Gehäuse« zwingt, indem sie ihn von seinen subjek- 
tiven (»materialrationalen«), lebensweltlichen Phantasien, Wünschen, Kompetenzen 
und Neigungen enteignet. Ein näherer Blick auf diesen Enteignungsvorgang im Bil- 
dungsprozeß wird mehr Licht in die Sache bringen. Im Zentrum steht dabei die 
Verwandlung und Aufspaltung der individuellen Fähigkeiten, die dem einzelnen qua 
Menschsein gegeben sind, in »Fachwissen« einerseits, common sense und Alltags- 
wissen andererseits. 

Hinsichtlich der Verwandlung von menschlichem Wissen in Fachwissen hier, Alltags- 
wissen dort kann man sich auf die gründliche Untersuchung von G. Lenhardt (1984) 
stützen, der Überlegungen von Max Weber zur Begründung bürokratischer Herr- 
schaft weiterführt. Lenhardt argumentiert hier, daß »Herrschaft kraft Amtes« und 
»Herrschaft kraft (Fach)Wissens« nur zwei Aspekte derselben Autoritätsbeziehung 
seien: »Dabei setzt der Begriff Herrschaft kraft Amtes an der sozialstrukturellen Seite 
dieses Verhältnisses an, der Begriff der Herrschaft kraft Wissens auf der subjektiven 
Seite, bei den Arbeitenden« (138). Weber hatte seine Überlegungen über »Fachschu- 
lung« und »Fachwissen« im Rahmen seiner Herrschaftslehre, im näheren des Typs 
der bürokratisch-monokratischen Verwaltung, entwickelt: 


»Die rein bureaukratische, also: die bureaukratisch-monokratische aktenmäßige Verwaltung istnach allen 
Erfahrungen die an Präzision, Stetigkeit, Disziplin, Straffheit und Verläßlichkeit, also Berechenbarkeit für 
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den Herm wie für die Interessenten, Intensität und Extensität der Leistung, formal universeller An- 
wendbarkeit auf alle Aufgaben, rein technisch zum Höchstmaß der Leistung vervollkommenbare, in all 
diesen Bedeutungen: formal rrationalste, Form der Herrschaftsausübung... Man hat nur die Wahl zwischen 
»Bureaukratisierung« und »Dilettantisierung« der Verwaltung, und das große Mittel der Überlegenheit der 
bureaukratischen Verwaltung ist: Fachwissen, dessen völlige Unentbehrlichkeit durch die moderne Tech- 
nik und Okonomik der Güterbeschaffung bedingt wird...« (Weber, 1964, 164 £.). 

Dieser Rationalitätsstandard, so fügt Weber hinzu, sei verpflichtend für jede Form 
bürokratischer Herrschaft, ob kapitalistisch oder sozialistisch; er bedingt »die Schick- 
salhaftigkeit der Bureaukratie als des Kerns jeder Massenverwaltung« (165). Fach- 
wissen kann über den Erwerb von Dienstwissen noch gesteigert werden; Alternativen 
zu ihm stehen im Rahmen moderner Wirtschafts- und Gesellschaftsverhältnisse nicht 
zur Verfügung. Sein Operationsmodus ist die formale (Zweck)Rationalität. Der Fach- 
mensch (Beamter, Privatangestellter usw.) erzielt (I) Rationalitätssteigerung durch 
die Abkehr von bloßen Routinen und die Herstellung höchster Zweck-Mittel-Effi- 
zienz sowie (2) durch die ausschließliche Beschränkung auf rationalen Mitteleinsatz 
bei jeglicher vorgegebener Zwecksetzung, also durch Abkehr von traditionalen und 
von wert(material)rationalen Orientierungen (Lenhardt 1984, 135). Fachwissen ist a 
priori Herrschaftswissen; es nimmtin sich nicht die Perspektive des Subjekts, sondern 
die der bürokratischen Organisation auf; es ist funktional nicht auf die Lösung sub- 
jektiver Probleme des Arbeitenden, sondern objektiver Probleme der Organisation 
bezogen. Fachwissen ist die Institutionalisierung von Fremdbestimmung im Wissen, 
Ausdruck der Enteignung der »kognitiven Betriebsmittel« im Zuge der Enteignung 
der sachlichen. Während sich die Analysen von Marx und Weber an diesem Punkt 
ohnehin decken, als Entfremdung und Verdinglichung dort, Versachlichung und Ra- 
tionalisierung hier, scheinen sich auch ihre prognostischen Folgerungen zu ähneln 
(vgl. Marx, 1969; Weber, 1964, 165; Axmacher 1990). 


Historischer Exkurs 


Bevor wir weiter unten die Unausweichlichkeit von Fachwissen als dem am höchsten 
rationalisierten Typ von technischem Wissen (im Umgang mit Menschen, Symbolen 
und Dingen) kritisch diskutieren, noch einige Bemerkungen zur Geschichte der le- 
bendigen Arbeit als »Geschichte von Trennungen« (vgl. Negt/Kluge 1981, v.a. 27 ff.). 
Vielleicht ist der Fundort von »Widerstand gegen Bildung« in einem längeren For- 
schungsprojekt über die Anfänge einer Handwerkerfortbildung in Deutschland im 19. 
Jahrhundert nicht ganz zufällig (Axmacher/Huge 1986; Axmacher 1987, 1989, 1990; 
Huge 1989). Beim Versuch, die Geschichte der Bildung Erwachsener in der Region 
Osnabrück bis ins 18. und 19. Jahrhundert zurückzuverfolgen, waren wir von unserer 
ursprünglichen Absicht, eine weitere Erfolgsbilanz früher Erwachsenenbildung vor- 
zulegen, Schritt für Schritt abgekommen: Es häuften sich nämlich in den Akten, die 
wir über die Anfänge eines Handwerkerfortbildungswesens im damaligen König- 
reich Hannover vorfanden, Hinweise auf die Renitenz und auf den verbreiteten Wi- 
derstand von Lehrlingen, Gesellen und Meistern, »dessen Besiegung noch längere 
Zeit und Anstrengung erfordert«. Da wir uns mit so trivialen »Erklärungen« nicht zu- 
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friedengeben wollten, daß nach jeder ersten Euphorie der »Eifer erlahmt«, die Hand- 
werker zu faul seien oder die Meister nur aus Gewinnsucht ihre Lehrlinge vom Unter- 
richt in den neugegründeten Fortbildungsschulen fernhielten, verfolgten wir die Spur 
weiter: in anderen Städten und Fortbildungsschulen, aber auch in die Tiefe der hand- 
werklichen Lebenswelthinein. Und hier läßt sich der Widerstand gegen die Institutio- 
nalisierung eines beruflich-technischen Fachwissens in Schulform gut aus der mit 
dieser Wissensform verbundenen Enteignungsproblematik herleiten. Das Wissen, 
das die Schule gegenüber dem handwerklich tradierten, sinnhaft auf die Umwelt und 
das (handwerkliche) Subjekt bezogenen, vom einzelnen daher auch für seine eigenen 
Zwecke anzueignenden Handwerkerwissen repräsentierte, war a priori lebensweltex- 
tern produziertes, in den entstehenden wissenschaftlichen Hochschulen und Poly- 
technischen Einrichtungen rationalisiertes, d.h. von subjektiven Deutungsaspekten 
gereinigtes, daher jederzeit und an jedem Ort reproduzierbares »Fachwissen«. Es war 
in der Perspektive entworfen worden, den Arbeitsprozeß von der konkreten Gestalt 
des Arbeitenden abzulösen, und gegenüber dem »bloß empirischen, traditionsgehei- 
listen handwerklichen Produktionsvorgang einen archimedischen Punkt zu finden, 
von dem aus er sich wissenschaftlich neukonstruieren ließe. Karmarsch, der Gründer 
und langjährige Direktor der Polytechnischen Schule in Hannover, forderte ange- 
sichts der endlosen, von Generation zu Generation tradierten und individuell modi- 
fizierten und verlängerten Kette von Färberezepturen, in denen noch Familientradi- 
tionen, magische Formeln und Vorstellungen von Ehre und einem »guten Leben« 
zusammenflossen: 

»Wer die oft ins Unglaubliche gehende traurige Entblößung von den chemischen Elementen wie von jeder 
theoretischen Einsicht überhaupt, welche bei vielen kleinen Färbern leider stattfindet, kennen zu lernen 
Gelegenheit hatte, — der teilt gewiß die Ansicht, daß solchen Leuten am besten gedient ist, wenn man ihnen 


wenige, aber durch und durch bewährte Vorschriften gibt, und sie so viel als möglich des Anlasses zum 
Probieren beraubt« (Karmarsch 1844, 51). 


Daß es hier um Raub, um Enteignung ging, blieb nun den Handwerkern, mit solchem 
»durch und durch bewährten« Wissen konfrontiert, nicht verborgen. Sie leisteten Wi- 
derstand, langanhaltend, eigensinnig-renitent, ohne großes Aufheben, ohne weitere 
Erklärungen. 

An der Übergangsphase von der Handwerksökonomie zum System kapitalistischer 
Wirtschaft läßt sich ablesen, daß die Institutionalisierung einer Fachschulung, zumal 
für Erwachsene mit einer ausgebildeten wertrationalen »Wirtschaftsgesinnung«, als 
Rationalisierung und Unterdrückung zugleich angelegt war. Die Stellungnahme, die 
Handwerkern zur Bildung nunmehr abgefordert wurde, rief zwar auch die trotzige 
Reaktion hervor: daß der Handwerker als Handwerker bereits ein gebildeter Mann 
sei; aber zwischen solcher »Bildung« und dem verhängten »Fachwissen« lagen doch 
Welten. Immerhin provozierte die abverlangte Stellungnahme auf Seiten der Hand- 
werker noch Reaktionen, die von ihren Gegenspielern, soweit diese selbst noch im 
altständischen Geist groß geworden waren, verstanden und als »Widerstand« korrekt 
gedeutet werden konnten. Mitdem Übergang des altliberal-patrizischen Osnabrücker 
Bürgermeisters Stüve zu seinem wirtschaftsliberalen Nachfolger Miquel, dem späte- 
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ren preußischen Finanzminister, Anfang der 1860er Jahre ging auch dieses Wissen 
verloren. Übrig blieben »Unvernunft« und »Uneinsichtigkeit«, denen mit Strafen bei- 
zukommen war; damals mit Geldstrafen für Meister, die ihre Lehrlinge von den Fort- 
bildungsschulen zurückhielten, heute mitökonomischen Verlusten, die diejenigen zu 
tragen haben, die sich Bildungsangeboten entziehen. 


Die rapide expandierenden Zweige der heutigen Weiterbildung, die sich auf die 
Vermittlung von »Fachwissen« spezialisiert haben (betriebliche, berufliche Weiter- 
bildung, Umschulung, berufliche Rehabilitation), verraten die Tatsache, daß sie in 
Wahrheit einen Bildungsfeldzug gegen die Subjekte im Auftrag entfremdeter Institu- 
tionen von Wirtschaft und Verwaltung führen, oft bereits an ihrer Sprache. In vielen 
Fällen bedient sie sich unverhohlener Drohungen: Wer die Lektion der lebenslangen 
Anpassung durch Weiterbildung nicht lernen will, hat die negativen Konsequenzen 
selbst zu tragen. Die Freiwilligkeit der Weiterbildungsteilnahme, die der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft 1985 noch als »Leitbild der Weiterbildung« 
bezeichnet hatte, in dessen Zentrum »der selbstverantwortliche, freie und mündige 
Erwachsene« stehe (BMBW 1985, 9), war im weiteren bereits zu einer Art Zwangs- 
verbot heruntergespielt worden: »Die Freiwilligkeit der Teilnahme, die Einsicht in 
ihre Notwendigkeit isteine wesentliche Voraussetzung für den Erfolgeiner Weiterbil- 
dung«. Solche Subjektillusionen sind in der Sphäre des freien Arbeitsmarktes, wo der 
Arbeitende noch Mensch ist und Herr über sein Schicksal, unerläßlich; der Anschein, 
es handele sich bei seiner Weiterbildung wirklich um seine Weiterbildung und sein 
Wissen, über das er in freier Auswahl aus den Angeboten eines Weiterbildungsmarkts 
entscheiden kann, ist hier so objektiv begründet wie sein Dementi im Betrieb: »Die 
Weiterbildung kann auch nicht in das Belieben des einzelnen Beschäftigten gestellt 
bleiben, sie muß vielmehr vom Unternehmen her strategisch geplant werden, damit 
zum Zeitpunkt der Einführung einer Veränderung in der Technik die erforderlichen 
Qualifikationen bei den Beschäftigten zur Verfügung stehen« (Merkens 1988, 216). 
Die Metaphorik der Weiterbildung bedient sich deshalb auch im Vergleich zu anderen 
Bildungsbereichen mit Vorliebe einer militärischen Terminologie; das Militär war die 
erste neuzeitliche Institution, in der der Wille des Individuums vom Willen der Ge- 
samtorganisation strikt getrennt und auf das einzige Motiv des Gehorsams gegenüber 
willkürlichen Zwecksetzungen reduziert war. Die Unterordnung des einzelnen unter 
die Schlagkraft der Truppe setzt die Appropriation der Kriegsmittel und deren Mono- 
polisierung in den Händen der Organisationsspitze voraus. Nach diesem historischen 
Muster werden heute die Schlachten der Weiterbildung geschlagen: »Qualifikation 
auf Leben und Tod« hat K. Geißler diesen Vorgang genannt (1988); »Weiterbildung 
als Waffe im Wettbewerb«, tönt es vom Europäischen Zentrum zur Förderung der Be- 
rufsbildung (CEDEFOP) zurück. Zwar ist die »Qualifizierungsoffensive« zwischen- 
zeitlich mangels finanzieller Masse wieder, in einer Art Frontbegradigung, zurückge- 
nommen worden, aber die damit gemeinte Sache wird eher verstärkt und auf einem 
anderen Feld verfolgt. In der Schlacht um den Industriestandort Bundesrepublik wird 
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nicht zuletzt mit dem Weiterbildungsflorett gekämpft, und was im großen gilt, gilt 
auch im kleinen Maßstab: Den Kampf um den hochqualifizierten Mitarbeiter werden 
nur die Unternehmen erfolgreich bestehen, die frühzeitig den Wandel von der »reak- 
tiven« zur »potentialorientierten Personalentwicklung« vollzogen haben (Sonntag 
1989, 12). 

Der Arbeitende, der den Veränderungsdruck (und zwar jedweden) einer Arbeitsor- 
ganisation über den Erwerb von stets neuem Fachwissen in Weiterbildungsmaß- 
nahmen trägt, ist der homo disponibilis. Die herkömmlicherweise an der Erwachse- 
nenrolle hängende »Mündigkeit« hat er längst als illusorisches »Grundrecht auf die 
Unverletzlichkeit der eigenen Borniertheit« (Schulenberg 1972, 11) hinter sich ge- 
lassen und sich selbst zum Instrument jener Fachschulung gemacht, die »die Welt aus- 
schließlich als Mittel zum Thema macht« (Lenhardt 1984, 135). Die sich darin ma- 
nifestierende Fremdbestimmung kann bereits frühzeitig eingeübt werden, z.B. in 
schulischen Bildungsprozessen (vgl. Dreeben 1979), und sich überdies auf kulturelle 
Leitbilder stützen, die den Flexibilitätsvirtuosen auf allen Feldern der Lebensfüh- 
rung: der persönlichen Beziehungen, der regionalen Freizügigkeit, des Rochierens 
zwischen subkulturellen Lebensstilen und eben auch: der vorauseilenden kognitiven 
Daueranpassung inthronisieren. Er ist bereit, alles in Frage zu stellen, nur eine Frage 
nicht zu stellen: »Warum aber sollen die Subjekte nicht auch die Umstände ändern, 
daß sie bleiben können, was sie sind?« (Geißler 1987, 21). 

In dieser letzteren Perspektive ist die Logik von Widerstand gegen Bildung verortet. 
Sie ist nicht auf Weiterbildung beschränkt, sondern überall dort zu vermuten, wo sich 
die Bedingungen und Zwecksetzungen des Lernens als objektive soziale Struktur 
gegenüber den lernenden Subjekten verselbständigt haben (vgl. für die Schulbildung 
Zimmer 1937, 343-352; Holzkamp 1987). In der Erwachsenen- und Weiterbildung 
sind hinter Motivationsproblemen und unstetiger oder abgebrochener Teilnahme 
immer dann Formen von Bildungswiderstand anzunehmen, wenn erwachsene Teil- 
nehmer sich nicht wenigstens ansatzweise mit ihren Motiven und subjektiven Zweck- 
setzungen materialer Art, also mit Vorstellungen von Gerechtigkeit und Freiheit, mit 
Enthusiasmus, Synästhesien, liebenswerten subjektiven Vorlieben usw. in die for- 
male Rationalität organisationsspezifischer und -bezogener Weiterbildungsprozesse 
einklinken können. Der auf dem Erwachsenen lastende Zwang, »sich im Zuge von 
Fremderfahrungen laufend von außen gesetzte Situationsdefinitionen zu eigen zu 
machen« (Schmitz 1984, 106), kulminiert in bürokratischen Organisationen vom Typ 
des Betriebs und in Bildungsprozessen, die innerhalb dieser Organisation oder außer- 
halb ihrer, auf sie bezogen, ablaufen. 

Es macht nach diesen Ausführungen über die sozialstrukturelle Verankerung von Bil- 
dungswiderstand auch keinen Sinn mehr, von einem Widerstand von Erwachsenen 
gegen einen Batikkurs oder ein Projekt zur historischen Spurensicherung an einer 
Volkshochschule zu sprechen. Die Gründe, weshalb diese Erwachsenen ihre vorweih- 
nachtlichen Backunternehmen gemeinsam mit anderen an einer Familienbildungs- 
stätte, auch unter Hinzulernen neuer Rezepte und Verfahren und unter Anleitung eines 
Kursleiters, ausführen, jene aber nicht, haben vielleicht etwas mit lebensweltlichen 
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Kontaktmotiven, mit der Vorliebe für Geselligkeit (vgl. Kaiser 1989) oder auch mit 
einer Lust an der Entdeckung von Neuem, an sich selbst und ihrer Umwelt zu tun. Sie 
fallen aus einer Theorie des Bildungswiderstands heraus, weil sie sich nicht auf eine 
vorgängige, durch bürokratische Strukturen erzwungene Unterwerfung der Subjekte 
unter fremd gesetzte willkürliche Zwecke berufen können. 


Die Aufhebbarkeit von Widerstand gegen Bildung oder: 
»Fachwissen« als Schicksal? 


Wenn wir eine Zwischenbilanz ziehen: Widerstand gegen Weiterbildung, so hatten 
wir argumentiert, bleibt (1) in Theorien, die sich mit Bildung befassen, unterbelich- 
tet. Unterstützt wird diese Konturlosigkeit von Bildungswiderstand zumal in der Wei- 
terbildung (2) durch eher passive Handlungsformen des Unterlassens, des Wegblei- 
bens und der Nicht-Teilnahme, die sich gegenüber ihrer Umwelt wenig erklären und 
nur ex-post, aus einer theoretisch-rekonstruktiven Einstellung heraus, erschließbar 
sind. Schließlich war (3) mit der Figur der »Stellungnahme zur (Weiter)Bildung« eine 
Erweiterung des Gegenstandsrahmens über das sich bildende bzw. nicht-bildende 
Individuum hinaus vorgeschlagen worden, um die strukturellen Diskrepanzen zwi- 
schen individueller Handlungsrationalität und bürokratischer Zweckrationalität zum 
Ausgangspunkt der weiteren theoretischen Überlegungen zu machen. Zwar hat We- 
ber anläßlich der Herausarbeitung des »Geistes« des Kapitalismus »das Irrationale 
dieser Lebensführung, bei welcher der Mensch für sein Geschäft da ist, nicht um- 
gekehrt«, keineswegs in Abrede gestellt (Weber 1988, 54). Aber das Resultat dieses 
Prozesses: der Aufbau eines sich selbst tragenden, von lebensweltlichen Motiven 
(materialer Rationalität) seiner Mitglieder unabhängigen Kapitalismus, ist für ihn 
irreversibel: Irrational handelt nun, wer sich den Auslesezwängen des Systems zu 
entziehen versucht: 

»Die heutige kapitalistische Wirtschaftsordnung ist ein ungeheurer Kosmos, in den der einzelne hinein- 
geboren wird und der für ihn, wenigstens als einzelnen, als faktisch unabänderliches Gehäuse, in dem er 
zu leben hat, gegeben ist. Er zwingt dem einzelnen, soweit er in den Zusammenhang des Marktes verfloch- 
ten ist, die Normen seines wirtschaftlichen Handelns auf. Der Fabrikant, welcher diesen Normen dauernd 
entgegenhandelt, wird ökonomisch ebenso unfehlbar eliminiert, wie der Arbeiter, der sich ihnen nicht an- 
passen, kann oder will, als Arbeitsloser auf die Straße gesetzt wird« (Weber 1988). 

Und in Fortsetzung davon: Wer sich gegen die Aneignung von objektiviertem Fach- 
wissen in »Maßnahmen« der Weiterbildung sperrt, bringt sich als Arbeitskraft öko- 
nomisch selbst aus dem Konkurrenzkampf um (privilegierte) Arbeitsplätze und Ver- 
dienstchancen. 

Bei näherer Betrachtung zeigt sich allerdings, daß die Weber-These mit der Voraus- 
setzung steht und fällt, daß formal-rationales (zweckrationales) Wirtschaften die für 
moderne Massengesellschaften höchstentwickelte und leistungsfähigste Form der 
Wirtschaftsführung sei; erreicht werde dies durch die Geldform als Maximum for- 
maler Rechenhaftigkeit des ökonomischen Prozesses (Weber 1964, 60), wohingegen 
material-rationale, also an inhaltlichen Vorstellungen von Gerechtigkeit, Glück, indi- 
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viduell oder kollektiv erstrebenswerten Gütern usw. ausgerichtete Handlungsorien- 
tierungen diesen formalen Rationalisierungsprozeß in verschiedenen Dimensionen 
(Ergebnisse, Gesinnung oder Mittel des Wirtschaftens) begrenzen oder ihm gar 
feindlich gegenüberträten. Weber verteidigt die Rationalität des modernen Kapitalis- 
mus insbesondere nach zwei Seiten hin: gegen überkommene Formen traditionaler 
Wirtschaft, und gegen Formen der »>planwirtschaftlichen< Bedarfsdeckung«, worun- 
ter er die »an gesatzten und paktierten oder oktroyierten, materialen Ordnungen syste- 
matisch orientierte Bedarfsdeckung innerhalb eines Verbandes« versteht. Beide müs- 
sen regelmäßig »die Herabminderung der formalen, rechnungsmäßigen Rationalität 
in Kauf nehmen«, die die »Verkehrswirtschaft« auszeichnet (Weber 1964, 78 £.). 
Auch der sich heute im Weltmaßstab vollziehende Bankrott sozialistischer Planwirt- 
schaften stalinistischer Provenienz kann nicht darüber wegtäuschen, daß die Vertei- 
lung von Lichtund Schatten, von formaler Rationalität und materialer Rationalitätdes 
Wirtschaftens über den Weberschen Erfahrungshorizont bei weiten hinausgewach- 
sen ist. Gerade die höchsten Steigerungsformen der »Verkehrswirtschaft«, der Re- 
chenhaftigkeit der Wirtschaftsführung und der Kapitalrentabilitätin den entwickelten 
kapitalistischen Industriestaaten zeigen, daß die Entwicklung über die idealtypisie- 
renden Schemata der Weber’schen Rationalitätsformen hinweggegangen ist. Weber 
war zwar Pessimist, was die Zerstörung der ethisch motivierten Wirtschaftsgesinnung 
in der modernen Fabrik- und Staatsanstalt betraf, sah aber vergleichbare Bedrohun- 
gen der sich selbst verzehrenden Naturgrundlagen formaler Rationalität nicht. Für die 
Selbstdestruktivität dieser Rationalität, deren unfreiwillige Zeugen wir heute Tag für 
Tag sind, hatte er keinen Begriff zur Verfügung — insofern war er Theoretiker einer 
»halbierten« Moderne (vgl. Beck 1986). Die Zerstörung der humanen und ökologi- 
schen Grundlagen auch und gerade der formal am höchsten durchrationalisierten ka- 
pitalistischen Gesellschaften rehabilitiertex post Formen materialer Rationalitätauch 
dort, wo sie zu einer »Herabminderung der formalen, rechnungsmäßigen Rationali- 
tät« führen (vgl. Groh 1987): Als Vergleichsmaßstab ist die Vernichtung der Lebens- 
grundlagen menschlicher Existenz objektiv gegeben. 

Die objektiv notwendige Umzentrierung der Rationalitätspotentiale bürokratischer 
Organisationen der Verwaltung und des Wirtschaftens hat Folgen für das Fach- 
wissen, auf das diese sich stützen. Eine einfache Wiederaneignung dieses Wissens 
durch die Subjekte (Organisationsmitglieder), die sich seines als Instrument forma- 
ler, jedem beliebigen Zweck subsumierbarer Arbeitsverrichtungen bedienen, ist auf 
dem Niveau der inzwischen eingetretenen gesellschaftlichen Differenzierungen, vor 
allem der Ausdifferenzierung von Institutionen »zweckfreier« Wissensproduktion 
(»knowledge industries«) aus dem Lebenszusammenhang wie aus dem Komplex der 
Warenproduktion, nicht praktisch vorstellbar. Das heißt aber nicht, daß Wissen, vor 
allem Fachwissen, auch in Zukunft wie Manna vom Himmel regnen, und von seinen 
individuellen Anwendern nur nach Regeln formaler Rationalität und Effizienz er- 
werbbar, anwendbar und steigerbar sein muß. Die »Stellungnahme zur (Weiter)Bil- 
dung«, die unter dem bisherigen Diktat eines anwendungs- und lebensweltextern 
erzeugten Fachwissens a priori die Perspektive der (Arbeits)Organisation gegen die 
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des Arbeitenden verkörperte und daher neben der Selbstinstrumentalisierung auch 
Widerstand erzeugte, muß in politischen Kämpfen innerhalb und außerhalb von ka- 
pitalistischen Unternehmen regelmäßig für weitere, material-rationale Urteile geöff- 
net werden: Wem nutzt das Wissen (»really useful knowledge«); welche Handlungs- 
strategien und -optionen läßt es für seine Anwender offen; wie verträgt es sich mit 
Ansprüchen an nicht-ausbeuterische Beziehungen zu anderen Menschen, anderen 
Gesellschaften und zur natürlichen Umwelt, an ein »gutes Leben«, Gerechtigkeit, 
-Selbstverwirklichung, Identitätsbewahrung und anderen, unter inhaltlichen Gesichts- 
punkten prinzipiell einnehmbaren Wertstandpunkten? Solche Fragen gehören in die 
Weiterbildung, und es spricht wenig dafür, daß sie von den Organisationsspitzen, die 
mit der Vermittlung von Fachwissen primär Herrschaftsinteressen verbinden, gratis 
mitgeliefert werden. Im Gegenteil: Die Repolitisierung der Aneignung von und der 
Auseinandersetzung mit Fachwissen im Medium der Weiterbildung wird von den 
Lemmingen der kapitalistischen Selbstzerstörung, wie könnte es anders sein, mit 
Sicherheit als »Ideologisierung der Weiterbildung« diffamiert werden. Das darf — 
schlimmstenfalls — zu einem Gradmesser des Erfolgs auf dem Weg der kollektiven 
Wiederaneignung und Weiterentwicklung von Fachwissen (einem anderen Fachwis- 
sen) durch die unmittelbaren Produzenten werden. Jedenfalls sind tarifvertragliche 
Vereinbarungen zwischen Gewerkschaften und der Kapitalseite, in denien lediglich 
das Entlassungsrisiko in der Krise gegen eine Weiterbildungsbeschäftigung einge- 
tauscht oder ein Qualifikationspolster für die Betriebe aufgebaut wird, ohne das 
»Wissen der Weiterbildung« selbst zu transformieren, Schritte in die falsche Rich- 
tung. In einer Auswertung entsprechender Tarifverträge kam H. Sutter unlängst zu 
dem Ergebnis: »Weiterbildung und -qualifizierung, wird zunehmend enger mit dem 
beruflichen und betrieblichen Verwertungszusammenhang verzahnt« (Sutter 1989, 
43). Dabei ist die Tendenz erkennbar, daß die früher — nach der Art von Rationalisie- 
rungsschutzabkommen — praktizierte enge Koppelung von Weiterbildung und Ar- 
beitsplatz gelockert wird: »Dies bedeutet, daß der Kreis der Beschäftigten, der an 
einer Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen kann, auf den Einzelbetrieb bezogen, 
erweitert wird. Auf der anderen Seite aber wird das Qualifizierungsangebot in seinen 
Inhalten vom Betrieb jeweils vorgegeben« (ebd.). Zwar ist es richtig, daß mit der 
Öffnung neuer Konfliktzonen im Weiterbildungswissen die alten Kämpfe um den 
Zugang zu diesem Wissen, zu Liebknechts »Tempel der Bildung«, nicht von der hi- 
storischen Tagesordnung abgesetzt sind. Aber die Demokratisierung der Weiterbil- 
dungsteilnahme kann nicht um den Preis der Verallgemeinerung der im Fachwissen 
mitgesetzten Herrschafisinteressen oder deren Wendung nach außen verfolgt werden. 
Diese Gefahr droht, wenn die Aufrüstung der Weiterbildung unter der Flagge der 
Weltmarktkonkurrenz von Unternehmen und Gewerkschaften einverträglich betrie- 
ben, wenn der große gesellschaftliche Konsens, der die »rohstoffarme Bundesrepu- 
blik« als führende Exportnation, Industriestandort und Hochtechnologiespitzenreiter 
gegen eine Welt von Feinden verteidigt, unversehens in einen Konsens über das 
Wissenswerte in der Weiterbildung umgemünzt würde. Wenn berufliche bzw. betrieb- 
liche Weiterbildung als Fachschulung nicht mehr auf Widerstand trifft, istdas eher ein 
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weiteres Krisensymptom für die Destruktion der lebens weltlichen Milieus, aus denen 
»das Andere« der formalen Vernunft nachwächst (vgl. Böhme/Böhme 1985). Wider- 
stand gegen Weiterbildung erfüllt in diesem Sinne heute eine gesellschafts- und 
kulturkritische Funktion. Über seine Überwindung ist daher auch nicht in Kategorien 
von Lern- oder Motivationstheorien zu befinden, sondern in praktischer Auseinan- 
dersetzung mit denjenigen gesellschaftlichen Kräften und Institutionen, denen es um 
»Herrschaft kraft Fachwissens« geht. 
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Raul Rojas 
Computerisierung der Sozialwissenschaften 


Zusammenfassung: Die zunehmende Computerisierung der wissenschaftlichen Ar- 
beit hat die Art und Weise, wie Forschung betrieben wird, in den letzten Jahren stark 
verändert. Aber nicht nur die Natur-, sondem auch die Sozialwissenschaften werden 
durch den Einsatz von Computern verwandelt. In diesem Artikel versuchen wir einige 
Felder zu benennen, wo dieser Prozeß am besten nachvollziehbar ist. Gleichzeitig 
stellen wir uns die Frage, ob die Sozialwissenschaften auf diese Weise sich in ihrer 
Substanz verändem und welche neuen Anforderungen an die Sozialwissenschaftler 
(aktive oder in spe) gestellt werden, sowie welche Gefahren sich dahinter verbergen. 


Einleitung 


Der Computer drängt in alle Bereiche des Lebens mit einem Tempo, das vor einigen 
Jahren noch schier unvorstellbar gewesen wäre. Automatisierung, Rationalisierung, 
Büroautomation usw. sindeeinige der Stichworte, die die Arbeitsweltder siebziger und 
achtziger Jahre geprägt haben. War bis Anfang der siebziger Jahre die technische In- 
telligenz die einzige, die beruflich mit Computern umgegangen ist, so hat sich diese 
Situation radikal verändert. Von der Sekretärin im Büro bis zum Mechaniker in der 
Werkstatt gehen heute viele Berufsgruppen mit elektronischen Geräten um, die zu- 
mindest theoretisch eine höhere Produktivität und Effizienz versprechen. Wie die 
Arbeitsbedingungen sich auf diese Weise verändern und welche gesellschaftlichen 
Konsequenzen dies hat, wird heute als »Technologiefolgenabschätzung« untersucht. 
Auf vielen Gebieten wird durch diese Studien ein besserer Überblick über die sich 
ständig verändernde Lage gewonnen. Welche Folgen die steigende Computerisierung 
der Arbeitswelt auch für die »geistigen« Berufe hat, ist jedoch ein Problem, das erst 
seit kurzem zum Forschungsgegenstand wurde. 

Wie der Computer die Arbeitsweise der Wissenschaftler verändert hat, können wir vor 
allem anhand der Naturwissenschaften erkennen. Experimentelle Physiker oder Che- 
miker brauchen nichtmehr alle ihre Experimente im Reagenzglas oderin einer Druck- 
kammer zu vollziehen. Es geht manchmal schneller, flexibler und vielseitiger mitdem 
Computer. Rechenanlagen stellen eine Art universellen Baukastens dar, aus dem viele 
Vorgänge der Natur simuliert werden können. Ein Flugzeug kann entworfen und seine 
Flugeigenschaften mit dem Computer ermittelt werden. Es entfällt der aufwendige 
Aufbau von Miniaturmodellen und der Test im Windkanal, zumindest bei der ersten 
Phase des Designs. Viele andere Beispiele derselben Sorte Könnten wir noch erwäh- 
nen. Zusammenfassend Kann der Computer als universelles Labor bezeichnet wer- 
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den, das allen Zweigen der Naturwissenschaften als Simulator zur Verfügung steht. 
Man könnte meinen, daß Sozialwissenschafller nicht in demselben Maße vom Com- 
puter abhängig geworden sind. Dies ist aber nicht der Fall. Natürlich steht der Com- 
puter Sozialwissenschaftlern nur bedingt als »Labor« zur Verfügung. Es gibt nichts 
vergleichbares zum Windkanal in der Psychologie oder in der Politologie. Trotzdem 
werden ab und zu neue Computermodelle von gesellschaftlichen Vorgängen entwor- 
fen, mit denen bestimmte soziale Phänomene »simuliert« werden Können. Dies ge- 
schieht vor allem in den Wirtschaftswissenschaften, wo verschiedene makroöko- 
nomische Beziehungen als Gleichungen formuliert werden Können. Die Anzahl der 
realen Variablen ist aber so umfangreich und unhandlich, daß diese Modelle bis heu- 
te nur eine begrenzte Aussagekraft haben und den menschlichen Sachverstand auf 
keinen Fall ersetzen können. Und trotzdem: ohne Computer geht in den Sozialwissen- 
schaften nichts mehr! Wir möchten hier einige Überlegungen zu dieser »Computeri- 
sierung« der Sozialwissenschaften darlegen. 


Modellierung der Gesellschaft mit dem Computer 


Vom Siegeszug der fortschreitenden Computerisierung bleiben nicht einmal die ent- 
legensten und »geistigsten« Bereiche verschont. Statistische Modelle gehören schon 
zur alten Tradition der Sozialwissenschaften. Neu ist nur, daß die Menge der Daten, 
die behandelt werden können, durch moderne Datenbanken fast ins unermeßliche 
gestiegen ist. Die OECDbietet z.B. sämtliche statistischen Indikatoren der Mitglieds- 
länder nach Quartalen aufgeschlüsselt und in einer Datenreihe, die sich von 1960 bis 
heute erstreckt. Die Arbeitslosenrate kann mit dem Bruttosozialprodukt oder der In- 
flationsrate korreliert werden, von 1969 bis 1989, von der USA bis Portugal. 
Dieses Beispiel wird niemandem neu vorkommen. Schließlich ist die Statistik als 
Hilfsmittel der Sozialwissenschaften geboren worden. Daß aber der Computer auch 
für die Untersuchung solcher angeblich urmenschlichen Gefühle, wie Egoismus oder 
Altruismus eingesetzt wird, ist heute den wenigsten bekannt. So schrieb Kaplan 
(1980): »Der Geisteswissenschaftler stellt zu seinem Entsetzen fest, daß das Studium 
der Menschheit zunehmend von Technikern und Spezialisten übernommen wird«. 
Ob der Mensch vornehmlich ein egoistisches oder ein soziales Tier ist, gehörte in der 
Vergangenheit zum Diskussionsfeld der »moral philosophers«. Angefangen mit Hob- 
bes, der mit dem Leviathan zum ersten Mal eine Theorie der Macht aufzustellen ver- 
suchte, bis Locke, Hume oder Berkeley, die gründlich die »Bewegungsursachen« des 
menschlichen Geistes studierten und die zu klären versuchten, ob der Mensch ein he- 
donistisches Wesen sei oder nicht, drehte sich das Philosophieren um diese Fragen. 
Nicht zufällig hat The Fable of the Bees von Bernard Mandeville Anfang des acht- 
zehnten Jahrhunderts großen Wirbel verursacht: war nicht die Hauptthese des Buches, 
daß die Menschen sich tugendhaft verhalten, indem sie ihren privaten Trieben und 
Lastern nachgehen? Im Kern bedeutet dies, daß der Altruismus, unsere Sozialität, das, 
was uns angeblich von der Tieren unterscheidet, nur Schein und nur der Egoismus und 
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der Selbsterhaltungstrieb wahr sind. Dawkins (1976) hates sehr plastisch beschrieben 
als er unsere Gene mit »Chicago Gangsters« verglich. 

Mandeville würde heute voll Entzücken auf die diversen Computermodelle blicken, 
die in den letzten Jahren aufgestellt worden sind, um die Frage der Kooperation in 
Populationen von sozialen Tieren zu erforschen. Der Mathematiker John von Neu- 
mann hatte schon seit 1947 Pionierarbeit geleistet mit der Entwicklung der Spieltheo- 
rie, bei der es darum geht, die optimale Strategie in verschiedenen Arten von Wett- 
kämpfen zu ermitteln. Die optimale Sale wäre dann das erwartete »ökonomische 
Verhalten« der Menschen. 

Ein solches Spiel ist unter dem Namen »Gefangenendilemma« bekannt: Zwei Teil- 
nehmer können entweder miteinander kooperieren und erhalten dafür die gleiche Be- 
lohnung, z.B. 5 Punkte. Wenn einer kooperiert und der andere ihn verrät, erhält der 
Verräter 7 Punkte als Belohnung und der Verratene Null. Wenn beide Gefangene sich 
gegenseitig verraten, erhalten beide einen Punkt als Belohnung. Unter solchen Be- 
dingungen heißt die optimale Strategie für beide Spieler sich immer gegenseitig zu 
verraten, da auf diese Weise mindestens ein Punkt aus dem Spiel herausgeholt wird. 
Nun können viele biologischen Vorgänge als eine Art von »Gefangenendilemma« 
modelliert werden. Das in der Natur beobachtete Ergebnis deckt sich mit der Theorie: 
die meisten Tiere verhalten sich selbstbezogen und zeigen kein Interesse für die Ko- 
operation mit Artgenossen. 

Es gibt aber auch in der Natur soziale Tiere (oder »politische« Tiere, wie Aristoteles 
sie nannte). Diese kooperieren bekanntermaßen. Ameisen und Bienen sind die Para- 
debeispiele für dieses soziale Verhalten. Die Frage ist dann, wie sich diese altruisti- 
sche soziale Einstellung im Laufe der Evolution entwickeln konnte, wenn die opti- 
male Strategie immer im gegenseitigen Verrat liegt? Die Antwort erhielt man erst vor 
kurzem mit Hilfe eines Computermodells. Wenn wir nicht wissen, wie sich dieses 
soziale Verhalten entwickeln konnte, dann ist es das einfachste, den Prozeß der Evo- 
lution nachzuspielen und künstliche Lebewesen im Computer gegeneinanderkonkur- 
rieren zu lassen. Dabei wird die Erzeugung und Vernichtung dieser künstlichen Lebe- 
wesen über mehrere Generation hinweg simuliert und siehe da: es ergibt sich in der 
Tat, daß die optimale Strategie, die in einem evolutionären Prozeß gefunden wird, 
nicht im gegenseitigen Verrat besteht, sondem in der Kooperation nach bestimmten 
Regeln. 

Axelrod (1981, 1987) hat das »Gefangenendilemma« auf die Weise modelliert, daß 
in einer Population von Tieren, diese sich gegenseitig erkennen und daran erinnern 
können, wie das andere sich das letzte Mal verhalten hat. Unter diesen Umstände ist 
die optimale Strategie, das, was Axelrod »TIT FOR TAT« nennt. Bei der ersten Be- 
gegnung wird kooperiert. Ab der zweiten Begegnung wählt jedes künstliche Lebewe- 
sen die Option, die der Gegenspieler das letzte Mal verwendet hat: es wird verraten, 
wenn der andere verraten hat, oderes wird Kooperiert, wenn der andere kooperierthhat. 
Interessant bei dieser ganzen Spielerei ist die Tatsache, daß, wie schon von Mande- 
ville zutreffend diagnostiziert wurde, die Kooperation eines Lebewesens mit einem 
anderen einzig und allein aus einen rein persönlichen Kalkül erfolgt (Boorman und 
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Levitt 1980). Es sind nur unsere Interessen, die wir im Auge behalten, wenn wir uns 
altruistisch verhalten. Oder wie Mandeville es ausdrücken würde: zwischen privaten 
Lasten und öffentlichen Tugenden gibt es wirklich keinen großen Unterschied. 
Wenn solche Frgebnisse aus der Computerforschung in den Sozialwissenschaften 
bekannt werden, verändert dies nicht unsere Denkweise, unsere gesamte Einstellung 
zum gesamten Gebiet der Sozialwissenschaften? Denken wir nicht anders als vorher? 
Die ganze Motivation von Neumanns, als er und Morgenstern ihr Traktat über die 
Spieltheorie schrieben, war, gerade den mathematischen Beweis für die ökonomische 
Theorie der Grenznutztheoretiker zu liefern. Der Mensch verhält sich in dieser ’Theo- 
rie wie jemand, der ständig seinen Nutzen optimiert. Die relevanten Kategorien sind 
immer quantitativer Natur. Natürlich ist dies ein ganz anderes Herangehen an die öko- 
nomischen Probleme als mit einer Theorie, die den Akzent auf die qualitativen Phä- 
nomene setzt. Unsere Aussage wäre dann: der Einsatz von Computern in den Sozial- 
wissenschaften verstärkt den ohnehin schon vorhandenen Druck in Richtung aufeine 
quantitative Sozialwissenschaft. Während aber früher einige Wissenschaftler glaub- 
ten, daß nur das, was mathematisch-quantitativ erfaßbar ist, auch in den Bereich der 
Sozialwissenschaften gehört, geht die heutige Einstellung davon aus, daß nur das, was 
im Computer modellierbar und simulierbar ist, als wirkliche Sozial- und Naturwis- 
senschaft gelten kann. Nicht einmal das Nachdenken über Ethik oder Moral entzieht 
sich dieser Quantifizierung. Wir sollten uns das Beispiel des Malthusschen Bevölke- 
rungsgesetzes in Erinnerung rufen, ein Gesetz, das formuliert wurde, um streng ma- 
thematisch beweisen zu können, daß Gleichheit zwischen den Menschen unmög- 
lich ist. 


Die universelle Anwendung: Textverarbeitung 


Es ist sicherlich das Gebiet der Textverarbeitung, bei dem die meisten Sozialwissen- 
schaftler ihre ersten Erfahrungen mit den Computer gemacht haben. Texte werden 
nicht mehr auf der Schreibmaschine oder mit der Hand geschrieben, sondern direkt 
auf die Tastatur des Computers getippt. Dies spart später viel Mühe bei den Korrek- 
turen, die bei jedem Text unweigerlich notwendig sind. Diese Arbeitsersparnis ist si- 
cherlich die stärkste Motivation, die hinter der Benutzung des Computers steckt. 
Texte werden aber meistens für reale oder fiktive Leser geschrieben. Das Wichtigste 
an diesen Texten ist eine Botschaft, bestimmte Gedanken zu vermitteln. Es stellt sich 
natürlich die Frage, ob die Benutzung von Computern uns besser in die Lage versetzt, 
diese Inhalte begreiflich zu machen. Darüber hat sich bis heute kaum jemand Ge- 
danken gemacht. Die Benutzung von Computern bei Sozialwissenschaftlern ist eine 
so neue Erscheinung, daß es an Erfahrung auf diesem Gebiet fehlt. 

Neue Studien (Hansen und Haas, 1983) scheinen jedoch die These zu belegen, daß die 
Benutzung von Textverarbeitungssystemen die Qualität und Lesbarkeit von Ma- 
nuskripten nicht erhöht, sondern im Gegenteil beeinträchtigt. 

Bei der Benutzung von Textverarbeitungssysternen muß zwischen dem Lesen von 
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fertigen Texten und dem Schreiben derselben unterschieden werden. Verschiedene 
Studien zeigen, daß das Lesen von Texten auf dem Papier schneller geht als auf dem 
Computer. Esistauch klar warum: die Papierseiten sind vielhandlicher, vielkonkreter 
und erlauben ein schnelleres und sichereres Blättern als der Computerbildschirm. Ob- 
wohl beim Lesen der Texte direkt vom Computer das Verständnis derselben nicht 
schlechter ist, kann bis zu 25% mehr Zeit dafür benötigt werden. Dies ist sicher ein 
wichtiges Problem, das die Autoren von gemeinsamen Papieren berücksichtigen 
müßten, bevor sie anfangen, nur noch Disketten auszutauschen. 
Problematischer erweist sich die Benutzung von Computem bei der komplementären 
Handlung, dem Schreiben. Eine Studie zeigt, daß erfahrene Akademiker bis zu 50% 
mehr Zeit brauchten, um Texte zu verfassen, wenn ein Textverarbeitungssystem in 
einem Personalcomputer benutzt wurde. Andere Forscher auf dem Gebiet der Com- 
puterergonomie haben ähnliche Resultate gefunden. Besonders Hansen und Haas 
(1988) haben versucht, die Faktoren zu bestimmen, die zu einer niedrigeren Qualität 
von fertigen Texten führen. Nach diesen Autoren gibt es verschiedene Umstände, von 
denen die Qualität der erzeugten Texte abhängt, darunter: die Größe der sichtbaren 
Seite, die Lesbarkeit der benutzten Schriftsätze, die Geschwindigkeit des Systems 
und die Handhabbarkeit des Textes. 
Die Größe der sichtbaren Seite ist ein Faktor, der nicht vernachlässigt werden sollte. 
Je weniger Text auf dem Bildschirm des Computers sichtbar ist, desto häufiger er- 
geben sich Wiederholungen von Worten oder Sätzen, und die Kohärenz des Textes 
wird niedriger. Die Lesbarkeit der benutzten Schriftsätze ist ebenfalls ein wichtiger 
Punkt, weil davon abhängt, ob der Benutzer über längere Zeit konzentriert an seinem 
Text arbeiten kann. Die Geschwindigkeit des Systems, falls sie zu wünschen übrig 
läßt, kann auch den Benutzer von seinen Gedanken abbringen. Der letzte Punkt, die 
Handhabbarkeit der Texte, ist auch von großer Bedeutung. Ein gedrucktes Dokument 
kann gelesen und später in beliebiger Reihenfolge eingesehen werden. Das mensch- 
liche Gedächtnis hat ein Gefühl für die Proportionen und die Form des Textes, so daß 
bestimmte Stellen im Text schneller auf losen Blättern als auf dem Bildschirm zu fin- 
den sind. Im großen und ganzen, scheint es, daß die heutigen Computer noch nicht in 
der Lage sind, gegen die Konkretheit und Faßbarkeit von gedrucktem Material an- 
zukommen. 

So fassen Hansen und Haas (1988) zusammen: 


»Jedes Experiment zeigte, daß beim Lesen das Papier dem Computer überlegen war ... Beim Schreiben, 
unterschied sich Papier vom Personalcomputer vor allem, indem die Testpersonen Briefe von höherer 
Qualität als mit dem Computer produzierten. Außerdem arbeiteten die Testpersonen länger und schrieben 
mehr mit Workstations als mit anderen Medien« 


Nicht nur war der Computer in diesen Tests unterlegen, sondern er verleitete auch die 
Benutzer dazu, längere Texte von niedrigerer Qualität zu schreiben. 

Neuere Textverarbeitungssysteme gehen aber keineswegs auf diese Probleme ein. Es 
wird vor allem versucht, neue und weiterreichende Funktionen in die Programme ein- 
zubauen, so daß der Verfasser von Texten fast schon zum Setzer wird. 
Sozialwissenschaftler haben damit die große Chance, ihre Texte selber zu setzen und 
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die »Umschlagszeit« ihrer Ware zu verkürzen. Diese Möglichkeit wird natürlich von 
allen Sozialwissenschaftlern gern in Anspruch genommen, nur daß damit die ohnehin 
schon vorhandene Papierflut weiter potenziert wird. Es wird für einen Markt geschrie- 
ben, wo jeder schon fast fertige Druck vorlagen produziert. Die Qualität der so liebe- 
voll auf die Welt geworfenen Texte wird aber keinesfalls höher. So Konstatieren - 
Coombs et al. (1987) eine reaktionäre Entwicklung auf dem Gebiet der Textverarbei- 
tung: die neuen Systeme versuchen, Setzmaschinen zu emulieren, statt dem potentiel- 
len Autor Werkzeuge für die bessere Entfaltung seiner Argumentation zu liefem. 
So ist eine paradoxe Situation entstanden: trotz Rechtschreibhilfen, Thesaurus und 
sämtlichen anderen neuen »Features« der Textverarbeitungsysteme, setzt sich eine 
Arbeitsweise durch, die den Qualitätsansprüchen der früheren Zeiten nicht gewach- 
sen ist. 


Literaturflut und Datenbanken 


Um die selbst provozierte Papierflut in den Griff zu bekommen, sind Literaturdaten- 
banken ein unumgängliches Arbeitsmittel eines jeden Sozialwissenschaftlers gewor- 
den. Es fängt schon bei der Literaturrecherche an: eine große Bibliothek, wie die der 
Universität Berkeley, verwaltet um die 10 Millionen Bücher. Die manuelle Suche in 
den alten Karteien wäre ein fast hoffnungsloses Unterfangen, vor allem wenn Lite- 
ratur zu speziellen Themen gesucht wird. 
In der BRD haben sich die Bibliotheken nicht so schnell und durchgreifend wie in den 
.USA automatisiert, aber es ist nur eine Frage der Zeit, wann ähnliche Systeme an den 
Universitäten und Forschungseinrichtungen installiert werden. Spätestens dann stellt 
sich die Frage für Sozialwissenschaftler, ob sie in der Lage sind, die vom Computer 
gelieferte Informationsflut zu bewältigen. In den guten alten Zeiten nämlich lieferte 
die manuelle Kartei eine Reihe von Hinweisen über die vorhandene Literatur. In der 
begrenzten Zeit, die immer für eine bestimmte Forschung zur Verfügung steht, muß- 
ten diese Hinweise abgearbeitet werden. Wenn aber jetzt der Computer aufeinmal 100 
oder 200 Titel über ein bestimmtes Thema ausspuckt, dann muß es Kriterien geben, 
um den Leitfaden nicht zu verlieren und den Überblick über die Papiermasse zu be- 
halten. 
Es wäre sicher ein interessantes Experiment, wenn ähnlich zu den Versuchen über 
Textverarbeitung untersucht würde, ob die Qualität und Vollständigkeit von Texten ° 
mit Hilfe dieser Datenbanken erhöht oder eher verringert wird. Es wäre auch sinnvoll 
zu fragen, ob mit dem Computer die Zeit für die Erstellung eines Textes nicht erhöht 
wird, weil das theoretische Gewissen nicht eher ruht bis das letzte in Frage kommende 
Papier gelesen oder durchgesehen worden ist. 
Hinter der großen Verbreitung der zentralisierten Datenbanken verbirgt sich außer- 
dem ein Problem, dem besondere Aufmerksamkeit gebührt: theoretisch sind Mikro- 
computer und neue Technologien im allgemeinen Werkzeuge, die die Dezentralisie- 
rung der Gesellschaft fördern sollen. In dem Maße, in dem es möglich ist, von zu 
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Hause über Modem mit irgendeiner beliebigen Datenbank- oder einem Computersy- 
stem zu kommunizieren, entfällt auch der Druck, zentralisiert arbeiten und forschen 
zu müssen. Im Endeffekt wäre das Ideal das Zurückgehen auf die Arbeit zu Hause und 
»in der Familie«. Unter dem Schlagwort »elektronischer Schuppen« wird von vielen 
Autoren diese Idee propagiert. Der elektronische Schuppen ist mit der Außenwelt 
durch eine Myriade technischer Einrichtungen verbunden, wie z.B. Fax und Telexge- 
räte. Der Computer ist die Tür zur Außenwelt der Arbeit und der Kooperation mitden 
Kollegen. Einige sehen sogar in dieser Dezentralisierung der Produktion die einzige 
Möglichkeit, Hierarchien abzuschaffen und eine sozialistische Gesellschaft aufzu- 
bauen, bei der Produktion und Verwaltung nicht streng zentralisiert und hierarchisiert 
sind. 

Tom Forester (1988) hat schon erläutert, warum diese kühnen Träume nichts mit der 
Realität gemein haben. Das erste Problem ergibt sich mit der vermeintlichen Dezen- 
tralisierung der Information und Verwaltung. Wenn Tausende von Informationsbe- 
nutzern sich an eine einzige oder an nur wenige Datenbanken anschließen, um dienot- 
wendigen Daten zu bekommen, heißt dies nur, daß der Anbieter dieser Informationen 
ungemein wichtiger und mächtiger geworden ist. Nur die Information nämlich, die 
vonihm angeboten wird, steht dann zur Verfügung, und nur auf dieser Basis kann ana- 
lysiert und geschrieben werden. In der Welt der Medien ist es ein bekanntes Phäno- 
men, daß nur wenige Agenturen die Kontrolle über die Verbreitung von Nachrichten 
ausüben, so daß einem an manchen Tagen jede Zeitung fast wieeine Kopie einerjeden 
anderen vorkommt, wenn nur Agenturmeldungen übernommen werden. Auf dem Ge- 
biet der Information besteht die gleiche Gefahr, daß Daten nur selektiv angeboten 
werden. Ein gutes Beispiel war die US-amerikanische Invasion von Grenada im Jahr 
1983. Es wurden damals aus den Archiven der Regierung Bishop ausschließlich sol- 
che Dokumente publik gemacht, die die grenadische Regierung in ein schlechtes 
Licht rückten. Das Versprechen, die gesamten Materialien zu veröffentlichen, um 
Klarheit in das Geschehen von damals zu bringen, wurde später nie eingelöst, so daß 
die Soziologen und Akademiker, die sich für den Fall von Grenada interessierten, nur 
auf gefilterte Information zurückgreifen konnten. 

Auch wenn Informationen nicht zurückgehalten werden, liegt es in den Händen der 
Informationsanbieter, wie sie bestimmte Informationen bewerten und für wie wichtig 
sie sie halten. Die Klassifizierung der Information muß bestimmten Kriterien folgen, 
die vom Anbieter selbst festgelegt werden. Es ist klar, daß hier immer eine Gefahr 
besteht. Der Informationsanbieter ist zumindest in der Lage, bestimmte Informations- 
flüsse entsprechend seinem Blickwinkel zu manipulieren. 

Die Verzerrung von Informationen wird auch durch einen anderen Faktor potenziert, 
die dingliche Natur des Computermediums. Falls ein Sachbearbeiter uns bestimmte 
Informationen liefert, steckt immer im Hinterkopf die Frage nach der Zuverlässigkeit 
der erhaltenen Daten und die Frage, ob der Sachbearbeiter sich so viel Mühe wie 
notwendig gemacht hat. Erhalten wir die Information dagegen von einem Computer, 
besteht die Tendenz daran zu glauben, daß dies absolut das Einzige ist, das zur Ver- 
“ fügung steht. Daß Computer nicht irren können, hat sich tief in unserem Unterbewußt- 
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sein zementiert, so daß vom Computer angebotene Informationen weniger in Frage 
gestellt werden, als wenn dieselbe Information von einem Menschen direkt oder in- 
direkt geliefert wird. Joseph Weizenbaum hat vor vielen Jahren mit seinem Eliza-Pro- 
gramm (das einen Psychiater mit dem Computer simuliert) erschrocken festgestellt, 
daß der Skeptizismus der Menschen schnell vom Computer abgebaut werden kann 
und daß die Schranken der Gläubigkeit durch einigermaßen »kluge« Programme dra- 
matisch herabgesetzt werden können. 

Die Zentralisierung der Informationflüsse wird auf diese Weise nicht weniger, son- 
dern hierarchischer als früher gestaltet, und unsere Abwehrmechanismen gegenüber 
dieser Entwicklung werden gemindert oder sogar ausgeschaltet. Davon sind Sozial- 
wissenschaftler viel mehr als Naturwissenschaftler betroffen. 


Computer-Netze und Elektronische Post 


Ein anderes Gebiet, auf dem die Arbeit des Sozialwissenschaftlers eine größere Ver- 
bindung zur Computertechnik hat oder haben wird, ist die Telekommunikation. In 
vielen sozialwissenschaftlichen Fakultäten sind in den letzten Jahren Hunderte von 
Computern installiert worden, die zudem unter sich in Computernetzwerken zusam- 
mengeschaltet worden sind, so daß, wenn auch keine »elektronischen Schuppen« vor- 
handen sind, so doch wenigstens »elektronische Zimmer« den Wissenschaftlern an 
den Universitäten zur Verfügung stehen. 

Wissenschaftler arbeiten nicht mehr isoliert. Die Kommunikation zwischen For- 
schern wurde früher durch regelmäßige Visiten und die »normale« Post aufrechter- 
halten. In dem Maße, in dem ein guter Teil der Arbeitszeit vor dem Bildschirm ver- 
bracht wird, wächst die Notwendigkeit der Kommunikation von Wissenschaftlern 
von Computer zu Computer, durch die sogenannte »elektronische Post«. Inden USA 
blicken die ältesten Computernetzwerke auf eine schon mittlerweile zwanzigjährige 
Geschichte zurück. Diese frühen Netzwerke wurden aber vor allem für die naturwis- 
senschaftlichen Fakultäten angelegt und wurden für technische Projekte benutzt. Es 
ist aber nicht mehr so: 59% der betriebswissenschaftlichen Fakultäten in den USA 
sind durch ein einziges Netzwerksystem (BITNET) verbunden und der Rest durch 
andere Systeme. Von 1980 bis 1986 stieg in den USA der Anteil betriebswirtschaft- 
licher Fakultäten, die über Computer verfügten, von 20% bis auf 100% (Frand et al 
1988). Wie vorher erwähnt, war Textverarbeitung die meist gefragte Anwendung, ge- 
folgt von der Benutzung von Datenbanken und Tabellenkalkulationsprogrammen. 
Das Vorhandensein der elektronischen Post verkürzt auch die Umschlagzeit der Ware 
der Sozialwissenschaftler. Zunächst jedoch geben wir ein Beispiel aus den Naturwis- 
senschaften: Als im März 1989 die Chemiker Fleischman und Pons an der Universi- 
tät Utah ankündigten, daß sie in der Lage wären, kalte Kernfusion in der Retorte zu 
erzeugen, wurden sie über Nacht zu neuen Medienstars. Die ganze Welt wollte mehr 
darüber wissen, und ob wirklich die unerschöpfliche Energiequelle der Zukunft ge- 
funden worden war. Die einschlägigen Mitteilungen wurden mehrere Wochen und 
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Monate später in wissenschaftlichen Zeitschriften veröffentlicht. Dieselben Berichte 
waren aber nur ein paar Tage nach der Ankündigung schon auf dem Computernetz- 
werk anzutreffen. Die Meldungen überschlugen sich, und in wenigen Tagen zirku- 
lierten in den Computernetzwerken mehr.als 20 verschiedene Papiere von Physikern 
aus den USA, Frankreich oder Indien, die entweder dafür oder dagegen waren. Um 
die Verteilung der Papiere zu rationalisieren, wurden sogar »clearing« Stellen in ver- 
schiedenen Computernetzwerken eingerichtet, um immer den letzten Stand der Dis- 
kussion erfahren zu können. Die normalen Wege der wissenschaftlichen Kommuni- 
kation (über »peer reviewed Journals«) waren zusammengebrochen. Der Stand der 
Information und die Anzahl der Papiere mußte in der Tat jeden Tag aktualisiert 
werden. 

Nach Wochen und Monaten des Aufruhrs stellte sich aber heraus, daß die »kalte Kern- 
fusion« mehr eine Illusion als eine Realität gewesen war. Die entscheidenden Expe- 
rimente Konnten außerhalb Utahs nicht bestätigt werden, und im August 1989 ent- 
schied das Energieministerium der USA, die ganze Sache zu begraben. 

Wir finden dann ein interessantes Phänomen: die schnellen Computerverbindungen 
haben in diesem Fall nicht geholfen, die Diskussion zu beruhigen oder ihr einen se- 
riöseren Verlauf zu geben, eher im Gegenteil: Hunderte von Teilnehmern schaukel- 
ten sich gegenseitig immer höher, bis bei vielen Erscheinungen von Realitätsverlust 
eingetreten waren (es war schon die Rede, mit Hilfe der kalten Kernfusion Raumsta- 
tionen auf dem Mond und anderswo zu installieren, der OPEC endgültig den Hals zu 
brechen, Autobahnen im Winter zu heizen, um den Schnee zu schmelzen. usw.). Die 
alten schon bewährten Kanäle der langsamen aber sichereren Kommunikation durch 
Veröffentlichungen in Zeitschriften haben sich auf Dauer durchgesetzt. Von alldem, 
was in den Computernetzwerken zirkulierte, wurde später nur wenig gedruckt. 
Dies ist vielleicht ein extremes Beispiel für die Verkürzung der »Umschlagzeit« neuer 
Ideen, aber ähnliche Fälle sind in der Zukunft nicht auszuschließen. Auch Sozialwis- 
senschaftler werden in der Zukunft mehr und mehr mit den Computernetzwerken zu 
tun haben und werden wahrscheinlich auch halbgebackene Ideen in die Welt setzen 
können. Extreme Geschwindigkeit in der Datenkommunikation ist für den wissen- 
schaftlichen Betrieb nicht immer von Vorteil. 

Die elektronische Post für die Übertragung von normalen Briefen ist allerdings eine 
sehr nützliche Form der Rationalisierung der Kommunikation. Es entfällt der Gang 
zum nächsten Briefkasten, und in den meisten Fällen kommen auch transatlantische 
Briefe am selben Tag an. Diese Form der Vernetzung setzt jedoch ein ausgebautes Te- 
lefonnetz voraus, ein Luxus, den sich bis heute nur Länder derersten Welt leisten kön- 
nen. Die Telefonverbindungen in der damaligen Zweiten und in der heutigen Dritten 
Welt sind keineswegs sicher genug und geeignet für diese Form der Kommunikation. 
Derperverse Nebeneffekt ist dann, daß die Produktivität in der Datenkommunikation 
wiederum einseitig angehoben wird, nämlich nur in den Industrieländern (Matta und 
Boutros 1989). Dritte Welt-Länder werden darüber hinaus die Zentralschaltung zu 
den Computernetzwerken in den Händen der Industrieländer lassen müssen, ein zu- 
sätzlicher Verlust an Souveränität. 
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Computer Literacy 


Sozialwissenschaftler hätten noch bis vor 8 Jahren glauben können, daß sie nie etwas 
mit dem Computer zu tun haben würden. Das ist nicht mehr der Fall und nichts zeigt 
dies eindrucksvoller als die Diskussion über »Computer Literacy«, die in den USA 
und anderen Ländern in vollem Gange ist. 

Angesichts der fortschreitenden Technifizierung der Produktion und mit dem Ge- 
spenstder »japanischen Herausforderung« im Hinterkopf, versuchen führende ameri- 
Kanische Politiker seit Jahren das Ausbildungssystem in den USA stark zu verbessern 
und auszubauen. In der Ausbildung von Kindern und Jugendlichen soll dem Einsatz 
von Computern eine Schlüsselrolle zukommen. Viele Experimente sind in den Schu- 
len gestartet worden, um die besten Methoden des Computerunterrichts zu entwik- 
keln. Die pragmatischen Verfechter der totalen Computerisierung sehen in compu- 
terkundigen Arbeitskräften einen eben so wichtigen Faktor für die Produktion, wie in 
anderen »strategischen Rohstoffen«. Schon seit 1968 hat die National Science Foun- 
dation der USA gefordert, »einen computerkundigen Pöbel« aufzuziehen. Es gibt 
aber nicht nur solche Pragmatiker bei der Bewegung für die Computerisierung des 
Ausbildungssystems. Es gibt auch Idealisten, wie Seymour Papert, die in dem Com- 
puter den universellen Baukasten sehen, der Kinder in die Lage versetzen kann, krea- 
tiv an verschiedene Probleme heranzugehen. Papert, Erfinder der Programmierspra- 
che LOGO, stützt sich auf Piaget, wenn er fordert, neue Erkentnisse und Begriffe in 
den Kindern genetisch entstehen zu lassen. Dies wird möglich, wenn die neuen Er- 
kentnisse aus der Umwelt durch Experimentieren und durch Zusammensetzung von 
vorherigen Erkentnissen gewonnen werden. Papert (1985) selbst meint, er habe viel 
mehr aus dem Spielen mit Bausteinen als mit anderen Methoden gelernt. Der Com- 
puter ist der universelle Baustein, die plastischste Modelliermasse, die es überhaupt 
gibt und geben kann. Alles ist mit dem Computer möglich, wenn die Reihenfolge der 
Befehle bestimmten Regeln folgt. Nicht umsonst sitzt Papert am renommierten Mas- 
sachussets Institute of Technology an der »LEGO Chair« für Informatik (sein Profes- 
sorenstuhl wird von der Firma LEGO finanziert). 

Die »Computer Literacy«-Bewegung geht davon aus, daß der Einsatz von Computern 
Kindern nichtnur das Arbeiten mit fertigen Software-Paketen erleichtert, sondern daß 
die Kinder auch schneller und besser lernen können, daß sie sozusagen Erkenntnis- 
stufen schneller durchschreiten können. 

Für diese Behauptung hat bis heute jedoch die Praxis keine eindeutigen Beweise lie- 
fern können. Auf einer der letzten Lehrertagungen in den USA, wo über den Einsatz 
von Computern im Klassenzimmer diskutiert wurde, wurde auch festgestellt, daß sich 
nur in solchen Fächern, wo ständige Übung das wichtigste ist (wie z.B. beim Lernen 
von Vokabeln einer Fremdsprache), auch irgendwelche Fortschritte sich bemerkbar 
machten. Neue Strategien oder bessere Methoden wurden dagegen bei Kindern mit 
Computern nichtentwickelt. Nur da, wo »drilling« und Wiederholung präsent waren, 
konnten Kinder von den Computern profitieren. Die idealistische Einstellung von 
Papert hat sich also im Klassenzimmer keineswegs bewahrheitet. 
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Das ideologische Problem und der Computer-Fetischismus verkomplizieren die gan- 
ze Angelegenheit. Der Computer »strahlt« Autorität und Unfehlbarkeit aus. Men- 
schen, die bestimmte Sachen am Computer lernen, fühlen sich weniger angeregt, zu 
hinterfragen oder bestimmte Lerninhalte in Frage zu stellen. Der Computer wird es 
sowieso nicht zulassen. Die richtige Antwort ist dieselbe für alle. Nur die Binärlogik 
hat hier einen Platz. Wenn aber sogar für die Naturwissenschaften das Hinterfragen 
und Zweifeln zur richtigen Methode des Forschens und des Lernens gehören, gilt das 
noch mehr für die Sozialwissenschaften. Wer kann schon die philosophischen Grund- 
lagen der Nutzentheorie der marginalistischen Schule mit dem Computer diskutie- 
ren? Computer erhöhen die Gefahr einer, wenn auch unbewußten, autoritären Ausbil- 
dung (Magrass und Upchurch 1988). 

Die National Science Foundation meinte mit ihrem Aufruf, einen »computerkundigen 
Pöbel« auszubilden, jedoch nicht nur, Kindern die Arbeit mit dem Computer bei- 
zubringen, sondern vor allem den Eltern dieser Kinder. Und in der Tat hat die Ver- 
breitung von Mikrocomputern zu der Situation geführt, daß heute mehrere Millio- 
nen Geräten in privaten Haushalten zur Verfügung stehen. Dies hat weiterhin die 
Phantasie der Theoretiker der »Informationsgesellschaft« angespornt: so ist die Rede 
vom »Telecommuter«, vom Arbeiter der nicht zum Arbeitsplatz fährt, sondern der zu 
Hause am Terminal arbeitet. Einige, wie Alvin Tofler, haben sogar prognostiziert, daß 
bis 1990 etwa 10 % der arbeitenden Bevölkerung auf diese Weise beschäftigt werden 
sollte. 

Der »Telecommuter« ist jedoch weitentfernt, Realitätzu werden. Weniger als 100000 
Menschen arbeiten heute auf diese Weise, und es ıst ungewiß, ob diese Anzahl von 
Telecommutern schnell steigen wird. Und dies aus einem fast lächerlichen Grund: 
theoretisch sollten Telecommuters viel Zeit sparen können, da sie nicht zur Arbeit 
fahren. Es stellte sich aber heraus, daß die meisten davon mangels Disziplin vielmehr 
Zeitin den eigenen vier Wänden vergeuden. Sie können sich einfach nicht selber »ma- 
nagen« (Forester 1988). Die Telecommuters leiden außerdem an Isolierung, ihre ge- 
sellschaftlichen Kontakte werden auf ein Minimum reduziert und damit auch die 
Möglichkeiten der sozialen Anerkennung. Es hatsich plötzlich herausgestellt, daß ein 
Computerbildschirm kein richtiger Ausgleich für die Mannigfaltigkeit der normalen 
Arbeitsbeziehungen sein kann. 

Die Sozialwissenschaftler von heute werden auch diesen Tendenzen unterworfen 
werden. Viele arbeiten ohnehin schon zu Hause und entwerfen fertige Manuskripte 
am Personal Computer, weil er Zeit spart. Und der Computer spart Zeit, das kann kei- 
ner leugnen, er verursacht aber auch zusätzliche Arbeit. Von den Problemen des Ein- 
stiegs in die Computerwelt, bis zur Problematik der ständigen Erneuerung der Soft- 
ware (ein neues »Update« steht jedes Jahr vor der Tür) und die neue Einarbeitung, 
vom Problem der Sicherheit (Schutz vor Viren und dergleichen), bis zu der Frage der 
richtigen Formatierung von Texten, vergeuden Sozialwissenschaftler viel Zeit am 
Computer. Die Folge davon ist, wie auch Untersuchungen über die Zeiteinteilung von 
Personen, die Computer benutzen, zeigen (Vitalari et al. 1985), daß mehr und mehr 
isoliert gearbeitet wird und daß der Computer einen größer werdenden Teil des Tages 
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beansprucht. Wenn dann hinzugefügt wird, daß in Haushalten mit Computern 25% 
der Zeit irgendwelcher Hobby- oder Spielsoftware gewidmet wird, wird auch deut- 
lich, daß ein Teil der mit dem Computer eingesparten Zeit auch wieder am Computer 
verloren geht. War früher der Kampfschrei der Akademiker »publish or perish«, 
scheint es doch, daß es heute heißen sollte »desktop publish and perish«. 


Was nun? 


Es könnte uns vorgeworfen werden, daß die hier dargelegten Beispiele für den Einsatz 
von Computern den Sozialwissenschaften vielleicht zu speziell sind oder daß die Stu- 
dien, die wir zitiert haben, veraltet sind. Jeder weiß, daß Software ständig erneuertund 
verbessert wird. Keiner würde heute auf sein Textverarbeitungssystem verzichten 
wollen, nur weil angeblich mit der Feder besser geschrieben wird. Auf keinen Fall 
wollen wir das Zurückgehen auf die frühere Arbeitsweise fordem oder für die Ab- 
schaffung des Computers plädieren. Wir wollen nur bestimmte Gefahren des Compu- 
tereinsatzes benennen, um sie in unserer heutigen »Computerkultur« zur Sprache zu 
bringen. Die Computer sind da und sie sollen benutzt werden. Für Sozialwissen- 
schaftler sind sie schon zum unentbehrlichen Hilfsmittel geworden. Nur über die Pro- 
bleme und Gefahren des Einsatzes sollten wir uns im klaren sein. Computer verändern 
nicht nur unsere Arbeitsroutine, sie können auch unsere gesamte Einstellung zur Rea- 
lität verändern. Sie erhöhen auch die Gefahr einer autoritären und unkritischen Aus- 
bildung. Nur wenn wir uns dessen bewußt sind, Können wir dem auch etwas entgegen- 
setzen. 

Die maschinenstürmerische Alternative ist keineswegs adäquat (obwohl vor einigen 
Monaten am Fachbereich Politologie der Freien Universität Berlin mehrere Compu- 
ter mit dem Hammer demoliert wurden). Der Computer ist ein Werkzeug, das kon- 
trolliert werden muß. Da fällt auch Sozialwissenschaftlern eine wichtige Aufgabe zu: 
über das eigene Tun und das seiner computerisierten Kollegen nachzudenken und 
neue Wege aufzuzeichnen. Für dieses Nachdenken wollte diese Arbeiteinige Anhalts- 
punkte bieten, obwohl hier mehr Fragen als Lösungen angeboten werden. 
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Michael Heinrich 
Zum Verhältnis sozialwissenschaftlicher und 
naturwissenschaftlicher Formen des Wissens 


Zusammenfassung: Im Hinblick auf einen normativen Wissenschaftsbegriff, der an- 
geblich aus der Praxis der Naturwissenschaften gewonnen wurde, sprechen Wissen- 
schaftstheoretiker aus dem Umkreis von Neopositivismus und Kritischem Rationalis- 
mus einem großen Teil der Sozialwissenschaften und insbesondere dem Marxismus 
Jede Wissenschaftlichkeit ab. Wie eine kritische Wissenschaftsgeschichtsschreibung 
aber zeigte, ist auch die Entwicklung der Naturwissenschaften nicht diesem norma- 
tiven Ideal gefolgt. Die tatsächliche Entwicklung der Naturwissenschaften läßt sich 
nicht allein aufgrund einer internen Rationalität erklären, sondern verweist auf ihre 
sozialgeschichtliche Bedingtheit. Statt daß die angebliche Form naturwissenschaft- 
lichen Wissens einen Maßstab für die Wissenschaftlichkeit der Sozialwissenschaften 
abgibt, wird deutlich, daß sozialwissenschaftliches Wissen notwendig ist, um die 
Form naturwissenschaftlichen Wissens adäquat zu begreifen. 


1. Normierung der Sozialwissenschaften durch die Form des 
naturwissenschaftlichen Wissens? 


Im 19. Jahrhundert erlebten Naturwissenschaften und Technik einen bis dahin ein- 
maligen Aufschwung. Dieser Aufschwung veränderte auch das allgemeine Gefüge 
der Wissenschaften. Es fand nicht nur eine immer weitergehende Auffächerung und 
Spezialisierung statt. Vor allern standen sich immer deutlicher zwei getrennte Wis- 
senschaftsbereiche gegenüber: auf der einen Seite Mathematik und experimentelle 
Naturwissenschaften, auf der anderen Seite Geistes- und Sozialwissenschaften. Der 
rasche Aufstieg der Naturwissenschaften, ihr offensichtlicher Erfolg bei der Erklä- 
rung einer wachsenden Zahl von Naturerscheinungen und der Umsetzung dieser Er- 
kenntnisse in technische Verfügungsmöglichkeiten, machte sie mehr und mehr zum 
Inbegriff von erfolgreicher Wissenschaft schlechthin. Die Erfolge der Naturwissen- 
schaften wurden zum Maßstab, an dem sich die übrigen Wissenschaften messen las- 
sen mußten. Die Reflexion auf die unterschiedlichen Formen von naturwissenschaft- 
lichem und geisteswissenschaftlichern Wissen war daher stets auch Ausdruck eines 
Konkurrenzverhältnisses dieser beiden Wissenschaftsbereiche. 

Im »Methodenstreit«, der gegen Ende des 19. Jahrhunderts in der deutschen Öko- 
nomie geführt wurde, kamen diese unterschiedlichen Wissenskonzeptionen bereits 
deutlich zum Ausdruck. Die »theoretisch« orientierte Richtung um Menger faßte 
Ökonomie als eine deduktive Wissenschaft auf, deren Gesetzesbegriff eine große 
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Ähnlichkeitmit dem in den Naturwissenschaften gebräuchlichen hatte. Dagegen ziel- 
te die »historische Schule« um Schmoller auf das Ganze der ökonomischen Verhält- - 
nisse, von denen angenommen wurde, daß sie sich in ihrer historischen Einzigartig- 
keit nicht auf einige abstrakte, deduktiv gewonnene Gesetze reduzieren ließen. Der 
Sieg der »theoretischen« Schule im Methodenstreit, wie auch die Durchsetzung der 
Grenznutzenlehre und der mathematisch formulierten allgemeinen Gleichgewichts- 
theorie zum herrschenden ökonomischen Paradigma, paßte in einen wissenschaftli- 
chen Zeitgeist, der vom Fortschritt der Naturwissenschaften geprägt war. 

Im Neukantianismus wurde das Thema dann grundsätzlicher aufgerollt. Bereits Win- 
delband (1894) hatte den auf allgemeine Gesetze ausgerichteten (nomothetischen«) 
Naturwissenschaften, die das Besondere, Einmalige, Individuelle untersuchenden 
(»idiographischen«) Kulturwissenschaften gegenübergestellt. Rickert (1902) ver- 
suchte im Anschluß daran auf transzendentalphilosophischer Grundlage die Geistes- 
wissenschaften selbständig zu begründen. Während sich die Erscheinungen durch die 
Kategorien des Verstandes unter allgemeinen Gesetzen zu »Natur« konstituieren wür- 
den, sei es ihre individuelle Beziehung auf ein System von Werten, die sie zu »Kul- 
tur« macht. Die Sozialwissenschaften wurden von Max Weber (1922) schließlich als 
Kombination des »erklärenden« Verfahrens der Naturwissenschaften und des »ver- 
stehenden« der Geisteswissenschaften aufgefaßt. Es sollen zwar allgemeine Gesetze 
sozialen Handelns aufgestellt werden, Weber geht aber davon aus, daß soziale Pro- 
zesse im Unterschied zu Naturprozesssen durch den Nachvollzug ihrer Motivationen 
auch verständlich sind. 

Mit dem erkenntnistheoretischen Dualismus von Naturwissenschaften einerseits und 
Geistes- und Kulturwissenschaften andererseits war ein prekäres Gleichgewicht her- 
gestellt worden. Radikal in Frage gestellt wurde dieses Gleichgewicht durch den 
Positivismus des Wiener Kreises um Rudolf Carnap. Nur Sätze, die empirische Be- 
obachtungen ausdrücken oder sich aus ihnen ableiten lassen, wurden überhaupt als 
»sinnvoll« anerkannt (Carnap 1928). Alles andere seien sinnlose Sätze, die die Grund- 
lage von »Scheinproblemen« bildeten, mit denen sich die bisherige Philosophie vor- 
wiegend beschäftigt habe. In der Entlarvung solcher Scheinprobleme wurde die ein- 
zige verbleibende Aufgabe der Philosophie gesehen. »Wovon man nicht sprechen 
kann, darüber muß man schweigen«, lautete schon die bekannte Folgerung des frühen 
Wittgenstein (1921). 

Die Naturwissenschaften sollten jetzt das Modell für Wissenschaft schlechthin abge- 
ben. Das von Carnap und Neurath vertretene Ziel war eine »Einheitswissenschaft«, 
deren Grundlage die »Dingsprache« sein sollte. Letzten Endes sollten auch alle Hu- 
man- und Gesellschaftswissenschaften ihre Grundlage in der Physik finden. Der Po- 
sitivismus des Wiener Kreises richtete sich zwar in erster Linie gegen die als »meta- 
physisch« aufgefaßten Probleme der Philosophie, allerdings galt Theoriebildung, die 
dem dabei entstandenen normativen Wissenschaftsbegriff nicht entsprach, als meta- 
physisch. 

Das erkenntnistheoretische Programm des Wiener Kreises wurde von Popper (1935) 
einer eingehenden Kritik unterzogen. Es stellte vor allem klar, daß Sätze nur durch 
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Sätze, aber nicht durch Beobachtungen bewiesen werden können. Davon abgesehen 
istes auch nicht möglich ein Gesetz, das eine Allaussage umfaßt, zu beweisen, da nie 
alle Fälle überprüft werden können. Es ist nur möglich, ein solches Gesetz durch ein 
Gegenbeispielzu widerlegen. Statt Verifizierbarkeit machte Popper Falsifizierbarkeit 
zum Kriterium für eine wissenschaftliche Aussage, zur »Demarkationslinie« zwi- 
schen Wissenschaft und Nicht-Wissenschaft, wie er selbst es nannte. Popper unter- 
schied nicht sinnlose von sinnvollen Sätzen, sondern falsifizierbare von nicht-fal- 
sifizierbaren Sätzen. Von einer wissenschaftlichen Theorie verlangte er nicht, daß 
sie ausschließlich falsifizierbare Sätze enthalten müsse, aber er verlangte, daß we- 
nigstens einige Aussagen aus ihr abgeleitet werden können, die falsifizierbar sind. 
Entgegen dem positivistischen Programm war damit ein viel weiterer Bereich der 
Theoriebildung zugelassen. Vor allem änderte sich aber auch die Vorstellung vom 
wissenschaftlichen Fortschritt. Er wurde nicht mehr als Entwicklung von immer 
umfassenderen und durch Induktion aus Beobachtungen immer besser verifizierten 
Theorien aufgefaßt; die Hauptaufgabe der Wissenschaft bestand jetzt darin, nach Fal- 
sifikationen für die vorhandenen Theorien zu suchen, und wenn eine Theorie fal- 
sifiziert war, sie durch eine andere zu ersetzen. 

In seiner »Logik der Forschung« beanspruchte Popper zwar, die Verfahrensweise der 
Naturwissenschaften zu beschreiben, er ging aber sehr schnell von einer deskripti- 
ven zu einer normativen Argumentation über. Die normativen Vorstellungen von 
Wissenschaft, die Popper entwickelte und die auch heute in popularisierter Form das 
methodische Selbstverständnis vieler Wissenschaftler prägen, beziehen ihre Über- 
zeugungskraft aber gerade daraus, daß sie anscheinend die Verfahrensweise der er- 
folgreichen Naturwissenschaften widerspiegeln. Die internen Probleme des Popper- 
schen Ansatzes sind in diesen populären Auffassungen allerdings verlorengegangen. 
Nur zwei dieser Probleme sollen hier erwähnt werden. (A) Es ist stets möglich, eine 
»falsifizierte« Theorie durch eine »konventionalistische Wendung«, d.h. durch die 
Hinzufügung eines weiteren Theorems zu retten. Hier blieb Popper nur der Appell an 
die Wissenschaftler, auf solche Wendungen zu verzichten. Ein großer Teil der alltäg- 
lichen Forschungspraxis spielt sich aber gerade in dieser konventionalistischen Weise 
ab. (B) Die »Basissätze«, die empirische Ergebnisse ausdrücken sollen und zur Fal- 
sifikation von Theorien dienen, können nur durch Konvention statuiert werden. Jede 
Beobachtungsaussage kann noch weiter zurück verfolgt werden und ist darüber hin- 
aus selbst theorieabhängig und damit falsifizierbar, womit dann auch die aufgrund 
dieses Basissatzes erfolgte Falsifikation einer anderen Theorie hinfällig wäre. Wird 
eine Theorie aufgrund eines Basissatzes falsifiziert, so muß dieser Basissatz vorher 
per Konvention als wahr akzeptiert worden sein. Kriterien für diesen erlaubten Kon- 
ventionalismus kann Popper aber nicht angeben. 

Poppers »Kritischer Rationalismus« entwickelte sich nach dem 2. Weltkrieg in West- 
europa und den USA zum dominierenden wissenschaftstheoretischen Paradigma. 
Wer Anspruch auf Wissenschaftlichkeit erhob, mußte sich gegenüber dem Popper- 
schen Wissenschaftsbegriff legitimieren. So versuchte eine empirische Sozialfor- 
schung durch verstärkten Rückgriff auf quantitative Methoden falsifizierbare Resul- 


Zum Verhältnis sozialwissenschaftlicher und naturwissenschaftlicher Formen des Wissen 91 


tate zu liefern und dem Verdikt der Unwissenschaftlichkeit zu entgehen. In den nicht 
nur wissenschaftstheoretischen sondern auch wissenschaftspolitischen Auseinander- 
setzungen wurde der Poppersche Wissenschaftsbegriff aber vor allem als ein Mittel 
zur Diskreditierung des Marxismus benutzt. Der immer von neuem wiederholte Vor- 
wurf lautete »Immunisierung«: entweder wären die zentralen Aussagen von vornher- 
ein so unklar formuliert, daß eine Falsifizierung durch empirische Ergebnisse gar 
nicht möglich sei, oder es würde einer Falsifizierung durch immer neue Hilfshypothe- 
sen aus dem Wege gegangen. 

In der Bundesrepublik fanden diese Auseinandersetzungen im sogenannten »Positi- 
vismusstreit der Soziologie« einen Höhepunkt. Als Hauptkontrahenten standen sich 
dabei Popper und Albert auf der einen Seite sowie Adorno und Habermas auf der 
anderen Seite gegenüber. Popper (1961) beanspruchte, daß dieselbe »kritische Me- 
thode« von Hypothesenbildung und Widerlegungsversuchen in Natur- und Sozial- 
wissenschaften gleichermaßen Geltung habe, daß sich also auch die Sozialwissen- 
schaften dem Wissenschaftsideal des Kritischen Rationalismus unterwerfen müßten. 
Die Reaktion von Adorno und Habermas war eher defensiv. So betonte Adorno (1961) 
die Besonderheitdes Sozialen, eine Besonderheit, die auch besondere Verfahrens wei- 
sen notwendig machen würde. Da die Gesellschaft selbst widerspruchsvoll, rational 
und irrational zugleich sei, würde sie sich dem von Popper angestrebten Erklärungs- 
muster entziehen, die Methode könne nicht unabhängig vom Gegenstand gewählt 
werden. Die Soziologie dürfe man nicht mit naturwissenschaftlichen Methoden ver- 
mengen. Auf einer ähnlichen Linie argumentierte auch Habermas (1963). Sein zen- 
trales Argument bestand ebenfalls darin, daß es eben nicht möglich sei, daß »die Wis- 
senschaft in Ansehung der von Menschen hervorgebrachten Welt ebenso indifferent 
verfahren darf, wieesin den exakten Naturwissenschaften mit Erfolg geschieht« (Ha- 
bermas 1963, S. 157). Adorno und Habermas akzeptieren also die Gültigkeit des Pop- 
perschen Wissenschaftsbegriffs für die Naturwissenschaften, lediglich für die Sozial- 
wissenschaften lehnten sie ihn aufgrund der Besonderheit des Gegenstandes ab. 
Zwar geht Habermas noch einen Schritt weiter, indem er sich gegen die Trennung von 
»Tatsachen«, deren Vorliegen rational zu überprüfen ist, und normativen »Entschei- 
dungen«, die rational nicht mehr zu diskutieren seien, wendet. In dieser Trennung er- 
blickt er einen »halbierten Rationalismus«, der nicht nur ausblenden würde, daß auch 
normative Entscheidungen rationaler Diskussion zugänglich seien, sondern vor al- 
lem, daß auch der wissenschaftliche Forschungsprozeß Teil eines sozialen Prozesses 
sei und daß erkenntnisleitende Interessen in den Forschungsprozeß eingehen würden. 
Entgegen dem verbreiteten Gebrauch des Begriffs der »erkenntnisleitenden Interes- 
sen« meint Habermas damit aber nicht die äußere Motivation eines Forschers, son- 
dern eine die Wissenschaft intern strukturierende Ausrichtung, die schon existiert, 
bevor der Forscher an sie herantritt. Als erkenntnisleitendes Interesse der Naturwis- 
senschaft betrachtete Habermas die Beherrschbarkeit und Verfügbarkeit von Natur- 
prozessen (Habermas 1965) und diese Beherrschbarkeit könne für die gesellschaftli- 
chen Prozesse, mit denen es die Sozialwissenschaft zu tun hat, nicht in gleicher Weise 
unterstellt werden (Habermas 1963). Die Berücksichtigung dieser erkenntnisleiten- 
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den Interessen stellt sich aber eher als Ergänzung denn als Kritik an der Wissen- 
schaftstheorie des »Kritischen Rationalismus« dar, denn dieser erscheint als durchaus 
adäquate Beschreibung der von dem Interesse an technischer Verfügung gesteuerten 
naturwissenschaftlichen Forschungsprozesse. 


2. Das neopositivistisches Wissenschaftsideal und die historische Entwicklung 
der Naturwissenschaften 


Das Wissenschaftsideal des »Kritischen Rationalismus« bezieht seine Legitimation 
aus den Erfolgen der Naturwissenschaften, denn anscheinend formuliert dieses Ideal 
nur deren Methoden. Daß der Poppersche »Falsifikationismus« die Vorgehensweise 
der Naturwissenschaftler adäquat wiedergibt, wird auch von vielen Sozialwissen- 
schaftlern nicht grundsätzlich in Frage gestellt, insbesondere dann nicht, wenn sie 
selbst sich nicht mit Wissenschaftstheorie beschäftigt haben. Allerdings zeigte insbe- 
sondere in den letzten 30 Jahren eine kritische Wissenschaftsgeschichtsschreibung, 
daß Forschungspraxis und Entwicklung der Naturwissenschaften keineswegs den 
methodischen Imperativen des »Kritischen Rationalismus« folgen, sondern daß der 
Poppersche »Falsifikationismus« durch die Wissenschaftsgeschichte selbst »falsifi- 
ziert« wird. 

Zu Anfang des Jahrhunderts hatte Duhem mit der Vorstellung, die moderne Physik 
habe schlagartig mit Galilei und Newton begonnen, aufgeräumt und ihre mittelalter- 
lichen Wurzeln bloßgelegt. Entgegen der von Duhem unterstellten Kontinuität unter- 
schied bereits Koyr& (1939) drei verschiedene Typen der Physik: die aristotelische 
Physik der Antike, die Impetusphysik des Mittelalters und die Galileische Physik der 
Neuzeit. Zwar versuchte Anneliese Maier (1949) noch einen erfahrungswissenschaft- 
lich begründeten Übergang von der Impetusphysik zur Galileischen Physik nachzu- 
weisen, ihre Argumente waren aber nicht sehr überzeugend (vergl. z.B. Woltf 1978, 
8.46 f.). Unter den jüngeren Wissenschaftshistorikern herrschte die Meinung vor, daß 
esnicht möglich ist, die Übergänge zwischen diesen Typen physikalischer Theoriebil- 
dung empiristisch aufgrund von neuen Beobachtungsergebnissen zu erklären (vergl. 
z.B. Kuhn 1962, Butterfield 1966, Feyerabend 1975, Wolff 1978). Wie wenig die 
wirkliche Entwicklung der Naturwissenschaften mit den Vorstellungen des Popper- 
schen »Falsifikationismus« übereinstimmt, soll hier an einem Beispiel, der »Koper- 
nikanischen Wende«, illustriert werden. 

In vielen mehr oder weniger populären Darstellungen der Entstehung und Durch- 
setzung des kopernikanischen Systems wird etwa folgendes Bild vermittelt: mit zu- 
nehmender Genauigkeit der Beobachtung der Planetenbewegung mußten in das ur- 
sprüngliche, geozentrische Modell des Ptolemäus immer mehr Epizykel eingeführt 
werden, damit es mit den Beobachtungstatsachen übereinstimmte. Dabei wurde im- 
mer deutlicher, daß es sich um künstliche ad-hoc Konstruktionen handelte. Das he- 
liozentrische Modell von Kopernikus dagegen war einfacher und stimmte mit den 
Beobachtungsdaten genauer überein. Keplers Ersetzung der kreisförmigen Planeten- 
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bahnen durch Ellipsen verbesserte das Modell nochmals. Und schließlich konstruier- 
te Galilei ein Teleskop, wodurch sich nicht nur die Beobachtungsgenauigkeit erhöhte; 
durch Galileis Entdeckung der Venusphasen wurde das ptolemäische Modell endgül- 
tig falsifiziert. Letzteres ist auch die Meinung von Popper (1969, S. 246). Bei der ko- 
pernikanischen Wende scheint es sich also um ein Musterbeispiel für die Falsifikation 
einer Theorie durch genauere Beobachtungsdaten und die Entwicklung einer neuen 
Theorie, die mit diesen Daten übereinstimmt, zu handeln. 

Nur stimmt dieses Bild nicht sehr gut mit dem überein, was die Wissenschaftsge- 
schichtsschreibung inzwischen an Material erbrachthat. Daskopernikanische Modell 
war weder einfacher noch genauer als die gängigen ptolemäischen Modelle. Imersten 
Buch von »De revolutionibus« gibt Kopernikus eine populäre qualitative Beschrei- 
bung seines Systems und stellt deren Einfachheit heraus. Die in den folgenden Bü- 
chern entwickelte quantitative Version, die zur Berechnung der Planetenörter not- 
wendig ist, enthält aber ähnlich viele Epizykel wie die gebräuchlichen ptolemäischen 
Systeme. Überdies gab es auch keine neuen Beobachtungsergebnisse, die die Not- 
wendigkeit eines neuen Modells unmittelbar gezeigt hätten (vergl. dazu Lakatos 
1976, S. 183-189) 

Kopernikus war durch andere Faktoren motiviert als durch eine »Falsifikation« des 
heliozentrischen Weltbildes. Er wollte die Planetenbewegungen vor allem wieder ent- 
sprechend dem platonischen Ideal durch gleichförmige Kreisbewegungen beschrei- 
ben.! Die Sonne in den Mittelpunkt der Welt zu rücken, schien Kopernikus wohl auch 
deshalb weniger unnatürlich als vielen seiner Zeitgenossen, da er von der spätplato- 
nischen Sonnenmystik beeinflußt war (Dijsterhuis 1950, S. 325 f., Kuhn 1957). Bei 
Kepler war die Motivation durch platonisch-phythagoräische Zahlenharmonien noch 
viel stärker als bei Kopernikus. Auch die Sonnenverehrung spielte bei ihm eine grös- 
sere Rolle: sie motivierte seine Auffassung, die Sonne sei nicht nur die Licht- sondern 
zugleich die Kraftquelle der Welt. Er will daher nichtnureine Kinematik, sondern eine 
Dynamik der Planetenbewegung liefern. Heute wird Keplers Werk in einen wissen- 
schaftlichen und einen zeitbedingten »abergläubischen« Teil zerlegt. Für Kepler galt 
diese Trennung aber nicht. Gerade der Teil seines Werkes, der heute als wissenschaft- 
lich anerkannt ist, wäre ohne diesen mystischen Teil nicht zustandegekommen. 

Die kritisch-rationalistische Wissenschaftstheorie antwortet auf solche Feststellun- 
genmitihrer Unterscheidung zwischen dem »contextofdiscovery« und dem »context 
of justification« eines wissenschaftlichen Ergebnisses. Der Kontext einer Entdek- 
kung mag durch individuelle Zufälligkeiten und Irrationalitäten geprägt sein, aber 
gleichgültig wie die Theorie zustande gekommen ist, sie muß sich dem Experiment 
als unabhängigem Richter stellen. Und hier soll eine unbestechliche und von jeder 
Irrationalität freie Instanz existieren, die darüber entscheidet, ob die Theorie aufrecht- 
erhalten werden kann, oder ob sie verworfen werden muß. Geht es um die koperni- 
kanische Wende, kommt an dieser Stelle Galilei mit seinem Teleskop ins Spiel. Das 
Teleskop soll die entscheidende Verbesserung der Beobachtungsdaten gebracht ha- 
ben, was das Ende der ptolemäischen Theorie bedeutete. Die scholastischen Wissen- 
schaftler, die die Fernrohrbeobachtungen mit der Autorität des Aristoteles bestreiten 
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wollen, wirken dagegen lächerlich, was Brecht in seinem »Leben des Galilei« da- 
durch zum Ausdruck bringt, daß sie sich einfach weigern, durch das Fernrohr zu 
sehen. Was so lächerlich wirkt, hat aber durchaus einen rationellen Kern. Mit dem 
Fernrohr wird der unmittelbaren menschlichen Wahrnehmung ein Instrument vorge- 
schaltet. Es wird nur das wahrgenommen, was das Instrument liefert. Um daraus auf 
die »Wirklichkeit« zu schließen, ist eine Theorie über die Funktionsweise dieses In- 
struments erforderlich. Diese war zu Galileis Zeiten aber nur unzureichend entwik- 
kelt (vergl. dazu Feyerabend 1975, S. 128-183). Daß die Forderung nach einer Theorie 
des Fernrohrs keine Spitzfindigkeit war, zeigten die optischen Täuschungen, die das 
Gerät bei Beobachtungen auf der Erde hervorrief. Während diese Täuschungen auf 
der Erde allerdings durch Beobachtungen mit den eigenen Augen als solche erkannt 
werden konnten, war diese Möglichkeit bei neuentdeckten Himmelserscheinungen 
verstellt. Es gab also rationale Gründe, Himmelsbeobachtungen durch das Fernrohr 
zumindest mißtrauisch gegenüber zu stehen. 

Was schließlich Galilei selbst (und heute Popper) als besonders schlagendes Argu- 
ment für das heliozentrische System empfand, die Entdeckung der Venusphasen, 
konnte auch durch das Modell von Tycho Brahe erklärt werden: in diesem System dre- 
hen sich zwar die Planeten um die Sonne, die Sonne dreht sich aber mitsamt den Pla- 
neten um die Erde. 

Und schließlich gab es noch einen auch schon in der Antike diskutierten Sachverhalt, 
der gegen das heliozentrische Weltbild sprach: die fehlende Fixsternparallaxe. Be- 
wegt sich die Erde um die Sonne, so müßte sich diese Bewegung in einer scheinbaren 
Bewegung der einzelnen Fixsterne niederschlagen. Daß diese Parallaxe nicht wahr- 
genommen wird, bedeutet entweder, daß die Erde in Relation zu den Fixsternen ihre 
Position nicht ändert oder daß die Fixsterne so weit entferntsind, daß dieses Parallaxe 
nicht wahrnehmbar ist. Dann muß aber die Entfernung zwischen der Erde und der 
Sonne, im Vergleich zur Entfernung Erde-Fixstern, extrem klein sein. Diese Folge- 
rung muß man aus dem kopernikanischen System ziehen. Daß der Himmel, der bisher 
immer als eine Einheit gesehen wurde, eine solche bizarre Struktur aufweisen sollte, 
sprach bei dem damaligen Stand der Wissenschaft eher gegen das kopernikanische 
Modell. Erst 1838 wurde die Fixsternparallaxe von Bessel entdeckt. Erhebt man diese 
Entdeckung im Nachhinein zum experimentum crucis zwischen geozentrischem und 
heliozentrischem Modell, so hätte sich das heliozentrische Modell aber schon fast 200 
Jahre vor der Falsifizierung des geozentrischen Modells durchgesetzt. Daß sich das 
kKopernikanische Weltbild so schnell durchsetzte, läßt sich mit dem Popperschen Fal- 
sifikationismus nicht erklären. 

Kopernikus selbst hob zwar die Einfachheit seines Systems gegenüber dem Ptolemäi- 
schen hervor, dies gilt aber nur für die qualitative Beschreibung seines Modells, nicht 
für die quantitative Darstellung. Auch die Tatsache, daß eine Reihe von bekannten Be- 
obachtungstatsachen, wie etwa die Existenz von Haltepunkten und rückläufigen Pla- 
netenbewegungen oder die beschränkte Elongation der inneren Planeten gegenüber 
der Sonne im Rahmen des heliozentrischen Modells eine ganz natürliche Erklärung 
finden, machte Kopernikus geltend.? Diesen Vorteilen stehen aber auch gewichtige 
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Nachteile gegenüber: die nicht beobachtete Fixsternparallaxe wurde bereits erwähnt 
und allgemein gilt, daß die kopernikanische Kosmologie nicht mit der herrschenden 
(aristotelischen) Physik zusammenpaßte, nach der die Bewegung der Erde physika- 
lische Effekte hervorbringen müßte, die nicht beobachtet wurden. Die von Koper- 
nikus erreichten Fortschritte hatten ihren Preis. Auch Ptolemäus hatte im Almaget die 
Möglichkeit der Erdbewegung diskutiert, sie aber verworfen, weil ihm dieser Preis zu 
hoch war. Die Abwägung zwischen den Vor- und Nachteilen des kopernikanischen 
Systems läßt sich nicht mit wissenschaftsinternen Rationalitätsmaßstäben allein ent- 
scheiden, denn das, was aufgegeben wird, und das, was gewonnen wird, ist nichtohne 
weiteres kommensurabel. Daher scheint es plausibel, daß in eine solche Abwägung 
auch »externe« Faktoren eingehen. So mag für die Durchsetzung des kopernikani- 
schen Systems in Kreisen fortschrittlich orientierter Gelehrter und Bürger auch eine 
Rolle gespielt haben, daß es in einer gesellschaftlichen und intellektuellen Umbruch- 
phase entstand und daß es sich in der Auseinandersetzung mit der alten von kirchli- 
chen Autoritäten repräsentierten Ordnung instrumentalisieren ließ.° 

Anhand der kopernikanischen Wende läßt sich anschaulich illustrieren, daß die Dy- 
namik der Wissenschaftsentwicklung nicht in der Weise stattfindet, wie sich sich 
aufgrund der methodologischen Regeln des kritischen Rationalismus abspielen soll. 
Dabei handelt es sich aber keineswegs um einen Einzelfall. Kuhn (1962) entwarf 
aufgrund solcher Beispiele ein Bild der Wissenschaftsgeschichte, das den neopositi- 
vistischen Vorstellungen radikal zuwiderläuft. Wissenschaft wird für ihn nicht durch 
Theorien, sondern durch »Paradigmen« konstituiert, Vorstellungen vom Wesen wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse, von der gebotenen wissenschaftlichen Vorgehens wei- 
se etc. Ein solches Paradigma wird nicht als Sammlung abstrakter Aussagen formu- 
liert, sondern im Rahmen der wissenschaftlichen Ausbildung anhand beispielhafter 
Problemlösungen gelernt und verinnerlicht. An diesem Paradigma orientieren sich 
die Wissenschaftler dann in ihrem eigenen Vorgehen, ihrer Begriffsbildung und ihrer 
Problemdefinition. In der Entwicklung der Wissenschaften unterscheidet Kuhn die 
»normale Wissenschaft« von den »wissenschaftlichen Revolutionen«. Die normale 
Wissenschaft ist dadurch charakterisiert, daß ein allgemein akzeptiertes Paradigma 
vorliegt und sich die wissenschaftliche Forschung ihm Rahmen dieses Paradigmas 
bewegt. Zwar kommt es immer vor, daß Fragen auftauchen, die sich nicht ohne wei- 
teres im Rahmen dieses Paradigmas lösen lassen, sie werden aber als »noch« nicht ge- 
löste Probleme beiseite gestellt. Nehmen solche Anomalien überhand, werden sie als 
besonders schwerwiegend angesehen und schwindet die Hoffnung auf ihre Lösung, 
sokannes zueeiner Krise des Paradigmas kommen, die in einer wissenschaftlichen Re- 
volution mündet: dem Kampf des alten mit einem neuen Paradigma. Das neue Para- 
digma bietet Lösungen für Probleme an, die im Rahmen des alten Paradigmas nicht 
oder nur sehr schwer zu handhaben waren, allerdings ist es auch mit einem Verzicht 
auf vorhandene Problemlösungen erkauft. Kuhns provozierende These besteht nun 
darin, daß zwischen diesen beiden Paradigmen nicht mit wissenschaftsinternen Ra- 
tionalitätsmaßstäben entschieden werden kann, da solche Maßstäbe nur innerhalb ei- 
nes Paradigmas zu definieren sind. Der Übergang zu einem neuen Paradigma ist daher 
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eher als eine Art von »Bekehrung« zu begreifen, deren Ursachen in der Soziologie der 
»scientific community« zu suchen ist. 

Insbesondere von Lakatos wurde Kuhn Irrationalismus und Relativismus vorgewor- 
fen. In seiner eigenen Konzeption versuchte Lakatos (1968), die gewonnenen wissen- 
schaftsgeschichtlichen Einsichten zu berücksichtigen und trotzdem an allgemeinen 
Rationalitätskriterien festzuhalten. Auch er betrachtet ähnlich wie Kuhn nicht einzel- 
ne Theorien, sondern »Forschungsprogramme« als die grundlegenden Einheiten der 
Wissenschaftsentwicklung. Ein Forschungsprogramm besteht aus einem harten Kern 
von Theorien, einer positiven Heuristik, die es erlaubt, neue Probleme zu definieren 
undeinem Schutzgürtel von Hilfshypothesen. Diese Hilfshypothesen können nun im- 
mer so angepaßt werden, daß der harte Kern durch Experimente nicht widerlegt wird 
und das Forschungsprogramm durch »Immunisierung« eine Atempause erhält. Ent- 
scheidend für ein Forschungsprogramm sei nicht die Suche nach falsifizierenden 
Experimenten, sondern die Heuristik, die es erlaubt, Problemstellungen zu formulie- 
ren und diese Probleme auch theoretisch zu lösen. Werden die theoretischen Lösun- 
gen empirisch bestätigt, so ist das Programm erfolgreich. Versagt das Programm in 
einzelnen Fällen, so werden diese Fälle nicht als Falsifikation, sondern als Anoma- 
lien aufgefaßt und zur Seite gestellt. Ein Forschungsprogramm, das weiterhin er- 
folgreiche Problemlösungen produziert, kann auch mit einer ganzen Reihe von Ano- 
malien leben. Erst wenn die Problemlösungskapazität abnimmt oder stagniert, ist das 
Überleben des Forschungsprogramms gefährdet. Werden schließlich keine neuen 
Tatsachen vorhergesagt, sondern nur noch Problemlösungen eines konkurrierenden 
Programms adaptiert, spricht Lakatos von einem »degenerierenden« Forschungspro- 
gramm. Zwar muß auch Lakatos zugeben, daß Forschungsprogramme niemals wi- 
derlegt werden können, allerdings glaubt er, im Gegensatz zu Kuhn, mit rationalen 
Mitteln zwischen progredierenden und degenerierenden Forschungsprogrammen un- 
terscheiden zu können und damiteine »rationale Rekonstruktion« der Wissenschafts- 
geschichte zu liefern (Lakatos 1970). Bei dieser rationalen Rekonstruktion taucht die 
wirkliche Geschichte aber nur noch in den Fußnoten auf, wie Lakatos selbstironisch 
zugeben mußte. 

Bei aller Differenz im Detail zeigen die Arbeiten von Kuhn und Lakatos ‚, daß sich die 
normale Forschungspraxis in den Naturwissenschaften nicht mit dem Popperschen 
Falsifikationismus beschreiben läßt.* Ein von der Theorie nicht oder falsch vorherge- 
sagtes Ergebnis kann nicht nur bedeuten, daß die zugrundlegende Theorie falsch ist, 
sie kann auch auf einem Fehler in der Versuchsanordnung oder aber auf einem Inter- 
pretationsfehler der Theorie beruhen. Werden die Ergebnisse bei erneuten Versuchen 
reproduziert, so wird normalerweise auf einen Interpretationsfehler geschlossen oder 
die Theorie so abgeändert, daß sie zu den Versuchsergebnissen paßt. Also genau das, 
was vom Kritischen Rationalismus immer wieder als »Immunisierung« in den Sozial- 
wissenschaften bekämpft wird, istin den Naturwissenschaften eine ganz normale Pra- 
xis. Läßt sich das Meßergebnis nichtdurch eine Uminterpretation beseitigen, so bleibt 
es als »Anomalie« bestehen, als etwas, was »noch« nicht erklärt werden Kann. Wegen 
einer Anomalie wird aber keine ansonsten erfolgreiche Theorie aufgegeben. Daß 
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Theorien durch entscheidende Experimente zu Fall gebracht worden seien, ist mei- 
stens eine nachträgliche Projektion. 

Wenn aber in wissenschaftlichen Revolutionen Paradigmen wirklich ausgewechselt 
werden so ist auch dies keine Folge falsifizierender Experimente. Hier ist auch Laka- 
tos’ Versuch einer »rationalen Rekonstruktion« unbefriedigend. Was er als wissen- 
schaftlichen Fortschritt konstatiert, geschieht aus einer späteren Perspektive, indem 
er einen späteren Stand der Forschung zugrunde legt. In den Zeiten eines wissen- 
schaftlichen Umbruchs muß zwischen verschiedenen Vor- und Nachteilen des neuen 
Paradigmas (oder Forschungsprogramms) abgewogen werden und da sind die Ver- 
hältnisse in der Regel nicht so eindeutig. Und Kriterien wie »Harmonie« oder »grös- 
sere Geschlossenheit«, die von Naturwissenschaftlern zuweilen als Begründung für 
die Attraktivität eines neuen theoretischen Ansatzes angeführt werden, sind nicht 
objektivierbar. In solchen Werturteilen, die für die Akzeptanz einer neuen Theorie 
entscheidend sein können, gehen auch wissenschaftsexterne Faktoren ein, die nicht 
mehr »rational rekonstruierbar« sind, sondern sozialgeschichtlich untersucht werden 
müssen. 

Dem Versuch, die (angebliche) Form naturwissenschaftlichen Wissens zum Maßstab 
von wissenschaftlichem Wissen überhaupt zu machen und insbesondere die Unwis- 
senschaftlichkeit einer kritischen Theorie der Gesellschaft nachzuweisen, ist durch 
die hier nur angedeuteten Ergebnisse der wissenschaftshistorischen Forschung der 
Boden entzogen: die von den »kritischen Rationalisten« gepflegte Vorstellung von 
Wissenschaft existiert auch in den Naturwissenschaften nicht, es handelt sich bei die- 
ser Vorstellung um ein allerdings einflußreiches — Hirngespinst. Umgekehrt verwei- 
sen die »externen« Faktoren, die für die Durchsetzung eines neuen Paradigmas not- 
wendig sind, darauf, daß sich die naturwissenschaftlichen Formen des Wissens nicht 
aus sich selbst heraus begreifen lassen, sondern auf eine sozialwissenschaftliche Auf- 
klärung angewiesen sind. 


3. Zur Sozialgeschichte der naturwissenschaftlichen Form des Wissens 


Bereits aus den 30er Jahren datieren Versuche, die Naturwissenschaften sozialwissen- 
schaftlich zu untersuchen. So stellten insbesondere frühe marxistische Ansätze einen 
Zusammenhang zwischen der Herausbildung des Kapitalismus und den neuzeitlichen 
Naturwissenschaften her. In seiner für das Frankfurter »Institut für Sozialforschung« 
angefertigten umfangreichen Studie »Der Übergang vom feudalen zum bürgerlichen 
Weltbild« geht Franz Borkenau davon aus, daß die grundlegenden Denkformen der 
Naturwissenschaft (wie der Begriff des Naturgesetzes, der Kausalität etc.) keine ewi- 
gen, überhistorischen, sondern historische Formen sind, und daß das naturwissen- 
schaftliche Weltbild daher nicht einfach ein »natürliches« Abbild der Außenwelt ist, 
sondern in seiner begrifflichen Grundstruktur historisch produziert ist und daher auch 
historisch erklärt werden muß. 

Das »mechanistische Weltbild«, das sich nach Borkenaus Auffassung im 17. Jahrhun- 
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dert mit der Philosophie von Descartes durchgesetzt hat, soll nach dem Vorbild der 
Manufaktur konstruiert sein: »Ganz grob ausgedrückt, läßt sich das Bestreben, das 
ganze Naturgeschehen aus mechanischen Prozessen zu erklären, als die Bemühung 
definieren, alles Naturgeschehen nach Analogie der Vorgänge in einer Manufaktur 
aufzufassen.« (Borkenau 1934, S. 5) Die Durchsetzung dieses mechanistischen Welt- 
bildes lasse sich aber nicht einfach auf die Entwicklung der Produktivkräfte zurück- 
führen, sondern auf die gesellschaftlichen Umwälzungen dieser Zeit (ebd. S. 13 £.). 
Die sozialen Einflüsse versuchte Borkenau, besonders an der Entwicklung des Be- 
griffs des Naturgesetzes seit der Hochscholastik zu verfolgen (vergl. auch Borkenau 
1932). Er kam dabei zu dem Ergebnis, daß die an quantitativen Bestimmungen orien- 
tierte Naturwissenschaft erst mit der Entwicklung der Manufakturen möglich ge- 
worden sei. 

In einer ausführlichen Auseinandersetzung mit Borkenaus Buch zeigte Henryk 
Grossmann (1935) eine Reihe von sowohl historischen als auch wissenschaftsge- 
schichtlichen Unzulänglichkeiten auf. Vor allem datierteer die Entstehung dermoder- 
nen Mechanik wesentlich früher, nämlich mit Leonardo da Vinci und widersprach 
Borkenaus Grundthese, das mechanistische Weltbild seinach dem Vorbild der Manu- 
faktur Konstruiert. Im Gegensatz dazu versuchte Grossmann nachzuweisen, daß die 
Mechanik und das mechanistische Weltbild auf der Grundlage der Entwicklung der 
Maschinen entstanden ist. 

Während Borkenau und Grossmann wenigstens noch in Ansätzen versuchten, die 
spezifischen Formen des neuzeitlichen naturwissenschaftlichen Wissens zu erfassen, 
begnügten sich die übrigen Versuche einer sozialgeschichtlichen Erforschung der 
Naturwissenschaften mehr oder weniger mit einer »Einflußforschung«: sie zielten in 
erster Linie auf die gesellschaftlichen Faktoren ab, die die Entwicklung der Naturwis- 
senschaften begünstigt hatten. So hatte Boris Hessen bereits 1931 anhand der New- 
tonschen Mechanik zu zeigen versucht, daß sich die neuzeitliche Naturwissenschaft 
aufgrund der Bedürfnisse der materiellen Produktion und des Verkehrs entwickelt 
hatte.® In eine ähnliche Richtung wiesen auch die Untersuchungen von Bernal (1954). 
In diesen Konzeptionen wird der Nutzen, den die Naturwissenschaften für die Pro- 
bleme des sich entwicklenden Kapitalismus bringen, bereits als Erklärung für deren 
Entstehung betrachtet. 

Auch von nicht-marxistischen Wissenschaftlern wurde die Entstehung der neuzeitli- 
chen Naturwissenschaften soziologisch untersucht. Dabei zielen die frühen Arbeiten 
von Merton auf eine ähnliche »Einflußforschung« wie sie auch bei Hessen oder Ber- 
nal vorliegt. Merton untersuchte am England des 17. Jahrhunderts die sozialen Bedin- 
gungen der Entstehung und Institutionalisierung der Naturwissenschaft. Dabei be- 
trachtete er nicht nur den Einfluß ökonomischer und militärischer Interessen auf die 
Wahl der Forschungsprobleme, sondern auch die Bedeutung kultureller Wertvorstel- 
lungen, wie etwa die Rolle des Puritanismus. Gerade in der Aufwertung von allen 
Arten der praktischen Tätigkeit durch den Puritanismus sah Merton (1938) die Vor- 
aussetzung dafür, daß sich das Baconsche Programm einer experimentellen Natur- 
wissenschaft überhaupt durchsetzen konnte. Den ökonomischen und kulturellen Fak- 
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toren schrieb Merton zwar einen Einfluß aufdas Schicksal von Theorien zu, die Frage, 
ob sie auch Einflüsse auf die »interne« Rationalität dieser Theorien haben könnten, 
Klammerte er jedoch aus. Insofern ist seine spätere Wende zu rein wissenschaftssozio- 
logischen Fragestellungen, wie etwa der nach den institutionellen Bedingungen des 
langfristigen Wachstums wissenschaftlichen Wissens unter völliger Ausblendung der 
kognitiven Struktur dieses Wissens, keineswegs überraschend. 

Edgar Zilsel, der dem Wiener Kreis nahestand, versuchte die spezifischen Merkmale 
der modernen Naturwissenschaften, daß Gesetze der Natur gesucht werden, daß dies 
auf experimentellem Wege geschieht und daß die Forschungsergebnisse als Fort- 
schritt gelten, auf verschiedene soziale Träger zurückzuführen: die scholastischen 
Gelehrten, die Handwerker-Ingenieure und die Humanisten. Erst ihr Zusammen- 
wachsen in der entstehenden Stadtkultur brachte dann die neuzeitliche Naturwissen- 
schaft hervor. Zilsel erklärt damit aber nicht die Form naturwissenschaftlichen Wis- 
sens, er sucht nach soziologischen Gesetzen, die das Auftreten dieser Wissensform 
determinieren oder zumindest wahrscheinlich machen. 

In diesen soziologischen Untersuchungen der Entstehung der modernen Naturwis- 
senschaften bleibt die Frage nach der Konstitution der spezifischen Form naturwis- 
senschaftlichen Wissens weitgehend ausgeblendet. Es scheint, als habe es lediglich 
eines äußeren Anstoßes bedurft, um diese Form zu entwickeln. Sie selbst erscheint 
aber die dem Gegenstand, der Natur, angemessene und daher überzeitliche Form zu 
sein.’ 

Die Konsequenz einer derartigen Auffassung ist die systematische Trennung zwi- 
schen Wissenschaftstheorie, die die kognitiven Strukturen wissenschaftlichen Wis- 
sens erforscht und Wissenschaftssoziologie, die unter Abstraktion von den kognitiven 
Strukturen der Wissenschaft die sozialen Prozesse, die die Wissenschaftsentwicklung 
beeinflussen, untersucht. Die Wissenschaftsgeschichte zerfällt dann in eine »interne« 
und eine »externe« Geschichte: die interne Geschichte ist die Geschichte der Akku- 
mulation und Veränderung des wissenschaftlichen Wissens, die externe Geschichte 
stellt die beschleunigende oder hemmende Wirkung des sozialen Umfeldes dar. 
Wie aber im vorangegangenen Abschnitt deutlich geworden sein sollte, läßt sich eine 
solche Trennung zwischen Wissenschaftstheorie und Wissenschaftssoziologie, zwi- 
schen externer und interner Geschichte nicht ohne weiteres aufrecht erhalten. 

Die soziale Konstituierung der Form naturwissenschaftlicher Erkenntnis wurde von 
Sohn-Rethel zum Gegenstand verschiedener Arbeiten gemacht (Sohn-Rethel 1961, 
1970, 1976). Sohn-Rethel betont den nicht-empirischen Gehalt der abstrakt mathe- 
matischen Denkform, die der Formulierung naturwissenschaftlicher Gesetze zugrun- 
de liegt. Diese Denkform willer gesellschaftlich erklären, ihren Ursprung erblickt er 
in der Realabstraktion, die beim Warentausch vonstatten geht. Das Vermittlungsglied 
zwischen Warenform und Denkform sieht er im Geld. Das gemünzte Geld faßt er als 
die Materialisierung der Tauschabstraktion auf, in ihm wird diese Abstraktion sinnlich 
wahrnehmbar und liefert der Philosophie das Muster für ihre Abstraktionsbildungen 
(Sohn-Rethel 1976, S. 41). 

Zwar gelingt es Sohn-Rethel, eine Reihe von Analogien zwischen der Realabstrak- 
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tion der »Tauschhandlung« und den mathematisch-quantitativen Begriffsbildungen 
aufzuzeigen. So weist er daraufhin, daß, wenn beim Tausch von den konkreten 
Gebrauchswerten der Waren abstrahiert und diese auf abstrakte Wertquantitäten re- 
duziert werden, dies die Form des mathematischen Denkens sei, das mit von jeder 
Qualität abgelösten Quantitäten rechne (Sohn-Rethel 1970, S.74 ff.). Daß die begriff- 
lichen Abstraktionen aber tatsächlich durch die Tauschabstraktionen erzeugt werden, 
kann er nicht nachweisen. Als ein solcher Nachweis genügt ihm schon die Struktur- 
identität zwischen Tauschabstraktion und Denkabstraktion.® Diese Strukturidentität 
kann er aber oft nur durch starke Abstraktionen, die nicht immer gerechtfertigt er- 
scheinen, aufzeigen. Die soziale Genese der naturwissenschaftlichen Denkform wird 
auf diese Weise nicht erklärt. 

Daß der von Sohn-Rethel eingeschlagene Weg, direkt von der Tauschabstraktion zu 
mathematischen und naturwissenschaftlichen Begriffsformen zu gelangen, kaum 
gangbar ist, wird auch im Ahistorismus seines Ansatzes deutlich. Mit der Einführung 
des gemünzten Geldes im siebten vorchristlichen Jahrhundert ist für Sohn-Rethel die 
Grundlage der abstrakten Denkformen gegeben. Aristoteles und Galilei werden glei- 
chermaßen zu Naturwissenschaftlern, deren unterschiedliche Konzeptionen nicht 
mehr einsichtig zu machen sind. So versucht Sohn-Rethel zwar aufzuzeigen, daß das 
Konzept der Inertialbewegung, das der Galilei-Newtonschen Physik als nicht-empi- 
tisches Prinzip zugrundeliegt, strukturidentisch mit der abstrakten Tauschbewegung 
ist. Warum es aber nicht schon von Aristoteles entdeckt wurde, ist in seinem Ansatz 
nicht mehr nachzuvollziehen.? 

Besonders von kritischen Naturwissenschaftlern wurden Sohn-Rethels Thesen in den 
70er Jahren intensiv diskutiert. Dabei wurde vor allem kritisch vermerkt, daß Sohn- 
Rethel das Experiment als Ort der naturwissenschaftlichen Erkenntnisgewinnung 
nicht berücksichtigt (z.B. Hieber 1977, Dudek 1979). Damit schien zugleich eine 
Möglichkeit gegeben, Sohn-Rethels Beschränkung auf die Zirkulation als einziger 
Sphäre, die die Denkformen generiert, zu überwinden und Wissenschaft als »allge- 
meine Arbeit« aufzufassen. Allerdings kamen auch diese Ansätze nicht über die Bil- 
dung allgemeiner Analogien zwischen Warenproduktion und dem naturwissenschaft- 
lichen Experiment hinaus.!® 

Soll sich die sozialgeschichtliche Rekonstruktion naturwissenschaftlicher Denkfor- 
men nicht auf eine bloße Analogiebildung beschränken, so ist eine differenziertere 
Untersuchung notwendig, als man sie bei Sohn-Rethel findet. Weder lassen sich die 
gesellschaftlichen Verhältnisse ganz allgemein auf den Warentausch noch die natur- 
wissenschaftlichen Denkformen auf abstrakt quantifizierende reduzieren. Vor allem 
muß aber versucht werden, Ansatzpunkte für die Genese der je spezifischen Denkfor- 
men aus ihrem besonderen sozialen Kontext zu gewinnen. Die Ergebnisse einer sol- 
chen Untersuchung umfassen dann zwar nicht »die« Naturwissenschaft, sondern le- 
diglich bestimmte Begriffsbildungen, die in einzelnen Phasen oder Umbrüchen eine 
Rolle gespielt haben, diese Ergebnisse sind aber aussagekräftiger als bloße Analogie- 
bildungen. Bereits vor einigen Jahren sind zwei, bisher kaum rezipierte Arbeiten ent- 
standen, die ineine solche Richtung weisen. Es handelt sich dabei und die »Geschich- 
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te der Impetustheorie« von Michael Wolff und »Atom und Individuum im Zeitalter 
Newtons« von Gideon Freudenthal. 

Wolff kritisiert die weithin akzeptierte Trennung von »externer« und »interner« Ge- 
schichte der Wissenschaften: ob ein Ereignis zur internen oder zur externen Geschich- 
te gehört, hängt vom zugrundeliegende Begriff der jeweiligen Wissenschaft ab, und 
dieser ändert sich mit dem jeweiligen Forschungsstand. Er selbst versucht, quer zu 
dieser Trennung eine »genetische Historiographie« eines bestimmten Abschnitts der 
Herausbildung der neuzeitlichen Naturwissenschaft zu liefern. Ausgangspunkt seiner 
Überlegungen ist, daß die Übergänge zwischen den großen physikalischen Paradig- 
men (der aristotelischen Physik der Antike, der Impetusphysik des Mittelalters und 
der Galilei-Newtonschen Physik der Neuzeit) nicht empirisch begründet werden kön- 
nen. Vielmehr stellen die Grundprinzipien dieser Paradigmen nicht-empirische Be- 
griffsbildungen dar, die eine bestimmte Empirie erst strukturieren. Diese Prinzipien 
(Berührungskausalität, Übertragungskausalität, Trägheitsmechanik) erscheinen in 
der Blütezeit des Paradigmas aber jeweils als evidente Wahrheiten. Wolff untersucht 
nun am Beispiel der Impetustheorie das Problem, wie diese Evidenzen produziert 
werden. Die Lösung findet er in bereits begrifflich strukturierten, aber noch vortheo- 
retischen, überindividuellen Motiven, die begriffsbildend in die Wissenschaft einge- 
hen. Diese überindividuellen Motive bezeichnet Wolff als den »sozialen Ronerl, 
einer wissenschaftlichen Entwicklung (Wolff 1978, S. 59). 

Wie Wolff sein Programm realisiert, soll hier anhand seiner Deutung der Entstehung 
der Impetustheorie skizziert werden. Die Impetustheorie, die im 6. Jahrhundert in 
Johannes Philoponos ihren ersten bedeutenden Repräsentanten findet, ersetzt das der 
aristotelischen Bewegungslehre zugrundliegende Prinzip der »Berührungskausali- 
tät« durch das der »Übertragungskausalität«: danach entsteht Bewegung durch die 
Übertragung einer Kraft von einem Beweger auf das Bewegte, während in der aristo- 
telischen Physik die Bewegung durch den dauernden Kontakt mit der Bewegungsur- 
sache hervorgebracht wurde. Für beide Prinzipien gilt, daß sie nicht empirisch be- 
gründet werden können. Ihre Ablösung läßt sich daher auch nicht mitdem Verweis auf 
irgendwelche Beobachtungen rechtfertigen. Wolff sucht nun nach dem sozialen Kon- 
text der Entstehung und Durchsetzung des Prinzips der Übertragungskausalität. 
Das Prinzip einer übertragenen Kraft findet Wolff bei Philoponos auch in anderen 
literarischen Kontexten wieder, in theologischen und vor allem in einem ökonomi- 
schen: der Kaufakt eines Produkts wird als Bezahlung der Kraft, die durch die Pro- 
duktion auf das Produktübertragen wurde, gedeutet. Daraus ergibt sich die Forderung 
nach einem »gerechten Preis«. Hier sieht Wolffeine Verbindung zum Emanzipations- 
kampf der Handwerker in der zerfallenden Sklavenhaltergesellschaft der Spätantike. 
Die Forderung der Handwerker nach einem »gerechten Preise« für ihre Produkte wird 
durch die Vorstellung legitimiert, der Produzent überträgt eine bestimmte Kraft auf 
das Produkt, die bezahlt werden muß. Das Prinzip der Übertragungskausalität ge- 
winnt seine »Evidenz« damit aus einer bestimmten spätantiken Emanzipationsideo- 
logie. Wolff behauptet nun aber nicht, daß die naturphilosophische Begriffsbildung 
ihre Ursache in der ökonomischen habe, sondern daß die Vorstellung der Kraftüber- 
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tragung ein aus bestimmten Interessen zu erklärendes vortheoretisches Motiv ist, ein 
Denktypus, der in den verschiedenen Bereichen des Wissens die Begriffsbildung 
strukturiert. 

Einem ähnlichen Erklärungsansatz wie Wolff folgt auch Freudenthal. Er versucht 
nachzuweisen, daß bestimmte Begriffsbildungen bei Newton auf philosophischen 
Vorbegriffen, die als evident angesehen werden, beruhen und daß diese Vorbegriffe 
ihrerseits verallgemeinerter Ausdruck von bestimmten sozialen Erfahrungen sind. 
Freudenthal führt dieses Programm anhand von Newtons Konstruktion des »absolu- 
ten Raumes« durch. Er zeigt, daß Newtons Beweise für die Existenz des absoluten 
Raums nicht nur auf der Voraussetzung beruht, daß Phänomene aus den Eigenschaf- 
ten von Partikeln folgen, sondern auch darauf, daß jedes Partikel seine »essentiellen 
Eigenschaften« auch dann besitzt, wenn es allein im leeren Raum existieren würde. 
Letztere Auffassung erscheint Newton anscheinend als so selbstverständlich, daß er 
sie nicht einmal erwähnt. Newton geht also von einem bestimmten als evident ange- 
nommenen Vorbegriff über das Verhältnis von System und Element aus: den Elemen- 
ten eines Systems kommen ihre wesentlichen Eigenschaften unabhängig von dem 
System zu. Newtons Raumtheorie wurde aber nicht nur aufgrund dieses Vorbegriffs 
konstruiert, Freudenthal kann auch plausibel machen, daß sie sich gerade aufgrund 
dieses »evidenten« Vorbegriffs durchsetzte. 

Die Vorstellung, daß die Elemente eines Systems ihre Eigenschaften unabhängig von 
diesem System besitzen, findet sich auch in den Sozialtheorien des 17. und 18. Jahr- 
hunderts wieder. Für den Bereich der Sozialtheorien sieht Freudenthal die Evidenz 
dieses Vorbegriffs in der sich herausbildenden bürgerlichen Gesellschaft begründet: 
sie führt zu der Vorstellung, die Gesellschaft sei aus Individuen zusammengesetzt, die 
ihre Eigenschaften unabhängig von der Gesellschaft bereits in sich tragen würden. 
Freudenthal behauptet allerdings nicht, daß Newton den Gegenstand seiner Natur- 
theorie einer sozialphilosophischen Denkform entsprechend modelliert habe, son- 
dern daß in beiden Bereichen derselbe philosophische Grundsatz über das Verhältnis 
von System und Element angewendet wurde und daß die Evidenz dieses Grundsatzes 
aus den sozialen Verhältnissen folgte. 

Jeder Versuch, die soziale Genesis der naturwissenschaflichen Denkformen zu erklä- 
ren, sieht sich mit dem Wahrheitsanspruch der Naturwissenschaften konfrontiert. 
Bedeutet ein solcher Versuch den Verzicht auf diesen Wahrheitsanspruch und damit 
auf wissenschaftliche Rationalität? Wird Naturwissenschaft zu einer beliebigen 
Auffassung von Natur, die sich nicht prinzipiell von irgendwelchen Mythen unter- 
scheiden läßt? Eine solche Auffassung scheint dem Vorwurf des Irrationalismus oder 
Relativismus zugrunde zu liegen, der sozialgeschichtlichen Erklärungsversuchen 
naturwissenschaftlicher Denkformen häufig gemacht wird. 
Allerdings verdankt sich dieser Wahrheitsanspruch der Hypostasierung einer fiktiven 
erkenntnistheoretischen Situation: das Individuum steht als isoliertes Erkenntnissub- 
jektdem zu erkennenden Objekt ohne jede Vermittlung gegenüber und will dieses von 
ihm isolierte Objekterkennen. Die Erkenntnis kann dann dem Objekt entweder ange- 
messen oder unangemessen sein, sie kann wahr oderfalsch sein. Daß sich Subjekt und 
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Objektnichtunvermittelt gegenüberstehen, wurde bereits vom Deutschen Idealismus 
erkannt. Allerdings beschränkte sich die Vermittlung dort auf das Denken. Demge- 
genüber machte Marx die gesellschaftliche Praxis als entscheidende Vermittlungsin- 
stanz geltend.'! In ihr sind Subjekt und Objekt immer schon als Momente einer ver- 
mittelten Einheit vorhanden. Ihre Isolierung ist ein Produkt der Abstraktion. Weder 
sind die Subjekte der Erkenntnis unbeschriebene Blätter, noch sind die Objekte der 
Erkenntnis an sich gegebene Dinge, die bloß angeschaut werden müßten. Was als auch 
wie etwas zum Gegenstand der Erkenntnistätigkeit wird, ist gesellschaftlich vermit- 
telt. Von Wahrheit kann daher auch nur innerhalb dieser Vermittlung gesprochen wer- 
den. Für die Naturwissenschaft bedeutet dies, daß sowohl die Artund Weise wie Natur 
zum Gegenstand von Wissenschaft wird, als auch das, was als Wissenschaft gilt, ge- 
sellschaftlich konstituiert ist. »Natur« ist nicht an sich gegeben, sie wird immer schon 
mittels nicht-empirischer Vorbegriffe (wie etwas dem des Naturgesetzes oder dem der 
Trägheitsbewegung), die die Empirie erst strukturieren, aufgefaßt. Und die Evidenz 
solcher Vorbegriffe findet ihre Erklärung im sozialen Kontext. Ebenso sind die Gel- 
tungskriterien vom jeweiligen Wissenschaftsbegriff abhängig, und dieser ist ein hi- 
storisches Resultat. Wird dagegen als Beweis für die überhistorische Wahrheit der 
Naturwissenschaft auf die Erfolge der auf ihr aufbauenden Technik verwiesen, so 
wird die technische Beherrschbarkeit der Natur zum evidenten Kriterium der Wahr- 
heit gemacht. Daß auch diese Evidenz historisch produziert ist, wird klar, wenn man 
bedenkt, daß technische Beherrschbarkeit der Natur einem antiken Philosophen als 
Wahrheitskriterium kaum eingeleuchtet hätte. 

Die Naturwissenschaft ist also keineswegs die »Naturform« des Wissens über die 
Natur; sie ist ebensowenig wie andere geistige Formen unabhängig vom sozialen 
Lebensprozeß, was von all denen übersehen wird, die wie Popper, den Versuch unter- 
nehmen, eine zeitlose Methodologie aus ihr zu abstrahieren. Die neuzeitliche Natur- 
wissenschaft ist Naturwissenschaft der bürgerlichen Gesellschaft. Das bedeutet nun 
aber nicht, daß man einer »bürgerlichen« Physik eine »proletarische« gegenüberstel- 
len könnte. Damit ist vielmehr ausgedrückt, daß den naturwissenschaftlichen Be- 
griffsbildungen, ähnlich wie denen derklassischen politischen Ökonomie, »objekiive 
Gedankenformen« (Marx) zugrunde liegen, die in der bürgerlichen Gesellschaft ihre 
Grundlage haben. 


Anmerkungen 


1 Das heißt, Kopernikus wurde weniger von den Epizykeln, die er auch selbst verwandte, als von den 
bei Ptolemäus benutzten Äquanten gestört und er betrachtete es als seine größte Leistung, die Äquan- 
ten eliminiert zu haben (vergl.: Dijsterhuis 1950, S. 321). 

2 Fast dieselben Argumente führt auch Lakatos (1976, S. 199 ff.) an, um zu zeigen, daß das Koperni- 
kanische Programm gegenüber dem Ptolemäischen einen objektiven wissenschaftlichen Fortschritt 
darstellte. 

3 Daß das gesellschaftliche Umfeld nicht nur für die Entstehung der neuzeitlichen Naturwissenschaft 
eine Rolle spielte, sondern beispielsweise auch für die Entwicklung der Quantentheorie in der Wei- 
marer Republik, machte Forman (1968) deutlich. 
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Während Kuhn und Lakatos auf einer eher globalen Ebene argumentieren, untersuchte Knorr-Cetina 
(1984) den Mikrokosmos des Forschungsalltags. Auch ihre auf teilnehmender Beobachtung beruhen- 
de anthropologische Studie über die Sitten und Gebräuche bei der »Fabrikation von Erkenntnis« in 
einem biochemischen Labor in Berkeley zeigt, daß die Idealvorstellungen der Wissenschaftstheorie 
nicht viel mit der Praxis naturwissenschaftlicher Forschung zu tun haben. 

Eine solche Projektion existiert auch über die Entstehung der speziellen Relativitätstheorie: angeblich 
sei die klassische Äthertheorie durch den Versuch von Michelson und Morley zu Fall gebracht wor- 
den, woraufhin Einstein seine spezielle Relativitätstheorie entwickelt habe. Dieser Interpretation 
steht aber entgegen, daß die Diskussion über die Bedeutung des Michelson-Morley Versuchs einer- 
seits noch gar nicht abgeschlossen war, als Einstein 1905 seinen berühmten Artikel publizierte und 
daß andererseits Einstein mit keinem Wort auf diesen Versuch oder überhaupt nur auf eine »Falsifi- 
zierung« der Äthertheorie eingeht. Ihm ginges vielmehr um die mangelnde Symmetrie bei der Lösung 
eines bereits seit langem bekannten (und mit dem klassischen Apparat gelösten) Problems (vergl. dazu 
auch Holton 1981). 

Lefevre (1978) macht im Gegensatz dazu plausibel, daß es vor dem 18. Jahrhundert kein von der mate- 
riellen Produktion ausgehendes Bedürfnis nach wissenschaftlichen Lösungen hat geben können, da 
die Produktion auf handwerklicher Grundlage beruhte, die eine Nutzung allgemeiner wissenschaft- 
licher Erkenntnisse gerade ausschloß. 

Hier zeigt sich eine Parallele zu der Art und Weise, wie die Geschichtlichkeit des Kapitalismus in der 
klassischen und neoklassischen Ökonomie aufgefaßt wird. Zwar wird gesehen, daß der Kapitalismus 
historisch entstanden ist, er gilt dann aber ganz unhistorisch als die »natürliche« Form der Produktion. 
Explizit erklärt er: »Ja, im Grunde sollte der Nachweis solcher Identität allein schon genügen, um die 
Genesis der Verstandeskategorien aus der Realabstraktion zur theoretischen Gewißheit zu machen, 
gleichgültig, wie dieselbe sich immer plausibel machen oder geschichtlich erklären läßt.« (Sohn- 
Rethel 1976, S. 57) 

Zur Begründung führt Sohn-Rethel an: »Die Ursache ist offenkundig die Bindung des aristotelischen 
Denkens an die Arbeit als Sklavenarbeit, während der mittelalterliche Produzent als Handwerker oder 
Bauer, ob frei oder unfrei, sich im Besitz seiner Arbeitsmittel befindet, so daß für ihn die Bewegungs- 
ursache der Dinge nicht mehr an die Leibestätigkeit seiner Person gekettet sein braucht.« (Sohn- 
Rethel 1976, S. 53) Abgesehen vom bloß pauschalen Charakter dieses Arguments besteht auch keine 
zeitliche Koinzidenz — zur Zeit Galileis gehörten die Sklavenhaltergesellschaften auch schon einige 
Jahrhunderte der Vergangenheit an. 

So sieht Dudek im Experiment einerseits »abstrakt allgemeine Arbeit« am Werk, andrerseits stellt er 
eine »Koinzidenz zwischen der Form des Messens und der Form des Tauschens« (Dudek 1979, S. 
152) fest — nämlich insofern als beiden »Formen« eine Äquivalenzrelation unterliegt. 

Bereits in der ersten These über Feuerbach warf Marx dem »bisherigen« Materialismus vor, nicht ge- 
sehen zu haben, daß alle objektive Wirklichkeit subjektiv vermittelt ist: »Der Hauptmangel alles bis- 
herigen Materialismus (den Feuerbachschen mit eingerechnet) ist, daß der Gegenstand, die Wirklich- 
keit, Sinnlichkeit nur unter der Form des Objekts oder der Anschauung gefaßt wird; nicht aber als 
sinnlich menschliche Tätigkeit, Praxis; nicht subjektiv. Daher die tätige Seite abstrakt im Gegensatz 
zu dem Materialismus von dem Idealismus — der natürlich die wirkliche, sinnliche Tätigkeit als solche 
nicht kenne — entwickelt.« (MEW 3, S. 5) 
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Gabriele Czarnowski 
Kreuzung als Experiment. Beziehungen zwischen Genetik 
und staatlichem Gesundheitswesen im Nationalsozialismus 


Zusammenfassung: Dieser Beitrag thematisiert das Verhältnis von wissenschaftli- 
cher Rationalität und staatlicher Bürokratie in der Geburten- und Rassenpolitik des 
Nationalsozialismus. Unter Berufung auf Wissenschaft erließ der nationalsozialisti- 
sche Staat Gesetze, diemassive Eingriffe indie Freiheit und Unverletzbarkeitder Per- 
son beinhalteten, zugleich errichtete er den dafür notwendigen Verwaltungsapparat. 
Die gesundheitliche, eugenische undrassistische Selektion war nur möglich durchdie 
Allianz von Wissenschaft und Politik. Diese Allianz soll im folgenden nicht als Frage 
nach Bündnissen zwischen Personen behandelt werden, sondern am Aufweis struktu- 
reller Analogien zwischen genetischer Forschung, staatlicher Bürokratie und Praxis 
der Selektion. Damit reicht sie - wenn auch unter anderen Bedingungen — über die 
Zeit des Nationalsozialismus hinaus. Focus ist das die moderne Vererbungstheorie 
konstituierende Experiment der »Kreuzung«. 


1. Eine neue wissenschaftliche Körper- und Gesellschaftspolitik: 
Rassenhygiene und Eugenik 


Als der nationalsozialistische Staat die Rassenhygiene zur Staatsdoktrin erhob, 
knüpfte er an eine moderne, internationale Entwicklung in Wissenschaft und Politik 
an, deren Geschichte durch eine Reihe von Untersuchungen inzwischen gut doku- 
mentiert ist (Bergmann 1988, Bock 1986, Faith Weiss 1987, Gordon 1977, Graham 
1977, Labisch/Tennstedt 1985, Macnicol 1989, Weindling 1984, 1985, Weingart/ 
Kroll/Bayertz 1988). Sie machen deutlich, daß Eugenik und die in Deutschland zu- 
nehmend antisemitisch ausgerichtete Rassenhygiene nicht allein als bloße Vorläufer 
des Nationalsozialismus betrachtet werden können, sondern daß hier ein fundamen- 
tales politisches, soziales und wissenschaftliches Glaubens- und Handlungssystem 
der Moderne entstand, dessen Ende und dessen Folgen noch nicht abzusehen sind. Im 
nationalsozialistischen Deutschland erfuhr es eine besonders brutale Konkretion. 

Rassenhygienische und eugenische Deutungsmuster sozialer Phänomene waren um 
die Jahrhundertwende Angelegenheit einer kleinen Gruppe von (vornehmlich Na- 
tur-) Wissenschaftlern und Ärzten, die sich in Deutschland ab 1905 in der Gesellschaft 
für Rassenhygiene organisierten. Bis Anfang der dreißiger Jahre konnten sie im öf- 
fentlichen, gesundheitspolitischen wie berufspolitischen Diskurs, an den Universitä- 
ten und in der Politikberatung beachtlichen Einfluß gewinnen. Eugenisches Denken 
fand Anhänger und Anhängerinnen in vielen gesellschaftlichen Gruppen, quer durch 
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das Spektrum der politischen Parteien, in den Kirchen, bei der Linken, in der Frauen- 
bewegung, war also kein Reservat der Konservativen oder der nationalen Rechten. 
Besonders verbreitet war es — außer in den Human- und Bio-Wissenschaften — unter 
Angehörigen von Berufsgruppen, die mit Menschen zu tun hatten (Grossmann 1987). 
Der gemeinsame Nenner für die breite Allianz in Fragen der Eugenik von Personen 
und Organisationen ansonsten höchst divergierender Anschauungen war neben ihrer 
Zukunftsorientiertheit vor allem ihr wissenschaftlicher und damit parteipolitisch neu- 
traler Charakter. Eugenik als angewandte Wissenschaft entwickelte auf naturwissen- 
schaftlicher Grundlage Strategien zur Lösung sozialer Probleme und galt von daher 
als sachlich, objektiv und fern von allem »Parteiengezänk«. Gleichwohl war sie nicht 
»unpolitisch«, sondern zur Umsetzung ihrer Programme auf die Gesetzgebungskom- 
petenz und die finanziellen Ressourcen des Staates angewiesen. 

Gegenstand der Rassenhygiene wie der Eugenik war nach Alfred Ploetz (1860-1940), 
dem »Altmeister« der deutschen Rassenhygiene, die Vitalrasse. Darunter faßte er 
im Gegensatz zur Systemrasse der messenden und beschreibenden Anthropologie 
(Ethnie) den durch »Fortpflanzung« gegebenen Zusammenhang der Gesellschafts- 
mitglieder. Der Rassenbegriff implizierte bei einer Reihe von Rassenhygienikern 
auch ein hierarchisches ethnisches Rassenverständnis. So setzten etwa Eugen Fischer 
(1874-1967), Fritz Lenz (1887-1976) oder Otmar von Verschuer (1896-1969) die 
»nordische Rasse« als Hort von Geist und Kultur an die Spitze aller »Rassen«. Um 
sich davon abzugrenzen, plädierte der Sozialhygieniker Alfred Grotjahn (1869-1931) 
für den Begriff der »Fortpflanzungshygiene«. Er schlug vor, den Terminus »Rasse« 
durch »Konnubialkreis« zu ersetzen oder durch »Konglomerat generativ untereinan- 
der verbundener Menschen« (Grotjahn 1926, S. 21 f.). Auch die Umbenennung der 
Deutschen Gesellschaft für Rassenhygiene in Deutsche Gesellschaft für Rassenhy- 
giene (Eugenik) im Jahre 1931 beruhte auf Abgrenzungsabsichten gegenüber den 
ethnisch-rassistischen »Norden«-Anhängern und dem gegen Ende der Weimarer Zeit 
wachsenden Antisemitismus. Über die Entwicklung der Anthropologie zur Anthropo- 
Biologie - eine Vorläuferin der heutigen Populationsgenetik — wurde die theoretische 
Verbindung von anthropologischem und hygienischem bzw. eugenischem Rassenbe- 
griff hergestellt: Die Anthropo-Biologie definierte Rassenunterschiede als Erbunter- 
schiede. Hierbei spielten vor allem Eugen Fischer und das 1927 gegründete erste 
deutsche humangenetische Institut, das Kaiser Wilhelm-Institut für Anthropologie, 
menschliche Erblehre und Eugenik in Berlin-Dahlem eine maßgebende Rolle (Berg- 
mann/Czarnowski/Ehmann 1989). Trotz beträchtlicher Differenzen stimmten Ras- 
senhygiene, Eugenik und Fortpflanzungshygiene in dem Objekt ihres Interesses über- 
ein: »Fortpflanzung«. Außerdem beurteilten sie den Menschen nach seinem sozialen 
Wert; von »Minderwertigen« und »Höherwertigen«, »Aszozialen« und »gesunden 
Familien« zu sprechen, gehörte schon in den zwanziger Jahren zum gängigen öffent- 
lichen wie professionellen Sprachgebrauch. In der Überzeugung, daß die »Beschaf- 
fenheit« jedes Menschen neben Umwelteinflüssen wesentlich von seinen »erblich 
überkommenen Anlagen« (Grotjahn 1926, S. III) bestimmt werde, zogen sie die 
Schlußfolgerung, daß Sexualität und »Fortpflanzung« nicht (mehr) dem Zufall oder 
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dem Gutdünken der individuellen Menschen oder der (Ehe-) Paare allein überlassen 
bleiben könne, sondern der Beratung, Überwachung und regulierender Eingriffe 
durch Experten bedürfe. Zu berufenen »Sach«-Verständigen für diese Tätigkeit in 
Forschung und Praxis erklärten Rassenhygieniker und Eugeniker ihre eigene Zunft: 
Naturwissenschaftler und Ärzte. 

Nach Ende des ersten Weltkrieges mit den vielen Kriegstoten, zerrütteten Ehen und dem 
von Politikern und Demographen beklagten »Geburtenausfall« glaubte auch die Politik, 
nichtmehr ohne diese Experten auskommen zu können. Damit wurde derzuvorrechtlich 
streng der Privatheit der Familie und des Arzt-Patienten-Verhältnisses zugeordnete Be- 
reich ehelicher Sexualität, Zeugung und Geburt politisch zum wissenschaftlich normie- 
rungsbedürftigen Handlungsbereich gemacht. Diese Entwicklung war zugleich Aus- 
druck eines sich vollziehenden fundamentalen gesellschaftlichen Wandels des sozialen 
Geschlechterverhältnisses und der Moralvorstellungen, was hier nicht weiter erläutert 
werden kann. Mit der Etablierung eines Beirats für Rassenhygiene beim Preußischen 
Minister für Volkswohlfahrt — nach zwei Jahren wurde er als Ausschuß für Bevölke- 
rungspolitik und Rassenhygiene im neu gegründeten Preußischen Landesgesundheitsrat 
weitergeführt - hielten Rassenhygiene und Eugenik offiziell ihren Einzug in die wissen- 
schaftliche Politikberatung. Als Mitglieder dieses Beirats wurden hauptsächlich Ge- 
netiker und Mediziner berufen (Bergmann 1988, Weindling 1984). Alle einschlägigen 
geburtenpolitischen Themen (Eheberatung, Verhütungsmittel, Abtreibung, Sterilisa- 
tion, Elternschaftsversicherung) wurden hier verhandelt. Resultat der Arbeit waren Ge- 
setzesvorstöße für obligatorische ärztliche Ehezeugnisse (1922), die Zulassung von In- 
dikationen für Schwangerschaftsunterbrechung (1925/26), Sterilisation (1932) sowie 
die Schaffung neuer sozial- und geburtenpolitischer Infrastrukturen (Eheberatungsstel- 
len 1927) (Grossmann 1984, Usborne 1989). Die Gesetzesentwürfe konnten allerdings 
nie die notwendige Reichstagsmehrheit auf sich vereinigen. Eine im Sinne der Rassen- 
hygiene erfolgversprechende Politik konnte nur unter den Bedingungen der Diktatur 
realisiert werden — eine Tatsache, der sich die deutschen Rassenhygieniker bewußt wa- 
ren. Ein Zitat aus der Schlußansprache Eugen Fischers auf dem internationalen Kongreß 
für Bevölkerungswissenschaft 1935 in Berlin, auf dem die deutschen Zwangssterili- 


sationen erhebliche Diskussionen und Proteste ausgelöst hatten, kann dies illustrieren: 
»Die nationalsozialistische Führeridee hat es fertiggebracht, eine Frage, die sonst noch jahrelang Kom- 
missionen oder Parlamentsausschüsse und Sitzungen beschäftigt hätte, im vollen Gefühl persönlicher 
eigener Verantwortung durch die Tat eines einzelnen Mannes zu lösen. Nichts hat die Frage selbst, sei die 
Lösung wie sie wolle, so gefördert, wie diese Tat. 

Nie hat bisher eine rein wissenschaftliche Lehre, in diesem Fall die Erblehre, bewußt eine so große Ver- 
antwortung für die Zukunft der Menschheit auf sich genommen. Es ist ein Wendepunkt in der Geistes- 
geschichte der Menschheit, daß sie heute naturwissenschaftlich medizinische Erkenntnis nicht mehr nur 
individuell und je nach Wollen und Wunsch zur Erhaltung des Lebens des Einzelmenschen anwendet, 
sondern als Waffe und Richtschnur dem Staatsmann zum Wohle seines Volkes mit wohltätigem Zwang 
an die Hand gibt« (Fischer 1936). 


Der Unterschied zwischen der Weimarer Republik und dem »Dritten Reich« liegt al- 
so weniger in den Begründungen des Zugriffs auf Körper und (»Privat«-) Leben als 
in der legalen wie illegalen Gewalt, mit der er gegen das Grundrecht der Freiheit und 
körperlichen Unversehrtheit der Person durchgesetzt wurde. 
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2. Kreuzen und Quantifizieren: Sexualität und »Fortpflanzung« als 
naturwissenschaftliches Experiment 


Die naturwissenschaftliche Grundlage der Eugenik und Rassenhygiene bildete ne- 
ben der Darwinschen Selektionstheorie die Vererbungslehre. Die Allgemeine Ver- 
erbungslehre oder Experimentelle Genetik war eine noch junge Wissenschaft, die, 
zunächst angesiedelt in der Botanik und Zoologie, seit der Wiederentdeckung der 
Mendelschen Gesetze um 1900 einen rapiden Aufschwung nahm und im Zuge der 
breiten Begeisterung für rationale Welterklärung auch die Frage nach der Vererbung 
beim Menschen neu stellte. Bei Rassenhygienikern und Eugenikern fand die sich 
entwikkelnde Genetik große Aufmerksamkeit, bildeten doch Vererbung und Auslese 
den zentralen Mechanismus rassenhygienischer Gesellschaftstheorie. Die moderne 
Genetik wurde in zweierlei Hinsicht bedeutsam. Wissenschaftshistorisch hatte sie 
eine außerordentlich innovative Funktion für die medizinische und psychiatrische 
Vererbungsforschung - also die Forschung über Erbkrankheiten, die später die Indi- 
kationen für Zwangssterilisation und Eheverbote im Nationalsozialismus abgeben 
würden. Auf sozialpolitischer Ebene konnte sie eine außerordentlich weitreichende 
Wirkungsmacht entfalten: Sie verhalf der Rassenhygiene zum Status einer fundierte- 
ren naturwissenschaftlichen Gesellschaftswissenschaft, die geburtenpolitisches Ein- 
greifen theoretisch als dringend erforderlich begründen konnte, wenn nicht bestimm- 
te »Varianten« der Spezies Mensch unwiederbringlich verloren gehen sollten. 
Gregor Mendel hatte 1865 bei Inzuchtversuchen mitrund- und kantigsamigen Erbsen 
herausgefunden, daß selbständige und konstante Einheiten, die »Erbeinheiten« (Ge- 
ne), die Grundlage der Vererbung von bestimmten »Erbeigenschaften« sein müßten, 
da Merkmale, die in der ersten Generation verschwanden, in der zweiten und den fol- 
genden wieder auftauchten und zwar in einem konstanten Zahlenverhältnis, das der 
binomischen Formel entsprach. Die älteren Vererbungsvorstellungen hingegen gin- 
gen davon aus, daß alle Merkmale »vermischt« und bei »Kreuzung« verschiedener 
»Rassen« verdünnt weitergegeben werden. Tier- und Pflanzenzüchter hatten zwar 
bereits vor Mendel in Experimenten die Vererbung vieler Merkmalsunterschiede fest- 
gestellt, aber sie trennten sie nicht voneinander und zählten sie nicht einzeln aus. Das 
Einmalige bei Mendel war — so der heutige Genetiker Monroe Strickberger — »daß er 
jedes Merkmal getrennt betrachtete, daß er die Häufigkeitdes Auftretens der verschie- 
denen Merkmale bei den Individuen in jeder Generation feststellte und daß er seine 
Zahlenergebnisse als Verhältnisse analysierte, die die zugrundeliegenden Gesetzmä- 
Bigkeiten der Vererbung ausdrückten« (Strickberger 1988, 104). 

Die Genetik trat somit in den Kreis der »exakten Wissenschaften« aufgrund der 
Methoden, mit denen sie arbeitete: das Experiment und die Statistik. Sie bildete sich 
nicht nur langsam zur eigenständigen Wissenschaft aus, sondern hatte auch Einfluß 
auf die medizinisch-psychiatrische Vererbungsforschung. Das spezifische und zu- 
gleich die moderne Genetik konstituierende Experiment ist die »Kreuzung«. Über 
den Zusammenhang von allgemeiner Genetik und menschlicher Erbforschung heißt 
es in dem ersten systematischen humangenetischen Lehrbuch in Deutschland: In 
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ihren allgemeinen Sätzen gründe sich die menschliche Erblehre auf Ergebnisse der 
experimentellen Erbforschung an Tieren und Pflanzen, in ihren speziellen Sätzen auf 
direkte Erfahrungen am Menschen. Während jedoch der experimentierende Erbfor- 
scher bestimmte Kreuzungen absichtlich herbeiführe, suche der menschliche Erb- 
forscher sie auf: »Alle Kreuzungen sind schon irgendwo vorhanden« (Baur/Fischer/ 
Lenz 1936, S.593). Jeder Mensch erscheint als »Kreuzungsprodukt« seiner Eltern. In 
seinen Kindern, Geschwistern, Großeltern, Onkeln, Tanten, Neffen und Nichten spie- 
geltsich gleichsam retrospektiv das Vererbungsgesetz hinsichtlich bestimmter Merk- 
malsverteilungen, hergestellt durch »Fortpflanzung« und »Vererbung« als Weiterga- 
be von Genen.! 

Daß die allgemeine Genetik ihre Ergebnisse durch Kreuzungsexperimente an Pflan- 
zen und Tieren gewann, stand der Annahme der prinzipiellen Gültigkeit der Verer- 
bungsgesetze nicht entgegen, davon gingen die Wissenschaftler aus. Grundsätzlich 
war der einheitliche Blick auf Pflanze, Tier und Mensch möglich, seitdem die moder- 
ne Botanik, Zoologie und Medizin die Zelle als Grundbaustein aller Lebewesen defi- 
nierten, insbesondere die spezifische Organisation und Bedeutung der Keimzellen 
und der Chromosomen. Die gleiche Vererbungsgesetzmäßigkeit anzunehmen, war 
und ist unter naturwissenschaftlicher Perspektive durchaus logisch, auch wenn die 
Vorgänge im einzelnen nicht bekannt waren. Sie auf Basis der neuen Methode zu 
finden, war eine Herausforderung an die Forschung und eine Frage der Zeit. Die sich 
entwickelnde menschliche Erbforschung folgte den experimentell gewonnenen Ge- 
setzen der Allgemeinen Genetik (Roth 1986, Weß 1989). 

Die Zugehörigkeit der modernen Genetik und in ihrer Nachfolge auch der Humange- 
netik zu den Naturwissenschaften begründet sich also durch die Quantifizierung und 
das Experiment. Die Genetik führte Wahrscheinlichkeitsrechnung und neue statisti- 
sche Verfahren auf Basis ausgedehnter Familien- und seit etwa Mitte der zwanziger 
Jahre der Zwillingsforschung als Mittel zur Erklärung bestimmter Krankheitsursa- 
chen in Medizin und Psychiatrie ein. Aussagen über die Ursachen von Qualitäten wur- 
den durch Berechnungen über die Häufigkeit ihres familialen Vorkommens ersetzt 
bzw. ergänzt, also durch an Sexualität und Geburt gebundene Quantitäten. Was das für 
die Psychiatrie bedeutete, die seit Mitte des 19. Jahrhunderts fast alle »Geisteskrank- 
heiten« als von den Eltern ererbt ansah, soll weiter unten andiskutiert werden. 


Die »Beständigkeit des Erbguts« als Basis einer naturwissenschaftlichen 
Gesellschaftstheorie 


Die von Mendel gefundene Konstanz in der Vererbung einzelner Merkmale und ihre 
Quantifizierung machten es möglich, den bis dahin zumeist individuell oder familial 
verstandenen Begriff der Entartung oder Degeneration als Erklärung für soziale Pro- 
zesse auf die Gesellschaft als Ganzes zu beziehen. Den Entartungsbegriff hatten die 
Rassenhygiene und Eugenik aus der Degenerationslehre der Psychiatrie übernom- 
men (Bergmann 1988), die damit in der Tradition des französischen Psychiaters Au- 
guste Morel stand. Als »entartet« diagnostizierten die Psychiater der zweiten Hälfte 
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des 19. Jahrhunderts global Menschen mit bestimmten »Abnormitäten«, ihre Eltern 
und Großeltern. Die »Krankheit« galt als progredient: Mit ihr sei eine allgemeine Ver- 
schlechterung der Familien von Generation zu Generation verbunden. Die moderne 
Genetik veränderte den Entartungsbegriff. Sie hob die Vorstellung von Entartung als 
einem »unentrinnbar fortschreitenden Verhängnis« auf und setzte an ihre Stelle eine 
quantitative Definition von Entartung als »Neuentstehung und Ausbreitung krankhaf- 
ter Erbanlagen«. In demselben Maß aber, wie sie das schreckliche, auf Generatio- 
nen von Familien lastende Verhängnis stoppte, machte sie auch der Vorstellung von 
einer unbegrenzten individuellen Höherentwicklung den Garaus. In beide Richtun- 
gen schränkte die neue Sichtweise ein: sie legte die Entwicklungsvoraussetzungen in 
jeden einzelnen Menschen selbst und in seine Erbanlagen bzw. Gene. Dies ist inso- 
fern beachtenswert, als in jener Zeit kulturpessimistische Strömungen eine bedeu- 
tende Rolle spielten. Der moderne Entartungsbegriff war nicht mehr ein qualitativer 
Sammelbegriff für verschiedenste körperliche, soziale, sittliche oder charakterliche 
Degenerationen innerhalb einer Familie, sondern er drückte ein durch Vererbung und 
»Fortpflanzung« konstituiertes gesellschaftliches Mengenverhältnis aus. Der Sozial- 
hygieniker Alfred Grotjahn erklärte: 


»Die allgemeine Entartung ist vorwiegend als ein quantitativer Vorgang aufzufassen, der dadurch zu- 
stande kommen kann, daß die minderwertigen Glieder sich dauernd stärker fortpflanzen als die Rüstigen 
und diese schließlich vollständig überwuchert werden.« (Grotjahn 1926, 15 f.) 


Der quantitative Entartungsbegriff ließ die Gesellschaft als System kommunizieren- 
der Röhren erscheinen: »Höherwertige« und »minderwertige Erblinien« (Familien) 
wurden miteinander verbunden und in ein bestimmtes generativ-statistisches Verhält- 
nis gesetzt. Berühmt sind die Schaubilder, auf denen die Kinderzahlen von Schwarzen 
und Weißen in Südafrika generationenweise für 300 Jahre hochgerechnet werden. Sie 
sollten ebenso wie Schaubilder über die Geschwisterzahlen von »Begabten« und 
»Unbegabten« die »drohende Entartung« belegen. 

Die durch die moderne Genetik mit einem festeren Fundament versehene Rassenhy- 
giene (Eugenik) definierte Rassen, Klassen und Geschlechter als Gruppen vorhande- 
ner »Erbmassen« (gen pools) von unterschiedlicher Beschaffenheit oder Qualität. Der 
Qualitätsbegriff war— von Lenz offen gekennzeichnet -ein Wertbegriff. Als Maßstab 
galt ein bestimmter Standard von Kulturbegabung, den er als erbliche Veranlagung 
zu gelingender oder nicht möglicher Anpassung an die Erfordernisse der modernen 
Kultur formulierte (Lenz 1932, 8. 11). Fortpflanzung wurde so zu einem wesentlichen 
Faktor für die Vermehrung, Erhaltung oder das Verschwinden des jeweiligen Vorrats 
oder stocks an »verschieden wertvollem Erbgut«. Der Pflanzengenetiker Erwin Baur 
(1930, S. 429) sah dies so: 


»Wir Können ... mit großer Wahrscheinlichkeit heute damitrechnen, daß, wie bei jeder allogamen Spezies, 
so auch beim Menschen die »erbliche Variation< im wesentlichen auf der bei jedem Sexualakt stattfinden- 
den Neukombination mendelnder Faktoren beruht. Was wir ein »Volk< heißen, etwa die »Deutscheng, ist 
... ein buntes mendelndes Gemisch, das entstanden ist aus der Kreuzung einer ganzen Reihe (auch in sich 
ursprünglich nicht einheitlichen) »Rassen«. 

Ein solches Gemisch bleibt bei freier Panmixie ... in seiner bunten Zusammensetzung konstant, falls kein 
Selektionsprozeß eingreift. Sowie aber eine Selektion durch bestimmte herausmendelnde Typen erfolgt, 
muß sich, wenn auch langsam, die durchschnittliche Zusammensetzung ändern.« 
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Unter dieser Perspektive erhielten Ehelosigkeit, Heiratsalter, Kinderzahl bzw. Kin- 
derlosigkeit, männliches und weibliches vor- und außereheliches Sexualverhalten 
(Abtreibung, Antikonzeptiva, Sterilisation) der verschiedenen Ethnien und Klassen 
eine ungeheure Wichtigkeit als »Ausleseinstrument«: Sie regulieren die weitere Ent- 
wicklung der unterschiedlichen Erbmassen und ihr Verhältnis zueinander. Differen- 
zierte Fortpflanzung war der Oberbegriff, unter dem die Eugenik hier »sozialbiologi- 
sche« (familienstatistische) Erhebungen betrieb und feststellte, daß »das Erhaltungs- 
minimum nur bei den ungelernten Arbeitern überschritten« und »in verhältnismäßig 
wenigen Generationen ... also jener körperlich und seelische Typus, den heute die un- 
gelernten Arbeiter aufweisen, den Typus der ganzen Bevölkerung darstellen« werde. 
Die Gegenauslese schreite also weiter fort (Lenz, 1932, S. 154). Die neue genetische 
Vererbungstheorie spielte für die Begründung eine entscheidende Rolle: »Solange 
man glaubte, daß ein ... fortdauernder Ausleseprozeß, der gerade die besten > Varian- 
ten< ausmerzt, die Variationsmöglichkeiten des Ausgangsmateriales nicht ändert, 
konnte man unbesorgt sein, man sah in den sozial tiefer stehenden Schichten und in 
der Landbevölkerung eine unversiegbare Quelle, aus der immer wieder genügendes 
Material von führenden Elementen hervorgeht«, führte Erwin Baur in seiner Vor- 
lesung aus. Diese Anschauung sei aber unbedingt falsch: 


Wenn »die Variation im wesentlichen auf Neukombination mendelnder Unterschiede« beruhe, werde 
»eine dauernde Ausmerzung bestimmter Typen, d.h. bestimmter Kombinationen sehr rasch zur Verände- 
rung des Ausgangsmateriales führen. Wenn nur einige hundert Jahre lang gerade die besten Elemente aus 
dem Volk ausgelesen und an der genügenden Fortpflanzung gehindert werden, dann wird das Volk im 
Durchschnitt rasch schlechter, wird vor allem nicht mehr die zur Erhaltung seiner Kulturstufe nötige An- 
zahl tüchtiger führender Elemente hervorbringen« (Baur 1930, S. 431). 


Hier riefen Rassenhygieniker und Eugeniker den Staat auf, überwachend und regu- 
lierend einzugreifen. 


Mendelistisch-genealogische Erbforschung in der Psychiatrie 


Die Psychiatrie »vor Mendel« ging von einer ungeschiedenen, polymorphen Verer- 
bung der Geisteskrankheiten aus, obwohl seit 1824 versucht wurde, sie massensta- 
tistisch zu erklären. Die Massenstatistik der psychiatrischen Erbforschung im 19. 
Jahrhundert hatte das zahlenmäßige Verhältnis der Gesunden zu den Kranken in den 
einzelnen Familien nicht berücksichtigt, sie hatte alle Arten von Geistesstörungen 
oder Abweichungen zusammengerechnet, ohne eine »Scheidung der belastenden 
Momente nach klinischen Entitäten« vorzunehmen und hatte die Frage des Erbmo- 
dus nicht bedacht (Entres 1928, S. 52). Der große Neuerer war der Psychiater Ernst 
Rüdin (1874-1952), Leiter der genealogisch-demographischen Abteilung der durch 
Kraepelin gegründeten Deutschen Forschungsanstalt für Psychiatrie in München, die 
1924 ein Institut der Kaiser Wilhelm-Gesellschaft wurde. Rüdin war Verfechter der 
Sterilisation »Minderwertiger« seit 1903 und einer der Mitverfasser des amtlichen 
Kommentars zum Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses im Nationalsozia- . 
lismus. Seine Studie Zur Vererbung und Neuentstehung der Dementia Praecox von 
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1916 galt als »erstes Werk der streng mendelistisch-genealogischen Erbforschung in 
der Psychiatrie, die hinsichtlich der mathematisch-statistischen Auswertung des Er- 
gebnisses« unanfechtbar sei (Entres 1928, S. 123 ff.). Rüdin hatte, ausgehend von 
»klinisch klaren Fällen« schizophrener »Probanden« über 700 Personen aufgesucht 
und Eltern, Geschwister, Stiefgeschwister und Kinder auf das Vorkommen von Schi- 
zophrenie und »andersartigen psychotischen Erkrankungen« klassifiziert. Aufgrund 
von Rechenoperationen entsprechend der mendelschen Statistik kam er zu Wahr- 
scheinlichkeitsaussagen über den Erbgang, die die Erblichkeit der Schizophrenie be- 
weisen sollten. 

Das grundlegende Problem besteht nicht darin, daß gezählt wurde, sondern was ge- 
zählt wurde. Ob verschiedenförmige Erbsen oder ein bestimmtes klassifiziertes ab- 
weichendes Verhalten gezählt wird, ist vom Zählen selbst unabhängig. Die mensch- 
lichen Erbforscher griffen auf die vorhandene klinische Diagnostik zurück. Für die 
psychiatrische Erbforschung tat sich hier jedoch ein Berg von Problemen auf: »Im 
Bereich des Psychisch-Pathologischen haben Erblichkeitsuntersuchungen mit einer 
Hauptschwierigkeit zu rechnen«, führte der Psychiater Lothar Entres im Handbuch 
der Geisteskrankheiten 1928 aus, denn »die Krankheitsformen, zu deren Aufstellung 
die klinische Psychiatrie dank der Initiative Kraepelins gekommen ist, sind nicht nur 
hinsichtlich deren Grenzfestsetzung, sondern auch in bezug auf ihre reale Existenz 
heiß umstritten«. Sie begebe sich auf schwankenden Boden, wenn sie die heute wohl 
ausschließlich anwendbare Kraepelinsche Systematik der Geisteskrankheiten ihren 
Arbeiten zugrundelege: »Das größte Hindernis für eine unangreifbare und endgültige 
Einteilung der Psychosen liegt in unserer Unkenntnis der bewirkenden Hauptursa- 
chen bei den meisten Krankheitsformen.« Der Praktiker halte es am besten mit Karl 
Jaspers, der einerseits unumwunden zugebe, daß die Psychiatrie zur Zeit über ein- 
wandfreie Krankheitsbegriffe nicht verfüge, andererseits aber entschieden die für 
den Empiriker zwingende Notwendigkeit betone, »mit dem provisorischen Krank- 
heitsbegriff wie mit einer Fiktion zu arbeiten« (Entres 1928, S. 110 ff.). Die rüdinsche 
Untersuchung und andere »streng mendelistisch« arbeitenden Erbforscher hätten je- 
doch mit diesen Problemen praktisch wenig zu schaffen, weil sie von »Probanden« 
mit »klaren Diagnosen« ausgingen. Mögen hier noch »eindeutige Fälle« vorgelegen 
haben - die ihrerseits eine Übereinkunft von Psychiatern darstellen — so war dies 
spätestens bei der Untersuchung und Beurteilung der Familienmitglieder, was zur Be- 
rechnung des Erbgangs theoretisch ja zwingend war, nichtmehr der Fall. Zur Berech- 
nungsgrundlage wurden — und werden - letztlich völlig willkürliche Beobachtungen 
und summarische Klassifizierungen des Forschers gemacht. Der heutige Außensei- 
ter-Psychiater und Psychiatrie-Kritiker Thomas Szasz beurteilt sie schlicht als »er- 
bärmlichen Humbug« (1979, S. 114). Er zitiert aus einer Untersuchung des »Grün- 
dungsvaters der modernen psychiatrischen Genetik« in den USA, Franz J. Kallmann 
aus dem Jahre 1938. Kallmann hatte Verbindungen zu Rüdin und war zu Gastaufent- 
halten an seinem Institut gewesen. Als Jude wurde er aus Deutschland vertrieben. 
Seine Studie Erbprognose und Fruchtbarkeit bei den verschiedenen Formen der 
Schizophrenie von 1935 allerdings ist im Sterilisationsgesetzkommentar 1936 aufge- 
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führt. Noch auf dem bevölkerungswissenschaftlichen Kongreß 1935 hielt er es für 
»wünschenswert, die Fortpflanzungsverhinderung auch auf die auffälligen Blutsver- 
wandten der Schizophrenen auszudehnen und sie vor allem für sämtliche eugenisch 
unerwünschte Personen in den Anfang der Fruchtbarkeitsperiode zu legen« (vgl. 
Müller-Hill 1984, S. 14, 33, 132). Er setzte seine Arbeiten in den USA fort. Nach dem 
Krieg war er Rüdins Entlastungszeuge im Spruchkammerverfahren. Kallmann 
schrieb: 

»Bei der Klassifizierung der schizoiden Psychopathen interpretierten wir die Diagnose wieder so strikt wie 
möglich (sic, Szasz) ... Unser Begriff des Schizoiden Psychopathen umfaßt somit die ungeselligen, kalten, 
unentschlossenen und fanatischen Typen, welche Schneider als Prototypen katatoider, heboider, schizoi- 
derrespektive paranoider Fälle ansieht, sowie Hoffmanns eigensinnige Dummköpfe, bösartige Tyrannen, 
verschrobene Spinner, überpedantische Plänemacher, gehemmte »Musterknaben« und Tagträumer ohne 
Verbindung zur Realität. 

Wir bezogen jedoch nur solchepsychopathischen Individuen mitein, welche die fundamentalen schizoiden 
Charakteristika autistischer Introversion, emotionaler Unzulässigkeit, plötzlicher Temperamentsausbrü- 
che und unangemessener motorischer Reaktionen auf emotionale Stimuli aufwiesen und bei welchen 
Symptome schizoider Abnormität wie Bigotterie, Frömmelei, Habgier, Aberglaube, Mißtrauen, Halsstar- 
rigkeit oder Aufsässigkeit in auffallendem oder unverhältnismäßigem Grad vorhanden waren bzw. die 
Persönlichkeit der Betreffenden beherrschten.« 

Die ın der genealogisch-statistischen Erbforschung gewonnenen Aussagen über 
»Manifestationshäufigkeiten« von »Geisteskrankheiten« wurden zur wissenschaftli- 
chen Grundlage der Mehrzahl aller Sterilisationsentscheidungen im Nationalsozialis- 
mus gemacht, an denen Psychiater als Erbgesundheitsrichter mitwirkten. Besonders 
im Bereich derpsychiatrischen Diagnostik, dierund 90 % aller Sterilisationsentschei- 
dungen im Nationalsozialismus begründen sollte (Bock 1986), wird deutlich, in wie 
hohem Maße die Verbindung von professioneller Definitionsmacht mit der vom Staat 
verliehenen Rechtskraft heillose und willkürliche Folgen haben mußte. Vor allem ver- 
mittels der Sterilisationsindikationen angeborener Schwachsinn und Schizophrenie 
und der Eheverbotsgründe Psychopathie und geistige Störung wurden bewußt und 
gewollt Tür und Tor geöffnet, um jedes dem Amtsarzt oder den Sterilisationsrichtern 
negativ auffallende soziale abweichende Verhalten, unter Umständen unter Einbezie- 
hungeines fachpsychiatrischen Gutachtens, in eine Zwangssterilisation bzw. ein Ehe- 
verbot zu verwandeln, vorausgesetzt, sie beherrschten die Fachsprache und kannten 
die Diagnosetabelle. Die Professionalität und der damit verbundene soziale undrecht- 
liche Status der Selekteure waren es auch prımär, die Einwendungen von Betroffenen, 
die über beides nicht verfügten, zu untergeordneten Einwürfen machten, die aufzu- 
nehmen oder fallenzulassen allein den entscheidenden Experten zustand. Die Betrof- 
fenen hatten keinerlei Recht, selbst auf die Diagnostik Einfluß zunehmen. Über diese 
konnte sich ein Disput auf gleicher Rangstufe nur unter Experten entwickeln; ein 
solcher Disput konnte unter Umständen möglicherweise positive Folgen für Be- 
troffene haben. Ab 1936 wurden zentrale Anweisungen an Sterilisationsrichter und 
Amitsärzte erlassen, auf die Einwände derjenigen, über deren leiblich-seelische 
Unversehrtheit sie bestimmten, einzugehen oder sich bei den Untersuchungen der 
Ehekandidaten deren Vertrauen zu sichern. Dies muß jedoch als Akt politischer Op- 
portunität aufgrund des wachsenden Widerstands gegen Zwangssterilisationen und 
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Eheverbote verstanden werden. Die grundsätzliche, auf den professionell-wissen- 
schaftlichen Status gegründete Hierarchie wurde dadurch nicht angetastet. 


3. Das öffentliche Gesundheitswesen im Nationalsozialismus als 
wissenschaftlich-technischer Apparat für die künstliche Selektion? 


Zur zentralen wissenschaftlich-technischen Bürokratie für die Geburten- und Ras- 
senpolitik des NS-Staates wurde das öffentliche Gesundheitswesen umgebaut. Daß 
der Nationalsozialismus in dieser Weise seine geburten- und rassenpolitischen Ziele 
realisieren würde, war nicht von vornherein festgelegt oder geplant. Rassenhygiene 
und Antisemitismus waren zentrale Elemente der nationalsozialistischen Politik: 
programmatische Erklärungen hatten dies den Zeitgenossen deutlich gemacht. Wie 
jedoch die konkrete Durchsetzung dieser Politik aussehen würde, war in den ersten 
Monaten offen. Neben lokalen, in »Selbsthilfe« beginnenden eugenischen und rassi- 
stischen Aktivitäten — teilweise angesiedelten bei städtischen Gesundheitsämtern — 
existierten verschiedene Vorschläge darüber, wie die neue Politik reichsweit organi- 
siert werden sollte. 

Die Mehrzahl dieser Organisationspläne sah für die rassenhygienische und rassisti- 
sche Politik Institutionen vor, die nicht mit der Gesundheitspflege gekoppelt waren. 
Wäre der Selektionsapparat in Richtung dieser Vorschläge organisiert worden, so ist. 
anzunehmen, daß die vorhandenen Einrichtungen derkommunalen oder bezirklichen 
Gesundheitsfürsorge neben neuen staatlichen »Rassenämtern« weiter existiert hät- 
ten, möglicherweise auf dem niedrigen Finanzniveau der Wirtschaftskrise. Einige 
Beratungsstellen hätten vielleicht — außer den politisch und rassistisch motivierten 
Entlassungen der ärztlichen Leitung — wegen weiterer Mittelkürzungen schließen 
müssen. Aus der Kostenperspektive wie unter dem Blickwinkel der im Zuge der Wirt- 
schaftskrise zunehmend von Professionellen vertretenen Anschauung, daß etwa Tu- 
berkulose-, Alkoholiker-, oder Blindenfürsorge mit »Minderwertigen« zu tun habe, 
für die zuviel ausgegeben werde, hätte die rassenhygienische Doktrin auch durch die 
Errichtung separater Erbpflege- oder Rassenämter umgesetzt werden können. Das 
aber geschah in dieser Form nicht. Stattdessen bestimmte das Gesetz über die Verein- 
heitlichung des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 (GVG) und die dazu erlassenen 
drei Durchführungsverordnungen (DVO) mit Wirkung ab dem 1.5.1935 die Integra- 
tion der »Bevölkerungs- und Rassenpolitik« in ein auszubauendes verstaatlichtes öf- 
fentliches Gesundheitswesen.” 

Die Reform war in hohem Maße das Werk des Medizinalbeamten Arthur Gütt (1891- 
1949), durch dessen Berufung in das Reichsministerium des Innern (RMdI) die Ent- 
scheidung für den Ausbau und die Umstellung des öffentlichen Gesundheitswesens 
zum rassenhygienischen Selektionsapparat gefallen war. Gütt war lange Jahre (ras- 
sen- und bevölkerungs-) politisch engagiert in der deutschvölkischen Nationalen 
Freiheitsbewegung, berufspolitisch war er verankert im Verein preußischer Medizi- 
nalbeamter, der die Güttsche Konzeption einer staatlichen Bevölkerungspolitik 1932 
zur Grundlage seiner gesundheitspolitischen Reformvorschläge machte (Gütt 1932). 
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Durch das GVG wurde sukzessiv überall in Deutschland Realität, was im Rahmen der 
ärztlichen Untersuchungen für ein Ehestandsdarlehen zuvor unsystematisch und un- 
zureichend begonnen hatte: das Sammeln und Auswerten aller Informationen aus 
jedem Zweig der Gesundheitsfürsorge für die eugenische und rassistische Selektion.* 
Daß dies einer der Hauptgründe für die »Vereinheitlichung des Gesundheitswesens« 
war, belegen — neben der Arbeits- und Organisationsweise der Gesundheitsämter 
selbst, auf die noch einzugehen sein wird — Gütts hartnäckig vertretene Positionen in 
den gut einjährigen zähen Verhandlungen mit dem Finanzministerium, dem Deut- 
schen Gemeindetag und Preußen bis zur Verabschiedung des Gesetzes, seine Äuße- 
rungen in berufsöffentlichen Versammlungen und Schriften bis hin zu seiner Argu- 
mentation in der Auseinandersetzung mit dem »Reichsärzteführer« Wagner um die 
Übertragung der Gesundheitsfürsorge vom Staat auf die Partei, die sich in einem 
Schriftwechsel mit Himmler von 1938 befindet: 

»Wenn im dritten Reich die Gesundheitspflege und die Gesundheitsfürsorge durch Reichsgesetz zur 
Pflichtaufgabe des öffentlichen Gesundheitsdienstes und damit zur Staatsaufgabe erklärt worden ist, so 
geschah dies vorwiegend aus dem Grunde, um die Ermittelungen und Erfassungen, die bei Abhaltung der 
ärztlichen Fürsorgesprechstunden gewonnen werden, auch bei der Durchführung der Aufgaben auf dem 
Gebiet des Gesundheitsschutzes wie der Erb- und Rassenpflege und Bevölkerungspolitik mit zu ver- 
wenden.«° 

Genau hier lag ein Stück Kontinuität mit dem ansonsten schärfstens bekämpften 
»Weimarer System«, dem der Nationalsozialismus die Anerkennung in einem Punkt 
nicht verweigerte: Es habe die »Ausdehnung der fürsorgerischen Tätigkeit auf den 
einzelnen Menschen und die Familie vorbereitet und ermöglicht« (Gütt 1938, S. 8). 
Um die Bedeutung des Apparates für die Durchführung der Politik zu ermessen, soll 
im folgenden seine Struktur in Grundzügen skizziert werden. Das GVG beinhaltete 
vertikale und horizontale »Vereinheitlichung der Gesundheitsverwaltung«. 

Auf der unteren Verwaltungsebene wurde der staatliche Gesundheitsschutz (Medizi- 
nalpolizei) mit den jeweils vorhandenen kommunalen oder bezirklichen Zweigen der 
gesundheitlichen Vor- und Fürsorge sowie der neuen »Erb- und Rassenpflege« ver- 
knüpft. In Kreisen ohne Gesundheitsamt wurde ein solches eingerichtet. Bei den 
neuen Ämtern war aus Kostengründen ein sukzessiver Ausbau der einzelnen Fürsor- 
gezweige vorgesehen. Vordringlich sollten diejenigen Bereiche geschaffen werden, 
die bisher noch nicht abgedeckt waren: Erb- und Rassenpflege also zunächst, außer 
in den Städten, deren Eheberatungsstellen nicht geschlossen worden waren. Großer 
Wert besonders in ländlichen Regionen — wurde auch auf den Ausbau derärztlichen 
Mütterberatung und Säuglingsfürsorge gelegt. Das Gesundheitsamt war nach dem 
Gesetz alleiniger Träger der ärztlichen Fürsorge- und Beratungsstellen in seinem 
Bezirk; bisherige Einrichtungen sollten übernommen werden. Wegen mangelnder 
Finanzkraft und Personalstärkekonnte dieserstnach und nach geschehen, was mit der 
höheren Verwaltungsbehörde genau abzusprechen war. Spezialfürsorgeeinrichtun- 
gen Dritter konnten jedoch aus bestimmten Gründen bestehen bleiben, z.B. Bera- 
tungsstellen für Geschlechtskranke der Landesversicherungsanstalten oder Tuberku- 
losefürsorgestellen der Krankenkassen. Sie waren allerdings zur direkten Zusammen- 
arbeit mit dem Gesundheitsamt verpflichtet (Meldungen oder den Austausch von 
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Akten). Im Lauf der Jahre wurden die Daten dieser Fürsorgestellen und bestimmte 
Fürsorgezweige selbst dem Gesundheitsamt bzw. seiner Zentralkartei »einverleibt«. 
Ansonsten hatten sich die Kommunen«.... jeder eigenen Tätigkeit... auf den ... den Ge- 
sundheitsämtern übertragenen Gebieten zu enthalten«*, es sei denn, ein kommunales 
Gesundheitsamt war als solches vom RMdI anerkannt. Dann waren »die (ihm) oblie- 
genden amtlichen Aufgaben als Auftragsangelegenheiten (zu) erledigen«.’ An Zu- 
sammenarbeit zwischen dem Gesundheitsamt und den örtlichen Machtträgern von 
Staat und Partei in Gemeinden, Kreis und Bezirk war vorgeschrieben: Kooperation 
mit dem Bürgemeister bzw. Landrat, dem Wohlfahrtsamt, der Gemeindeschwester, 
Jugendamt und Standesamt, der Polizei und den Gerichten sowie den »gesundheitli- 
chen Einrichtungen der NSDAP«, hier insbesondere mit den Hilfsstellen für Mutter 
und Kind der nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) und dem Amt für Volks- 
gesundheit, der Gesundheitsorganisation der NSDAP (Reeg 1988). 
Eheberatungsstellen — auch die weitergeführten aus den zwanziger Jahren — und 
örtlich gegründete Rassenämter aus der frühen Phase der nationalsozialistischen 
»Machtergreifung« wurden in der Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege beim 
Gesundheitsamt zusarnmengefaßt. In den 1935 und 1938 erlassenen Grundsätzen für 
die Tätigkeit der Beratungsstellen für Erb- und Rassenpflege sowie den Grundsätzen 
für die Beurteilung der Erbgesundheit von 1940 wurde ihre Arbeit festgelegt, ausge- 
richtet nach einheitlichen Prinzipien, ausgestattet mit einheitlichen Arbeitsmitteln für 
das gesamte Reichsgebiet. Unabhängige ärztliche (Ehe-)Beratungsstellen außerhalb 
der Gesundheitsämter waren verboten, nicht hingegen die Verbindung von »erbärzt- 
licher« Praxis mit wissenschaftlicher Forschung, wie sie z.B. in der erbbiologischen 
Poliklinik im Kaiserin-Auguste-Viktoria-Haus in Berlin-Charlottenburg (KAVH) 
oder im /nstitut für Erbbiologie in Frankfurt am Main stattfand. Die im KAVH ein- 
gerichtete Poliklinik fungierte z.B. als »Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege« 
für zwei Bezirke des Gesundheitsamtes Berlin-Charlottenburg (Dubitscher 1940/41; 
Verschuer 1939). Damit war zugleich über die gesundheitsamtliche Tätigkeit hinaus 
der Zugang zu Menschen als Forschungsobjekten gesichert, derer die moderne gene- 
tische Anthropologie, die Erbpathologie wie die Eugenik dringend bedurfte: eine Re- 
ferenz des Staates an die Wissenschaft, die im Gegenzug die Erbforschung vorantrieb, 
um den Kreis der Zwangszusterilisierenden ausweiten zu können. 

Vertikal erfolgte die »Vereinheitlichung« durch die Zentralisierung der Gesundheits- 
verwaltung. In jedem Stadt- und Landkreis wurde bis zum 1.4.1935 ein (in der Regel) 
staatliches Gesundheitsamt eingerichtet. Es stand unter der Leitung eines (in der Re- 
gel) staatlichen Medizinalbeamten, der von nun an- übrigens bis heute - einheitlich 
»Amtsarzt« hieß. 

Auch die verbliebenen kommunalen Gesundheitsämter mit kommunalem ärztlichen 
Leiter sowie die kommunalen Gesundbeitsämter, die von einem staatlichen Amtsarzt 
geleitet wurden, unterstanden den zentralen Weisungen des RMdI. Im Oktober 1938 
gab es 650 staatliche Ämter, 51 kommunale Ämter mit staatlichem Amtsarzt als Lei- 
ter, 38 kommunale Ämter mitkommunalem Leiter, zusammen also 739 Gesundheits- 
ämter »im Altreich« — das hieß zu diesem Zeitpunkt ohne Österreich.? 
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Schließlich war die Etablierung eines Gesundheitsamtes in jedem Kreis selbst ein 
Schritt zur Angleichung der unterschiedlich ausgeprägten Infrastrukturen des öffent- 
lichen Gesundheitswesens einzelner Länder, Regionen und Kommunen, besonders 
der Differenzen zwischen Stadt und Land. Der nationalsozialistische Staat schuf die 
Voraussetzungen für die Medikalisierung »rückständiger« bzw. bisher von ärztlichen 
Fürsorgestellen freier geographischer wie lebensweltlicher Bereiche und stellt somit 
ein Stück Verallgemeinerung ärztlich-wissenschaftlicher Zuständigkeit für Sexual- 
und Geburtenkontrolle sowie für die familiale Frauenarbeit dar, in Deutschland ge- 
koppelt mit massiven Körpereingriffen. 

Die Geschäftsführung jedes einzelnen Gesundheitsamtes unterlag reichsweit allge- 
meinen Vorschriften für den amtlichen Schriftverkehr, die Geschäftsbücher (Reise- 
tagebuch, Terminkalender, Inventarverzeichnis, Aktenverzeichnis, Gebührenver- 
zeichnis und bestimmte Übersichten), die Listenführung, die Registratur, bis hin zu 
Postsendungen. Es gab die gleichen Listen, Formblätter und formalisierte ärztliche 
Untersuchungsbögen für verschiedene Anlässe. Schließlich schrieben Erlasse zwin- 
gend und fakultativ vom Gesundheitsamt zu beziehende Bücher und Zeitschriften 
vor. Einheitliche Berichtspflichten mit bestimmten Fristen, die über die Mittelinstanz 
an das RMdl oder das Reichsgesundheitsamt weitergeleitet werden mußten, darunter 
auch Daten für die Medizinalstatistik und den Jahresgesundheitsbericht?, waren ein 
weiteres Element der Vereinheitlichung. 1938/39 existierten hier an die 50 Formbo- 
gen, allerdings noch keine allgemeinverbindlichen für jeden Bereich der Gesund- 
heitsfürsorge. Ausgearbeitet hingegen war ein Formbogen für die amtsärztlichen 
»Monatsbericht(e) über die Durchführung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses, des Ehegesundheitsgesetzes und des $ 6 der 1. Verordnung zum Blut- 
schutzgesetz« an den Regierungspräsidenten bzw. die Landesregierung, die von die- 
sen binnen zehn Tagen an das RMdI weiterzuleiten waren.' Hier waren Zahlenan- 
gaben zu machen über die von den »ermächtigten Krankenanstalten vorgenommenen 
Unfruchtbarmachungen auf Grund von Erbgesundheitsgerichtsbeschlüssen a) durch 
chirurgischen Eingriff«, getrennt nach Männern und Frauen, »b) durch Strahlenbe- 
handlung« (unterteilt in: Röntgenbestrahlung oder Radiumbestrahlung), getrennt 
nach »Frauen« und »Frauen unter 38 Jahren«; über »Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen aus erbpflegerischen Gründen«, über »bei der Durchführung der Unfruchtbarma- 
chung und Schwangerschaftsunterbrechung eingetretenen Todesfälle«, an das Ge- 
sundheitsamt gemeldete »Schwangerschaftsunterbrechungen aus gesundheitlichen 
Gründen« sowie über angezeigte Fehl- und Frühgeburten; schließlich über Ehetaug- 
lichkeitsuntersuchungen und ihr Ergebnis: ausgestellte und verweigerte Ehetauglich- 
keitszeugnisse, unterteiltnach rassischen und eugenischen Ablehnungsgründen. Die- 
se Zahlen erschienen nie im Jahresgesundheitsbericht, weil sie der Geheimhaltung 
unterlagen. 

Außerdem existierten reichsweit gleiche Aufsichtsbestimmungen der Länder bzw. 
Provinzen über die Gesundheitsämter. 
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»Erb- und Rassenpflege einschließlich Eheberatung« wurde zum einen als eigene 
Beratungsstelle etabliert, in der ein- oder zweimal wöchentlich Sprechstunden abzu- 
halten waren, zum anderen aber begründete sie den Blickwinkel, unter dem die ge- 
samte »Arbeit am einzelnen Menschen« im Gesundheitsamt stehen sollte. Auf der 
Dienstversammlung der preußischen Medizinalräte und -dezernenten im Februar 
1935, die ganz im Zeichen der kommenden rassistischen Reform des öffentlichen Ge- 
sundheitswesens stand, betonte Herbert Linden, daß es nichtmöglich sei, die »rassen- 
hygienische Betrachtungsweise« bei den »bisher als sozialhygienisch bezeichneten« 
Arbeiten des Gesundheitsamtes außer Acht zu lassen: »... die Schulgesundheitsfür- 
sorge, die Mütter- und Kinderberatung (sic! GC.), die Fürsorge für Tuberkulöse, 
Geschlechtskranke, körperlich Behinderte, Sieche und Süchtige (müssen) in rassen- 
hygienischem Geiste betrieben werden« (Linden 1935, S. 3). Er warnte vor der »Ge- 
fahr« — und sah hier häufige Verstöße — daß »besonders in spezialistisch betriebenen 
Fürsorgezweigen« der »rassenhygienische Geist« häufig »hinter Gesichtspunkte des 
Fachgebiets zurücktrete«. Neben dem »neuen Geist« in der Gesundheitsfürsorge leg- 
te Linden den versammelte Medizinalbeamten weitere »Beziehungen zwischen der 
Erb- und Rassenpflege und den sozialhygienischen Arbeitsgebieten« dar, »nämlich 
(die) Beibringung des für die Arbeit auf erbpflegerischem Gebiet unbedingt notwen- 
digen Unterlagenmaterials. Jede Beratung in der Fürsorgesprechstunde und jeder 
Hausbesuch müssen dazu ausgenutzt werden, das für die Beurteilung des Erbwerts 
der einzelnen Familie notwendige Material zusammenzutragen« (Linden 1935, S.4). 
Daß diese programmatischen Erklärungen - niedergelegt als Aufgaben des Gesund- 
heitsamtes in den Durchführungsverordnungen — auch umgesetzt wurden, belegen 
Aussagen wie z.B. die folgende über Säuglingsfürsorge von 1938: 

»Schließlich bietet die Säuglingsfürsorge, insbesondere der erste Hausbesuch der Gesundheitspflegerin, 
eine willkommene Gelegenheit, sich in zwangloser Weise von den erbbiologischen Verhältnissen der Fa- 
milie ein Bild zu machen. Während der Besuch der Gesundheitspflegerin, wenn er lediglich zur Feststel- 
lung einer Erbkrankheit erfolgt, meist nicht gern gesehen ist und infolge ablehnenden Verhaltens der Be- 
fragten oft nicht zu dem gewünschten Resultat führt, werden die Ermittlungen eher von Erfolg sein, wenn 
sie sich unauffällig an eine vorherige wirkliche Beratung der Mutter anschließen, die dieser auch etwas 
Positives gibt.« (Hoffmann, S. 4) 

Ziel der Tätigkeit der«Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege« war die Ermittlung 
und Beurteilung des Erbwertes einer Person, um entsprechende Maßnahmen zu ver- 
fügen oder zu empfehlen. Sie unterschied sich von den anderen Zweigen der Gesund- 
heitsfür- und Vorsorge dadurch, daß sie ihre Diagnosen über die Klientel durch den 
Zugriff auf möglichst alle Familienmitglieder gewann: »Im Gegensatz zu den bishe- 
rigen Beratungsstellen z.B. für Tuberkulöse, Geschlechtskranke usw. hat die Bera- 
tungsstelle für Erb- und Rassenpflege neben dem augenblicklichen Gesundheitszu- 
stand des zu Beratenden vor allem seine Erbbeschaffenheit zu erforschen«, heißt es 
in den vom RMdl erlassenen Grundsätzen.‘ Dazu sei es »notwendig, sich zu unter- 
richten, ob in der Sippe des Betreffenden Erbkrankheiten ... oder besonders vortreff- 
liche Eigenschaften andererseits vorgekommen« seien. Das »Zusammenstellen der 
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hierfür notwendigen Personalangaben, der erbbiologischen sowie sonstigen medizi- 
nischen Tatsachen« erfolge durch das Aufstellen einer Sippentafel. Zur Überprüfung 
der Angaben »des zu Beratenden« über seine Familie — ob nicht etwa ein krankes Fa- 
milienmitglied verschwiegen wurde — sollten u.a. Auskünfte bei kommunalen und 
staatlichen Behörden wie bei der NSDAP eingeholt werden, außerdem bei Ärzten, 
Krankenhäusern, Anstalten und sonstigen Stellen. Damit wandten die Gesundheits- 
ämter in der Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege das moderne vererbungstheo- 
retische Paradigma praktisch an, bis hin zur Verwendung des wichtigsten Arbeits- 
mittels der naturwissenschaftlichen Familienforschung, der Sippentafel (vgl. z.B. 
Grotjahn 1926). Der in der Zeit des Nationalsozialismus inflationäre Gebrauch des 
Wortes »erbbiologisch« macht nur vor diesem Hintergrund Sinn — sofern man ihn 
überhaupt verstehen will und nicht als Nazi-Floskel behandelt: Die genetische Kon- 
stituierung des Individuums kann per se nicht isoliert erfolgen, sondern nur im Kon- 
text der Erfassung und Begutachtung der physischen, psychischen und sozialen Exi- 
stenz der Familienmitglieder, die über gemeinsame Erbanlagen und Merkmale durch 
»Fortpflanzung« verbunden sind. Die Genealogie des jeweiligen Familienverbandes 
geriet auf diese Weise erstmalig in den amtsärztlichen und damit staatlichen Gesichts- 
kreis. In der auf Basis der »erbbiologischen Ermittlungen« erstellten Sippenregi- 
stratur fanden die internen Verwandtschafts- und Familienstrukturen ihr abstraktes 
Abbild. Auch die mit dem Personenstandsgesetz 1937 eingeführte Familienbuch- 
Führung anstelle der zuvor individuell geführten Geburten-, Heirats-und Sterberegi- 
ster in den Standesämtern hängt damit engstens zusammen. Wenn Abstammung und 
Vererbung so wichtig wurden, mußten auch Daten jedes einzelnen Menschen im Fa- 
milienzusammenhang registriert und abrufbar sein; außerdem hätten die Amtsärzte 
weit weniger Zugriffsmöglichkeiten gehabt, zumal im Lauf der Zeit die Klientel zu 
Recht immer mehr verschwieg, was ihr oder Familienangehörigen gefährlich werden 
könnte. 

Erbbiologie als Methode bestimmte nicht nur die Arbeit und den Blick auf die Men- 
schen im Gesundheitsamt, sondern war darüber hinaus Muster seiner bürokratischen 
Organisation. Alle »bei den Gesundheitsämtern vorhandenen Untersuchungsergeb- 
nisse und Vorgänge« waren in einer »erbbiologischen Kartei« zu sammeln.'? Wurde 
in der neueren Forschung über diese Erbbestandsaufnahme berichtet, so galt das In- 
teresse zum einen ihrem Erfassungscharakter (Bock 1986; Roth 1984), zum anderen 
der durch sie vermittelten Instrumentalisierung der Gesellschaft zum Großlabor 
(Weingart/Kroll/Bayertz 1989). Hier soll das Augenmerk auf die immanente Ratio- 
nalität ihrer Struktur und Funktion gelegt werden. Die Erbbestandsaufnahme war 
keine isolierte Praxis in einem Seitenraum des Amts, sondern »ärztliches Arbeitsmit- 
tel« und bürokratische Grundlage des Gesundheitsamtes. Sie war untrennbar mit der 
Abwicklung und Durchführbarkeit der Ehe- und Sexualkontrollen verknüpft. Es ist 
kein Zufall, daß im medizinisch-juristischen Gesetzeskommentar zum Blutschutz- 
und Ehegesundheitsgesetz die grundlegenden Erlasse und Vorschriften über die Be- 
ratungsstellen für Erb- und Rassenpflege sowie das Rundschreiben des RMdI betr. 
Richtlinien für die ärztlichen Untersucher der Ehestandsdarlehensbewerber vom 16. 
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März 1934 abgedruckt sind sowie ausführliche Erläuterungen für die Eheberatung 
gegeben werden. 

Sukzessive sollten die Daten und Untersuchungsergebnisse aller Personen, die frei- 
willig oder unfreiwillig mit dem Gesundheitsamt zu tun hatten, auf zwei Karteikar- 
ten fixiert und diese mit der einzurichtenden Sippenakte registraturtechnisch ver- 
knüpft werden. Sie bildeten das organisatorische und funktionelle Rückgrat der 
alltäglichen Arbeit eines jeden Amtes. Die Registratur als »ärztliches Arbeitsmittel« 
war analog der Wissenschaft strukturiert; Aufgabe der Gesundheitsämter im Natio- 
nalsozialismus war die praktisch-politische Umsetzung. 


Aufbau und Inhalt der erbbiologischen Organisationsstruktur 


Grundbausteine waren eine Karteikarte in zweifacher Ausfertigung pro Person und 
die Sippenregistratur pro Familie, die durch Zahlenverweise miteinander verbunden 
waren. Die erste Ausfertigung der Karteikarte war zunächst Suchkarte für alle Per- 
sonen, »mitdenen sich das Gesundheitsamt eingehender befaßt hat«, diente der Über- 
sicht über die dabei angelegte Akte und war »Übersichtsplan für alle Maßnahmen, 
deren wichtigste durch Bereiterung der entsprechenden Felder des oberen Randes der 
Karteikarte fortlaufend verfolgt werden können (z.B. die Aussetzungen der gericht- 
lich angeordneten Unfruchtbarmachungen).«'? Die Karte war zunächst für alle Per- 
sonen anzulegen, die in der Beratungsstelle für Erb- und Rassenpflege untersucht und 
über die ermittelt wurde. Ab 1938/39 sollte sie als Wohnortkartei zur Zentralkartei ei- 
nes jeden Amtes ausgebaut werden. Die Zweitschrift der Karte war per Post an das 
Gesundheitsamt des Geburtsorts zu schicken oder bei gleichem Wohn- und Geburts- 
ort als getrennte Geburtsortkartei einzurichten. Diese bildete »Beginn und Grund- 
lage der erbbiologischen Bestandsaufnahme der Gesamtbevölkerung«. Sie hatte den 
Zweck der »Auskunfterteilung bei Eheberatungen, Anträgen auf Unfruchtbarma- 
chungen usw.«'* Für im Ausland Geborene war das Reichsgesundheitsamt die zen- 
trale Sammelstelle der Zweitschrift. Ab 1938 wurden in Berlin, Hamburg, Sachsen, 
Thüringen und dem Saarland zentrale Geburtsortkarteien geführt, später wurden bis 
fast zum Kriegsende weitere zentrale Geburtsortkarteien in folgenden annektierten 
Ländern eingerichtet: in der Tschechoslowakei für den »Reichsgau Sudentenland« 
in Reichenberg, die »»Zentralstelle für die Erbkartei der deutschen Bevölkerung in 
Böhmen und Mähren« in Prag. Ab Anfang 1943 waren in Elsaß, Lothringen und Lu- 
xemburg Gesundheitsämter errichtet, die die Geburtsortkarteien von dort jeweils 
geborenen Personen führten, ebenso in Kärnten und in der Steiermark. Die Zentrale 
Geburtsortkartei für den besetzten und nicht dem »großdeutschen Reich« zugeschla- 
genen Teil Polens (»Generalgouvernement«) war in Krakau. Da mit Kriegsbeginn die 
Sterilisationsverfahren bis auf »eindeutige Fälle« eingestellt wurden, lag der prakti- 
sche Zweck vornehmlich in der Absicht, die Eheschließungen zu überwachen. 

Vereinfachung und bessere Objektivierung waren die beiden kennzeichnenden Prin- 
zipien einer Bürorationalisierung im Jahre 1938, die auf den ersten gewonnenen Er- 
fahrungen beruhte. Die Karteikarte für Wohnort- und Geburtsortkartei wurden von 


Kreuzung als Experiment 123 


der vorherigen Kurzdiagnostik über den auf ihr festgehaltenen Menschen zum funk- 
tionellen Nachweismittel für das schnelle Auffinden von Unterlagen über die Person; 
nur noch wenige, aber für die Selekteure grundlegende Klassifizierungen und Maß- 
nahmen wurden auf der Karte verzeichnet. Ebenso dünnte man die Rubriken der $Sip- 
pentafel aus und paßte ihren Aufbau dem Personenstandsgesetz vom 3.11.1937 an." 
Von den sehr ausführlichen Einzelvorschriften seien hier nur einige genannt, um deut- 
lich zu machen, wie Erfassung und Selektion nach medizinisch-psychiatrischen, se- 
xuellen, rassischen und sozialen Gesichtspunkten bereits im Bürosystem sich nieder- 
schlugen. In der Sippentafel waren auf einem Übersichtsblatt die Personenzeichen zu 
markieren mit jeweils bestimmten Farbstiften für Schwachsinn, Geisteskrankheit, 
Fallsucht, erbliche Taubheit, Alkoholismus, Selbstmord und körperliche Erbkrank- 
heiten: die Diagnostik für Zwangssterilisation und eugenische Eheverbote. Ebenso 
war nach »Rasse« zu klassifizieren. Aufgrund der durch das Reichsbürger- und Blut- 
schutzgesetz amtlich festgelegten Rassendefinitionen sollten ab 1938 auf der Kartei- 
karte folgende Bezeichnungen verwendet werden: 

»»Jude< (im Sinne des $ 2 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergsetz vom 14. November 1935, RGBl 
I, S. 1333, also auch Dreivierteljuden), 

»jüd. M k (= jüdischer Mischling mit 2 volljüdischen Großeltern), 

»jüd. M II« (= jüdischer Mischling mit | jüdischen Großeltemteil).« Weiter lauteten die Anweisungen: 
»Für nichtjüdische Fremndrassige gelten folgende Bezeichnungen: 

Zi (= Zigeuner), Ne (= Neger), Mo (= Mongole), bei Mischlingen mit dem entsprechenden Zusatz >M k 
bzw. >M II«. 


Alle sonstigen Personen, die als nicht deutschen oder artverwandten Blutes anzusehen sind, sind in dieser 
Spalte als »AF« (= artfremd) oder »AFM« (= artfremder Mischling) zu bezeichnen« (Gütt 1939, S. 586). 


In der Spalte »sozial« sollten »bestimmte, für die Beurteilung der Gesamtpersönlich- 
keit entscheidende Bezeichnungen« eingetragen werden, »welche eine Zuordnung 
der betr. Person zu bestimmten, sozial auffälligen Gruppen erlauben«. Kürzel für fol- 
gende Klassifizierungen waren hier vorgeschrieben: kriminell, rückfällig Kriminell 
(ohne Bagatellstrafen), schwer kriminell, Zuchthaus oder Todesstrafe, Fürsorgeer- 
ziehung, häufig wechselnder Geschlechtsverkehr, Prostituierte (wenn als solche ge- 
meldet), wegen Geistesschwäche, Geisteskrankheit, Trunksucht, Verschwendung 
entmündigt, arbeitsscheu, sonst asozial (Gütt 1939, S. 593). Bemerkenswert ist 
schließlich: Alle Frauen und Mädchen, ob ledig, verheiratet, geschieden oder verwit- 
wet, sollten mit ihrem Geburtsnamen geführt werden, organisationspraktischer Aus- 
druck ihrer wissenschaftlich fundierten »Gleichberechtigung«, der ihrem »gleichen« 
Anteil an »Fortpflanzung und Vererbung« durch die auch in der weiblichen Keimzelle 
liegenden Gene Rechnung trägt. Deshalb ist die »Sippe« der Frau genauso wichtig wie 
die des Mannes und bedarf eindeutiger Bestimmung, im Unterschied zu den patriar- 
chal ausgerichteten (vorgenetischen) Familien-Stammbäumen, in denen die Ehefrau- 
en jeweils allein in der männlichen Linie des Ehemannes aufgezeichnet erscheinen. 
Als »wichtigstes Anschlußmittel« waren die Systeme der Gesundheitsämter durch 
das Verschicken der Karteikarten für die Geburtsortskarteien untereinander zu vernet- 
zen. Dies war wegen der wachsenden Binnenwanderung immer notwendiger gewor- 
den. Die Ämter kamen mit ihrem Erfassungssystem der zunehmenden Mobilität 
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kaum nach: Rund ein Viertel der Bevölkerung zog mit beginnender Rüstungskon- 
junktur im Durchschnitt alle vier Jahre um. Die Freizügigkeit — besonders die »des 
Großstädters« — störe die Erbbestandsaufnahme empfindlich, hieß es 1940 (Drope 
und Vellguth).'* Ein Datenabtausch mit den Einwohnermeldeämtern wäre viel zu auf- 
wendig gewesen. Außerdem waren für ein Gesundheitsamt mit einem Einzugsgebiet 
von z.B. 100000 Einwohnern nicht alle 25000 umgezogenen, sondern jene Personen 
und ihre Familienmitglieder primär von »Interesse«, die für Zwangssterilisationen 
und Eheverbote »vorgemerkt« oder die sonst als »auffällig« in der Rubrik »sozial« 
erfaßt worden waren. »Daß wir uns ... zunächst und vordringlich mit der negativen 
Auslese befassen«, so Vellguth weiter, habe den »rein äußeren Grund, daß sich ein 
größerer Teil unserer erb- und rassenpflegerischen Maßnahmen heute auf diesen Per- 
sonenkreis bezieht und daß der größte Teil der fördernden Maßnahmen zur Voraus- 
setzung hat, daß die Betroffenen nicht zur negativen Auslese gehören. Grundsätzlich 
erstreckt sich unsere Arbeit auf die Gesamtbevölkerung« (Vellguth 1938, S. 500 f.) 
Die Erbbestandsaufnahme läßt sich in der Tat als eine »Gemeinschaftsarbeit aller- 
größten Stils, an dem jedes der 800 Gesundheitsämter in gleicher Weise beteiligt ist«, 
bezeichnen (Vellguth 1938, S. 497). Der lokale und überregionale Registratur- Ver- 
bund von Sippenakten, Wohnort- und Geburtsortkarteien wurde zur funktionellen 
Schnittstelle zwischen gesetzlichen Maßnahmen der » Auslese« und »Ausmerze« und 
dem Apparat: zwischen den Indikationen für Zwangssterilisation und Eheverbote, 
den vorgegebenen Kriterien für die Ablehnung oder Gewährung von Ehestandsdar- 
lehen, Kinder- und Ausbildungsbeihilfen, sowie dem »Ehrenkreuz der deutschen 
Mutter« einerseits und den gesundheitsamtlichen Fürsorgezweigen, aus deren Klien- 
tel sich ein Großteil der »Objekte« für die entsprechenden Maßnahmen rekrutierte, 
andererseits. Was für die Klientel mündliche oder schriftliche Ausfragerei und die 
Erhebung von Befunden am eigenen Leib und ihrer sozialen Lebenswelt war, war 
gleichsam die »Eingabe« für den Apparat mit Auswirkungen auf den Betriebslauf in 
naher und ferner Zukunft. Ziel war, ein »Nachschlagewerk der negativen Auslese« zu 
schaffen, auf dessen Basis amtsärztliches Handeln (termingerecht) einzuleiten und 
Selektionsentscheidungen zu begründen waren. »Für die Zukunft muß die Erbbe- 
standsaufnahme das wichtigste Material für die Erb- und Rassenpflege werden«, hieß 
es 1938. »Heute« sei die Anlage von Karteikarten und Sippentafeln noch vielfach die 
Folge der praktischen Maßnahmen, künftig jedoch sollten sich die praktischen Maß- 
nahmen »aus dem bereits vorliegenden Material« ergeben. »Nicht weil wir einen An- 
trag auf Unfruchtbarmachung stellen, stellen wir eine Sippentafel auf, sondern wir 
stellen einen Antrag, weil sich die Notwendigkeit dazu aus unserem Material ergibt« 
(Vellguth 1938, S. 501). 

Wie weit dies von seiner Anlage her höchst effektiv erscheinende Erfassungs- und 
Selektionssystem letztlich funktionierte, warabhängig vom jeweiligen Personalstand 
eines Gesundheitsamtes, den Amtsärzten, den Hilfsärzten und den Fürsorgerinnen. 
Zudem trugen die Ansprüche der lokalen wie zentralen Wohlfahrts-, Gesundheits- 
und Ärzteorganisationen der NSDAP und der Kommunen dazu bei, daß der Ausbau 
der Registratur unterschiedlich weit gedieh. Neben dem enormen Arbeitsaufwand 
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— in Hamburg wurden z.B. eigens »Karteiführer« eingestellt - ist schließlich die 
Empfindlichkeit des Apparts selbst zu bedenken: ein gigantisches Werk und äußerst 
störanfällig, sei es nur ein Stocken im Ausfüllen der Karteikarten durch Personal- 
mangel oder eine kleine Nachlässigkeit der Schreibkraft. Nicht zuletzt streuten die 
Betroffenen selbst aktiv und passiv, bewußt oder unbewußt Sand ins Getriebe: Die zu- 
nehmende Freizügigkeit, seies im Zusammenhang mit dem wachsenden Arbeitskräf- 
temangel im Zuge der Rüstungskonjunktur und dem Abwerben durch unternehmeri- 
sche Lohnpolitik oder durch Untertauchen, schließlich der Krieg brachte den »Stand« 
des Erfassungssystems immer wieder neu ins Hintertreffen. Heute im Zeitalter von 
Computern und Telefaxe, sähe es allerdings anders aus. 1942 waren offensichtlich um 
die 10 Millionen Karteikarten erstellt (Bock 1986, S. 191 £.). Welche Personenkreise 
und Familien »verkartet« waren, ist unbekannt. Immerhin entsprach die Zahl der in 
den zwanziger Jahren z.B. von Fritz Lenz aufgrund der Medizinalstatistik geschätz- 
ten »negativen Auslese« der Reichsbevölkerung. Andererseits wurden etwa vier Mil- 
lionen Männer und Frauen für ein Ehestandsdarlehen ärztlich untersucht und hätten 
entsprechend der Vorschriften ebenfalls »verkartet« sein müssen. Die Ablehnungs- 
quote war hier mit unter fünf Prozent gering. 
Auch wenn das Ziel der Erbbestandsaufnahme der Gesamtbevölkerung nicht erreicht 
werden konnte, funktionierten die Gesundheitsämter angesichts der Millionen Unter- 
suchungen, die für viele Menschen katastrophale Folgen hatten, dennoch auf schlim- 
me Weise effektiv genug. In den letzten Kriegsjahren wurden Selektion und Mord dort 
praktiziert, wo Erfassung und Segregation längst stattgefunden hatten: in den russi- 
schen Kriegsgefangenenlagern, den Lagern für »slawische« Zwangsarbeiter und 
Zwangsarbeiterinnen, in den Säuglingsbaracken, in den Konzentrationslagern, in den 
Vernichtungslagern, in den »Heil- und Pflegeanstalten«. Die ab 1941 von allen Braut- 
leuten geforderte Eheunbedenklichkeitsbescheinigung jedoch zeigt, daß die Politik 
der »Ausmerze« und der«Auslese« nicht von den Gesundheitsämtern in die Lager 
verschoben wurde, noch, daß sie für das öffentliche Gesundheitswesen zu Ende war: 
Herbert Linden — während derselben Zeit beschäftigt mit der Organisation der An- 
staltsmorde (Aly 1985, S. 17) und eingeweiht in Fleckfieberversuche an KZ-Häftlin- 
gen (Mitscherlich, Mielke, S. 91 f.) - lobte diese Bescheinigungen als »erheblichen 
Fortschritt in der Erbpflege« im Hinblick auf die nach dem Ehegesundheitsgesetz vor 
jeder Eheschließung beizubringenden Ehetauglichkeitszeugnisse. Diese sollten nach 
dem Krieg von jedem Brautpaar im Standesamt vorgelegt werden (Linden 1942). 
Dazu ist es nicht mehr gekommen. Die 1946 in Württemberg eingeführte eugenische 
Eheberatung vor der Eheschließung durch Ärzte wurde wenig später aufgrund des 
‚geringen Erfolges bei den Brautpaaren wieder abgeschafft (Müller-Freienfels 1962). 
Das vom nationalsozialistischen Staat geschaffene öffentliche Gesundheitswesen 
hingegen hat - reföderalisiert und im Gesetz um »Rasse« und »NSDAP«, nicht aber 
um »Erb- ...pflege« bereinigt— Bestand bis heute. Die Erbkartei blieb, von »überflüs- 
sigem Beiwerk befreit«, zentrale Suchkartei (Kuhn 1966). 
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4. Die Bedeutung von Kreuzung in der Selektionspraxis oder: Die Taxierung 
des Paares 


Schließlich bestimmte das Kreuzungsexperiment das Verfahren der ärztlichen Selek- 
tion für Ehestandsdarlehen und Eheverbote. Nach dem modernen Vererbungspara- 
digma war es gar nicht anders möglich: Eheeignung wie die Ehetauglichkeit als eu- 
genische Qualifikation konnten weder abstrakt noch »individualistisch« bestimmt 
werden, sondern verlangten neben der körperlichen Kontrolle der »Ehebewerber« je- 
weils die Ausleuchtung ihrer Familien. Analog der genetischen Theorie blickte der 
Amtsarzt auf das Paar als auf zwei Exemplare unterschiedlicher Erblinien in der F,- 
Generation und wandte in prognostischer Absicht virtuell das die moderne Genetik 
konstituierende Experiment, die Kreuzung, an. Aus diesem Grund kam es bei der Be- 
urteilung entscheidend auf die Pariner-Kombination an: ausschlaggebend war »das 
Erbbild des anderen Partners sowie das Sippenbild beider Partner« (Gütt/Linden/ 
Maßfeller 1936, S. 66). 

Ebenso wie das Klassifizieren und Kombinieren bei der Beurteilung der Ehevorhaben 
von »Mischlingen« verschiedenen »Grades« miteinander oder mit jüdischen oder 
nichtjüdischen Nicht-»Mischlingen« für rassistische Eheverbote oder Genehmigun- 
gen nach dem Blutschutzgesetz eine zentrale Rolle spielte!’ - die »Grade« bildeten ja 
nichts anderes als das Generationen-Rassenmischungs-Verhältnis ab—, beruhten auch 
die eugenischen Eheverbote oder Genehmigungen nach dem Ehegesundheitsgesetz 
auf Klassifizierung und Beurteilung der durch das jeweils bestimmte Paar verkörper- 
ten »Kombinationen«: 

. ein Partner ist krank, der andere gesund; 

. ein Partner ist erblich belastet, der andere gesund; 

. beide Partner sind krank; 

. ein Partner ist krank, der andere erblich belastet; 


. beide Partner sind erblich belastet.« 
Gütt/Linden/Maßfeller 1936, S.134) 
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Die Kombinatorik ist bis heute eine der grundlegenden Methoden der humange- 
netischen Beratung. Der Unterschied zum Nationalsozialismus liegt weniger in der 
inzwischen fortgeschrittenen Kenntnis über einige körperliche Erbkrankheiten, son- 
dern in den Rechtsfolgen der humangenetischen Beratung. Damit sind bei gleichblei- 
bender wissenschaftlicher Grundlage die Probleme verlagert. 


5, Vergangenheit und Gegenwart: Ausblick 


Genetik und Humangenetik haben ihren sozialpolitischen Anspruch nicht aufge- 
geben, soweit es um die Verbesserung des gen pools geht. Die negative Eugenik soll 
dabei versuchen, »die Häufigkeit nachteiliger Gene zu verhindern«, die positive Eu- 
genik, »die Häufigkeit vorteilhafter Gene zu erhöhen«. Nicht zuletzt aufgrund der 
Erfahrungen im nationalsozialistischen Deutschland wurde und wird von der interna- 
tionalen Genetikergemeinde die Anwendung von Zwangseingriffen verurteilt. Sie 
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setzt statt dessen darauf, »auf sozialer Ebene zu veranlassen, daß sich Genotypen, die 
ganz offensichtlich nachteilig sind, sich nicht fortpflanzen« (Strickberger 1988, S. 
189). Da zudem präzisere Berechnungsgrundlagen ergaben, daß sich eine »Verbesse- 
rung« des gen pools durch Verminderungrezessiver pathogener Erbanlage qua »nega- 
tiver Eugenik« innerhalb überschaubarer zeitlicher Dimensionen kaum herbeiführen 
läßt (van den Daele 1985), hat sich der sozialpolitische Anspruch auf die »positive« 
Eugenik als »Anreicherung« des gen pools verlegt. Nach wie vor ist die »Methode der 
Selektion von größter Bedeutung«. Weil »eugenische Maßnahmen, die diktieren, wer 
wen heiraten soll«, z.B. »gezielte Paarung« als untragbar abgelehnt wird, ist unter an- 
derem!? Samenwahl statt Gattenwahl angesagt: »Nach dieser Methode würden weib- 
liche Freiwillige sich entscheiden, sich durch Männer künstlich befruchten zu lassen, 
die schon lange tot sind, aber in hohem Maße über wünschenswerte Eigenschaften 
verfügten« (Strickberger 1988, S. 189). In der Vorstellung, daß man Paare beeinflus- 
. sen solle, »für ihre Kinder eine sehr hochwertige genetische Ausstattung zu wün- 
schen«-so ein anderer Vorschlag - treffen sozialpolitisches EngagementderGenetik, 
humangenetische Beratung und pränatale Diagnostik zusammen. 

Im Gegensatz zur nationalsozialistischen Erb- und Rassenpflege ist eine humangene- 
tische Beratung heute nicht gesetzlich zwingend vorgeschrieben; es existieren weder 
eugenische Eheverbote, noch können Sterilisation oder Abtreibung aus eugenischen 
Gründen auf legale Weise erzwungen werden. Die eugenische Indikation für einen 
Schwangerschaftsabbruch blieb jedoch seit der NS-Zeit erhalten und gewinnt ange- 
sichts fortgeschrittener pränataler Diagnosetechniken an Bedeutung. Schwangere 
Frauen werden inzwischen einem großen Entscheidungsdruck ausgesetzt; schon der 
Anwendung der Untersuchungsverfahren können sie sich nurnoch schwer entziehen. 
Genetik, Gynäkologie und Perinatale Medizin rücken immer enger zusammen und 
treffen sich in dem Bemühen um das »gesunde Kind«. Es wird zum erwünschten Pro- 
dukt, auf das die Gesellschaft und die Eltern Anspruch haben. Dahinter verbirgt sich 
letztendlich eugenisches Denken über »lebensunwertes Leben«. 

Eine der wichtigsten Fragen, die schon fast überholt zu sein scheint, ist die nach dem 
Verhältnis von Medizin, Recht und Körper oder: Wie verhält sich die Freiheit der Hu- 
man- und Biowissenschaften zur Freiheit der Person, dem wesentlichen Grundrecht 
in einer bürgerlich-demokratisch verfaßten Gesellschaft? Die Entwicklung geht of- 
fensichtlich dahin, daß die Freiheit der Person sich darin erschöpft, sich dem Denken 
und jeweiligen Kenntnis- und Technikstand der Wissenschaft freiwillig und »aufge- 
klärt« anzupassen. Eine menschenfeindliche Entwicklung. 


Anmerkungen 


1 Wenn Erwin Baur (1930) schreibt, »Die heutigen Menschenrassen sind alle untereinander kreuzbar 
und geben völlig fertile Bastarde«, verrät sich in der Tat das Denken des Experimentators — vollends 
dann, wenn er bedauert, daß »Kreuzungsversuche zwischen Menschen und dem nächst verwandten 
Menschenaffen (Schimpanse etwa), mit Hilfe von künstlicher Befruchtung technisch ohne Schwie- 
rigkeiten ausgeführt werden könnten, ... bisher — leider noch nicht ausgeführt« wurden, denn so kön- 
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ne geklärt werden, ob »diese Kreuzungen zu lebensfähigen F,-Individuen führen würden«, was er 
zwar für »wenig wahrscheinlich, aber durchaus nicht von vornherein für unmöglich« hielt. Zu Baur 
vgl. Gilsenbach 1990. 

2 »Künstliche Selektion« im Gegensatz zu »natürlicher Selektion« und »künstlich« im Sinn von 
»ärztlicher Kunst«. 

3 Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934, Reichsgesetzblatt 
(RGBI), S. 531; 1. DVO vom 6.2.1935, RGBITL, S. 177; 2. DVO (Dienstordnung — Allgemeiner Teil) 
vom 22.2.1935, ebda., S. 215; 3. DVO (Dienstordnung — Besonderer Teil) vom 30.3.1935, Reichs- 
Ministerialblatt für die Innere Verwaltung, S. 327 (BeilagezuNr. 14). Zu den Phasen der Durchsetzung 
des GVG im einzelnen vgl, Labisch/Tennstedt 1984, S. 257-313. 

4 Wie notwendig ein personell und finanziell gut ausgestatteter Apparat für die Durchführung rassenhy- 
gienischer Politik ist, zeige ich in meiner Dissertation (Czarnowski 1989) anhand der Probleme, die bei 
den überstürzt eingeführten ärztlichen Eheeignungszeugnissen für Ehestandsdarlehensbewerber/in- 
nen vor der Reform des öffentlichen Gesundheitswesens entstanden — Probleme, die wenigerdie Unter- 
suchten als die Untersucher hatten, weil sie zu Recht fürchteten, daß ihnen viele Angaben verheimlicht 
wurden. 

5  Abschrifteines undatierten 10seitigen dienstlichen Schreibens von Gütt als Leiter der Abteilung IV »an 

Herrn Minister durch die Hand des Herrn Staatssekretärs«, als Abschrift beigefügt dem vertraulichen 

Schreiben Gütt an Himmler vom 14.1.1938, Institut für Zeitgeschichte, MA 3 (1), Himmler Files Nr. 

1302, Drawer 1, Folder 5, RFSS/Pers. Stab. 

1.DVOS$ 9, Gütt 1939, S. 144. 

1. DVO $$ 20-21, Gütt 1939, S. 46. 

Verzeichnis der Gesundheitsämter nach dem Stande vom 1. Oktober 1938, Gütt 1939, S. 329-357. 

Der Jahresgesundheitsbericht wurde übrigens seit 1935 auf jeweils für alle Länder einheitlichen Vor- 

drucken erstattet; damit wurde auch hier ein teilweise lange dauernder Partikularismus angeglichen: 

In Sachsen z.B. wurden seit 1867, in Preußen seit 1901 Jahresgesundheitsberichte erstellt (Gütt 1939, 

S. 88). 

10 Abdruck eines ausgefüllten Monatsberichts einer mittleren Verwaltungsbehörde (Oldenburg) in Roth 
1984, S. 77 

11 Grundsätze für die Errichtung und Tätigkeit der Beratungsstellen für Erb- und Rassenpflege, Anlage 
1) zum Runderlaß RuPrMdl vom 21.5.1935 -1V f 3060/1075 b--betrifft: Beratungsstellen für Erb- und 
Rassenpflege, in: Gütt/Linden/Maßfeller (1936) S. 286 

12 8533. DVO zum GVG (Dienstordnung für die Gesundheitsämter — Besonderer Teil) vom 30.3. 1935, 
Gütt 1939, S. 261; vgl. Bock 1986, S. 188-192; Roth 1984, S. 75 £. 

13 Erläuterung zur Karteikarte, Anlage 5) zum RdErl RuPrMdI vom 21.5.1935, Gütt/Linden/Maßfeller 
(1936) S. 296. 

14 Erläuterung zur Karteikarte, Gütt/Linden/Maßfeller (1936) S. 296. 

15 Grundsätze für die Tätigkeit der Beratungsstellen für Erb- und Rassenpflege in den Gesundheitsäm- 
tern, gedruckt als Anlage zum RdErl RuPMdlI vom 1.4.1938 — IV b 1289/38/1075 b, S. 109, in: Gütt 
1939, S. 555 £., S. 575-607. 

16 Auf der anderen Seite nutzten sie die in »jeder zivilisierten Großstadt« viel mehr als auf dem Lande 
vorhandenen »Einrichtungen, bei denen Menschen, die zur negativen Auslese gehören, erfaßt werden« 
als Informationsquellen zur Gruppenerfassung aus. 

17 Das Versagen eines Ehetauglichkeitszeugnisses zog entsprechend $ 2 Ehegesundheitsgesetz ein Ehe- 
verbot nach sich. Dieser Paragraph war 1936 noch nicht generell in Kraft gesetzt worden, sondern 
wurde selektiv gehandhabt in Abhängigkeit vom Blick des Standesbeamten und dem Stand der erb- 
biologischen Erfassung im Gesundheitsamt, denn jedes Aufgebot wurde an das Gesundheitsamt wei- 
tergeleitet. 

18 1. AVO BlutschG v. 14.11.1935, Erläuterungen in Gütt/Linden/Maßfeller (1936) S. 219-223. 

19 Samenbanken, Klone, Parthenogenese oder Genchirurgie gehören zum Arsenal positiver Eugenik. 
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Gero Lenhardt 
»Ethnische Identität« und gesellschaftliche Rationalisierung 


Zusammenfassung: Im Gegensatz zu bürgerlichen und marxistischen Hoffnungen 
auf die Herausbildung universalistischer Interessen, beobachtet die Minderheiten- 
soziologie immer häufiger soziale Bewegungen, die partikulare Interessen vertreten. 
Ihrem Selbstverständnis nach knüpfen sie dabei an überkommener Tradition an. Da- 
gegen wird hier gezeigt, daß ethnische Orientierung Produkt des Rationalisierungs- 
prozesses ist. Das geschieht im Anschluß an die Webersche Theorie des ethnischen 
Gemeinsamkeitsglaubens und mit Hilfe empirischer Studien vor allem aus den USA. 
Die Bürokratisierung der Lebensverhältnisse durch den modernen Staat kommt dem 
Ethnozentrismus entgegen. 


1. Ausgangspunkt: Bürgerlicher und proletarischer Universalismus 


Die bürgerliche Gesellschaft, so erwarten es deren Anwälte bis heute, werde die Inter- 
essen der Individuen sich als allgemein menschliche entwickeln lassen. Der freie 
Markt, so die Vorstellung, soll ausschließen, daß sich irgend jemand mit Gewalt über 
die Bedürfnisse anderer hinwegsetzt. Wären die wirtschaftlichen Beziehungen frei 
von ständischen oder anderen leistungsfremden Restriktionen, dann wären die Indi- 
viduen im freien Tausch gezwungen, sich wechselseitig in der Verschiedenheit ihrer 
Bedürfnisse anzuerkennen. Jedermann wäre frei, seine Umwelt gemäß individueller 
Eignung und Neigung zu kultivieren und damit auch sich selbst. Diese Erwartung ist 
auch mit der politischen Rolle des Bürgers verbunden. Freiheit und Gleichheit als 
Grundlagen der politischen Willensbildung sollen undurchschaute Tradition auflösen 
und der politischen Gewalt die Zügel allgemein menschlicher Vernunft anlegen. 
Kurz, die formale Gleichheit des Marktes und des demokratischen Rechtsstaats soll 
die individuellen Interessen vereinen, indem sie für allgemeine Gerechtigkeit und 
Vernunft sorgt (vgl. Habermas ?1965). 

Die These von der Herausbildung gleicher und gemeinsamer Interessen findet sich 
auch in der marxistischen Kritik der bürgerlichen Gesellschaft, hier freilich mit dem 
Zusatz, daß sich Gleichheit und Gemeinsamkeit der Interessen im Kapitalismus nur 
negativ herstellen als Entfremdung aller Individuen von allen ihren Lebensbedingun- 
gen. Zu diesem Ergebnis kommt Marx, indem er die Organisation der Lohnarbeit und 
nicht bloß die Tauschverhältnisse in der Warenzirkulation in den Blick nimmt. Die Or- 
ganisationsprinzipien des Kapitalverwertungsprozesses würden immer mehr Indivi- 
duen beherrschen, in immer mehr ihrer Lebensbereiche vordringen und individuellen 
Bedürfnissen immer aggressiver widersprechen. Die zunehmende (1) Angleichung, 
(2) Vergesellschaftung und (3) Entfremdung der Lebensbedingungen aber, so hatte 
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Marx in seiner Revolutionstheorie spekuliert, würden von den Individuen als Chance 
genutzt, in einer revolutionären Umwälzung die Interessen jedes einzelnen als all- 
gemein menschliche Interessen zu implementieren (Marx/Engels 1968). 

Im Gegensatz zuder bürgerlichen und marxistischen Hoffnung auf die Herausbildung 
rationaler universalistischer Interessen beobachtet die Minderheitensoziologie im- 
mer häufiger partikularistische soziale Bewegungen. Ihre Mitglieder definieren sich 
nicht als Bürger, und sie erheben auch nicht verallgemeinerbare Ansprüche, sondern 
partikularistische. Dabei scheinen sie an vorbürgerliche traditionalistische Unter- 
scheidungen anzuknüpfen. Ihr gemeinsamer Nenner ist die Idee der Abstammungs- 
gemeinschaft. Abstammungsgemeinschaft gilt als Fundament besonderer kultureller 
Traditionen und Bindungen und - so die Vorstellung — vereinige die Mitglieder auch 
durch Blutsbande. Bluts- und Kulturband werden als einheitsstiftende Elemente mit 
jeweils unterschiedlicher Gewichtung behauptet. 

Das Nebeneinander weltbürgerlich-republikanischer und völkisch-nationalistischer 
Ideen zeigte sich im vergangenen Winter auch beim Zusammenbruch der DDR. Es 
wird greifbar in den am häufigsten benutzten Parolen. Dem Wortlaut nach waren sie 
fast identisch, in ihren Bedeutungen aber grundverschieden. »Wir sind das Volk!« 
lautete der Ruf, mit dem der Aufstand begann. »Wirsind ein Volk!« lautete der zwei- 
te, mit der der Aufstand im Vereinigungsprozeß der deutschen Staaten sein Ende fand. 
Der erste ließ an das selbstbewußte »the people« und »le peuple« denken, mit dem die 
revolutionären Bewegungen in den USA und in Frankreich einmal das Volk zum 
politischen Souverän ausgerufen hatten. In Deutschland bedeutete der Volksbegriff 
zumeist Abstammungsgemeinschaft und verband sich mit völkischem Nationalismus 
und Rassismus. In der DDR schien sich die republikanische Bedeutung durchzuset- 
zen. Aber noch bevor sich die Demonstranten als »das« Volk zum politischen Souve- 
rän machen konnten, gewann der alte Volksbegriff wieder die Oberhand. Sicher war 
der Wunsch nach Demokratie und freiheitlicheren Lebensverhältnissen nicht erlo- 
schen. Er bildete ein wichtiges Motiv in der Forderung nach staatlicher Einheit. Aber 
das Volksverständnis der Bewegung hatte sich geändert. Es war völkisch geworden. 
Die Forderung nach staatlicher Einheit wurde nicht mehr mit individuellem Interesse 
als letztem Legitimitätsgrund gerechtfertigt, sondern mit der Beschwörung der Ab- 
stammungsgemeinschaft. Nicht weil siees wollen, sondern weil siemit den Westdeut- 
schen ein Volk bilden, würde — wie in einem Naturprozeß -»zusammenwachsen, was 
zusammengehöft«. 

Nationalistische Motive finden sich auch in zahlreichen ethnischen oder ethnisch 
gefärbten regionalistischen Bewegungen, zum Beispiel in Belgien, Baskenland, Ir- 
land, Südtirol, Korsika in Rumänien usw. Die Staaten mit zentraler Verwaltungswirt- 
schaft haben den Nationalismus nicht überwunden, sondern lediglich in unterdrük- 
kender Form reproduziert. Nationalistisch getönte Bewegungen formieren sich in der 
Sowjetunion gegen die Moskauer Zentralgewalt, und der Zusammenhalt der jugosla- 
wischen Föderation ist in Gefahr. Der Traum einer brüderlichen Weltzivilisation, 
gleichviel ob bürgerlichen oder proletarischen Charakters, ist nationalistischen Un- 
terscheidungen geopfert worden. 
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Der völkische Nationalismus und die Ideen des demokratischen Rechtsstaats wider- 
sprechen einander (Winkler 1985). Letzteren entspricht, daß die einzelnen ihren ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen frei gegenübertreten und in der freien Auseinander- 
setzung damit Identität gewinnen. Diese Lebensverhältnisse schließen die vorherige 
Geschichte ein. Aber an sie sind die Individuen nicht schicksalhaft gebunden, sondern 
sie sollen ihr unabhängig und kritisch gegenübertreten können. Das Bemühen um 
Selbstverständigung und intellektuelle Unabhängigkeit ist aber der Feind aller 
Tradition. Denn es widerstreitetdem Glauben an die unbedingte Geltung gesellschaft- 
licher Normen, der Kennzeichen des Traditionalismus ist. Demokratische Selbstver- 
ständigungsprozesse schaffen Klarheit, die nicht ethnisch ist, sondern die als Mög- 
lichkeit allen Menschen gemeinsam ist, gleichviel welchen materiellen Ausruck sich 
ein aufgeklärtes Bewußtsein verschaffen mag. 

Die Auseinandersetzungen um kulturelle Identität, Volkstum oder Sonderrecht für 
ethnische Gruppen scheinen dem Rationalisierungsprozeß ein Ende zu setzen. Sozio- 
logische Beobachter dieser Konflikte glauben jedenfalls gelegentlich, ein Wiederauf- 
treten ursprünglicher Tradition entdecken zu können. Nach einer Erklärung dieser 
Abweichung der gesellschaftlichen Entwicklung vom antizipierten Pfad wird in den 
verschiedensten sozialwissenschaftlichen Perspektiven geforscht. 

Zu dieser Diskussion sollen die folgenden Überlegungen beitragen. Sie nehmen Max 
Webers Rationalisierungstheorie zum Ausgangspunkt. Im Anschluß daran werden 
neuere Theorien zur Segregation auf dem Arbeitsmarkt skizziert, die vor allem in den 
USA entstanden sind. Gezeigt werden soll, daß die Ausbreitung ethnischen Gemein- 
samkeitsglaubens keineswegs bedeutet, daß Tradition wieder Autorität gewinnt. Der 
Ethnozentrismus ist vielmehr Ausdruck des Modernisierungsprozesses und damit 
auch Feind der Tradition. Psychopathologisch ist er nicht zu begreifen, er ist vielmehr 
Ausdruck realitätstüchtigen Umgangs mit einer irrationalen sozialstrukturellen 
Realität. Er geht darauf zurück, daß es trotz Überwindung traditionaler Autoritätnicht 
gelungen ist, die individuellen Interessen so zu institutionalisieren, daß »die freie Ent- 
wicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist« (Marx/Engels 
1968, S. 43). Die Tatsache, daß nationalistische Bewegungen in liberal-demokrati- 
schen Ländern heute viel schwächer ausgeprägt sind als in der Kommunistischen 
Welt, weist auf die Bedeutung hin, die der bürokratischen Rationalität in diesem Zu- 
sammenhang zukommt. Die Webersche Theorie ethnischen Gemeinsamkeitsglau- 
bens und die Bürokratietheorie werfen ein Licht auf den Zusammmenhang zwischen 
Bürokratisierung und Ethnozentrismus. 


2. Kulturelle Identität 


Zentrale Vorstellungen in wissenschaftlichen und politischen Auseinandersetzungen 
um ethnische Gruppenbildung verbinden sich mit dem Begriff der kulturellen Iden- 
tität. Von dem soll deswegen zunächst die Rede sein. Der Begriff der kulturellen Iden- 
tıtät hat den des Volkstums abgelöst. Der Begriff des Volkstums changierte, ganz 
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ähnlich wie der der Abstammungsgemeinschaft, mitdemer aufs engste verbunden ist, 
zwischen naturwissenschaftlichen Vererbungstheorien und ideologischen Gemein- 
schaftsvorstellungen. Natur oder Tradition galten hier als Schicksalsmächte, denen 
die Individuen unterworfen seien. 

Der Begriff der kulturellen oder ethnischen Identität nähert sich dagegen dem mo- 
dernen Individualismus. Er enthält die Vorstellung, daß jedermann in seinem Innern 
mit einer Persönlichkeit ausgestattet ist. Diese Persönlichkeit gilt als entwicklungs- 
fähig, und Erfordernisse ihrer Entwicklung sind zum Maßstab geworden, an dem die 
Einrichtungen der Gesellschaft gemessen werden. Die gesellschaftlichen Verhältnis- 
se gelten nicht als unantastbare Schicksalsmacht, sondern als Einrichtungen, über die 
verfügt werden kann. Diese Vorstellungen äußern sich in der ausländerpolitischen 
Diskussion, im Konflikt um die Frage, ob die Einwanderer assimiliert werden sollen 
oder ob gepflegt werden soll, was als ihre mitgebrachte kulturelle Identität gilt. Die 
Bundesrepublik solle sich in eine multikulturelle Gesellschaft verwandeln, so fordern 
es die Anwälte der ethnischen Identität der Einwanderer. 

Diese Forderung ist antinationalistisch motiviert, sie ist gelegentlich jedoch in der 
Gefahr, die Begriffe des Nationalismus zu benutzen. Sie stellt dann der national-kon- 
servativen Sorge um das deutsche Volkstum nicht Aufklärung, sondern lediglich die 
Sorge um viele Volkstümer entgegen. Der Begriff der kulturellen Identität teilt mit 
dem romantischen Volkstumsbegriff nämlich eine Reihe problematischer Bestim- 
mungen. Er macht mit dem modernen Individualismus nicht wirklich ernst und 
problematisiert lediglich Randbereiche der Gesellschaft. 

Kulturelle Identität gilt als ein gesellschaftliches Konstrukt. Ihr gesellschaftlicher 
Charakter, so zeigt eine nähere Prüfung, wird jedoch lediglich darin gesehen, daß die 
Sozialstruktur die einzelnen per Sozialisation auf bestimmte Verhaltensweisen fest- 
legt. Die Individuen gelten als Besitzer eines festen Apparates von Fähigkeiten, Be- 
dürfnissen und Handlungsmotiven, der das individuelle Verhalten festlegt. 

Aufden gesellschaftlich vermittelten Erwerb dieser Innenausstattung wird reduziert, 
was den gesellschaftlichen Charakter individueller Identität ausmacht. Außer Be- 
tracht bleibt, daß das, was der einzelne will oder kann, erst in Interaktion mit den 
äußeren Lebensumständen Konkrete Gestalt gewinnt, daß man Identität nicht einfach 
besitzt, sondern in der Interaktion mitder Umwelt jeweils aktiv herstellt. Dabei bilden 
die mit den Lebensumständen gegebenen Handlungsmöglichkeiten nicht mehr oder 
weniger weit gezogene Grenzen leerer Spielräume, in die festlegende Persönlich- 
keitsmerkmale eindringen und ausgelebt werden könnten. Die Lebensumstände sind 
für das, was sich als individuelle Identität äußert, vielmehr konstitutiv (Krappmann 
1978). Der einzelne verhält sich als Arbeiter, als Elternteil, als Bürger oder Ausländer, 
als Wissenschaftler etc. Diese sozialen Existenzweisen können gar nicht praktiziert 
und folglich begriffen werden ohne Bezug auf materielle und gesellschaftliche Ver- 
hältnisse, in denen der einzelne die genannten Bestimmungen erst erwirbt. Niemand 
kann sich in den genannten Rollen verhalten, wenn er nicht über die geeigneten 
gesellschaftlichen, materiellen und kulturellen Ressourcen verfügen kann. Als En- 
semble innerer Fähigkeiten können sie offenkundig aber nicht beschrieben werden. 
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Wird von ihnen abstrahiert, dann wird der Begriff des Individuums und seiner Iden- 
tität inhaltsleer (Adorno/Dirks 1956). 

Dieser Gefahr erliegt gelegentlich die Redeweise von der kulturellen Identität. Was 
für die Entwicklung und Lebenschancen der Individuen entscheidend ist, ihre beruf- 
liche und politische Existenz, bleibt hier außer Betracht. Der Ordnung dieser Lebens- 
bereiche und den Erfahrungen, die die Individuen hiermachen, wird Kulturbedeutung 
nicht zugesprochen. So thematisiert der Begriff der kulturellen Identität, ganz ähnlich 
wie der Herdersche Volksbegriff, Phänomene, die der individuellen Existenz eher 
äußerlich und zufällig sind (Lenhardt 1990). 

Der Begriff der ethnischen Identität impliziert zudem, daß die Angehörigen der 
Mehrheit ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten unter den gegebenen Verhältnissen 
befriedigenden Ausdruck verschaffen könnten, daß wenigstens sie mit ihren Lebens- 
umständen identisch seien. Gegen diese Vorstellung ist einzuwenden, daß sich die 
Sozialstruktur unabhängig und im Gegensatz zu den Bedürfnissen entwickelt, die sie 
auf seiten der Individuen — auch denen der Mehrheit-hervorbringt. Daß die Dynamik 
der gesellschaftlichen Entwicklung nicht Gesichtspunkten folgt, in denen die Indivi- 
duen ihre Belange wiedererkennen könnten, gehört zu den Grundeinsichten der So- 
ziologie von Marx über Weber bis Luhmann. 

Der Bereich von Verhaltensweisen, auf den der Begriff der kulturellen Identität zielt, 
ist also schmal, und entsprechend begrenzt sind die politischen Forderungen nach 
Pflege ethnischer Identität und der Einrichtung einer multikulturellen Gesellschaft. 
Sie beziehen sich im wesentlichen auf Fragen der veranstalteten Kultur, vor allem auf 
die Bildungspolitik. Diese Forderungen können sich auf das liberale Prinzip berufen, 
daß die einzelnen über ihre Lebensperspektiven selbst verfügen können sollen. Der 
moderne Interventionsstaat hat dazu die Voraussetzungen zu schaffen. 

Diese Forderung nach Pflege ethnischer Identität steht freilich selbst in schärfstem 
Gegensatz zum Traditionalismus. Denn der fordert bedingungslose Anerkennung tra- 
ditionaler Autorität und schließt unabhängige individuelle Entscheidung aus. Versu- 
che ethnischer Traditionspflege scheitern an den modernen Mitteln, die deren Prota- 
gonisten dafür zu mobilisieren suchen. Ethnische Traditionspflege wird damit selbst 
zu einem Teil des Rationalisierungsprozesses. 

Bildungssoziologische Überlegungen können das verdeutlichen. Eine Bildungsp- 
olitik, die die Vergangenheit der Einwanderer aufgreift, ist erst möglich, wenn deren 
kulturelle Überlieferung Sache von Entscheidungen in den Händen staatlicher Büro- 
kratien geworden und an Bildungsanstalten delegiert ist. Das setzt voraus, daß die 
unbedingte Geltung der Tradition rationaler Planung und Entscheidung gewichen ist, 
daß die soziale Identität der Lernenden die von Schülern der Bildungsanstalten istund 
daß Ausbildungspersonal an die Stelle der paternalen Autorität oder anders geregelter 
traditionaler Vorbildlichkeit getreten ist. Diese sozialen Verhältnisse bleiben den In- 
halten nicht äußerlich, die vermittelt werden sollen: Sie machen sie zu Schulstoff. Der 
Schulunterricht kann die Kultur zum Thema machen, die die Einwanderer hinter sich 
gelassen haben. Autorität kann er ihnen aber nicht verleihen. Er kann sie nur auf- 
zuklären suchen, und zwar mit wissenschaftlichen Mitteln. Die aber stehen im Wider- 
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spruch zum traditionalen Autoritätsglauben. Dieser Einsicht war die Bildungspolitik 
in der Reformperiode der 50er und 60er Jahre gefolgt und hatte Versuche der Volks- 
tumspflege aufgegeben, mit denen man bis dahin deutsche Schüler in Volksschulen 
traktierte. 

Auch jenseits bildungspolitischer Vorstöße tragen ethnische Bewegungen, ganz im 
Gegensatz zu ihrem Selbstverständnis, zur Durchsetzung formal-rationaler Verhält- 
nisse bei. Sie sorgen unter ihren Mitgliedern für ein politisches Engagement, das tra- 
ditionale Verhaltensorientierungen und Gruppenbildung zerstört, soweit sie über- 
haupt noch bestanden haben. Regionalistische Bewegungen sind dafür ein Beispiel. 
Sie verdanken sich nicht einer plötzlich wiedererwachenden Neigung zu Lokalcha- 
rakteren. Sie entstehen vielmehr in Opposition gegen die Entscheidungen wirtschaft- 
licher Großmächte und zentraler Staatseinrichtungen, die die lokalen Verhältnisse 
bedrohen. Der Widerstand dagegen konserviert diese Verhältnisse aber nicht, sondern 
setzt sie außer Kraft: Bislang disparate gesellschaftliche Kräfte werden gebündelt, sie 
werden auf die staatliche Zentralgewalt orientiert, und zwar mit demokratischen Or- 
ganisatonstechniken, und werden so zu einem Teil der modernen Verbändedemokra- 
tie (Hannan 1979). 

Analoges gilt für die Politisierung einer anderen partikularistischen Kategorie, näm- 
lich die der Weiblichkeit. Konfliktstoff dabei ist nicht, daß sich die traditionale Frau- 
enrolle auflöst, sondern daß Frauen in den modernen Rollen als Marktteilnehmer und 
Bürger diskriminiert sind. Die Frauenbewegung macht Opposition nicht im Namen 
traditionaler Weiblichkeit, sondern unter Berufung auf den liberalen Gleichheitssatz. 
Ihre Anhänger organisieren sich dabei in den Organisationsformen, die im modernen 
Interessenkampf üblich sind, und sie fassen ihre Bedürfnisse zu ganz ähnlichen In- 
teressen zusammen wie diejenigen, die der bürokratische Rationalisierungsprozeß 
bei Männern schon früher hat entstehen lassen. Kurz, in vielfältiger Weise trägt die 
Frauenbewegung zur Destruktion der traditionalen Kulturdifferenzen zwischen den 
Geschlechtern bei. 

Teil des Rationalisierungsprozesses sind auch die Konflikte, in die die Generation der 
Alten derzeit verwickelt ist. »Gierige Grufties — bereichern sich die Alten auf Kosten 
der Jungen?«, so hat Konrad in Die Zeit (Nr. 39 vom 23.9.1988, S. 23) den Konflikt 
zusammmengefaßt, der entlang der sozialstaatlich geregelten Alterskategorien ent- 
standen ist. Er wurde nicht ausgelöst durch eine plötzliche Besinnung auf traditionale 
Ansprüche an Alterswürde etc., und er zielt nicht darauf, deren Niedergang aufzuhal- 
ten oder rückgängig zu machen. Es geht um Renten- und Krankenversicherungslei- 
stungen, um den Status der Alten als Klienten sozialstaatlicher Einrichtungen alsc. 
Und dafür engagieren sich die Betroffenen als Staatsbürger. 

Ethnische oder andere soziale Abgrenzungen nach askriptiven Merkmalen verdanken 
sich also nicht einem Wiederaufleben traditionalen Autoritätsglaubens. Sie sind viel- 
mehr Teil des Rationalisierungsprozesses. Daß sie sich auf Tradition nicht gründen 
können, bedeutet aber nicht, daß sie bloß Fiktion sind, die in manipulativer Absicht 
geschaffen wurde. Sie sind - in Webers Terminologie — Produkt der formalen Ratio- 
nalisierung der Lebensverhältnisse, die material-irrationale Folgen zeitigt. Die Ver- 
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teilung dieser Folgen in der Gesellschaft ist eine wichtige Determinante ethnischer 
und anderer askriptiver Kategorienbildung im modernen Interessenkampf. Man kann 
die ethnische Gemeinschaftsbildung auch nichtals Produkteinesnoch in seinen Früh- 
stadien befindlichen oder ungleichmäßig vorankommenden Modernisierungsprozes- 
ses interpretieren, wie Esser (1988) das tut. Empirisch spricht viel dafür, daß mit dem 
Übergang vom liberalen Rechtsstaat zum Sozialstaat die Wahrscheinlichkeit eth- 
nischer oder anderer aksriptiver Kategorienbildung zunimmt (vgl. dazu die folgenden 
Abschnitte 4 und 5). 


3. Der Begriff der ethnischen Gemeinschaftsbeziehungen in der Theorie 
westlicher Rationalisierung Max Webers 


Weber hatsich an zwei Stellen seines Werkes mit ethnischen Gemeinschaftsbeziehun- 
gen befaßt. Sie bilden ein Thema seiner Freiburger Antrittsvorlesung von 1895 (We- 
ber, 4. Aufl. 1980, $. 1-25). Eine Skizze dieses Gegenstandes findetsichauch ineinem 
kurzen Kapitel von »Wirtschaft und Gesellschaft« (Weber 1972, S. 234-244). 

Die Freiburger Antrittsvorlesung über Nationalstaat- und Volkswirtschaftspolitik 
nimmt Veränderungen in der Zusammensetzung der westpreußischen Bevölkerung 
zum Ausgangspunkt. Das Vordringen marktwirtschaftlicher Strukturelemente in 
Westpreußen, so zeigt Weber, hatte den deutschen Bevölkerungsanteil schrumpfen, 
den polnischen aber wachsen lassen. Weber interpretiert diese Entwicklung als Be- 
drohung des Deutschtums und fühlt sich dadurch alarmiert. 

Im theoretischen Arsenal seiner Analyse finden sich nicht nur Sirschafissözialogt: 
sche Begriffe, sondern auch rassistische Vorstellungen sowie die aggressiven kultur- 
chauvinistischen Stereotype seiner Zeit: 


»Nicht im offenen Streit werden die deutschen Bauern und Tagelöhner des Ostens durch politisch über- 
legene Feinde von der Scholle gestoßen: Im stillen und öden Ringen des ökonomischen Alltagslebens zie- 
hen sie einer tiefer stehenden Rasse gegenüber den Kürzeren, verlassen die Heimat und gehen dem Un- 
tertauchen in eine dunkle Zukunft entgegen.« (a.a.O., S. 12) 


Anders als im harten Kampf des Menschen mit dem Menschen, so poltert er, könne 
der »Ellenbogenraum im irdischen Dasein« nicht gewonnen, könne das »Interesse an 
der Hemmung der slawischen Flut« nicht durchgesetzt werden (a.a.O., S. 10). Weber 
verbündet sich hier mit Rassismus, kulturellem Chauvinismus, einem rabiaten Natio- 
nalismus und sogenannten urwüchsigen psychischen Grundlagen der Nation, also 
gegen die Rationalität bürgerlichen Handels und Wandels. 

Eben diese Begriffe sind auch Thema der Theorie ethnischer Gemeinschaftsbezie- 
hungen in »Wirtschaft und Gesellschaft«. Sie leiten hier die Analyse jedoch nicht an, 
sondern bilden ihren Gegenstand. Und Weber geht es hinfort nicht mehr um den 
»Kampf um Ellenbogenraum«, sondern um die Rettung individueller Bewegungs- 
freiheit und Vernunft gegen die Erstarrungstendenzen der Bürokratie. 

Weber stellt seine Theorie ethnischer Gemeinschaftsbeziehungen auf nur elf Seiten 
vor. Sie hat deswegen eher den Charakter einer Skizze. Sie ist jedoch höchst impli- 
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kationenreich, weil sie an Theoreme anschließt, die an anderen Stellen in »Wirtschaft 
und Gesellschaft« ausführlicher expliziert werden. Erörtert werden vor allem drei Ty- 
pen ethnischer Gemeinschaftsbeziehungen: der Rassismus, der ethnische Gemein- 
samkeitsglaube und schließlich der Nationalismus. 

Bei jedem dieser Typen ethnischer Gemeinschaftsbeziehungen untersucht Weber zu- 
nächst die Frage: Bilden die jeweils hervorgehobenen verbindenden Gemeinsamkei- 
ten die sozialen Verhältnisse realistisch ab? Die uns heute nicht mehr überraschende 
Antwort ist: nein. Sodann wendet sich Weber denjenigen zu, die rassistische und eth- 
nozentrische Vorstellungen kultivieren. Er will aufklären, warum sie die gesellschaft- 
lichen Verhältnisse nicht angemessen wahrnehmen können. Dabei verfolgt er die 
Entwicklung und Folgen ethnischen Gemeinsamkeitsglaubens bis hin zu jener Stufe 
der Rationalität, auf derer Bestandteil formalrationaler Ordnung wird und die Gestalt 
des Nationalstaats annimmt. 

Weber bestimmt Rassismus, den ethnischen Gemeinsamkeitsglauben und den Natio- 
nalismus als Typen von Sinn, an dem Individuen soziales Handeln orientieren. Diese 
Handlungsorientierungen stimmen darin überein, daß sie ein reales Gemeinschafts- 
handeln gar nicht begründen und mithin auch keine Vergemeinschaftung. 

Das ist im Fall des Rassismus nicht überraschend. Rasse führt selbst unmittelbar zu 
keinerlei sozialer Beziehung, sondern wird im sozialen Handeln nur dadurchrelevant, 
daß sie von den Betreffenden als bedeutsam bewertet wird. Rassistische Vorstellun- 
gen können den Verkehr zwischen Individuen erleichtern, die tatsächlich aber aus 
ganz anderen Gründen als dem der Rassegleichheit verbunden sind. Und ebenso kön- 
nen sie sich mit sozialstrukturellen Gruppenabgrenzungen und Konflikten verbinden. 
Gleichviel, die wirkliche Natur der sozialen Beziehungen wird von den rassistischen 
Vorstellungen gar nicht erfaßt und bleibt den Betreffenden verborgen. 


»Der seinem äußeren Habitus nach Andersartige wird, mag er »leisten< und »sein< waser wolle, schlechthin 
als solcher verachtet oder umgekehrt, wo er dauernd übermächtig bleibt, abergläubisch verehrt. Die Ab- 
stoßung ist dabei das Primäre und Normale.« (Weber 1972, S. 234) 


Der Gedanke der Abstammungsgemeinschaft nimmt nicht notwendigerweise rassi- 
stische Formen an; die sind erst neueren Datums. Die Ablösung des Antijudaismus 
durch den Antisemitismus zum Beispiel beginnt erst im 19. Jahrhundert. Soziale 
Gruppen haben zu allen Zeiten Abstammungsgemeinschaft behauptet, um ihre Tra- 
dition durch die Fiktion eines gemeinsamen Vaters oder einer gemeinsamen Mutter 
mythologisch zu überhöhen. Im Unterschied zum Rassismus spricht Weber hier vom 
ethnischen Gemeinsamkeitsglauben. 

Er definiert: Ein Gemeinschaftshandeln istethnisch bedingt, wenn einer sein Handeln 
an dem Glauben an ethnische Gemeinsamkeit orientiert. Das Band, von dem sich der 
einzelne mit anderen umschlungen fühlt, kann die verschiedensten Qualitäten haben, 
generell ist es aber von grober Webart. Ethnische Gemeinsamkeitsgefühle entzünden 
sich an Lebensweisen, die zu Brauch, Sitte und Konvention verfestigt sind, also etwa 
an Besonderheiten von Küche und Kleidung, an Eigenarten zwischengeschlechtli- 
cher Beziehungen, an Vorstellungen von gemeinsamer Abstammung, an Haartracht, 
Sprachgemeinschaft usw. 
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Diese Gemeinsamkeiten sind aber gegenüber den Formen, die die Vergemeinschaf- 
tung oder Vergesellschaftung tatsächlich begründen, zufällig. Die ethnische Gemein- 
samkeit, so Weber, ist nur »geglaubte« Gemeinsamkeit, aber nicht wirklich »Gemein- 
schaft«. 


»Die ethnische Gemeinsamkeit (im hier gemeinten Sinn) ist demgegenüber nicht selbst Gemeinschaft, 
sondern nur ein diese Gemeinschaft erleichterndes Moment. Sie kommt der allerverschiedensten, vor al- 
lem freilich erfahrungsgemäß: der politischen Vergemeinschaftung, fördernd entgegen. Andererseits 
pflegt überall in erster Linie die politische Gemeinschaft, auch in ihren noch so künstlichen Gliederungen, 
ethnischen Gemeinsamkeitsglauben zu wecken...« (a.a.O., S. 237) 


Auf die aktuellen Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland angewandt, lautet 
Webers These zum ethnischen Gemeinsamkeitsglauben: Es gibt Sitten und Gebräu- 
che, in denen sich Einwanderer von Deutschen unterscheiden. Aber diese Unterschie- 
de werden handlungsbestimmend nur in Lebenssphären, die die moderne Gesell- 
schaft als Privat- oder Intimbereich konstituiert. Jenseits der Grenzen von Familie und 
Nachbarschaft sind Brauchtum und Sitte aber nur von geringer Bedeutung. Auf dem 
Arbeitsmarkt, in der Öffentlichkeitund gegenüber dem Staatbilden freie Verträge und 
staatliche Gesetze die entscheidenden Formen der Vergesellschaftung. Die soziale 
Identität der Einwanderer gleicht hier weitgehend derjenigen der deutschen Wohnbe- 
völkerung. Sie ist organisiert in den Rollen des Marktteilnehmers, des Bürgers gegen- 
über dem Staat und der des Sozialstaatsbürgers. Differenzen zwischen Inländern und 
ausländischer Wohnbevölkerung ergeben sich an erster Stelle aus Unterschieden ihres 
Rechtsstatus und nicht aus vorgängiger Sozialisation oder Anhänglichkeit an Brauch- 
tum und Sitte. Ausländer haben weniger Rechte als Inländer. Die rechtliche Diskri- 
minierung schafft Verhältnisse der Segregation. 

Nationalismus: Die Realitätsblindheit des Ethnozentrismus hindert nicht, daß er 
rationalisiert, bürokratisch geordnet und mit politischer Macht ausgestattet wird. 
Webers Typologie gelangt mit diesem Gedanken zum Begriff des Nationalismus. Im 
nationalen Gemeinsamkeitsglauben wirktdie gleiche, wenigrationale Begrifflichkeit 
wie im ethnischen Gemeinsamkeitsglauben. Hinzu kommt der Gedanke, die politi- 
sche Macht der ethnischen Gemeinschaft zu pflegen oder auszuweiten. 


»Die »Nationalität< teilt mit dem »Volk« im landläufigen »ethnischen« Sinn, wenigstens normalerweise, die 
vage Vorstellung, daß dem als »gemeinsam< Empfundenen eine Abstammungsgemeinschaft zugrunde 
liegen müsse.« 


Und weiter: 


»Immer wieder finden wir uns bei dem Begriff >Nation< auf die Beziehung zur politischen »Macht« hin- 
gewiesen, und offenbar ist also »national« — wenn überhaupt etwas einheitliches — dann eine spezifische 
Art von Pathos, welches sich in einer durch Sprach-, Konfessions-, Sitten- oder Schicksalsgemeinschaft 
verbundenen Menschengruppe mit dem Gedanken einer ihr eigenen, schon bestehenden oder von ihr 
ersehnten politischen Machtgebilde-Organisation verbindet, und zwar je mehr Nachdruck auf »Macht« 
gelegt wird, desto spezifischer.« (a.a.O., S. 244) 


Über Entstehung und Ausweitung des Rassismus, Ethnozentrismus und Nationalis- 
mus hat Weber eine schlüssige Theorie nicht vorgelegt. Lediglich Andeutungen fin- 


den sich dazu, und die scheinen auf den ersten Blick widersprüchlich zu sein. Mit zu- 
nehmender Rationalisierung der sozialen Beziehungen, so argumentiert er einerseits, 
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verliere der Glaube an Abstammungs- und Kultgemeinschaft an Bedeutung. Das Ver- 
schwinden ethnischen Gemeinsamkeitsglaubens galt ihm als symptomatisch für den 
Rationalisierungsgrad einer Gesellschaft. 

»Noch dem Hellenen wurde jede noch so willkürlich vollzogene Gliederung der Polis zu einen persönli- 
chen Verband, mindestens mit Kultgemeinschaft, oft mit künstlichem Ahn... Dies bedeutet also nicht, daß 
die hellenische Polis real oder der Entstehung nach in der Regel ein Stammes- oder Geschlechterstaat war, 
sondern es ist ein Symptom für den im ganzen geringen Grad der Rationalisierung des hellenischen Ge- 
meinschaftshandelns überhaupt. Umgekehrt ist es für die größere Rationalisierung der römischen politi- 
schen Gemeinschaftsbildung ein Symptom, daß ihre alten schematischen Unterabteilungen (Curiae) jene 
religiöse, einen ethnischen Ursprung vortäuschende Bedeutsamkeit nur in geringerem Maße attrahiert 
haben.« (a.a.0., S. 237 ff). 

Für hoch rationalisierte moderne Gesellschaften wäre danach zu erwarten, daß der 
Ethnozentrismus bedeutungslos geworden ist. Empirisch ist dem, wie Weber selbst 
gesehen hat, freilich nicht so. Das hat ihm die Kritik eingetragen, seine Theorie 
ethnischer Vergemeinschaftung und seine Rationalisierungstheorie widersprächen 
einander. In Minderheitenbewegungen und regionalistischen oder nationalistischen 
Konflikten drücke sich ein Widererwachen ursprünglicher Tradition aus, der Ratio- 
nalisierungsprozeß komme zu Ende. 

Dieser Kritik liegen zwei Mißverständnisse zugrunde. Die Theorie des ethnischen 
Gemeinsamkeitsglaubens behauptet nicht, traditionale Autorität erlange wieder Gel- 
tung. Diese Vorstellung ist vielmehr der Inhalt einer Selbsttäuschung ethnischer 
Gruppen, die Weber am Rassismus, Ethnozentrismus und Nationalismus kritisiert 
und vor der seine Analyse den Beobachter warnen will. 

Die Täuschung ist selbst ein Produkt des Rationalisierungsprozesses: 

»Diese >künstliche< Art der Entstehung eines ethnischen Gemeinsamkeitsglaubens entspricht ganz dem 
uns bekannten Schema der Umdeutung von rationalen Vergesellschaftungen in persönliche Gemein- 
schaftsbeziehungen.« (a.a.O., S. 237) 

Bei den angeführten Hellenen verband sich der Ahnenglauben mit traditionalem 
Autoritätsglauben, im modernen Ethnozentrismus dagegen mit Interesse. Charakte- 
ristisch für die ethnozentrische Verhaltensorientierung ist deren ganz untraditionali- 
stischer Instrumentalismus. Es geht um Interessen, nicht um ewige Werte der Tra- 
dition. 

»Mit wachsender Zahl der Konkurrenten im Verhältnis zum Erwerbsspielraum wächst hier das Interesse 
der an der Konkurrenz Beteiligten, diese irgendwie einzuschränken. Die Form, in der dies zu geschehen 
pflegt, ist die: daß irgendein äußerlich feststellbares Merkmal eines Teils der (aktuell oder potentiell) 
Mitkonkurrierenden: Rasse, Sprache, Konfession, örtliche oder soziale Herkunft, Abstammung, Wohnsitz 
usw. vonden anderen zum Anlaß genommen wird, ihren Ausschluß vom Mitbewerb zu erstreben.« (a.a.O., 
5.201) 

Die »Künstlichkeit« der ethnischen Abgrenzung ist hier evident: Das Interesse der 
Diskriminierenden, die sich als Mehrheit etablieren, richtet sich an erster Stelle nicht 
gegen das, was an den Diskriminierten fremd ist, sondern dagegen, worin Mehrheit 
und Minderheit übereinstimmen. So fordern ausländerfeindliche Gruppierungen in 
der Bundesrepublik nicht, daß sich Türken taufen lassen oder Buletten statt Döner zu 
sich nehmen. Im Zentrum des Neonationalismus steht vielmehr die Forderung, die 
Einwanderer sollten Arbeitsplätze und Wohnungen räumen. 
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Die diskriminierten Minderheiten werden im fremdenfeindlichen Stereotyp als Kon- 
kurrenten im Interessenkampf dargestellt. Und frei von Traditionalismen sind auch 
die individuellen Selbstdefinitionen auf Seiten der Mehrheit. Die Betreffenden ver- 
stehen sich hier als Interessenten, auch wenn sie sich daneben als pietätvolle Sach- 
walter höherer Werte und Schicksalsmächte mißverstehen. Auf ganz moderne Per- 
sönlichkeitseigenschaften stößt man auch, wenn man untersucht, worin sich die 
Mehrheit der Minderheit überlegen glaubt. Die entsprechenden Voruteile beziehen 
sich sehr häufig auf das Leistungsprinzip und die damit verbundenen analen Sekun- 
därtugenden wie Fleiß, Reinlichkeit, Zuverlässigkeit, Pünktlichkeit etc., die im büro- 
kratischen Rationalisierungsprozeß ihre Bedeutung gewannen. 


4. »Ethnische Identität« und instrumentelle Rationalität 


Der Ethnozentrismus und seine rassistischen und nationalistischen Varianten sind sti- 
muliert durch Interesse. Erst wenn interessengeleitetes Handeln legitim ist, kann der 
moderne ethnische Gemeinsamkeitsglauben entstehen. Interessenorientierung soll 
hier im Anschluß an Weber bedeuten, daß die Individuen ihre Ziele frei vom Glauben 
an die verpflichtende Kraft absoluter Werte setzen, im Bewußtsein ihrer inneren Be- 
findlichkeiten und äußeren Handlungsumstände und daß sie ihre Mittel nach Effi- 
zienzkriterien einsetzen. Nicht Qualitäten, wie etwa materieller Charakter, macht das 
Kennzeichen der Interessenorientierung aus, und Tradition ist nicht Sinn fürs imma- 
terielle »Höhere«, sondern es zählt der Modus der Begründung: Über Interesse kann 
der Einzelne legitimerweise entscheiden, über Tradition nicht. 

Für die Entstehung des Ethnozentrismus isteine weitere Bedingung wichtig: nämlich 
die gesellschaftliche Schwäche der Interessenorientierung. Sie gilt zwar als legitim, 
jedoch stößt sie auf schwer überschreitbare materiale Widerstände. Diese Schwäche 
äußert sich im Ethnozentrismus in der Beschwörung überindividueller Autorität und 
Schicksalsmächte. Nicht um der Individuen selbst willen gelten ihre Bedürfnisse und 
Interessen als legitim, sondern sie bedürfen einer zusätzlichen Rechtfertigung. Des- 
wegen wird die Existenz einer Autorität behauptet, die über allen Interessen steht und 
selbst keiner weiteren Begründung bedarf, und die vor allem unangreifbar sein soll. 
Wer an dieser alle verpflichtenden Kraft teilhat, so die Vorstellung, ist zuÄnsprüchen 
auf Interessenbefriedigung berechtigt. Und ihrer teilhaftig sind alle, die sich durch 
bestimmte Merkmale auszeichnen. So unangreifbar wie die letzten Werte der Nation, 
der Abstammung, der Rasse etc., so unangreifbar das Interesse derer, die sich in deren 
Namen zusammenfinden. 

Diese Würdevorstellungen legen den Gedanken an ständische Verhältnisse nahe, in 
denen traditionale Normen die Selbstdefinition und Lebenschancen der Individuen 
festlegten. Freilich, die ethnische Würde gilt nicht als sakrosankt, sondern als zweck- 
mäßig. Über ethnische Kategorien wird instrumentell verfügt. Der berüchtigte Aus- 
spruch, »wer Jude ist, bestimme ich«, macht diese ganz untraditionale Willkür aufs 
drastischste deutlich. 


»Ethnische Identität« und gesellschaftliche Rationalisierung 143 


Wie kommt es zu diesem Nebeneinander diesseitiger Interessenorientierung und der 
abgezweckten Beschwörung überindividueller jenseitiger Autorität? Weber hatte 
bemerkt: »Und hinter allen »ethnischen< Gegensätzen steht ganz naturgemäß irgend- 
wie der Gedanke des »auserwählten Volkes«.« (Weber 1972, S.239) Der Anspruch auf 
Anerkennung muß mit Jenseitigem begründet werden, weil seine Basis im Diesseits 
so schmal ist. Und sie ist schmal, weil es trotz Überwindung der Tradition nicht gelun- 
gen ist, Verhältnisse herzustellen, »worin die freie Entwicklung eines jeden die Be- 
dingung für die freie Entwicklung aller ist«. (Marx/Engels 1968, S. 43) Das Interesse 
des einen findet im Interesse des anderen eine Grenze und nicht eine Voraussetzung. 
Deswegen kann das individuelle Interesse nur durch die Behauptung einer Würde 
legitimiert werden, die ihre Wurzeln außerhalb der empirisch vorfindbaren Interessen 
hat. Das Nebeneinander von Interesse und jenseitiger Autorität kennzeichnet nicht 
nur den Ethnozentrismus, sondern die moderne bürokratische Gesellschaft ganz all- 
gemein. In deren wichtigsten sozialen Verhältnissen, im freien Tausch und in der 
Bürokratie wird der individuellen Subjektivität Anerkennung gleichzeitig gewährt 
und verweigert. 

Der freie Tausch soll es den Individuen ermöglichen, ihre Interessen zu entfalten, in- 
dem er sie nötigt, sich wechselseitig in der Verschiedenartigkeit ihrer Bedürfnisse an- 
zuerkennen. Damit kommt in die Beziehung der Warenbesitzer »das juristische Mo- 
ment der Person herein und der Freiheit, soweit sie darin enthalten ist« (Marx 1953, 
S. 155). Aber bereits die Tauschbeziehung enthält ein Moment der Nichtanerkennung 
der Subjektivität, der der eigenen und der des Kontrahenten. Im Hinblick auf das ei- 
gene Bedürfnis interessiert der andere lediglich als Mittel, und man muß sich selbst 
zum Mittel des anderen machen, soll der Tausch zustande kommen. Tauschverhält- 
nisse schaffen nicht gemeinsame Interessen, sondern »selbstsüchtige« (Marx, a.a.O., 
8.156). Wie sehr sich einer im Tausch instrumentalisieren muß, hängt von der Macht- 
verteilung zwischen den Kontrahenten ab. So entspricht dem eigenen Bedürfnis die 
Beseitigung der Gleichheit eher als deren Aufrechterhaltung, und deswegen hat der 
Tausch notwendigerweise eine Grundlage, die Interessendispositionen entzogen 
bleibt, also vor allem die Macht des Staates. 

Der Instrumentalismus dominiert vollends die Lohnarbeit. Im Arbeitsvertrag räumen 
die Beschäftigten den Unternehmen die Dispositionsgewalt über ihre Arbeitskraft 
ein. In der Arbeit wird die soziale Identität der Individuen folglich nicht als die von 
Subjekten, sondern als die von Arbeitskraft unter fremder Verfügung institutionali- 
siert. Arbeit folgt nicht ihrem Interesse, sondern ist Mittel für Interessen, die außerhalb 
der Arbeit liegen. Auf die Versachlichung der sozialen Identität der Individuen zielt 
die Webersche Bürokratie-Theorie und erklärtermaßen stimmt Weber darin mit Marx 
überein: »Insbesondere aber ist diese unentrinnbare universelle Bürokratisierung 
dasjenige, was sich hinter einem der am häufigsten zitierten sozialistischen Schlag- 
worte verbürgt — dem Schlagwort von der »Trennung des Arbeiters vom Arbeitsmit- 
telk<.« (Weber 1980, S. 498) 

So ist es nur realistisch, wenn einer Grundlagen für Ansprüche auf subjektive An- 
erkennung außerhalb der empirisch vorfindbaren Interessen sucht. Denn sein Inter- 
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esse mag dem Interesse vieler anderer gleichen, unter den gegebenen Verhältnissen 
ist es ihnen kein gemeinsames Interesse. 

Nichteinmal die Arbeiterbewegung verdankt ihren Zusammenhalteiner Gemeinsam- 
keit der Interessen. Sie haben zumeist nur Interessen vertreten, in denen sich ihre 
Mitglieder gleichen, und gemessen an diesem Interesse hat das Engagement lediglich 
instrumentellen Charakter. Unter diesen Bedingungen verhält sich rational vor allem 
der »Trittbrettfahrer«. Denn das kämpferische Engagement ist individuell Kostspie- 
lig, seine Erfolgsaussichten sind unsicher, und in den Genuß erkämpfter Vergünsti- 
gungen kommt der einzelne zumeist auch, wenn er selbst am Kampf nicht teilgenom- 
men hat. Der gewerkschaftliche Zusammenhalt hat seine Wurzeln deswegen außer- 
halb des Interesses, um das es ihm geht. Er geht zurück auf die Pflege »ständischer< 
Normen und Ehre, die den einzelnen seiner Würde versichern und zu einem guten Teil 
auf sozialen Druck, den die Gruppe im Namen dieser Würde auszuüben vermag (vgl. 
dazu auch Abschnitt 6). 

Die Verweigerung subjektiver Anerkennung, Instrumentalismus und die abgezweckte 
Behauptung nicht hintergehbarer Autorität bilden also Elemente individueller Verhal- 
tensorientierung, die auf den Ethnozentrismus nicht beschränkt sind. Wer seine Interes- 
sen realistisch verfolgt, kommt auch sonst um derartige Orientierungen nicht herum. 
Vorgegeben ist dem Ethnozentrismus noch der Verlauf der Grenzlinien, an die er sich 
heftet. Daß die ethnischen Kategorien willkürlich sind gegenüber den tatsächlichen 
sozialen Verhältnissen, bedeutet nicht, daß die Diskriminierenden sie frei erfinden 
könnten. Sie nehmen sie viel eher als gegebene Umstände hin. Das ist am deutlichsten 
im Nationalismus, dem Organisationsprinzip der Weltgesellschaft. Die Nationalstaaten 
begründen Rechtsgleichheit zwischen den Staatsangehörigen und Verhältnisse der Un- 
gleichheit zwischen Staatsbürgern und Fremden, ganz unabhängig davon, was die ein- 
zelnen wollen oder können. Und ganz gleichgültig, an welchen Interessen der Wert oder 
Unwert eines Individuums gemessen wird, die Staatsbürgerschaft kann dem Nutzlose- 
sten nicht entzogen werden, und sie ist durch einen Ausländer auch durch größte Lei- 
stung nicht zu verdienen. Wie einst der Stand, so hängt die Staatsbürgerschaft vom Zufall 
derGeburtab. Die aberistinder Weltgesellschaft zu einer wichtigeren Lebensbedingung 
als die Klassenzugehörigkeit geworden. Hier gilt nicht: »Jedem nach seiner Leistung«, 
sondern: »Jedem nach seiner Staatsbürgerschaft«. 

Der Ethnozentrismus und seine Varianten sind Verhaltensorientierungen an Rationa- 
lität unterlegen, die mitdem demokratischen Rechtsstaat und dem freien Markt hatten 
institutionalisiert werden sollen. Dieser Befund steht aber nicht im Gegensatz zur 
Weberschen Rationalisierungstheorie, sondern entspricht ihrem zentralen Ergebnis. 
Weber hat es zusammengefaßt in dem oft zitierten Bild vom Gehäuse der Hörigkeit, 
zu dem die Sozialstruktur gerinnt, weil der Rationalisierungsprozeß instrumentali- 
stisch halbiert wurde. Im bürokratischen Gehäuse verdunkelt sich das Bewußtsein, 
das die Individuen von ihren Lebensverhältnissen und von sich selbsthaben. EinLicht 
auf diesen Zusammenhang werfen neuere empirische Studien über ethnische Mobi- 
lisierung. Sie zeigen, wie ethnische Abgrenzungslinien zustande kommen und sind 
geeignet, die Webersche Perspektive zu überprüfen und zu substantiieren. 
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5. Ethnische Diskriminierung und Arbeitsmarkt in neueren 
minderheitensoziologischen Theorien 


Die These vom unechten Charakter der ethnischen Vergemeinschaftung bildet den 
gemeinsamen Nenner zahlreicher Studien, die in den USA unter dem Begriff »ethni- 
city« unternommen wurden. Sie zeigen, daß rassische oder ethnische Merkmale in in- 
strumenteller Weise für den modernen Interessenkampf der Verbändedemokratie be- 
nutzt, für diesen Zweck aktiviert oder gar willkürlich erfunden werden. Implizit oder 
auch explizit findet man in allen diesen Studien Hinweise auf jene Strukturmerkma- 
le, die Weber im Begriff der Künstlichkeit des ethnischen Gemeinschaftshandelns zu- 
sammengefaßt hatte. 

Dieser Gedanke manifestiert sich in den Theorien, die nach ethnischer Segregation 
auf dem Arbeitsmarkt fragen, darin, daß sie die Form der Eigentumsverhältnisse und 
Arbeitsteilung als gegeben unterstellen und den Ethnozentrismus lediglich in den 
Mechanismen der Statusallokation zu ergründen suchen. Kurz gesagt, es geht nur 
darum, wie auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes ethnische Abgrenzungen ent- 
stehen und welchen der so entsteheden Minderheitengruppen der Zugang zu be- 
stimmten Beschäftigungschancen versperrt bleibt. 

Wie selbstverständlich bleibt die Existenz der sozialstrukturellen Kategorien des 
Lohnarbeiters und des Arbeitgebers außerhalb der Diskussion. So erscheinen die 
durch ethnische Diskriminierung bedingten Modifikationen marktwirtschaftlicher 
Statusallokation - soziologisch betrachtet — als geringfügig, wenn man sie an den- 
jenigen mißt, die durch sozialstaatliche Eingriffe oder gewerkschaftliche Monopol- 
bildung zustande kommen. Von dieser Festellung bleibt die Tatsache unberührt, daß 
ethnische Diskriminierung für die Betroffenen höchst belastend sein kann. 

Daß die Form der Beschäftigungsvehältnisse und Arbeitsteilung vorausgesetzt wird, 
ist keineswegs selbstverständlich. In der neueren Geschichte lassen sich leicht For- 
men der Diskriminierung finden, die das Marktverhältnis völlig außer Kraft gesetzt 
haben. Extreme Formen der Diskriminierung bilden etwa Sklaverei oder die Behand- 
lung der von den Nazis zu Millionen verschleppten Zwangsarbeiter. Zwischen diesen 
Formen der Entrechtung und marktwirtschaftlicher Allokation liegen Diskriminie- 
rungsformen mehr oder weniger radikaler Ausgrenzung. Die Mechanismen der Aus- 
grenzung Können dabei in den verschiedenen Bereichen der beruflichen Existenz un- 
terschiedlich ausgeprägt sein, und sie kovariieren nicht notwendigerweise (Portes 
1979; Olzak 1983). Partielle Exklusion hat es in der Geschichte häufig gegeben. Wal- 
lerstein (1974) zeigt, daß sie für die ökonomische Expansion in den Randgebieten des 
Westens typisch gewesen ist. 

Auf der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes suchen marxistische Autoren nach einem 
Schlüssel zur Erklärung ethnischer Diskriminierung. Sie versuchen zu zeigen, daß die 
Sachwalter des Kapitalverwertungsprozesses aus der ethnozentrischen Spaltung der 
Arbeiterschaft einen Vorteil ziehen und diese deswegen veranlassen (vgl. dazu das 
marxistische Standardwerk von Castles/Kosack). 

Daß das Kapital nach der Devise »divide et impera« prozediert, ist freilich aus ver- 
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schiedenen Gründen wenig überzeugend. Marx hatte gezeigt, daß die Macht des 
Kapitals über die Arbeiterschaft nicht zuletztaufder Konkurrenz zwischen den Arbei- 
tenden beruht, das heißt auf deren Austauschbarkeit. Ausführlich hat er die Schwie- 
rigkeiten beschrieben, mit denen die Betriebe zu kämpfen hatten, solange der Aus- 
tauschbarkeit des Personals Grenzen gezogen waren (MEW 23, 5. 389 ff.). Er hatte 
dabei Spezialisten im Auge, die ihrer Qualifikation wegen nicht ohne weiteres zu er- 
setzen waren. Sein Argument gilt aber auch im Hinblick auf ethnische Kategorienbil- 
dung. Denn die ethnische Kategorisierung der Arbeitskräfte ist gleichbedeutend da- 
mit, daß die Mitglieder unterschiedlicher ethnischer Gruppen nicht gegeneinander 
ausgetauscht werden können, die Konkurrenz mithin herabgesetzt ist. Gegenüber 
dem Zustand freier Konkurrenz müßte die ethnische Diskriminierung die Position al- 
ler Arbeitnehmer verbessern und nicht, wie unterstellt, verschlechtern. 

Zudem ist ganz fraglich, ob die Sachwalter des Kapitals überhaupt in der Lage wären, 
die Arbeitnehmerschaft derart in Mehrheit und Minderheiten zu zerlegen. Unterstellt 
man eine derartige Machtfülle, dann entsteht zugleich die Frage, warum ein Teil der 
Arbeitnehmerschaft privilegiert wird und ungünstigere Arbeitsverhältnisse nicht al- 
len oktroyiert werden. 

Angesichts der skizzierten Fragen erscheint die These plausibler, daß das Kapital le- 
diglich Nutzen aus ethnischer Diskriminierung, die es vorfindet, zieht, ohne sie selbst 
zu erzeugen. Das Kapital tut, was es immer tut: es expandiert und verletzt in univer- 
salistischer Weise die Interessen aller Arbeitenden - so gründlich es eben geht. Die 
unterschiedliche gesellschaftliche Position von Mehrheit und diskriminierten Min- 
derheiten erlaubt es, die Interessen der Minderheiten radikaler zu verletzen als die der 
Mehrheit und Extraprofite aus ihrer Beschäftigung zu ziehen. Auf diese Weise trüge 
das Kapital dann zur Reproduktion ethnischer Diskriminierung bei, die ihre Wurzeln 
aber auch andernorts hat (vgl. dazu Reich 1981). Das Privateigentum repräsentiertein 
Handlungspotential von größter Anpassungsfähigkeit und kann sich deswegen ganz 
unterschiedlichen Umweltbedingungen profitlich anpassen, gleichviel ob der Ar- 
beitsmarkt ethnisch stratifiziert ist oder nicht. 

Der These, daß das Kapital ethnische Diskriminierung ins Kalkül zieht, reproduziert, 
aber nicht produziert, entsprechen auch Überlegungen von Gordon (1972). Gordon 
geht von der Theorie des dualen Arbeitsmarktes aus. Dertechnische Fortschritt, so das 
Argument, läßt große Firmen mit oligopolistischen Marktlagen entstehen, die hohe 
Profite erwirtschaften und folglich hohe Löhne und gewerkschaftliche Organisaion 
tolerieren können. Wegen der fortgeschrittenen Arbeitstechnik sei die Arbeit an- 
spruchsvoll und erfordere ein hohes Maß an Disziplin und technischen Fähigkeiten 
(Doeringer/Piore 1971; Edwards 1975). Dem fügt Gordon die These hinzu, daß die 
seit je diskriminierten Minderheiten derartige Qualifikationen nicht erwerben könn- 
ten, mithin für den ersten Sektor des Arbeitsmarktes nicht in Frage kämen. Wenn die 
Personalpolitik ethnische Kriterien berücksichtige, dann deswegen, weilsich von hier 
aus auf Leistungsdefizite schließen ließe. So bleiben die Angehörigen der Minderhei- 
ten an der Peripherie des Arbeitsmarktes, wo die Arbeit anspruchslos aber belastend 
ist, wo Karrieren nicht möglich sind und die Arbeitsplatzsicherheit so prekär, daß 
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nicht einmal die sonst übliche Arbeitsethik stabil verinnerlicht werden Kann. So ent- 
steht ein circulus vitiosus. Die Konzentration schwarzer oder anderer Minderheiten 
in den ungünstigeren Bereichen des Arbeitsmarktes ist danach nicht Ausdruck ethni- 
scher Diskriminierung durch das Kapital, sondern ganz im Gegenteil Resultat einer 
Personalpolitik, die am Leistungsprinzip orientiert ist. 

Vom Gegensatz zwischen Lohnarbeit und Kapital geht auch Bonacich (1979) in ihrer 
Theorie des gespaltenen Arbeitsmarktes (split labor market theory) aus. Die Agenten 
ethnischer Diskriminierung sucht sie aber nicht auf der Kapitalseite, sondern bei den 
Arbeitenden. Diese fänden historisch entstandene Lohndifferenzen zwischen ver- 
schiedenen ethnischen Gruppen vor. Höhere Löhne bergen für die privilegierten 
Gruppen die Gefahr, durch die billigere Arbeitskraft der Diskriminierten ersetzt zu 
werden. Um dieser Gefahr zu begegnen, organisieren sich die Privilegierten, um die 
schwächeren und deswegen umso gefährlicheren Konkurrenten auszuschalten. Der 
Zugang zu bestimmten Berufen, Betrieben oder Sektoren des Arbeitsmarktes wird ih- 
nen verlegt. Aus dem potentiellen Gemeininteresse der Arbeiterschaft werden so par- 
tikulare Interessen ethnischer Gruppen. 

Auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik ist diese Theorie nicht ohne weiteres zu 
übertragen. Der von Bonacich skizzierte Konflikt findet hier an den staatlichen Gren- 
zen statt. Die Gewerkschaften stimmen mit den Parteien darin überein, daß die außer- 
europäischen Arbeitskräfte vom bundesdeutschen Arbeitsmarkt ausgeschlossen blei- 
ben sollen. Innerhalb der Grenzen stößt man aber auf ganz andere Verhältnisse, weil 
die Gewerkschaften der Bundesrepublik hoch zentralisiert sind. Von Beginn der An- 
werbepolitik an haben sie ein Vertretungsrecht für alle ausländischen Arbeitnehmer 
durchsetzen können, und sie haben dafür gesorgt, daß die Gastarbeiter nur zu tarifver- 
traglichen Bedingungen beschäftigt werden dürfen. Das hochzentralisierte deutsche 
Gewerkschaftswesen zieht Tendenzen ethnischer Diskriminierung enge Grenzen und 
begründet ähnliche Klassenlagen und somit Klasseninteressen unter Deutschen und 
Ausländern. Diese Vereinheitlichung entspricht ihren Funktionsbedingungen. Ihre 
Verhandlungsmacht hängt davon ab, daß sie ein Vertretungsmonopol für alle Arbeit- 
nehmer sichern. Ethnische Konkurrenz würde ihre Position schwächen. 

Die so weitskizzierten Theorien ethnischer Segregation des Arbeitsmarktes haben die 
Kapitalseite und die Gewerkschaften der privilegierten Mehrheiten ins Blickfeld 
gerückt. Die Theorie des segregierten Arbeitsmarktes setzt dagegen bei den ethni- 
schen Gruppen selbst an (Light 1972; Yancey etal. 1976; Cummings 1980). Hier geht 
man von folgender These aus: Die einzelnen ethnischen Gruppen bevorzugen be- 
stimmte Nischen des Arbeitsmarktes, richten sich hier ein und spezialisieren sich. Sie 
entwickeln ein dichtes Netz von Beziehungen gegenseitiger Hilfeleistung, wohnen in 
räumlicher Konzentration, kultivieren dabei die alte Sprache und bilden so selbst die 
Barrieren, die sie vom Rest der Gesellschaft trennen. 

Diese These bildet gewissermaßen eine Umkehrung der Theorien der Chicagoer 
Schule (Warner et al. 1945). In Anschluß an die Überlegungen von Park (1950) hatte 
die Chicagoer Schule betont, die ethnischen Gemeinschaften leisteten ihren Mitglie- 
dern emotionale Unterstützung auf dem schwierigen Weg der Anpassung an die neue 
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Gesellschaft, und sie machten sich am Ende des Assimilationsvorgangs selbst über- 
flüssig. Dabei hatte man unterstellt, ethnische Gemeinschaften verdankten sich einer 
Verlängerung heimatlicher Lebensweisen und Verbundenheitsgefühle in das Ein- 
wanderungsland hinein. Die in Deutschland mit dem Begriff der nationalen oder eth- 
nischen Identität verbundenen Vorstellungen kommen diesem Gedanken nahe. Die 
Theorie des segregierten Arbeitsmarktes behauptet dagegen, daß die Einwanderer- 
kulturen vor allem Produkt der Einwanderungssituation sind, also nicht hinübergeret- 
tete Tradition repräsentieren, sondern die mehr oder weniger rationale Anpassung an 
die Verhältnisse der Einwanderungsgesellschaft. Zu diesen Verhältnissen gehören der 
Chauvinismus der Einwanderungsgesellschaft, Strukturen des Arbeitsmarktes, so- 
zialstaatliche Einrichtungen usw. (Einzelne dieser Momente werden untersucht von 
Sassen-Kob 1979; Portes et al. 1980; Reitz/Ashton 1980; Schmitter 1980; Woodrom 
etal. 1980). 

Folgt man diesen Studien, dann sind nicht Tradition oder persönliche Eigenschaften 
auf seiten der Minderheiten, sondern die gesamtgesellschaftlichen Strukturverhält- 
nisse als die entscheidenden Bestimmungsgründe ethnischer Segmentierung anzu- 
sehen. Unter diesen hinwiederum, so scheint es, kommt den Staatsinterventionen 
wichtige Bedeutung zu. Der Staatsinterventionismus ist deswegen in den Focus eines 
anderen theoretischen Ansatzes zur Erklärung ethnischer Diskriminierung gerückt. 
Von der soll jetzt die Rede sein. 


6. Ethnozentrismus und Sozialstaat 


Die Entwicklung des liberalen Rechtsstaats zum Sozialstaat bildet in der liberal- 
Konservativen Theorie des Ethnozentrismus von Glazer und Moynihan (1975) den 
entscheidenden Bestimmungsgrund ethnischer Mobilisierung. Die Autoren gehen 
von der paradoxen Beobachtung aus, daß im Schmelztiegel der amerikanischen Ge- 
sellschaft kulturelle Differenzen unter den Einwanderern über kurz oder lang abge- 
baut werden, daß gleichzeitig aber ethnische Merkmale als Kriterien der Gruppenbil- 
dung an Bedeutung gewinnen. 

»Die Amerikaner werden immer »amerikanischer< und ihre ethnischen Differenzen verblassen. Aber in- 
dem sie an diesem Prozeß teilnehmen, werden sie zugleich auch immer »ethnischer«.« (a.a.O., S. 16) 
Die Angleichung der Lebensweisen an Normen formaler Rationalität und der Bedeu- 
tungszuwachs ethnischer Zugehörigkeit sind Prozesse, die sich gegenseitig bedingen. 
Aus traditionalen Verhältnissen zu kommen und Amerikaner zu werden, wie es im 
Zitat heißt, bedeutet, sich modernen gesellschaftlichen Verhältnissen auf Kosten 
traditionaler Formen der Vergemeinschaftung — wenn sie denn irgendwo noch exi- 
stierten — zu fügen. Auch der Einwanderer aus der archaischsten Kultur ist genötigt, 
als Lohnarbeiter, als Staatsbürger und Sozialstaatsbürger zu existieren und sich den 
Normen und materiellen Gegebenheiten einer modernen Gesellschaft zu fügen. 
Was bedeutet in diesem Zusammenhang aber, daß die Amerikaner gleichzeitig auch 
»ethnischer<werden? Kurz gesagt, bedeutetes das, worauf schon Weber hingewiesen 
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hatte, daß nämlich Gefühle ethnischer Zusammengehörigkeit in den Dienst.des politi- 
schen Kampfes genommen und für diesen Zweck aktiviert werden. Ethnische Organi- 
sationen konkurrieren also mit dem klassischen Organisationsmittel der Demokratie, 
der Partei, die auf der universalistischen Staatsbürgerrolle beruht. Nach partikulari- 
stischen askriptiven Kriterien der Rasse und ethnischen Zugehörigkeit werden immer 
häufiger politische Interessenverbände gegründet und in den Kampf der pluralisti- 
schen Verbändedemokratie geschickt. 

Die Entwicklung des liberalen Rechtsstaates zum Sozialstaat, so die Autoren, bildet 
die entscheidende Bedingung für die Herausbildung ethnischer Organisationen. Die 
Wohlfahrt der Individuen hängt unter modernen Verhältnissen immer weniger von 
individuell zu erringenden Markterfolgen ab und immer mehr von politischen Ent- 
scheidungen des Wohlfahrtsstaates. Um die zu beeinflussen, liegt es nahe, politische 
Organisationen nach dem Kriterium ethnischer oder rassischer Zugehörigkeit zu bil- 
den. Wer als Angehöriger einer Minderheit auftritt, so das utilitaristische Argument 
von Glazer und Moynihan, stellt Ansprüche nur für eine begrenzte Zahl von Indivi- 
duen, die vom Staat mit niedrigeren Kosten zu befriedigen und deswegen aussichts- 
reicher sind. 

Ein weiterer strategischer Vorteil einer ethnozentrischen Verbändedemorkatie besteht 
darin, daß ethnische Organisationen mehr als nur pekuniäre Interessen und Ansprüche 
innerhalb der modernen Statusordnung vertreten. Ihre Beschäftigung mit Sprache, 
Religion, Herkunft, überkommenem oder neuerfundenem Brauchtum ist ernst ge- 
meint. Ethnische Organisationen versprechen ihren Mitgliedern auch Lebenssinn. 
Die Regression der Parteien zu »Wahlkampfmaschinen« (Weber) und der Gewerk- 
schaften zu Bürokratien, die die Lebensinteressen der Arbeitenden weniger verteidi- 
gen als ihre Verletzung monetarisieren, lädt zu alternativen Versuchen kultureller Ab- 
grenzung ein und macht so den Weg frei auch für ethnozentrische Selbstdefinitionen. 
Die Pflege alten oder neuproduzierten Volkstums erschließt diesen Organisationen 
eine wichtigeemotionale Ressource. Interesse und ständische Ehre, auf die schon We- 
ber gestoßen war, bilden auch dieser Theorie zufolge einen höchst wirksamen Treib- 
satz ethnischer Segregation. Ethnizität, so resümiert Bell (1975), ist reinen Interes- 
senorganisationen überlegen, weil sie Interesse mit affektiven Bindungen verknüpft 
(Bell 1975, S. 169). 

Ethnische Organisationen sind modernen Charakters, weil sie Interessenorganisatio- 
nen sind, und das heißt, daß ihre Ziele und die dafür mobilıisierten Mittel vor allem for- 
mal-rationalen Charakters sind. Modern sind diese Organisationen selbst da, woeser- 
klärtermaßen um Traditionspflege geht. Der Entschluß, sich für die Belebung oder 
Wiederbelebung von Traditionen zu engagieren, stellt eine Art der Verhaltensorien- 
tierung dar, die selbst ganz untraditional ist: Traditionen gelten fraglos, und bereits der 
Gedanke, über ihre Geltung entscheiden zu können, beraubt sie ihrer Autorität. Diese 
Entscheidung macht aus Tradition Folklore. Gegenstände, die ethnische Zugehörig- 
keit und Tradition symbolisieren sollen, sind zumeist Waren, und sie werden als sol- 
che konsumiert. Ernsthaftere Bemühungen um die Geschichte bestimmter Minder- 
heitengruppen, wie etwa die Black Study Programs, wären gänzlich mißverstanden, 
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würde man darin eine Widerbelebung von Traditionen sehen. Sie sind ganz zu Recht 
an Hochschulen institutionalisiert worden, weil die Aneignung der Geschichte be- 
stimmter Gruppen wissenschaftlich, das heißt untraditionalistisch betrieben werden 
muß. 

Die Theorie Glazers und Moynihans ist als Kritik an den Emanzipationsversuchen der 
Schwarzen in den USA verstanden worden, und deswegen hat man sie vor allem auf 
der Linken zurückgewiesen. Tatsächlich ist die Civil Rights Movement ein denkbar 
ungeeigneter Fall für den Begriff »ethnieity«. Denn die Civil Rights Movement war 
nicht hinter ethnisch-spezifischen partikularistischen Interessen her, sondern vertrat 
Forderungen von universalistischem Charakter, Forderungen nach civil rights. 

Das Versagen des freien Marktes und die daraus resultierende politische Forderung, 
der Sozialstaat möge für die Gleichheit im materialen Ergebnis sorgen, führt nahezu 
unausweichlich zur bürokratischen Implementierung askriptiver Kategorien. Sie er- 
geben sich aus deprivierenden Sonderlagen, in die diemoderne gesellschaftliche Ent- 
wicklung eine Anzahl von Individuen stürzt. Diese Sonderlagen bezeichnen auch die 
sozialen Grenzen zwischen der Mehrheit und denjenigen, die als Minderheit hervor- 
treten und sich für ihre Interessen engagieren. 


»Das Bürgerrechtsgesetz von 1964 war vor allem eine Verkörperung der liberalen Erwartung: »Rasse, 
Hautfarbe, Religion, Geschlecht, nationale Herkunft: alle diese askriptiven Kategorien sollen für unge- 
setzlich erklärt werden. Niemand soll in so primitiven und anstößigen Begriffen definiert werden. Vor al- 
lem die Regierung soll farbenblind werden.< Aber nur wenige Stunden nachdem das Gesetz Rechtskraft 
erlangte, begann die Bundesregierung zum ersten Mal in der amerikanischen Geschichte, immer detail- 
liertere Aufstellungen von allen möglichen Beschäftigtengruppen zu verlangen, wie Praktikanten, Kin- 
dergärtnern, Kindergartenkindern, Hochschullehrern, Empfangsdamen in den Vorzimmern — Aufstellun- 
gen nach Rasse, Hautfarbe und Geschlecht.« (a.a.O., S. 10) 


Aufsozialstrukturellen Kategorien, die den Individuen vor allem durch den Staat vor- 
gegeben sind, beruht auch die Ausländerfeindlichkeit, die in Teilen der westdeutschen 
Öffentlichket beobachtet wird. 


7. Ausländerfeindlichkeit in der BRD 


Die Minderheiten in der Bundesrepublik werden von der Mehrheit in erster Linie da- 
durch unterschieden, daß sie den Status von Ausländern haben. Der Begriff des Aus- 
länders faßt die Rechtsfolgen für die Individuen zusammen, die im Inland leben, ohne 
Staatsangehörige zu sein. Persönlichen oder kulturellen Merkmalen stehen diese 
rechtlichen Unterscheidungen indifferent gegenüber. Die Ausländer in der Bundesre- 
publik sind je nach Herkunftsstaat und Aufenthaltsdauer in unterschiedlicher Weise 
rechtlich diskriminiert. 

Die Ausgestaltung und Entwicklung der diskriminierenden Gesetze ist nicht gesteuert 
durch chauvinistische oder ausländerfeindliche Emotionen. Die Ausländerpolitik al- 
ler Regierungen hat vielmehr arbeitsmarktpolitischen Notwendigkeiten entsprochen. 
Sie kann nur verstanden werden als Bestandteil sozialstaatlicher Poltitiken, die sich 
unter Umständen gegen alle Arbeiter richten muß. 
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Regierungen liegt jedoch der Versuch nahe, die Kosten der Krise auf die Ausländer 
abzuwälzen. Denn inwieweit der Staat individuelle Interessen verletzten kann, ist ei- 
ne Funktion seiner Mittel, und die reichen gegenüber Ausländern offenkundig weiter 
als gegenüber Inländern. Gegen eine Reihe von Staatsinterventionen brauchen sich 
Deutsche nicht zu wehren, weil sie als Staatsbürger gesetzlichen Schutz genießen. 
Ausländer können sich gegen bestimmte Staatsinterventionen nicht wehren, weil ih- 
nen der staatsbürgerliche status activus nicht offensteht. Sie dürfen nicht wählen, ihre 
politische Willensbildung unterliegt besonderen gesetzlichen Restriktionen — wer 
auffällig wird, Kann kujoniert werden usw. Die schwächere politische Position der 
Ausländer bedeutet also ein Mehr an staatlicher Handlungsfähigkeit. 

Die aggressivsten Formen der Diskriminierung hat vermutlich die sozial-liberale Re- 
gierung unter dem Bundeskanzler Schmidt geschaffen. Mit dem Inländerprimat hat 
sie für die Möglichkeit gesorgt, in bestehende Arbeitsverträge einzugreifen, um Ar- 
beitsplätze bestimmter Kategorien von Ausländern für deutsche Arbeitslose freizu- 
machen. Die besondere Nähe der sozialdemokratischen Partei zur Arbeitnehmer- 
schaft mag diese diskriminierende Regelung nahegelegt haben. Gescheitert ist diese 
Absichtam Widerstand des Kapitals. Die Betriebe wollten sich vom Staat nicht in ihre 
Personalpolitik hineinreden lassen, und sie fühlen sich auch sonst nationalistischen 
Sentiments nicht besonders verpflichtet. 

In dem Ruf » Ausländer raus!« findet die Ausländerpoltik der Bundesregierung ihr 
öffentliches Echo. Die Ausländerfeindlichkeit gewinnt zwischen Ausländerpolitik 
und Wirtschaftskrise eine unvernünftige Rationalität. Deutsche, die ihre Interessen in 
der Krise schützen wollen, verhalten sich nur realitätstüchtig, wenn sie die staatliche 
Diskriminierung der Ausländer akzeptieren oder fordern. Denn im Konkurrenzkampf 
ist die Schwäche der Mitbewerber Bedingung des eigenen Erfolgs. Dabei kann es im 
Kalkül des isolierten Einzelnen kaum einen Unterschied machen, ob der ökonomi- 
sche Kampf der Leistungskonkurrenz folgt oder aber politisch regressiven Zwängen 
des Staates. Die Bundesregierung macht die Diskriminierung nach dem völlig irra- 
tionalen Merkmal des Passes für deutsche Arbeitnehmer zu einem schwer abweisba- 
ren Mittel der Sicherung von Lebensinteressen. Sie wirkt so als Katalysator, der Kri- 
senängste in Ausländerfeindlichkeit verwandeln soll. Ihr Versprechen, die Zahl der 
ausländischen Konkurrenten zu verringern, muß als Versicherung verstanden wer- 
den, daß sie die Interessen der Deutschen anerkennt. 

Die Öffentlichkeit teilt die filigranen nationalistischen Unterscheidungen nicht, de- 
nen die Politik der Bundesregierung folgt. Während die Einwanderungspolitik im 
Namen der grundgesetzlich definierten Deutschstämmigkeit eine Anzahl von Polen, 
Rumänen und Russen zu Deutschen erklären muß, auch wenn diese keiner einzigen 
deutschen Silbe mächtig sind, macht die neue Rechte Front gegen Zuwanderer, selbst 
wenn diese vom Prenzlauer Berg in Ost-Berlin »stammen«. »Wärste doch drüben 
geblieben«, müssen sich Übersiedler am Arbeitsplatz sagen lassen. Eine Sprecherin 
des Vereins »Hilfe mit Herz<« faßt ihre Erfahrung mit dem mangelhaften öffentlichen 
nationalistischen Unterscheidungsvermögen so zusammen: »Es wird immer schlim- 
mer, weil ja alle (Zuwanderer) in einen Topf geworfen werden.« Zwischen den 
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Rechtskategorien der Asylsuchenden, der ausländischen Arbeitnehmer, der Aus- und 
Übersiedler und der Besucher aus der DDR macht das Publikum nur wenig Unter- 
schiede. Diesen Rechtsbegriffen mit ihren nationalistischen Implikationen stellte 
man eine alle umfassende Kategorie gegenüber, die des zugewänderten Konsumenten 
sozialstaatlicher Leistungen: »Die kriegen das Geld, und uns ziehen sie es von der 
Gesundheit ab«, so faßte der ehemalige Charlottenburger Bürgermeister die Stim- 
mung zusammen (vgl. »Zuwanderer müssen mitdem Neid derKollegen rechnen«. In: 
Der Tagesspiegel vom 16.2.1989, S. 14). 

Das Kriterium, nachdem hier ethnisch diskriminiert wird, hat den ganz abstrakten Ge- 
sichtspunkt der Zuwanderung zum Inhalt; faßt man die polnische und schlesische 
Herkunft einer großen Zahl westberliner Familien ins Auge, dann ist dieser Inhalt 
genauer nur als Zeitpunkt der Zuwanderung zu bestimmen. Den Diskriminierenden 
geht es aber nicht einfach um materielle Vorteile. Die meisten von ihnen werden mit 
Arbeitsplätzen und Wohnungen versorgt sein, und kaum einer wird sich dem naiven 
Glauben hingeben, dierechte Partei könne ihm dergleichen verschaffen, sofern es ihm 
daran fehlt. Vielleicht noch wichtiger als die materiellen Vergünstigungen selbst sind 
die Ansprüche auf soziale Anerkennung und Würde, die in entsprechenden Forderun- 
gen impliziert sind. Die Nationalsozialisten, daran ist hier zu erinnern, haben ihren 
Anhängern nicht materielle Vorteile versprochen, sondern sie ihrer Ansprüche auf 
Würde versichert. In der Abstammungsgemeinschaft schien sie eine krisensichere 
Grundlage zu haben. 

Daß es den Zugewanderten an spezifischen Kulturqualitäten mangele und daß dieser 
Mangel ordnungsgemäßem Verhalten entgegenstünde, ist eine Vorstellung, die sich 
auch in der Minderheitensoziologie findet. Zahlreiche Publikatonen haben die »Inte- 
grationsfähigkeit« und »Anpassungsprobleme« der Zugewanderten sowie deren »ei- 
gene kulturelle Identität« zum Thema gemacht. Das ist mit politischen Absichten ge- 
schehen, denen nichts ferner liegt als deutsch-nationaler Chauvinismus. Und doch, so 
hat Elias beobachtet, entgeht die Soziologie nicht immer dem spezifisch deutschen 
Kulturbegriff der Romantik. Er hatte die Bezüge zum humanistischen Universalismus 
abgestreift und suchte im Ursprünglichen das ganz Besondere und Wesentliche der 
einzelnen Gesellschaften. Nicht Weltbürgerlichkeit, sondern Ethnozentrismus kenn- 
zeichnen diesen Kulturbegriff. 


»Möglicherweise trug gerade diese völlige Ausblendung von humanistischen oder moralischen Beiklän- 
gen, zusammen mit der Betonung der Vergangenheit, der Überlieferung ... zur Übernahme des Begriffs 
»Kultur« - mehr oder weniger in der Bedeutung, die er als Symbol des Wir-Bildes stark national gesinnter 
und konservativer Sektionen der deutschen Mittelklassen erworben hatte — durch Sozialwissenschaften 
wie die Kulturanthropologie und die Soziologie bei. Wenn man nach einem Begriff sucht, der die unter- 
scheidenden Eigentümlichkeiten einer bestimmten Gesellschaft als im wesentlichen unveränderlich und 
zugleich als eine Tradition darstellte, die von der Vergangenheit her übermittelt wird, dann erfüllte der 
Kulturbegriff, wie er sich im Lauf seiner deutschen Entwicklung herausgebildet hatte, diesen Zweck un- 
zweifelhaft sehr gut. (Elias 1989, S. 177) 
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